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Vorwort 


E ntstehung und Eigenart verdankt die vor¬ 
liegende Schrift einem Auftrag. Sie ist aus 
der Praxis herausgewachsen. Es besteht zwar 
kein Mangel an Literatur über den Codex Iuris 
Canonici. Neben vortrefflichen Lehrbüchern stehen 
gute Werke über seine einzelnen Partien zur Ver¬ 
fügung. Es fehlt aber an einer Darstellung, die 
sich trotz sachlicher Vollständigkeit durch Knapp¬ 
heit, trotz Vielseitigkeit durch Übersichtlichkeit, 
trotz der Spröde des Stoffes durch Klarheit und 
Anschaulichkeit und bei der heutigen Notzeit 
durch Billigkeit im Preise auszeichnet. 

Nach einem solchen Werke verlangen nicht nur 
die Kandidaten der Theologie und der Jurispru¬ 
denz, sondern auch und noch mehr die jungen 
Priester, die noch ihre Examina abzulegen haben, 
die älteren Geistlichen, welche das neue kanonische 
Recht an der Hochschule nicht gehört haben oder 
wegen seelsorgerlicher Belastung die großen Lehr¬ 
bücher vielfach nicht mehr studieren können, und 
auch gebildete Laien, besonders Juristen, die sich 
rasch orientieren wollen. 

Es war demgemäß das Bestreben des Verfas¬ 
sers, das Recht der katholischen Kirche in knapper, 
übersichtlicher, klarer und anschaulicher Weise 
darzustellen. Diesem Zweck dienen u. a. die Ein¬ 
fügung praktischer Beispiele, die deutliche Heraus¬ 
stellung der Disposition und die reiche Schrift¬ 
abwechslung. Der wissenschaftliche Apparat wurde 
absichtlich vermieden und auf die wissenschaft¬ 
liche Literatur, die für ein tieferes Verständnis 
unentbehrlich bleibt, verwiesen. 
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Vorwort 


Für die Anordnung des Stoffes war die Reihen¬ 
folge des CIC selbst, von einigen unbedeutenden 
Ausnahmen abgesehen, maßgebend.... 

Das Partikularrecht der Diözesen konnte nicht 
cinbezogen werden. Die Abmachungen der Kon¬ 
kordate der deutschen Länder und des Reichs sind 
jedoch bei den einzelnen Sachgebieten berück¬ 
sichtigt. 

Freiburg i. Br., im Dezember 1934. 

Dr. A. Retzbach. 


Vorwort zur zweiten Auflage. 

Die sorgfältig bearbeitete Neuauflage weist zahl¬ 
reiche Verbesserungen und Erweiterungen auf. 
Durch die Einteilung des Stoffes in fünf Bücher 
ist die Übereinstimmung mit dem CIC hergestellt. 
Neu sind der ,,Geschichtliche Überblick“ über die 
Entwicklung des Katholischen Kirchenrechts, die 
,,Anmerkungen“ mit den im Text nicht unter¬ 
zubringenden Einzelheiten, einschlägigen neuen Ent¬ 
scheidungen und Verordnungen kirchlicher Stellen, 
sowie die ,,Anschriften“. Auch in den Text selbst 
wurden häufig kleinere und größere, praktisch be¬ 
deutsame Zusätze eingeschaltet. 

Frei bürg i. Br., im Oktober 1939. 


Der Verfasser. 
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Abkürzungen 

AK = Entscheidung der Kardinalskommission zur 
authentischen Auslegung des CIC. 
can. = canon und canones. 

CIC = Codex Iuris Canonici. 

BGB = Deutsches Bürgerliches Gesetzbuch. 

StGB == Deutsches Strafgesetzbuch. 

RV = Deutsche Reichsverfassung. 

CC = Konzilskongregation. 

CS = Sakramentskongregation. 

SO = Heil-Offizium. 

P = Poenitentiarie. 

EP = Eheprozeßinstruktion. 

* = Anmerkung am Schlüsse des Buches. 


Geschichtlicher Überblick. 


Dem Beispiel P. Gasparris (Kardinal staats- 
sekretär, ehemals Professor in Paris, j 1934), der 
dem CIC eine historische Einleitung vorausge¬ 
schickt hat, folgend, wird hier die kirchenrecht¬ 
liche Entwicklung in ihren Hauptzügen dargelegt. 

Man unterscheidet drei Perioden: die Perioden 
des ,,ius antiquum“, des „ius novum“ und des 
„ius novissimum“. 

I. Ius antiquum. Die Zeit des „Alten Rechts“ 
reicht bis zur Mitte des 12. Jahrhunderts. Die 
Kirchengesetze dieser Epoche wurden frühzeitig 
in „syllogae“ (Sammlungen) privatim und system¬ 
los zusammengefaßt. 

Hierher zählen z. B.: 

die Apostolischen Konstitutionen (3. Jahrh.); 

die Collectio Dionysiana des Mönchs Dionysius 
Exiguus (6. Jahrh.), die dadurch besondere Bedeutung er¬ 
langte, daß sie Karl dem Großen von Papst Hadrian als 
proprius Romanac Ecclcsiae Codex zum Geschenke gemacht 
und vom Kaiser auf dem Reichstag zu Aachen (802) als 
Liber canonum für das Frankenreich publiziert wurde; 

die pseudoisidorische Dekretensammlung, 
eine die kirchliche Disziplin nicht wesentlich beeinflussende 
Fälschung (9. Jahrh.). 

II. Ius novum. Die Periode des „Neuen Rechts“ 
geht von der Mitte des 12. Jahrhunderts bis zum 
Tridentinum (1545—1563). Um das Jahr 1140 
veranstaltete der Kamaldulenser Mönch Gratian, 
Professor zu Bologna, eine neue, doch nicht 
lückenlose Sammlung der bisherigen Kirchen¬ 
gesetze, welche für die Zukunft von der größten 
Bedeutung wurde: das „Deeretum Gratiani“. 
Gratian war der erste, welcher das ius canonicum 
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in fünf Büchern systematisch ordnete, als eigene 
Wissenschaft vortrug und so zum Vater der 
Wissenschaft des Kirchenrechts würde. 

Mit dem Fortschritt des kirchlichen Rechts 
entstanden bald neue Sammlungen. Erstmals 
haben einige von ihnen amtlichen Cha¬ 
rakter. 

So entstanden zwischen 1190 und 1226 neben andern die 
fünf als Collectio prima, secunda etc. bczeichneten. Von 
ihnen sind zwei sicher (3. u. 5.) und eine weitere (4.) 
wahrscheinlich amtlich, weil sic im Auftrag der Päpste 
Innozenz 111.(1198—1216) und Honorius 111 . (1216—1227) 
hergestellt und von ihnen publiziert wurden. 

Andere offizielle Sammlungen stellen dar: 

der Liber Extra (abgekürzt X), den der Domini¬ 
kanermönch Raymund von Penafort im Auftrag Gre¬ 
gors JX. (1227—1241) fertigte (auch als Dckretalcn Gre¬ 
gors IX. zitiert); 

der Liber Sextus (so benannt mit Rücksicht auf die 
fünf Bücher des X), den Bonifaz VIII. (1294—1303) her- 
steilen ließ, und 

die Clementinae, Gesetze Clemens’ V. (1304—1314), 
die nach dessen Tod Johannes XXII. im Jahre 1317 ge¬ 
sammelt promulgierte. 

Bis zur Verkündigung des C 1 C im Jahre 1917, also 
sechs Jahrhunderte hindurch, erschien keine amtliche 
Sammlung der Kirchengesetze mehr; wohl aber noch 
mehrere private, unter denen zwei hervorragen, in denen 
im Jahre 1500 Johannes Chappuis die Dckretalcn Johan¬ 
nes XXII. und einiger anderer Päpste zusammenstellte 
und sic seiner Ausgabe des Corpus Iuris Canonici bei¬ 
fügte: die sog. Extravagantes. 

I11 dem Corpus Iuris Canonici (Parallele 
zum Corpus Iuris Civilis Justinians) faßte man 
das Dekret Gratians, den Liber X, den Liber Sex¬ 
tus, die Clementinae und die beiden Extravaganten 
zusammen. Obwohl cs als Ganzes kein offizielles 
Rechtsbuch darstellt, sondern nur in den oben bc- 
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zeichneten Teilen amtlichen Charakter trägt, bil¬ 
dete es doch bisher die Hauptquellc des kano¬ 
nischen Rechts. 

Die beste Ausgabe besorgte E. Friedberg (2 Bde., 
Leipzig 1876 ff.). 

III. Ius novissimum. Die Periode des „Neuesten 
Rechts“ erstreckt sich Vom Tridentinum bis 1917. 
Es liegt in Bullarien, Konziliensammlungen, Akten 
der Päpste und der Kongregationen zerstreut vor. 

IV. Der Codex Iuris Canonici. Mit ihm tritt 
die große Wende ein. Erstmals wird das gesamte 
Kirchenrecht kodifiziert, in einem amtlichen Ge¬ 
setzbuch zusammengefaßt. Die Reform war ein 
dringendes Bedürfnis und seit langem von vielen 
Bischöfen, auch den deutschen, verlangt. Manche 
der in den erwähnten Quellen stehenden Gesetze 
waren im Laufe der Zeit aufgehoben oder ab¬ 
geändert worden, bezüglich anderer bestanden 
Zweifel an ihrer Gültigkeit, verschiedene waren 
veraltet und nicht mehr zeitgemäß, so daß Gasparri 
sich nicht scheut zu schreiben, das kanonische 
Recht scheine nicht anders definiert werden zu 
können, als Livius cs hinsichtlich des lusromanum 
tat: als immensus aliarum super alias coacervata- 
rum legum cumulus“ (ein unermeßlicher Haufen 
der verschiedensten zusammengctragcnenGcsetze). 
Infolgedessen war nicht bloß das Studium des 
Kirchenrechts außerordentlich schwierig, sondern 
es litt auch die Rechtssprechung und das kirch¬ 
liche Leben darunter. 

Nach verschiedenen fehlgeschlagenen Versuchen 
griff der große Reformator Papst Pius X. auch 
hier energisch durch und gab kurz nach seinem 
Regierungsantritt den Auftrag zu dem großen 
Werk (19. März 1904). Volle zwölf Jahre arbeitete 
die dafür eingesetzte Kommission, unter der Lei- 
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tung des Kardinals und gewiegten Kanonisten 
Pietro Gasparri sowie unter Mitwirkung der 
Bischöfe und von Kirclienrechtslehrcrn, an dem 
Gesetzbuch. Am Pfingstfest 1917 konnte es Papst 
Benedikt XV. mit der Bulle Providentissima 
mater feierlich promulgieren. 

Uber seinen Charakter • wird in § 1 Näheres 
dargelegt werden. Idier ist festzustellen, daß er 
keinen Bruch mit der Vergangenheit darstellt, 
sondern im Wesentlichen, die, wie Stutz (Der 
Geist des CIC, 1918) sagt, die Krone auf die bald 
2000jährige Entwicklung des Kirchenrechts setzt 
und insbesondere in der Hauptsache bloß den Ab¬ 
schluß dessen bedeutet, was die kirchliche Rechts¬ 
geschichte des 19. Jahrhunderts und des Beginns 
des 20. Jahrhunderts an Errungenschaften herauf¬ 
geführt hat. Er ist eine vollständige, erschöpfende 
Kodifikation des ganzen gemeinen katholischen 
Kirchenrechts nach Art der neuzeitlichen Gesetz¬ 
bücher, bringt freilich manche bedeutsame Än¬ 
derungen. Der gewaltige Stoff ist in sehr über¬ 
sichtlicher und zweckentsprechender Weise an- 
geordnet. Das Ganze stellt (nach Stutz) eine wohl¬ 
überlegte und ausgereifte Arbeit dar, in deren 
Veröffentlichung man eines der wichtigsten Er¬ 
eignisse der Kirchengeschichte sehen muß. 

V. Kanonisten der Vergangenheit. Da für die 
Auslegung des CIC das alte Recht und die kano- 
nistische Literatur von nicht geringer Bedeutung 
bleiben, so empfiehlt es sich, die bedeutendsten 
Kanonisten früherer Zeit und ihre Werke zu 
nennen. Diese sind: 

Reiffenstuel (f 1703): Ins canonicum Universum. 

5 Bde. 

Schmalzgrueber (f 1735): Ius ecclesiasticum. 
5 Bde. 
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Ferraris (+ um 1760): Prompta bibliotlicca cano- 
nica, iuridica, etc. 8 Bde. 

Santi (f 1885): Praelectiones iuris canonici. 5 Bde. 

Phillips (f 1S72): Kirchenrecht. 8 Bde. 

Vering (f 1S96): Lehrbuch des katholischen, orien¬ 
talischen und protestantischen Kirchenrechts. 

Hinschius (Protestant, f 1898): Das Kirchenrecht 
der Katholiken und Protestanten in Deutsch¬ 
land. 6 Bde. 

Hergenröther (f 1899): Lehrbuch des katho¬ 
lischen Kirchenrechts. 

Wernz (f 1915): Ius Decretaliuin. 6 Bde. 



Erstes Buch. 


Die allgemeinen Regeln 1 . 


§ 1. Einleitung. 

(can. i—7) 

1. Begriff des Kirchenrechts. Im objektiven 
Sinn bedeutet Kirchenrecht den Inbegriff der von 
Gott und der Kirche gegebenen Anordnungen zur 
Regelung der Verhältnisse der Gemeinschaft der 
Christen. 

Im s u b j e k t i v e n Sinn versteht man darunter 
die Summe der Befugnisse, die der Kirche und 
ihren Gliedern dem objektiven Recht gemäß zu- 
stchen. 

Wurzelt nach katholischer Auffassung alles Recht in 
Gott, so ist dies in besonderer Weise beim Kirchen¬ 
recht der Fall. Ein großer Teil desselben beruht auf 
unmittelbarer Anordnung ihres göttlichen Stifters Jesus 
Christus. 

2. Einteilung. Man unterscheidet: 

a) Göttliches und rein kirchliches Recht (ins • 
divinum — ius mere ecclesiasticum), je nachdem 
es von Gott selbst (durch das Naturrecht oder 
durch positives Gesetz) oder von der Gesetz¬ 
gebung der Kirche stammt. 

b) Gesetzes- und Gewohnheitsrecht, je nachdem 
das Recht durch ein positives Gesetz der Kirche 
oder durch Gewohnheit zustande gekommen ist. 

c) Allgemeines, partikuläres und Sonderrecht 
(ius commune — particulare — singulare), je 
nachdem cs für die ganze Kirche, nur für be- 

1 Literatur: Hilling, Die allgemeinen Normen des 
C1C. 1926. 

Retzbach, Recht der kathol. Kirche 
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stimmte Gebiete (Diözesen) oder bestimmte 
Personengruppen (Geistliche, Ordensleute) gilt. 

3. Bedeutung des CIC. Der CIC ist das Rechts¬ 
buch, und zwar das einzige geltende Rechtsbuch 
der abendländischen Kirche. Die morgcnländischc 
besitzt ihr eigenes Recht. Der CIC enthält in 
fünf Büchern: 

die allgemeinen Regeln (can. 1—86), 
das Personenrecht (can. S7—725), 
das Sachenrecht (can. 726—1551), 
das Prozeßrecht (can. 1552—2194), 
das Strafrecht (can. 2195—2414). 

Den Anhang bilden acht Dokumente: päpst¬ 
liche Konstitutionen oder Teile solcher betr. die 
Scdisvakanz des Heiligen Stuhls, die Papstwahl, 
den Pfarrkonkurs, das Verbrechen der Sollizita- 
tion und die Ehe der Bekehrten in den Heiden- 
ländern mit Vielweiberei. 

Der CIC handelt nur vom Recht im engeren 
Sinn (disciplina), nicht von den Riten und Zere¬ 
monien der Liturgie. Die liturgischen Bücher 
bleiben von ihm im allgemeinen unberührt; je¬ 
doch werden einzelne Änderungen vorgenommen. 

Das im Jahre 1925 neu edierte Rituale Romanum be¬ 
rücksichtigt die durch den can. 2 notwendig gewordenen 
Änderungen 

Der CIC ist am 19. Mai 1918 in Kraft getreten 
und hat einen lange bitter empfundenen Mißstand 
beseitigt. 

4 - Verhältnis zum alten Recht. Der CIC behält 
meist das bisherige Recht bei (Kodifikation), bringt 
indes mannigfache zeitgemäße Änderungen, indem 
er verschiedene Gesetze und Gewohnheiten aufhebt, 
manche Bestimmungen abändert und einzelne Ge¬ 
biete ganz neu regelt. 
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Neu geregelt bzw. abgeändert ist z. B. im Per¬ 
sonenrecht das bischöfliche Recht, das namentlich 
dadurch Erweiterung erfahren hat, daß die seit 
Jahrhunderten den Bischöfen vom Heiligen Stuhl 
jeweils auf fünf Jahre verliehenen Sondervollmach- 
(Quinquennalfakultäten) großenteils in das ge¬ 
meine Recht aufgenommen worden sind. 

Infolgedessen sollte es nach Inkrafttreten des CIC solche 
rakultaten nicht mehr geben. Indes zwangen die Wirklich¬ 
keiten des Lebens bald wieder zur Einführung neuer. Die 
zur Zeit geltenden tragen das Datum vom 30. April 1018 
Vgl. S. 557 ff. 

Auch den Pfarrern sind neue Vollmachten zu¬ 
gestanden worden (Dispensation vom Feiertags¬ 
und Pastengebot sow r ie von Ehehindernissen in ge¬ 
wissen Notfällen). 

Im Sachenrecht sind besonders die zahlreichen 
Änderungen des Eherechts hervorzuheben (Verlöb¬ 
nis, Hindernisse, Dispensen, Trauung). 

Das 1 rozeß-und das Strafrecht haben nur wenige 
Änderungen erfahren. 

Aufgehoben sind: 

a ) Die den V01 Schriften des Codex entgegen¬ 
stehenden allgemeinen wie partikulären Ge¬ 
setze (wenn nichts anderes über letztere aus¬ 
drücklich vorgesehen). 

b) Alle bisherigen im Codex wieder explicite noch 
implicite enthaltenen Gesetze (Ausnahme: die 
Vorschriften der liturgischen Bücher und des gött¬ 
lichen Rechts, des positiven wie des natürlichen). 

c ) Die im Codex nicht erwähnten Strafen. 

d) Die allgemeinen wie partikulären, dem Co- 
dex entgegenstehenden Gewohnheiten (con- 
suetudines contra legem), die vom Codex aus¬ 
drücklich als corruptelae iuris verworfen wer- 
(en , sowie alle Gewohnheiten contra legem. 

I* 
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ohne hundertjährige oder unvordenkliche Dauer 
(consuetudines centenariae vel immemorabiles; 
Ausnahmen vorgesehen). 

. e ) Gewohnheiten contra legem mit hundert¬ 
jähriger oder unvordenklicher Dauer, falls die 
Ordinarien sie nicht in Anbetracht der Umstände 
aufrecht erhalten zu müssen glauben. 

Beispiele zu d) und e): Das Recht zur Ernennung 
und Institution der Pfarrer kommt dem Ordinarius loci 
zu, reprobata contraria consuetudine (can. 455, § 1). 

I _ I J_ d . er Erzdiözese Freiburg wird die Gewohnheit, die 
an Weihnachten die Mitternachtsmesse ausschließt, mit 
gewissen Einschränkungen auf ausdrückliche Entschei¬ 
dung des Ordinarius hin aufrecht erhalten, um zu be¬ 
fürchtende Mißstände fernzuhalten, obwohl can. 821, 
s 2 die Pfarrmesse um Mitternacht gestattet. Dagegen 
wurde die alte Gewohnheit, den Dekan durch die 
Pfarrer zu wählen, als Widerspruch mit dem gemeinen 
Recht (can. 446) aufgehoben. 

Keine Änderung erfahren: 

a) Die vor dem Inkrafttreten des Codex ab¬ 
geschlossenen Konkordate, ein deutlicher 
Beweis dafür, daß die Kirche nicht der Privi¬ 
legientheorie huldigt, sondern in den Konkor¬ 
daten beide Parteien gleichmäßig verpflichtende 
(völkerrechtliche) Verträge sieht. 

b) Die von andern erworbenen Rechte, 
z. B. die Patronatsrechte. 

c) Die vom Apostolischen Stuhle bisher ge¬ 
währten und noch geltenden Privilegien und 
Indulte, sie müßten denn im Codex ausdrück¬ 
lich widerrufen sein. 

Zürn Beichthören der Nonnen bedarf beispielsweise 
jeder Priester besonderer Vollmacht, revocata qualibet 
contraria particulari lege seu privilegio (can. 876, § i). 

d) Die partikulären Gesetze, die dem 
Codex nicht widersprechen. 


hrstes Huch. Die allgemeinen Regeln. 


5 


c) Die Gewohnheiten praeter legem, 
d. h. solche, die den Vorschriften des Codex nicht 
entgegenstchen, z. B. das Verbot des Barttragens 
der Geistlichen. 

Demnach enthält der C 1 C, obwohl das ein¬ 
zige Rechtsbuch, nicht alles geltende Recht. 

5. Auslegung. Zur authentischen Ausle- 
gung des Codex bestellt eine besondere, von 
Benedikt XV. eingesetzte Kardinalskommission. 
Sic hat schon sehr häufig ihres Amtes gewaltet. 

6. Literatur: Eich mann, Lehrbuch des Kir¬ 
chenrechts. 4. Aufl. 2 Bde. 1934. — S ä g m ü 11 e r. 
Lehrbuch des kathol. Kirchenrechts. 4. Aufl. 2 Bde. 
1925 ft. — Perathoner, Das kirchliche Ge¬ 
setzbuch. 5. Aufl. 1931. — Wernz-Vidal. 
Ins canonicum. 1923fr. — Koeniger, Kathol. 
Kirchenrecht. 1926. — Vermeersch-Creuscn, 

Epitome iuris canonici. 6. Aufl. 1937. _ Stutz, 

Geist des CIC. 1918. — Gasparri-Seredi, CIC 
hontes. 1923 ft'. (Qucllensammlung!) — Bruno, 
CIC Interpretationes authenticae 1917—1935. 1935. 

Archiv für kathol. Kirchenrecht. 1857 ff. 

§ 2. Das Kirchengesetz. 

(can. 8—23) 

Das allgemeine wie das partikuläre Recht fließt 
aus zwei Quellen: Gesetz und Gewohnheit. Sin¬ 
guläres Recht schaffen der Befehl, das Reskript, 
das Privileg und in gewissem Sinn auch die Dis¬ 
pensation. Für alle stellt der CIC allgemeine Re¬ 
geln auf, deren Kenntnis wichtiger ist, als man 
gemeinhin annimmt. 

Das Gesetz ist eine von der rechtmäßigen 
Obrigkeit in schriftlicher Form erlassene Vor¬ 
schrift allgemeinen Charakters. Es enthält viel¬ 
fach göttliches Recht (Einheit und Unauflöslich¬ 
keit der Ehe, Primat des Papstes usw.). Insoweit 
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dies der Fall ist, ist es allgemein verbindlich und 
unabänderlich. Anders ist es mit dem rein kirch¬ 
lichen Gesetz (lex mere ecclesiastica). Hierfür 
gelten folgende Grundsätze. 

1. Promulgation. Das Gesetz bedarf zu seiner 
Gültigkeit der Veröffentlichung (Promulgation). 

Die Gesetze des Apostolischen Stuhles 
werden durch die Ausgabe in den Acta Apostolicae 
Sedis promulgiert. In Kraft treten sie, wenn nicht an¬ 
ders im Einzelfall bestimmt ist, drei Monate danach. 
Die bischöflichen Gesetze treten mit der Verkün¬ 
dung in Kraft (can. 335, § 2). Die Art der Promulgation 
setzt der Bischof fest (Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Diözese, Verkündigung von der Kanzel). 

2. Unkenntnis des Gesetzes. Man unterscheidet 
verschuldete und unverschuldete Unkenntnis. Nur 
die unverschuldete entschuldigt von der Nicht¬ 
befolgung des Gesetzes bzw. schützt vor Strafe 
im Fall der Übertretung (can. 2202); an der Gül¬ 
tigkeit des Gesetzes ändert sie natürlich auch 
nichts. Insbesondere gilt dies von den Gesetzen, 
die einen Akt für nichtig oder eine Person für 
rechtsunfähig erklären (can. 16, § 1). 

Bei trennenden HindernisserTTsT~z. B. die Ehe un¬ 
gültig, auch Wenn die Nupturienten das Hindernis nicht 
kennen. Falls ein Jüngling unter 16 Jahren oder ein 
Mädchen unter 14 Jahren eine Ehe eingehen, ist sie un¬ 
gültig, mögen sie das Hindernis des Alters kennen oder 
nicht (can. 1067. § 1). 

3. Rückwirkende Kraft hat das Gesetz in der 
Regel nicht. Es hat sie aber dann, wenn es aus¬ 
drücklich vorgesehen ist. 

Die Gültigkeit oder Ungültigkeit der vor dem 19. Mai 
1918 geschlossenen Ehen hängt nicht von dem neuen, 
sondern von dem früheren Recht ab. 

4. Das zweifelhafte Gesetz verpflichtet nicht. 

Das gilt nur von dem dubium iuris, d. h. beim 
Zweifel, ob ein Gesetz besteht oder ein bestimmter 
Tatbestand unter es fällt. 
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Bei einem dubium facti, d. h. beim Zweifel, ob 
z - hic et nunc eine Blutsverwandtschaft vorliegt, 
gilt das Gesetz; indes kann der Bischof dispensieren, 
falls der Papst von der betr. Vorschrift zu dispensieren 
Pflegt. 

5. Wer untersteht den Kirchengesetzen? 

a) Nicht unterstehen ihnen: 

a) Alle Ni cht getauften; die Kirche be¬ 
sitzt über sie keine Jurisdiktion. 

ß) Die Getauften jeden Alters ohne 
hinreichende n V ernunftgebrauc h (Gei¬ 
steskranke). 

y) Die getauften Kinder unter 7 Jahren, 
auch solche mit Vernunftgebrauch. 

Ausnahmen sind vorgesehen. Can. 906 schreibt z. B. 
die jährliche Beicht ohne Rücksicht auf das Alter für 
alle zum Vernunftgebrauch Gelangten vor. 

b) Es unterstehen ihnen im übrigen alle 
Getauften, auch die Nichtkatholiken, soweit 
sic nicht ausdrücklich ausgenommen sind. 

So sind z. B. die Ehen der nichtkatholischen Chri¬ 
sten unter sich an die hormvorschrift der Trauung 
coram parocho et duobus testibus nicht gebunden 
(can. 1099, § 2). 

6. Örtlicher Charakter der Gesetze. Die Gesetze 
haben in der Regel territorialen, ausnahmsweise 
personalen Charakter; sie gelten gewöhnlich in 
einem Gebiet, nur ausnahmsweise betreffen sie 
direkt bestimmte Personengruppen. Daraus er¬ 
geben sieh wichtige 

Praktische Folgerungen: 

a) Die allgemeinen Gesetze, d. h. für die 
ganze Kirche berechneten, verpflichten überall. 

Der Geistliche muß überall das geistliche Kleid tra¬ 
gen, der Katholik muß überall der Sonntagspflicht ge- 
nugen, er kann nirgends die Ehe anders als coram 
l arocho et duobus testibus schließen. 
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b) Die partikulären Gesetze, d. li. die für ein 
bestimmtes Gebiet, z. ß. eine Diözese, erlassenen, 
verpflichten nur in dem betreffenden Gebiet und 
nur unter zwei Voraussetzungen : 

Man muß in dem betr. Gebiet ein Domizil oder 
Quasidomizil haben (vgl. dazu 2. Buch, § 9). 

Man muß sich zugleich daselbst aufhalten. 

Demnach sind 

Fremde (peregrini), d. h. solche, die ein Domi¬ 
zil oder Quasidomizil haben, aber jetzt vorüber¬ 
gehend in einem andern Gebiet sich aufhalten, 
weder an die besonderen Gesetze ihres 
Aufenthaltsorts noch ihres Territori- 
11 m s gebunden, wohl aber an die allgemeinen 
Gesetze, falls sie am Aufenthaltsort gelten, auch 
wenn sie in ihrem Territorium nicht gelten. 

Wenn z. B. jemand aus der Diözese Freiburg am 
19. März sich in Bayern aufhält, muß er den St. Josephs¬ 
tag feiern, obwohl er in seiner Heimat nicht gefeiert 
wird, weil der Tag nicht ein speziell bayrischer, son¬ 
dern ein allgemeiner Feiertag ist (can. 1247, § 1). Wenn 
der gleiche an Fronleichnam im Elsaß sich aufhält, 
braucht er keine heilige Messe zu hören, weil dort der 
Tag nicht Festtag ist. 

Ausnahmen von der Regel: Fremde sind an die 
Gesetze des Aufenthaltsortes gebunden, soweit 
es sich um die öffentliche Ordnung handelt, dürfen 
z. B. an Feiertagen nicht öffentlich knechtlichc Arbei¬ 
ten verrichten. Sie sind an die Gesetze ihres Terri¬ 
toriums gebunden, wenn diesem die Nichtbefolgung 
Schaden verursachen würde. 

Die vagi, d. h. Personen ohne Domizil oder 
Quasidomizil, fahrendes Volk, sind an die an 
ihrem jeweiligen Aufenthaltsort geltenden allge¬ 
meinen und partikulären Gesetze gebunden. 

c) Personale Gesetze verpflichten natürlich 
überall. Z. B. die besonderen Verpflichtungen des 
Klerus. 
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7. Auslegung der Gesetze. Man unterscheidet 
die authentische und die wissenschaftliche Aus¬ 
legung. 

Authentisch auslegen kann das Gesetz der Ge¬ 
setzgeber und sein Nachfolger sowie der von 
diesen dazu Bevollmächtigte (vgl. oben § 1, n. 5). 
Der Codex stellt für die Auslegung verschiedene 
Regeln auf. Unter andern besonders folgende: 

Gesetze, die eine Strafe fcstsetzen oder den 
freien Rechtsgebrauch einschränken oder eine 
Ausnahme vom Gesetz enthalten, sind enge 
(stricte) auszulegen. 

8. Erlöschen der Gesetze. Befristete Gesetze 
erlöschen mit dem Ablauf der Frist, unbefristete 
erlöschen ganz oder teilweise durch Aufhebung 
oder Abänderung seitens der zuständigen Obrig¬ 
keit sowie durch eine entgegenstehende neue 
Gewohnheit. (Vgl. auch unten § 4.) 

Die Aufhebung (Änderung) kann direkt oder in¬ 
direkt geschehen, je nachdem der Gesetzgeber das Ge¬ 
setz ausdrücklich zurücknimmt oder ein neues, ihm 
widersprechendes Gesetz erläßt oder die Materie neu 
regelt. 

Man unterscheidet abrogatio = gänzliche Ab¬ 
schaffung, derogat io = teilweise Abschaffung, 
obrogatio = Änderung eines Teils. 

Eine lex generalis hebt nur dann die besonderen Ge¬ 
setze und Statuten einzelner Orte oder Personen auf, 
wenn dies im neuen Gesetz ausdrücklich gesagt wird 

§ 3. Der Befehl. 

(can. 24) 

Verwandt mit dem Gesetz ist der Befehl (prac- 
ceptum), etwas zu tun oder zu unterlassen, der 
von einem Obern (Papst, Bischof, Superior) einer 
oder mehreren Personen, meist auf vorüber¬ 
gehende Zeit, gegeben wird. (Beispiel: die von 
Leo XIII. angeordneten 3 Ave Maria nach der 
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stillen Messe.) Als personelle Vorschrift ver¬ 
pflichtet er, rechtmäßig gegeben, die Betroffenen 
überall, mag er f o r m 1 o s (mündlich) oder in einer 
bestimmten Form (schriftlich oder vor zwei 
Zeugen) gegeben sein. 

Der formlose Befehl erlischt — im Gegensatz 
zum Gesetz — mit dem Recht des Befehlenden. 
Der qualifizierte, d. h. der schriftlich oder vor zwei 
Zeugen erteilte Befehl dauert fort, und nur ein 
solcher kann gegebenenfalls gerichtlich gel¬ 
tend gemacht werden. 

So ist z. B. den Geistlichen der Wirtshausbcsuch ver¬ 
boten ohne Strafsanktion. Dem dagegen Fehlenden 
kann der Bischof ein spezielles Verbot geben, dessen 
Übertretung nur dann ein gerichtlich verfolgbares De¬ 
likt ist, wenn mit dem Verbot eine Strafe nicht bloß 
angedroht, sondern dies auch schriftlich oder vor zwei 
Zeugen geschehen war. (Vgl. can. 2195, § 2 und 
2222, § 1.) 

§ 4. Die Gewohnheit. 

(can. 25—30) 

Obwohl der Codex nach den Ausführungen in 
§ 1, n. 4 im allgemeinen dem Gewohnheitsrecht 
nicht günstig ist, so läßt er doch nicht bloß bis¬ 
herige Gewohnheiten weiterbestehen, sondern er¬ 
möglicht auch die Entstehung neuer Gewohn¬ 
heiten. Nur von solchen ist in diesem 
Paragraph die Rede. 

1 • Begriff. Die Gewohnheit ist ungeschrie¬ 
benes, durch Übung entstandenes Recht. 

Im Gegensatz zum Staat hat die kirchliche Ge¬ 
wohnheit die Zustimmung des zuständi¬ 
gen Obern zur Voraussetzung, ja sie 
verdankt ihr allein die Kraft, weil in der Kirche 
das Volk kein Recht erzeugen kann, sondern die 
Gesetzesgewalt einzig und allein bei der Obrigkeit 
ruht. 
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Die Zustimmung des Obern braucht keine ausdrück¬ 
liche zu sein; es genügt die stillschweigende und ins¬ 
besondere die im Codex vorgesehene Möglichkeit der 
Gcwohnheitsbildung (conscnsus legalis). 

Träger einer Gewohnheit können nicht einzelne 
Personen, sondern nur Gemeinschaften (communi- 
tates) sein, welche fähig sind, ein Gesetz zu emp¬ 
fangen (Bistum, Orden, Kapitel; nicht Pfarrei, 
weil sie keine persona moralis ist). 

2. Arten. Man unterscheidet consuetudo iuxta, 
contra und praeter legem, je nachdem sie 
dem Gesetz gemäß ist oder ihm widerspricht oder 
es gar nicht berührt, d.h. etwas regelt, worüber 
das Gesetz nichts bestimmt. 

3. Voraussetzungen. 

a) Dem göttlichen Recht (iuri divino sive 
naturali sive positivo) widersprechende Gewohn¬ 
heiten können nie entstehen. 

b) Sonstige Gewohnheiten contra ius können 
nur entstehen, wenn sie vernünftig sind (das 
sind die iir Recht ausdrücklich reprobierten 
nicht) und eine ununterbrochene Dauer von 
40 Jahre n haben. 

Hundertjährige oder unvordenkliche Dauer ist 
erforderlich, wenn das Gesetz eine künftige Ge¬ 
wohnheiten verbietende Klausel hat. 

c) Die Gewohnheiten praeter legem 
müssen ebenfalls vernünftig sein und mindestens 
40 Jahre ununterbrochen mit dem animus se obli- 
gandi dauern. 

Von der consuetudo, besonders der iuxta legem, gilt 
die Regel* Consuetudo est optima legum interpres. 

4. Erlöschen. Die Gewohnheiten contra oder 

praeter legem werden durch eine neue gegen¬ 
teilige Gewohnheit oder durch Gesetze aufee- 
hoben. 5 
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Hundertjährige Gewohnheiten werden durch ein Ge¬ 
setz nur aufgehoben, wenn dies ausdrücklich bemerkt 
ist. Ein allgemeines Gesetz hebt die partikulären Ge¬ 
wohnheiten nicht auf. 

§ 5. Das Reskript. 

(can. 36—62) 

1. Begriff. Mit Reskript bezeichnet man einen 
Bescheid des Apostolischen Stuhls 
und anderer Ordinarien auf ein Gesuch 
oder eine Anfrage. Es handelt sich dabei gewöhn¬ 
lich um die Gewährung einer Vollmacht in 
Rechtssachen oder einer Gnade. Auch Erlasse 
der Bischöfe und ihrer Kurie zählen rechtlich 
zu den Reskripten, wenn sie auf Eingaben ant¬ 
worten. 

Die Reskripte spielen in der Praxis des Seel¬ 
sorgers keine unbedeutende Rolle, weswegen die 
Kenntnis der hauptsächlichen Bestimmungen er¬ 
forderlich ist. 

2. Gültigkeit. Die Gültigkeit der Reskripte 
hängt von der Erfüllung gewisser Bedingungen 
ab. 

a) Die Bitten müssen wahr sein. 

Außerdem müssen die aus dem Wortlaut des 
Reskripts als wesentlich sich ergebenden Be¬ 
dingungen erfüllt sein. Dieselben sind z. B. durch 
die Klausel si,. dummodo usw. ausgedrückt. 

Indes macht nicht jede subreptio (Verschweigung 
von etwas Wahrem) oder die obreptio (Anführung 
von etwas Falschem) das Reskript ungültig. 

Im Falle der subreptio ist es gültig, wenn min¬ 
destens die nach dem Stylus curiae (dem Gebrauch des 
Heiligen Stuhls oder des Ordinariats) zur Gültigkeit 
erforderlichen Angaben gemacht sind; im Fall der 
obreptio ist es gültig, wenn der einzige angegebene 
Grund oder bei Angabe von mehreren Gründen m i n- 
destens einer der Wahrheit entspricht, mögen auch 
sonst falsche Angaben gemacht sein. 


Erstes Buch. Die allgemeinen Regeln. 


13 


NB. Eine wichtige Au s n a h m e macht can. 1054. 
Die Ehedispens von einem iinpedimentum minus wird 
nicht durch subreptio und nicht durch obreptio ungül¬ 
tig, mag auch die causa finalis im Gesuch falsch dar¬ 
gelegt worden sein. 

Über die Strafe für sub- oder obreptio vgl. can. 
2361 und § 197. 

b) Wenn ein Bittgesuch von einer Behörde ab¬ 
geschlagen worden ist, so kann es eine andere, 
sonst zuständige Behörde nicht ohne weiteres 
gültig bewilligen. 

Es soll deshalb niemand eine vom eigenen Or¬ 
dinarius versagte Bitte vor einen andern Ordi¬ 
narius bringen, ohne jene Versagung zu erwäh¬ 
nen. Und der zweite Ordinarius soll die Bitte 
nicht erfüllen, bevor er die Gründe des ersten Or¬ 
dinarius zur Ablehnung erfahren hat. 

Man beachte folgende besondere Bestimmungen: 
Wenn von einer römischen Kongregation oder 
einem römischen Offizium eine Gnade versagt 
wurde, so kann sie von einer andern Kongregation, 
einem andern Offizium oder dem an sich dazu kompe¬ 
tenten Ordinarius loci (Bischof, Generalvikar) 
nicht gültig gewährt werden, wenn nicht die zuerst 
angegangene Stelle (oder Stellen) ihre Zustimmung 
geben (ausgenommen die Pönitentiarie pro foro in- 
terno). 

Ist ein Gnadengesuch vom General vikar abge¬ 
wiesen und nachher vom Bischof ohne Erwähnung die¬ 
ser Versagung erbeten und bewilligt worden, so ist 
das Reskript ungültig. Wenn der Bischof ein Ge¬ 
such abgeschlagen hat, kann der Generalvikar es nicht 
valide gewähren, auch wenn die bischöfliche Entschei¬ 
dung vom Bittsteller erwähnt wurde, es müßte denn 
sein, daß der Bischof jetzt zustimmt. 

3. Formfehler im Reskript, wie ein Irrtum in 
der Person des Bittstellers oder des Ausstel¬ 
lers usw. oder im Wohnort oder in der Sache, ma¬ 
chen das Reskript nicht ungültig, wenn nur nach 
dem Urteil des Ordinarius über ihren Sinn kein 
Zweifel obwaltet. 
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4. Reskripte des Apostolischen Stuhls (ohne 
Exekutor) sind dem Ordinarius des Bittstellers 
nicht zu präsentieren (z. B. Erlaubnis zum Lesen 
verbotener Bücher, Befreiung vom Breviergebet), 
wenn dies im Reskript nicht ausdrücklich vor¬ 
geschrieben ist oder es sich nicht um öffentliche 
Dinge handelt. Handelt es sich um öffentliche 
Dinge, so sind die Reskripte dem Ordinarius vor¬ 
zulegen; ebenso, wenn erst ihre Voraussetzungen 
zu prüfen sind. 

Das Reskript, das z. B. das Recht der Hauskapelle 
gibt, ist vorzulegen, weil der Ordinarius die Dezenz 
des Ortes festzustellen hat. 

Wenn die Reskripte nicht eine einfache Gnade, son¬ 
dern ein Privileg oder eine Dispensvollmacht enthalten, 
gelten außerdem die Bestimmungen über diese beiden. 

§ 6. Das Privileg. 

(can. 63—79) 

1. Begriff. Im weiteren Sinn bedeutet Pri¬ 
vileg die Sonderrechte einzelner Stände, z. B. die 
Vorrechte des Klerus (leges singuläres). Der Co¬ 
dex selbst verwendet den Ausdruck auch in die¬ 
sem weiteren Sinn. 

Im engeren Sinn ist das Privileg eine lex 
specialis, ein Ausnahmegesetz für einzelne Per¬ 
sonen oder Objekte (Sachen, z. B. Altarprivileg, 
und Orte). In der Regel gilt das Privileg auf 
immer. 

2. Erwerb. Das Privileg wird erworben: 

durch direkte Verleihung seitens der kom¬ 
petenten Obrigkeit, 

durch Teilnahme an dem einem andern verlie¬ 
henen Privileg (indirekte Verleihung), 

durch rechtmäßige Gewohnheit oder Ersitzung. 

3. Arten. Man unterscheidet vor allem: 

privilegia contra und praeter ius (dem Gesetz 
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zuwiderlaufende oder es nicht berührende Privi¬ 
legien); 

privilegia personalia und realia, (an eine Per¬ 
son, z. B. Kardinal, oder an eine Sache oder einen 
Ort, z. B. Altar, gebundene Privilegien); 

privilegia favorabilia und odiosa (günstige oder 
lästige Privilegien). 

Zu den Privilegien praeter ius zählen die f a c u 11 a- 
t e s habituales. Die den Bischöfen und andern Ordi¬ 
narien vom Apostolischen Stuhl verliehenen facultates 
habituales (ständige Vollmachten) kommen auch dem 
Generalvikar zu. 

4. Erlöschung. Die Privilegien verlieren ihre 
Kraft 

durch Verzicht seitens des Inhabers, 
durch Widerruf seitens des zuständigen Obern, 
durch den Tod des Inhabers bzw. den Unter¬ 
gang des Objekts, 

durch Ablauf der Zeit, wenn sie befristet sind, 
durch den Gebrauch aller bewilligten Fälle, 
durch künftiges Schädlich-oder Sündhaftwerden, 
durch Entziehung wegen Mißbrauch. 

Das Privileg geht durch Nichtgebrauch nicht ver¬ 
loren, falls es andern nicht zur Last ist. 

5. Auslegung. Die Privilegien sind zunächst 
nach ihrem Wortlaut auszulegen; im Zweifel 
sind sie stricte auszulegen, wenn sie für andere 
odios sind oder es sich um streitige Angelegen¬ 
heiten handelt oder das Privileg zwecks Er¬ 
langung eines kirchlichen Benefiziums verliehen 
wurde. In allen Fällen muß dem Privilegierten 
irgend ein Vorzug (gratia) bleiben. Im übrigen 
sind die Privilegien weit auszulegen. 

§ 7. Dispensation. 

(can. 80—86) 

V Begriff. Der Codex gibt selbst die Definition: 
»Dispensatio seu legis in casu speciali relaxatio.“ 
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pie Dispensation läßt das Gesetz bestehen, be¬ 
ireit aber in einem speziellen Fall von dessen Be¬ 
folgung, um den besondern Bedürfnissen Rech¬ 
nung zu tragen. Sie spielt vor allem bei der Ehe 
eine große Rolle. 

2. Zuständig für die Dispensation ist: 

a ) ^ er Gesetzgeber, sein Nachfolger und 
dcien Oberer sowie die von ihnen Bevollmäch¬ 
tigten. 

b) Der Papst kann von allen rein kirchlichen 
Gesetzen, den allgemeinen wie den speziellen, 
dispensieren. Er ist für alle andern Gesetzgeber 
der Superior. 

Der Papst kann auch in gewissen Fällen vom gött¬ 
lichen Recht dispensieren, nämlich dann, wenn dessen 
Verpflichtung vom menschlichen Willen ausgeht (Pe- 
rathoner), z. B. super matrimonio rato sed non consum- 
mato (can. 1119), von Gelübden (can. 1399). 

c) Die Bischöfe und andere Ortsordinarien 
können von den Diözesangesetzen allge- 
m e i n und von denen der Provinzialkon- 
zilien (Versammlung der Bischöfe einer Pro- 
\ inz) und Plenarkonzilien (V ersammlung 
der Ordinarien mehrerer Provinzen mit Zustim¬ 
mung des Papstes und unter Leitung seines Dele¬ 
gaten) im Einzelfall dispensieren. 

Sie können — aus eigenem Recht — nicht 
dispensieren von den allgemeinen Kirchen¬ 
gesetzen und den partikulären Gesetzen, die der 
Papst speziell für ihr Territorium gegeben hat. 
Sie bedürfen hierzu besonderer Vollmacht. Tn den 
Quinquennalfakultäten sind ihnen solche 
Vollmachten gegeben. (S. Beilage am Schlüsse 
dieses Buches.) Ebenso im CIC selbst. 

Wichtige Ausnahme. Sie können von den all¬ 
gemeinen und den vom Papst für ihr Territorium speziell 
gegebenen Gesetzen in einem besonderen Fall ohne spe- 
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wen " der Rekurs an den 
einten Muhl schwierig ist und zugleich die Gefahr 
große,, Schadens droht; indes auch in diesem Fall nur 
,'fWt ^P°s.olische Stuhl die Dispens .» "eben 

delicto voluntarH homiddii!) ht V °” ^ Irregl,larität 

n „ d ? D,e Pfarrer haben an sich keinerlei Dis- 
I ensgewalt. Sie haben solclie nur, soweit sic 
ihnen ausdrücklich vom Recht gewährt ist. 

Nach can. 12.15 können z. B. die Pfarrer in einzelnen 

mhw V In m a ' ,S gere 1 chter Ur sache einzelne Pfarrkinder 

oder Ir Fw VO ", dcr Beobachtung der Sonntagsfeier 
oder der Fastengebote dispensieren. b 

i,r™ ? 1 farre r n " ie and em Priestern sind für die Fhe 

ZllTtvT«L p z 4 % 1,esondcre Vo,,machte " «e- 

3 - Bedingungen. Nur bei Vorlicgcn einer iusta 
ct rattonabilis causa darf dispensiert werden 
~onst ist die durch einen „inferior“, d. b. durch einen 
niederen Vorgesetzten, vom Gesetz eines höheren 

W0B 

'<| r 4 » S “reTota" 7 £'o V <,” 

lntn ,C n S ' lnerlaill,t ,,nd nngültig. Wenn der BUcho 
xon den Diözesangesetzen ohne Grund dispensiert is 
die Dispens gültig; sie wäre ungültig, wenn er [nner 

“„xAnSr"" 2 “ G “ 

Wenn über die sufficientia causae Zweifel be¬ 
stehen, kann sie liehe et valide erteilt werden. 

4 - Auslegung. Als vulnera legis sind die Dis- 
Pensen in streitigen Angelegenheiten, oder wenn 

kircm r , ande ; e ° dios ° dcr zur Erlangung eines 
Zil "” S SegCbe " Si " d . 'sO ikW 

-<»i P R" S J!"T aCl " en K,r Cii ' e " l )estlmmt eii Fall 

Recht der kathol. Kirclio ^ 
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sind auch strikte, generelle Vollmachten dagegen 
weit auszulegen. 

5. Erlöschen. Die Dispensen von sich wieder¬ 
holenden Verpflichtungen (z. B. vom Fastengebot) 
gehen wie das Privileg verloren. Außerdem er¬ 
löschen sie durch sichern und vollständigen W cg- 
fall der causa motiva (Krankheit, Armut usw.). 
Steht der vollständige Wegfall des Grundes nicht 
sicher fest, so ist die Dispens nicht erloschen. 

§ 8. Die Zeitberechnung. 

(can. 31—35) 

Fristen und Termine spielen wie im Rechts- 
lebcn des Staates auch im Rechtsleben der Kirche 
keine unbedeutende Rolle; man denke an die 
Weiheinterstitien (can. 978)» an ( ^ c Erteilung der 
heiligen Weihen (can. 1006), an die Fristen im 
Prozeßrecht (can. 1634 f.), an die Verjährung 
(can. 17031t.). Deshalb hat der Codex auch diese 
Dinge näher geregelt (can. 31—35). 

t. Für die Stundenberechnung eines Tages hat 
man sich an den ortsüblichen Gebrauch zu halten. 
Indes ist für vier Fälle eine Ausnahme 
vorgesehen, in denen man vom Ortsgebrauch ab- 
weichcn und sich nach der wahren (natürlichen) 
oder mittleren Ortszeit oder nach der gesetz¬ 
lichen (regionalen oder außerordentlichen) Zeit 
richten darf (can. 33, § 1). 

Diese vier Fälle sind: 

Zelebration der privaten Messe, 
Private Rezitation des Breviers, 
Empfang der heiligen Kommunion, 
Beobachtung des Fasten - und Absti¬ 
nenz g e b o t s. 

2. Die Berechnung des Monats und Jahres 
zeigt mannigfache Unterschiede. 
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Gewöhnlich wird der Monat mit 30, das 
Jahr mit 365 Tagen berechnet. 

Ist aber der Monat mit seinem eigenen 
Namen (Februar) oder das Jahr ganz genau 
bezeichnet (anno proxime futuro), dann ist der 
Kalendermonat oder das Kalenderjahr maßgebend 
(also 28 oder 29 Tage, bzw. 366 Tage). 

Außerdem ist Folgendes zu beachten: 

a) Wenn bei der Angabe der Zeit der termi- 
nus a quo nicht bezeichnet ist (Suspension 
für einen Monat, für zwei Jahre), so wird die 
Zeit von Moment zu Moment berechnet, und 
zwar wird beim tempus continuum (Suspension 
für einen Monat) Monat und Jahr nach dem Ka¬ 
lender, sonst die Woche mit 7, der Monat mit 30 
und das Jahr mit 365 Tagen berechnet. 

Beispiel: Priester A wird am 1. Januar auf zwei Mo¬ 
nate von der Feier der heiligen Messe suspendiert. Die 
Strafe hört mit dem 28. oder 29. Februar auf. 

b) Ist bei Angabe der Zeit der terminus a 
quo bezeichnet, so sind 5 Fälle zu unterscheiden: 

a) Monat und Jahr sind wie im Kalender zu 
nehmen. 

ß ) Fällt der terminus a quo mit dem Anfang 
des Tages zusammen (2 Monate Ferien vom 
15. August ab), so wird der erste Tag mitgezählt, 
und die Zeit ist mit dem Anfang des letzten Tages 
der gleichen Zahl abgelaufen. 

y) Fällt der terminus a quo mit dem Anfang 
des Tages nicht zusammen (14. Lebensjahr, 
1 Jahr Noviziat, Frist von 10 Tagen zur Appel¬ 
lation), so wird der erste Tag nicht mitgezählt, 
und die Zeit ist erst mit dem Ende des letzten 
Tages der gleichen Zahl abgelaufen. 

Z. B. ist 1 Jahr Noviziat vorgeschrieben. Nehmen wir 
an, es beginne am 1. Mai 1935. dann endet es am 1. Mai 

2 * 
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1936 um Mitternacht, so daß erst am 2. Mai die Profeß 
folgen kann. 

d) Wenn der Monat einen Tag der gleichen 
Zahl (29., 30., oder 31.) nicht hat (ein Monat vom 
30. Januar ab), dann schließt die Zeit nach der 
Verschiedenheit des Falles mit dem A 11 f a 11 g 
oder Ende des letzten Monatstages. 

Z. B.: Priester A wird vom 30. Januar an auf einen 
Monat suspendiert; die Strafe hört am Morgen des 
28. Februar auf, da nach obiger Regel (ß) der erste Tag 
mitgezählt wird. Wird dem Priester am 30. Januar mit- 
gcteilt, daß er sofort einen Monat suspendiert ist, so 
endet die Suspension erst am Ende des 28. Februar, da 
der erste Tag nicht mitgezählt wird. 

e) Handelt es sich um die zu bestimmten 
Zeiten zu wiederholenden A k t c derse 1- 
ben Art (Zeitraum zur Erneuerung einer 
Wahl), so endet die Frist mit der Wiederkehr des 
Anfangstages der Frist, und der neue Akt kann 
während des ganzen Tages vorgenommen wer¬ 
den. 

Z. B.: Eine Oberin wird am 1. November 1935 vor¬ 
mittags 10 Uhr gewählt. Sie darf 3 Jahre ihres Amtes 
walten. Die Neuwahl kann am 1. November 1938 zu 
jeder Stunde statthaben. 

3. Bei Verträgen ist, wenn nichts anderes ver¬ 
einbart wird, das weltliche Landesrecht maß¬ 
gebend. 

4. Tempus utile und tempus continuum. 

a) Das tempus utile ist eine Frist, die jemand 
zur Ausübung oder Verfolgung seines Rechts in 
der Weise zukommt, daß sie nicht läuft, wenn er 
um den Rechtsanspruch nicht weiß oder an der 
Geltendmachung, besonders an der Klage, etwa 
durch Krankheit, verhindert ist. Die Frist be¬ 
ginnt erst zu laufen, wenn er den Rechtsanspruch 
erfährt und ihn zu verfolgen in der Lage ist; sic 
wird, wenn sie zu laufen begonnen hat, unterbro- 
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dien, wenn eine Verhinderung zur Verfolgung 
dos Rechtes eint ritt. Das tempus utile kommt 
also dem, der einen Rechtsanspruch hat, entge- 
gen, ist ihm nützlich. 

Es liegt nur vor, wenn dies im Gesetz aus¬ 
drücklich genannt ist. 

b) Das tempus c o n t i 11 u u m duldet keine Un¬ 
terbrechung. Es läuft trotz der Unkenntnis und 
der Verhinderung des Betreffenden. 

Wenn z. B. der Richter eine Klage ablehnt, steht dem 
Klager ein tempus utile von ro Tagen zu, um beim 
höheren Richter Rekurs einzulegen. Ist oder wird er 
unterdessen durch Krankheit verhindert, so schiebt sich 
die Frist entsprechend hinaus (can. 1709, § 3). 

Das Noviziat ist unter anderem nur gültig, wenn cs 
per annum integrum et continuum gedauert hat. Wurde 
\ S U \- Cr ^ r *° C ^^ n * so 1)e & innt die Frist von neuem, d. h. 
das Noviziat ist (unter bestimmten Voraussetzungen) 
nochmal ein volles Jahr durchzumachen (can. 556) 

Die Fristen selbst, insbesondere die Verjährung’von 
Rechtsansprüchen, werden bei den entsprechenden Ma¬ 
terien behandelt. 


Zweites Buch. 

Das Personenrecht'. 

(can. 87—725J 


§ 9. Grundregeln und Grundbegriffe. 

(can. 87—107) 

Vorbemerkung. Das Personenrecht, gleich¬ 
bedeutend mit Verfassungsrecht, bezieht sich auf 
die physischen und moralischen Personen in der 
Kirche und regelt ihr Verhältnis untereinander 
und zum gesamten kirchlichen Organismus. 

Obwohl die Aufgabe der Kirche eine seelische 
ist, ist sie doch eine äußere Rechtsgemeinschaft 
mit organischem Aufbau und harmonischer Glie¬ 
derung (Plilling). Ihre rechtliche Organisation 
ist ,,das starke Gerüst, das den Bau der Kirche 
stützt und trägt“ (Eichmann). 

Ihre Verfassung im enger 11 Sinn, d. h. ihre 
Grundverfassung, ist gottgegeben; cs ist die von 
ihrem Stifter Jesus Christus ihr für alle Zeit ge¬ 
gebene unabänderliche Ordnung. 

Die Kirche trägt also wesentlich und vorwie¬ 
gend den Charakter einer „Anstalt“, d. h. einer 
moralischen Person, deren Wesen, Aufgabe und 
Mittel nicht vom Willen ihrer Glieder abhängen, 
sondern von außen her, von Gott selbst be¬ 
stimmt sind. 

Im weitern Sinn gehören zur Verfassung 
der Kirche neben der Grundverfassung auch die 
andern, durch die kirchliche Gesetzgebung ge¬ 
schaffenen Einrichtungen. Die Kirche trägt dem¬ 


1 Literatur: Hi lling, Personenrecht des CIC. 1924- 


Zweites Buch. Das Personenrecht. 


23 


nach auch körperschaftlichen Charak¬ 
ter, d. h. es gibt in ihr auch Einrichtungen, 
deren Wesen, Aufgaben und Mittel ganz oder 
teilweise vom Willen der Mitglieder bestimmt 
sind (freie Vereinigungen der Gläubigen in den 
Orden, Kongregationen und Bruderschaften, 
Domkapitel u. a. m.). 

Der CIC behandelt das Personenrecht in drei 
Teilen. Der 1. Teil befaßt sich mit den Geist¬ 
lichen, einschließlich der kirchlichen Ämter (can. 
iOcS—486), der 2. Teil mit den Religiösen, d. h. 
den Orden und Kongregationen (can. 487—68i), 
der 3. Teil mit den Laien (can. 682—725). 
Vorausgeschickt sind verschiedene Grundregeln 
und -begriffe, die nun dargestellt werden. 

I. Physische Personen. 

1. Die Rechtsfähigkeit in der Kirche. Einziges 
Eingangstor zur Kirche ist die Taufe. Durch sie, 
nicht durch die Geburt oder die Abstammung von 
christlichen Eltern, wird man Glied der Kirche 
und bleibt cs ohne Ausnahme sein ganzes Leben 
lang. Infolgedessen wird man durch die Taufe 
eine persona cum Omnibus Christian o- 
rum i u r i b u s et officiis, eine Rechtspersön¬ 
lichkeit mit allen Rechten und Pflichten der Chri¬ 
sten. Vgl. Anm. * ! . 

Allerdings ist bezüglich der Rechte die wichtige Ein¬ 
schränkung zu machen: sie fallen größtenteils fort, 
wenn eine das Band der kirchlichen Gemeinschaft hem¬ 
mende Tatsache (obex), wie Häresie und Schisma, oder 
eine von der Kirche verhängte Zensur, wie z. B. Ex¬ 
kommunikation, im Wege steht (can. 87). 

2. Die Geschäftsfähigkeit ist nicht immer mit 
der Rechtsfähigkeit verbunden. Die Fähigkeit 
zur Ausübung des Rechtes fehlt bisweilen ganz, 
bisweilen teilweise. Es kommt dabei auf den 
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ent weder sofort durch die Niederlassung mit 

( . em " ,I,c ‘ n des ständigen Bleibens, falls nichts 
davon wegruft, 

oder später durch den tatsächlichen Auf- 
cnt hait von io vollen Jahren. 

, v ^ as Quasidomizil wird ebenfalls auf zwei 
'* eisen erworben: 


entweder sofort durch die Niederlassung mit 
j Cni ^ illen, mindestens den größeren Teil des 
Jahres daselbst zu bleiben, wenn einen nichts 

wegruft. 


oder später, 
sächlich auf den 
gedehnt hat. 


wenn sich der Aufenthalt tat- 
größeren Teil des Jahres aus- 


Verloren gehen beide Wohnsitze durch 
\ cn mit der Absicht des Fortbleibens verbun- 
( eilen Wegzug. 


kan IC i \ rau teiIt notwendig das Domizil ihres Mannes, 
n Jedoch auch ein eigenes Quasidomizil erwerben, 
dau gc !i rcnnte Frau, legitime a viro separat», d. h. die 
voj Cr ! 1(I odcr ai, f unbestimmte Zeit kirchlich rechtmäßig 
n " jnrem Mann getrennt ist, kann auch ein eigenes 
-^uniizil erwerben. 

t Cr er Minderjährige teilt das Domizil der El- 
Vormünder. Ist er aber dem Kindesalter ent- 
l £)! sc ?» so kann er ein eigenes Quasidomizil erwerben. 
liche aS p 0miz iI oc ^ cr Q uas iäomizil ist von großer recht- 
Qj* . r Bedeutung. Durch es erhält insbesondere jedes 
(Bis 1 C Cr ^* rc * lc seinen Ordinarius proprius 
^chof) und parochus proprius. 
ab c j , cn Vagi und bei denen, die wohl ein Diözcsan-, 
sch e - f ei " Ffarrdomizil (= Quasidomizil) besitzen, ent- 
der • Ct ?hcr den Ordinarius bzw. den parochus proprius 
Jeweilige Aufenthaltsort. 


hai • Verwan( ätscliaft. Unter den Grundregeln 
dc . r Codex nur von Blutsverwandtschaft 
s i c i ^chwägerschaft, die nach verschiedener Hin- 
d e ,. von rechtlicher Bedeutung sind (nicht von 
geistlichen Verwandtschaft). 
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W/ a ) Die Blutsverwandtschaft zählt nach 
L; Linien (gerade und Seitenlinie) und nach Graden. 

- ln der geraden Linie sind so viele Grade als Gcne- 
•(. ra tionen, oder Personen ohne den Stamm. Tot gradus 
quot generationes, oder tot gradus quot personae una 
_ (stipite) dempta 

^Die Seitenlinie ist entweder gleich oder ungleich. 
® ersten Fall sind so viele Grade als Generationen auf 

|WtMCiner Seite, im zweiten Falle so viele Grade als ~ 
gungen auf der längeren Seite. 


Zeu- 




b) Die Schwägerschaft entsteht nur aus 
der gültigen Ehe, und aus jeder gültigen Ehe, 
mag sie ratum et consümmatum oder nur ratuni 


sein. 

Sic besteht nur entweder zwischen dem Mann 
und den Blutsverwandten seiner Frau oder zwi¬ 
schen der Frau und den Blutsverwandten ihres 
Mannes. 

Der eine Gatte ist mit den Blutsverwandten 
des andern in der gleichen Linie und im gleichen 
Giad verschwägert, wie dieser blutsverwandt ist. 


II. Moralische Personen. 

r .^ken den physischen Personen gibt es in der 
Kirche moralische Personen als Rechtsträger. 

i. Quelle. Man unterscheidet auf göttlichem 
Recht und auf rein kirchlichem Recht beruhende 
moralische Personen. 

a) Die ganze katholische Kirche und 
< er Apostolische Stuhl haben den Charak- 

er einer persona moralis „ex ipsa ordinatione di- 
vina . 

b) Die andern moralischen Personen 
dp T r l S) verc *anken ihre Existenz entweder 

durch C ehi tS fö 0rS r hr i, iftei ^ SelbSt ° der der s P cziel| en, 
sion des P ekret gegebenen Konzes¬ 

sion des zuständigen kirchlichen Obern. Sie er- 
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folgt zu einem religiösen oder karitativen Zweck 
(Kapitel, Pfründen, Bruderschaften usw.) Piir 
andere (weltliche) Zwecke kennt das Kirchen¬ 
recht keine juristischen Personen. 

Kraft des Rechtes sind z. B. die Domkapitel, die 
Seminare, die Klöster und Pfründen moralische Per¬ 
sonen. Kirchliche Vereine und Wohlfahrtsanstalten sind 
es nur, wenn sic von dem kompetenten Obern das for¬ 
melle Errichtungsdekret erhalten haben (can. 687 u. 1489). 

2. Arten. Die moralischen Personen sind kol¬ 
legiale oder nicht-kollegiale. Die^ersten 
sind Vereinigungen von Menschen (Kapitel, 
Vereine), die andern sind sachliche Rcchts- 
einrichtungen (Kirche, Seminar, Benefizium). 

Eine kollegiale moralische Person kann nur mit min¬ 
destens drei physischen Personen errichtet werden. Sie 
hört aber nicht auf zu bestehen, wenn die Zahl sich ver¬ 
ringert. Das Recht bleibt bei den Übrigbleibenden. 

Der Natur nach bestehen die moralischen Personen 
in perpetuum. Sie verlieren ihre Existenz durch die 
Unterdrückung seitens der rechtmäßigen Obrigkeit oder 
wenn sie 100 Jahre hindurch nicht mehr bestanden 
haben. Eine Selbstauflösung gibt es nicht. 

3. Willensbildung. Bei sämtlichen kollegia¬ 
len Personen entscheidet, wenn das gemeine oder 
partikuläre Recht im einzelnen nichts anderes 
vorsieht, die absolute Mehrheit der abgege¬ 
benen gültigen Stimmen, oder nach zwei vergeb¬ 
lichen Abstimmungen bei der dritten die rela¬ 
tive Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt bei 
der dritten Abstimmung die Stimme des Vor¬ 
sitzenden den Ausschlag. Handelt es sich um 
eine Wähl, und der Vorsitzende will mit seiner 
Stimme nicht den Ausschlag geben, so ist der der 
Weihe oder der ersten Profeß oder dem Alter 
nach Ältere gewählt. 

Vgl. auch die allgemeinen Wahlregeln, S.4Öff. — Betr. 
Wahl des Papstes s. S. 60, Bischofs S. 77, Kapitularvikars 
S. 94 , bei Orden S. 115 h 
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JH L;r a ' iscl r. > 

rechtlichen Bestimmung 'f-” lMK d,c £ eniei *i- 
(vgl. Leitung kirchhVlf " \ Ur soIc,1c Personen 
stcr usw.) g k,rchI,chcr Anstalten, der Klö- 


III. Gemeinsame Regeln. 

» moralische 

<1«. oder gehemmT sä frC ’° n Ha " <W " ..- 

zwungenen' Akte einer phvsf- f'"’' 1 ' , Gc "' al * cr 

sehen Person, denen n icht^ M hen ° <lcr n,or aIi 
konnte, gelten (naturrechtlich 1 ?^ 13 "' 10 " Werdcn 
wc, liier die Freiheit ga„ z mangelr"^' 

cusso hervorgeginge^e" 1 "; 1 , f ravi . rt inius tc in- 

Sültig. Die fre“ g z"s« m ^ ' S ' ml an 8 > c 1, 

geschwächt, aber nicht TT V St wohl starl < 
Akte können aber auf Ho uV fgellobc n. Diese 
kirchlichen Prozesses oder T f P° g tleS P^aten 
etzten Partei von Amts wo U ^Stichen der ver- 

l,ches Url eü für nichtig erHäV^A*' 11 ricIltcr - 

s v.i Kiart werden 

° d " »“ »»«<1.. Übel 

«necrech, ei„gell68, “m »«>■> F«™hf m„B 

nichu ° e IT 11 , nicllt schweren ühH 0 9 r ° ,nln S »»<1 die 
hts an den Willensakten. L 11 andern rechtlich 
Ausnahmen o: n ,i 

“nter ÄÄ K" 

,c eT'ü b° s ' sr ' % *<-ÄT- 

sind die Akte a^sLh „^b ? b 1 erli «““e (dolus) 

" nCn ab “ ™ d °« «r 
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Bisweilen sind sic kraft kirchlichen Rechtes eo ipso 
ungültig; z. B. der auf dolus zurückzuführende Verzicht 
ai, f ein kirchliches Amt (can. 185). 

d) Irrtum. Es ist zu unterscheiden 
einerseits zwischen dem error substantialis, 
( las \\ esen des Aktes berührenden Irrtum, oder 
dem einer conditio sine qua non gleichkommen- 
( Icn Irrturn, und 
anderseits dem übrigen Irrtum. 

^ T tir in den beiden ersten Fällen macht der Irr- 
Bun die Handlung (naturrechtlich) ungültig; in 
allen andern Fällen nicht, es müßte denn 1111 
liecht das Gegenteil vorgesehen sein. Die Be¬ 
schreitung des Klagewegs zur Aufhebung des 
Aktes (actio rescissoria) ist nicht so allgemein 
NVlc bei Furcht und Überlistung zulässig, son¬ 
dern nur in Bezug auf die unter Irrtum zustande 
gekommenen V e r t r ä g e. Amtliche Korrektur ist 
Ranz ausgeschlossen. An dem Irrtum istt ja kein 
I 1 remder schuld. 


2. Zustimmung und Rat anderer. Die Vorge¬ 
setzten bedürfen manchmal zu ihren Handlungen 
( cr Zustimmung oder des Rates anderer Personen 
(Domkapitel, Klosterkapitel, Pfarrer). Wenn das 
^echt die Zustimmung verlangt, so ist die Hand- 
. L,n S des Vorgesetzten nichtig, falls er gegen das 
otum der beizuziehenden Personen handelt. 
' erlangt das Recht den Rat der betreffenden Per¬ 
sonen (de consilio, audito capitulo, parocho), so 
,s t zur gültigen Rechtshandlung nur erfordert, 
c laß sie gehört werden. 


b ofi W ° hl der ° bcrc nic ht verpflichtet ist, den Rat zu 

V n \°, i en ’ S ? so11 er doch ’ besonders bei einstimmigem 

TV nicht ohne mächtigen Grund davon abweichen 

dt>r~u--V zuziehenden Pers °nen müssen bei Wahrune 

fchS b “L en A en H ReV t re - ntia ihreMei "« n ß treu und auf* 
ntig zum Ausdruck Dringen. 
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IV. Kirchliche Stände. 

Es gibt zwei Stände in der Kirche: Geistliche 
und Laien. 

1. Diese Scheidung stammt von der göttlichen 
Anordnung (ex divina institutione). Jedoch sind 
nicht alle Arten der Geistlichen göttlicher Ein¬ 
setzung. Es bestehen unter ihnen verschiedene 
Grade, von denen die einen den andern über- bzw. 
untergeordnet sind (sacra hierarchia). 

Von diesen Graden stammen von der gött¬ 
lichen Anordnung: 

ratione ordinis nur die Bischöfe, die Priester 
und Diakone (Ministri); 

ratione iurisdictionis nur das Papsttum und der 
ihm untergeordnete Episkopat. 

Alle andern stammen ex institutione Ec- 
c 1 e s i a e. 

Die Aufnahme in den geistlichen Stand ge¬ 
schieht durch die Tonsur. 

2. Die Glieder der Hierarchie verdanken also, 
wie der CIC ausdrücklich hervorhebt, ihre Stel¬ 
lung nicht der Berufung (vocatio) oder dem Kon¬ 
sens des Volks oder der weltlichen Macht. 

In der hierarchia ordinis erhalten sie 
ihren Rang allein durch die heilige Weihe. 

In der hierarchia iurisdictionis erlangt 
der Papst seine Obergewalt gemäß dem gött¬ 
lichen Recht selbst (ipsomet iure divino) durch 
die rechtmäßige Wahl und ihre Annahme. 

Alle übrigen Grade erhalten ihre Jurisdiktion 
durch die kanonische Sendung (missio cano- 
n i c a). 

K111 f J zwischen den beiden Ständen 
rt * 7 “°i l VClt M nd so tief sie grundsätzlich ist, leicht 
lirh^ b ^f Ck V Ver i den und ist überbrückt. Denn der geist- 
rer h btp S nd - ? eht nicht * uf Geburts- oder andere Vor- 
zuruck, sondern jedem männlichen Laien steht 
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die Türe zu ihm bis zu den höchsten Amtern ofTen, 
wenn die notwendigen Voraussetzungen cr ull s d ln 
beschränkter Weise können Laten, die Frauen nicht aus 
genommen, die missio canonica erlangen 
Lehrerinnen für den Religionsunterricht). 

3. Geistliche wie Laien können Ordensleute 
sein. 

Demzufolge behandelt der Codex das Per¬ 
sonenrecht nicht in zwei, sondern in eiet ei -i 
(De clericis, De religiosis, De laicL). 

NB. Die Bestimmungen über die Zugehörigkeit zu 

den verschiedenen katholische ".*{■ ’ einem 

Rang von einem zum andern, die Teilnahme an eine 
fremden Ritus sowie die Vorschriften über 

die Rangordnung der physischen und moral, 
sehen Personen bei Sitzungen, Prozessionen usf. (prae 
cedentia) können hier füglich übergangen werden. Ls 


Erster Teil. Die Geistlichkeit. 

(can. 108—4^6) 

Erster Abschnitt: Die Geistlichkeit überhaupt. 

§ 10 . Die Inkardination. 

(can. in — 1 * 7 ) 

1. Jeder Geistliche muß einer Diözese oder 
einem Orden angehören. Clerici vagi, c. 1. so c le, 
die keiner Diözese (Orden) angeboren, darf es 
unter keinen Umständen geben. 

Die Eingliederung in die Diözese geschieht 
durch den Empfang der Tonsur. 

2. Der einer Diözese angehörende Geistliche 
kann in einer andern unter zwei Bedingungen m- 
kardiniert werden: 

Vom eigenen Ordinarius muß er die 1 i 11 e r a e 
excardinationis besitzen, d. h. die dauernde 
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und bedingungslose schriftlich gegebene Ent¬ 
lassung aus der Diözese (Exeat), und 

vom Ordinarius der a n d c r n Diözese die 1 i t- 
terae incardinationis, d. h. die schriftlich 
gegebene, bedmgungslose und dauernde Aufnahme 
m die Diözese. 

einer" m ty - IIat 9 "’ Geistlicher vom Ordinarius 
einer fremden Diözese ein mit Residenzpflicht verbun- 

numc oSfT? . (P , farr ? i) mit schriftlicher Zustim- 
der WetrtnP aUb i n ’ S i d v- eigenen ° rdinririus zum dauern- 
weiteVes die Fv der Diözese erhalten, so ist damit ohne 
_tercs die Ex- und Inkardination geschehen. 

k,rSüSnST. rkt die p r 0 f e S s i o r e 1 i g i o s a die Ex- 
k.irdination bei ewigen Gelübden (can. 585). 

für X p,S i Ch r.° f kan " einen Ordensmann unbedingt oder 
für drei Jahre auf Probe aufnehmen; im letzte, Fall 

Ungern t 3 , uf cin fiteres Triennium ver- 

Fnt^H Na h ^ blauf dieser Zeit ist der nicht vorher 
entlassene ipso facto inkardiniert (can. 641, § 2). 

3 - Für die Ex- und Inkardination gelten fol¬ 
gende Vorschriften; 

reeL Di ?T Ex , kardination k 31111 nur aus ge- 
techten Ursachen geschehen. Sie bleibt so lange 

p. 1 .!? 6 lr ^ung, als die Inkardination in der andern 
*1°^ C rv n T lc ^ erf <?lgt ist (keine clerici vagi). 
f p , lc n ^ ar dination soll der Ordinarius, un¬ 
ter Beobachtung der Vorschriften über den Weihe- 
titel, nur vornehmen, wenn die Notwendigkeit 
(Priestermangel) oder der Nutzen der Diözese cs 
\er angt,d ie rechtmäßige Exkardination durch ein 
i ec i ma iges Dokument feststeht, wenn (nötigen- 
a s su ) secreto) über die Geburt, das Leben, die 
mitten und Studien des betreffenden Geistlichen 
' ? n er entlassenden Behörde entsprechende Zeug¬ 
nisse \orhegen, besonders wenn cs sich um Geist- 
ic ie remder Sprache und Nation handelt. Dei 
r inarius dimittens ist im Gewissen streng ver- 
p lc tet, über die Wahrheit dieser Zeugnisse zu 
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Der aufzunehmende Kleriker hat vor dem Ordi¬ 
narius den Eid zu leisten, der neuen Diözese für 
immer nach den kanonischen Bestimmungen die¬ 
nen zu wollen. 

§ 11 . Die Rechte und Vorrechte des geistlichen Standes. 

(can. 118—123) 

t. Die Rechte. Die Geistlichen allein können 
J räger der kirchlichen Weihe- oder Jurisdiktions¬ 
gewalt sein und kirchliche Benefizien (Pfründen) 
und Pensionen erlangen. 

2. Die Vorrechte (Privilegien). Es sind deren 
vier: 

a) Privilegium canonis 1 . Die Gläubigen 
schulden dem geistlichen Stand wegen seiner be¬ 
sonderen Würde, gemäß dem hierarchischen Grad 
und der Höhe des Amtes, Ehrfurcht (reverentia). 

Wenn sie einem Kleriker eine Realinjurie 
(Körperverletzung) zufügen, so beflecken sie sich 
mit einem Sakrileg, weil der Kleriker eine ge¬ 
weihte Person ist, und verfallen einer nach der 
Stellung des Verletzten (Papst, Kardinal, Bischof 
ll sw.) abgestuften Strafe. (Vgl. can. 2343 und 
5 . Buch, § 195.) 

Verbalinjurien gegen einfache Geistliche straft das 
Kirchenrecht nicht besonders; es gilt hier das gemeine 
Recht. (Vgl. can. 2355 und 5. Buch, § 196). 

b) Privilegium fori. Die Geistlichen dür¬ 
fen in Zivil- und Strafsachen nicht vor dem welt¬ 
lichen Gericht, sondern nur vor dem kirchlichen 
Richter belangt werden. 

Der CIC macht jedoch die Einschränkung: 
»wenn nichts anderes für besondere Orte recht- 


1 Der Name stammt von dem Canon 15 der 2. Late- 
mnsynode (1139), beginnend: Si quis suadente diabolo. 
ttetzbacli, Kocht der katliol. Kirche 3 
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mäßig vorgesehen ist“, etwa durch Gewohnheits¬ 
recht, wie z. B. in Deutschland. 

Gegen früher ist die Milderung bzw. Schwächung cin- 
getreten, daß die Ordinarien die Anklage der Geistlichen 
wegen der zu ihrem Amt gehörenden G c- 
sc a t e vor dem weltlichen Gericht gestatten können: 

f° Cn Slc "* cht ohne gerechten und wichtigen 
. .. versagen, falls der Kläger dem Laienstand angc- 
" or ‘ _ un d ein Sühneversuch vergeblich war. 
c , B . e f 1 Anklagen gegen die hohe Geistlichkeit (z. B. Bi¬ 
schöfe, .Drdensgcncräle) bedarf es der Erlaubnis des 
Apostolischen Stuhls. 

Werden die Geistlichen ohne Erlaubnis 
vor dem weltlichen Gericht verklagt, so 
können sie zur Vermeidung größerer Übel 

0°rHin nCht J erSCheinen ’ haben aber ihren 
Ordinarius davon zu verständigen. 

c) Privilegium immunitatis. Die Geist¬ 
lichen sind vom Militärdienst (nicht von der Mili- 
tarseelsorge oder dem Lazarettdienst), von zivilen 
Dienstleistungen (munera) und öffentlichen Zivil- 
JS*" 1 (a P u ^ llcls civilibus officiis) frei, weil diese 

■ . c mi . t c * em Stand unvereinbar sind (a statu 
clericali aliena). 

schützt P dii Vllegil ! iri com petentiae. Es 
cuitzt die verschuldeten Geistlichen; ihre 

Gläubige! haben ihnen beim Eintreiben ihrer Gut¬ 
haben die Kompetenz, d. h. so viel zu lassen ä s 

Rich n te r r;,r c, r klueen «««« 

SS”™' •• l, °" CS ' a susten, a tio" erfor- 

bef?ie e d^en Ch hi S °K b * ald ,i ls mö 8 |ich den Gläubiger ganz zu 
Auf Hi"’ p le - lb - t 1 selbstverständlich bestehen, 
verzichten nvi e ?! len kann der Geistliche nicht 

Sinn, siVrn'stM , L™ c ht , | l ’i„d. riVi, ' el0n "" 

den Lciienst'fnri e 1 bß e n durch Rückversetzung in 

dem Entzug d^sT^cht 1 ^ 11 Bes . trafun ß m *t dauern- 
*=* aes Rechts auf das geistliche Kleid. 
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Er kann sie wieder gewinnen durch den Nachlaß 
genannter Strafe oder Wiederaufnahme in den geist- 
liehen Stand. 

§ 12 . Die Standespflichten der Geistlichen. 

(can. 124—M 4 ) 

I. Geistliche aller Grade. 

Den Vorrechten des Klerus entsprechen größere 
Pflichten. Sie müssen „nach innen wie nach außen 
ein heiligeres Leben als die Laien führen und 
ihnen durch Tugend und Rechttun als Beispiel 
voranleuchten*'. 

Die Anforderungen betreffen das religiöse Le¬ 
hen, die sittliche Haltung, die wissenschaftliche 
Bildung, die Tracht und den Wohlanstand. 

1. Religiöse Pflichten. Die ICanones über die 
religiösen Übungen sind ,,Sollvorschriften , keine 
strengen Pflichten. ,,Die Ortsordinarien , sagt dei 
CIC, „sollen besorgt sein“, sollen Maßnahmen da¬ 
hin treffen, daß alle Kleriker 

a) öfters (frequenter) ihr Gewissen durch 
Empfang des Bußsakramentes reinigen; 

b) täglich folgende vier geistliche Übungen 
pflegen: 

der Betrachtung einige Zeit (per aliquod 
tempus) obliegen, 

eine V i s i t a t i o Sanctissimi machen, 

die jungfräuliche Gottesmutter durch den 
Rosenkranz verehren und 

die Gewissenserforschung anstcllcn. 

2 . Sittliche Pflichten. 

a) Alle Geistlichen, vornehmlich die Priester, 
schulden ihrem Ordinarius in besonderer Weise 
(speciali obligatione) Ehrfurcht und Gehorsam 
(reverentia und oboedientia). 

3* 
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Difntt r abe " \ eden vom ß *schof ihnen übertragenen 
?em UrSThrl 'n , auszuführ ™- sooft und wan/näch 
verlangt „nr h ^ ° rd ' nar !“ s die Lage der Kirche dies 
entschuld.^ R Ch o ma . B,ge * H 'ndernis nicht davon 
Pfarrei) 8 (B. Pastoration einer benachbarten 

dern f, ie , m f sse " , nich t l^loß das Böse selbst, son- 
dcrn auch den Schein des Bösen meiden. 

Deshalb dürfen sie insbesondere verdächtige 

dürfen 6 ° WCd . er bei sich haben n °ch besuchen. Sic 
fen nur mit verwandten Frauen (mater, soror, 
amita usw.) oder mit andern älteren (actas pro- 
vect I0r = 30 _ 40 Jahre) und unvc V t , ächt ° 
Trauen zusammenwohnen. k 

ein°r S F^ 1 tei i„i arÜ - ber ’ ° b das Zusammenwohnen mit 

Ä£i^^Ä5ssa! 

"DniÄrai" 1 * 

üchJ r J C | ht i AUe GeistIichci1 haben das geist- 

wt.flblirf.l r ZU v tr u a ? en> wie cs die rechtmäßige 

Ortsordin, • GeVVOh 1 nheit und die Vorschriften des 
wrtsordinarius verlangen. 

anzulegen! 1 B1 ° s e n Fnnklioncn ist stets der Tal.tr 

facheHa'aroti? 36 '" d ° r Tons “ r >'"<! ein. 

Das auf C f C . vor S escl ineben. 
des Bartl Gewohn heitsrecht beruhende Verbot 
gehoben * * ra i gCn u ,St durch den CIC nicht auf- 

dung der KonzUslo, dbt *“ Gölti * kcit (Entschel 
eL p . Sk °ngr- vom io. Januar 1920). 

gen, denen'es g das r Re-ht Ur 1 L ejen ! gen Geistlichen tra- 
Theologie und des ¥ Ibs * (z ~ B - Doktoren der 

St Dfe C üh PriviIeg gestattet ChteS> ° der ein a P°' 

bar (can. 2379) Ung ^ Vorschrifte n unter 3. ist straf- 
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4. Wohlanstand. Die Geistlichen müssen sich 
von allem enthalten, was lür ihren Stand ungezie¬ 
mend oder mit ihm unvereinbar ist. 

a) Unter Strafe ist ihnen der Betrieb eines 
Handelsgeschäfts verboten, mögen sic es 
zum eigenen oder fremden Nutzen, persönlich 
oder durch andere betreiben. (Vgl. can. 2380.) 

Der Geistliche darf selbstverständlich die Erträgnisse 
seines eigenen Benefiziums, z. B. die Einkünfte des 
Pfarrguts, verkaufen, seine Ersparnisse in Wertpapieren 
u nd Obligationen anlcgen usw. 

b) Ohne Strafsanktion ist ihnen verboten: 

а) Die Bürgschaft, sei cs mit Kirchen- oder 
eigenem Gut, es müßte denn die Zustimmung des 
Ordinarius dazu gegeben sein. 

ß) Der Besuch von Schauspielen, Tän¬ 
zen und andern für Geistliche unpassenden oder 
Anstoß erregenden Lustbarkeiten, nament¬ 
lich solcher in öffentlichen Theatern. 

y) Die Ausübung unpassender Künste 
und Handwerke, das Glücksspiel um 
Geld (Kartenspiel bei geringem Einsatz fällt nicht 
darunter). 

б ) Das W affen trage 11 ohne berechtigten 
Grund, Ausübung der Treibjagd (venatio cla- 
uiorosa), der Besuch von Wirtshäusern ohne Not¬ 
wendigkeit oder ohne eine andere, vom Ordi¬ 
narius (cxplicite oder implicite) gebilligte Ur¬ 
sache. 

e) Der freiwillige Eintritt in den Heeres¬ 
dienst. 

f) Die Teilnahme an Staatsumwälzungen oder 
sonstigen Störungen der öffentlichen Ordnung. 

c) Verschiedene andere Beschäftigungen, die für 
den geistlichen Stand zwar nicht ungeziemend, 
a ber doch mit ihm nicht vereinbar sind, darf der 
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dinarius hat. ‘ pOStOMScIlen Stuhles oder des Or- 

a) Für die Ausübung der Mf-a:- 
}' r B 1 e, die Übernahme «« v d ,z, n«nddcrChir- 
liehen weltliche,, * m ‘ e r ” ''er öffent¬ 
lichen Ämter mit weh lieb Und der ö f f c 11 t- 

waltungsvollmacht ft R n- h Junsdik tion oder Ver- 
Posten) bedarf es eines , „ ” 1 ‘8 er ? e,Ste , ramt - Minister- 
ß ) Der Erlaubnis des Ordtn , ^ che . n 1 n d ti 11 s. 
folgenden Beschäftigungen 0 S bedarf cs bei 

'w eltlichen Ä*m teVn"V" ? der Übernahme von 
erfordern (z B Vnrmi ’a '\ c r lc cinc ^ ec hnungsablaße 
leitende Stellung bei SnuK Chaft » Testamentsvollstrecker, 
Punktion einesPrc'kuratots .uf^l “ nd Genossenschaften): 
: or !» n (ausgenommen St Wahru^", VOr dcm weltlichen 
kirchlichen Rechtes). U h ng dc s eigenen oder des 

tueli , er e, MWew t: PersonaUtrafl" “ i', P F ° 55 C ß ,nit ™en- 
u'cht ohne Notwendigkeh tls letmi'' 1 ’ t Gcist| ichen 
Zur Übernahme pinne * 1 . u ^ en auftreten. 

(Stadtrat, Abgeordneter) bedarf« * C i H C ", M a n d a t s 

örtlich^Res^denV.pfliclit) , n tl " ChCn - (auch die ohnc 

direr Diözese sich 1 u ssen 111 der Regel in 
laubnis ihres Ordim •* ten . und dürfen ohne Er¬ 
picht längere Zeit fnotohM J saltem , Praesunipta) 
bleiben. " aßl c tein pus) von ihr fern- 

d .ern Diözese oh ^'^Exkard'” C ®.° rd j. nar i us zu einer an- 
hche kann „aus gerechtem p atl °" übergangene Gcist- 

Benefiz,um übertragen hat er dcm Geistlichen kein 
L ebensweise7sTl , obens D und itte fl gemeinsa nten 
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^ ^ ’• ^ erschiedenp Vnrcphrifton cirvt.:.- 



s i. lind 5. Buch, § 181. 


II. Die Majoristen . 

den Majoristen zählen: Subdiakone. Diakone 
U, K1 Priester. 

r>n l ! r sie gclten »chen den unter I. dargelegten 
1 dichten noch folgende: 

U /- Der Zölibat. Die Geistlichen in den höheren 
cihen dürfen nicht heiraten und sind zur 
pfl a ;;- g der Keuschheit besonders ver- 

Dureh Verletzung der Keuschheit machen sie 
h eines Sakrilegs schuldig. 

zjo ?’ e y er £ticlite Eheschließung ist ungültig und 
v c ' ie Exkommunikation nach sich. 

(\t / . er S c hen gegen die Keuschheit sind strafbar 
('gl.can.2359, § 2, 23SS, § 1 und 5. Buch, § 199.) 

I ; i,rr '? aS Brevier - AIIe Majoristen sind streng zur 
njk ichen und vollständigen Rezitation der kano- 

hir.t, C 1C ," **°. ren nac1 ’ den hesondern und appro- 
cn liturgischen Büchern verpflichtet. 

III. Die Priester. 

ün^'f ^ lrche , legt großen Wert auf die aszetische 
zi e n ' riss enschaftliche Bildung der Priester, spe- 

&,r„ gegeben : Mai0riSte "' "° C " 

««'beM) er 1|‘e n 'w ”, ?' is,H , chen Obungen müssen 
jabr machen PneSt "' Jedes 
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»• h D m» er und ° r 4> b , estinlmt der Ordinarius. Eine Aus- 
•'end-n/r" °h Te ' lnah . mc 'st im Einzelfall aus gcnü- 
des Ordinarius möglicT aUsdrQcklichcr Genehmigung 

. , 2 ;. Heill ge Messe. Die Priester sind gehalten 
(obligatione tenentur), das heilige Meßopfer 
..mehrmals im Jahre" zu feiern. Indes soll der 
Dischot (oder Superior) dafür Sorge tragen, daß 
“ p " 111 S s t e n s an allen Sonntagen u n d 

|°.) tenen Feiertagen zelebrieren (can. 

t i on C de?K? ie |, häufige ’.. ja ‘ ä ß 1 ' c h e Z c 1 e b r a- 
ii on \on der Kirche gewünscht. 

f-imr Y 1S 1 a nSChaftliche Bild ung. Nach dem Enip- 
fang der Priesterweihe dürfen die Geistlichen mit 
dem Studium, besonders der Theologie, nicht auf- 
horen. sie sollen bei ihrem Studium unter Ver¬ 
meidung falscher VV isscnschaft und profaner Neu- 
“ d "Sf,S VV °T" (T'^ino'ogi.) in den S- 
fort. ? " (ler von dcn Vorfahren überlic- 

nen Lehre folgen" K ‘ rChe allgcmoin «bernomme- 

toSc FofÄ“ ZI. Sk " Cr2 " S,ellcn ’ sc,mibt 

pensierten PnW AU - V ° m . 0rdi narius nicht dis- 
, r ester müssen m den ersten drei Jah- 

Examen t,"’d™" 8 , Pri «>“'™lie jährlich ein 

THpJJ« ■ », d verschiedenen Disziplinen der 

Urologie ablegen (Jungpriesterexamen). 

me?d„d 0 d"e S M 8 Ädl er ? rdinarkls ‘ Vor d ™ Exa- 
Wcise zu bezeichnen. d Ge E ensta nde in geeigneter 

fizien £ r d V en r LektunKcn k j" chkch e n Ämtern und Bene- 
Rechnung zu trage," d Exam,n,erten gebührend 
Die O rdcriQnrinr** 

Studien fünf Uhr» £•/ G r L n . lussen nach Abschluß ihrer 
verschiedenen DU bl " durc h Jährlich ein Examen in den 
sind Theologie „biegen. Sie 

renen 1 atres zu prüfen (can. 590). Diese 
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Examina gelten für die in can. 130 vorgeschriebenen, 
auch wenn die Religiösen Pfarrseclsorge haben (AK 
vom 14. Juli 1922). 

b) Konferenzen. In der Bischofsstadt wie 
in den einzelnen Landdekanaten sind mehrmals 
im Jahr an den vom Ordinarius bestimmten Ta- 
gen Konferenzen über Moral und Liturgie und 
andere zur Förderung der YV isscnschaft und 
Frömmigkeit des Klerus geeignete Themen abzu¬ 
halten. 

Zur Teilnahme an diesen Zusammenkünften 
sind alle vom Ordinarius nicht dispensierten 
Welt- und Ordenspriester (auch die Exempten), 
welchen die Seelsorge obliegt, verpflichtet. Dies 
gilt auch für die Religiösen, die die Erlaubnis 
z um Beichthören vom Ordinarius empfangen 
haben, falls in ihrem Haus eine solche Konferenz 
nicht stattfindet. 

Wenn die Abhaltung von Konferenzen schwierig ist, 
sollen nach der Anordnung des Ordinarius schriftliche 
Arbeiten geliefert werden. 

Die Bestimmungen unter a) und b) sind durch Strafe 
sanktioniert. (Vgl. can 2376 und 2377 un d 5 * buch, 
§ * 99 .) 

§ 13 . Die Rückversetzung der Geistlichen 
in den Laienstand. 

(can. 211—214) 

Man muß zwischen den auf göttlichem und den 
auf rein kirchlichem Recht beruhenden Graden 
geistlichen Standes unterscheiden. 

i. Die clerici minores (Tonsur und vier niedere 
Weihen) können aus dem geistlichen Stand aus- 
scheiden und wieder wirkliche Laien werden, und 
z war in dreifacher Weise: 

a) Freiwillig (Meldung beim Ordinarius). 

^ b) Ipso facto, in den vom Recht vorgesehenen 
Fällen. 
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Z.B. wenn sie heiraten (can. 132, §2) oder ohne genü¬ 
genden Grund längere Zeit das geistliche Kleid und die 
lonsur nicht tragen und nach Mahnung des Ordinarius 
sic nicht innerhalb eines Monats bessern (can. 136, 
7 3 ), oder wenn sie freiwillig in den Heeresdienst ein- 
treten (can. 141, § 2). 

c) Durch Dekret des Ortsordinarius. 

J£” d r/i 9 . rdin , arh,s >n Anbetracht der Umstände 
. 1 ? de , r Kl . er ’ k : er könne nic ht cum decorc Status clcri- 
fhr. dCn - bc.'hßcn Weihen befördert werden, kann er 
n vom geistlichen Stand ausschließen (can. 211, § 2). 

2. Die clerici maiores. Von ihnen bleiben min¬ 
destens die Diakone und Priester, weil ihr Ordo 
auf göttlicher Einsetzung beruht, ihr Leben lang 
ausnahmslos Kleriker. Sic können indes in ge¬ 
wissen Fällen rechtlich als Laien angesehen 
und wie Laien behandelt werden. 

Die Laisierung geschieht auf dreifache Weise: 

a) Durch Reskript des Heiligen Stuhls (für 
I riestcr äußerst selten). V 

Richters rCh ° dei ' UrtciI dCS kirchlic,len 

höSw-u' 18 "'- 11 ?' durch schwere Furcht zu einer 
7wnnrr c, . he genötigt wurde und nach Wegfall des 
Zwangs mindestens nicht stillschweigend (durch Aus 
bung des Ordo) den Verpflichtungen 6 sich unterworfen 
-eHrhtr 1, ’ ?> bwohl S u,t >S geweiht, auf dem Weg des 
Är Pr0 ? esses laisiert werden (can. 214? vgl 
4J3uch, § ?68) S COntra sacram ordinationem, und 

sp ° i ®,}Y ei . he ka nn wegen wesentlicher Mängel ungültig 
nichtig nrti- r ^ h Dekret oder richterliche Sentenz für 
findet kHn k J ar? W Ä n 9 Can ' W 3 «.). In diesem Fall 
stand* stat" clgc,ullche Ruckversetzung in den Laien- 

• c) Durch die Strafe der Degradation (can 
2305 u. 4. Buch, § i 9 o). k 

laisie^en ge r d fi r , Laisierun g- Pie rechtmäßig 
Geistlichen verlieren eo ipso ihre Äm- 
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ter, Benefizicn, Rechte und Vorrechte des Klerus 
und dürfen das geistliche Kleid und die Tonsur 
nicht weiter tragen. 

Der clericus maior bleibt zum Zölibat 
verpflichtet. 

Ausnahme: Wenn der Richter einen durch Furcht zur 
Weihe genötigten Majoristcn laisiert, hört die Pflicht 
2 um Zölibat wie zum Breviergebet auf. 

Für die nicht rechtmäßig laisiertcn Kleriker be¬ 
stehen die geistlichen Standes p f 1 i c h t e n selbstredend 
weiter. 

Laisicrte Geistliche können wieder in den geist¬ 
lichen Stand aufgenommen werden. 

Die Minoristen bedürfen dazu der Erlaubnis des 
Grdinarius ihrer Diözese, die nur nach sorgfältiger 1 rii- 
fung gegeben werden darf. . 

Die Majoristcn bedürfen der Erlaubnis des lici- 
ügen Stuhles. 

§ 14 . Die Kirchenämter. 

(can. 145— : 95) 

I. Begriff des Kirchenamtes. Man unterscheidet 
°fficium lato sensu und officium stricto sensu. 

Im weitern Sinn ist unter Kirchenamt jeder 
dienst, der zu einem geistlichen Zweck recht¬ 
mäßig ausgeübt wird, zu verstehen (Landdekan, 
Mesner usw.). 

Im engern Sinn bedeutet Kirchenamt nur 
Gn „m unus ordinatione s i v e d i v i n a s i v e 
Cc clesiastica stabilitcr constitutu m, 
a d normam s a c r o r u m canonum con- 
f e r e n d u m, aliquam saltem secumferens 
Participationcm ccclcsiasticae pote- 
s tatis sive ordinis sive iurisdictioni s.“ 

Ein Kirchenamt im engern Sinn liegt demnach 
v °r, wenn es 

a ) s t a b i 1 i t e r errichtet ist, eine feste und 
dauernde Einrichtung darstcllt, sei es gemäß gött- 
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lieber Einrichtmig (Primat, Episkopat), sei es gc- 
ma ß kirchlicher Gesetzgebung (Metropolit, Kano¬ 
niker, Pfarrer usw.); . 

rr ew^ährf en< ^ e ' nen -;5Ln t e 'l an der Kirchengewalt 

veriiehe'„ h S mn,ten kirch ' nr « hl| i cl ™ Normen 

dekan B der b Diöte r ? ^nl neral ', ° dcr Ka PRdvikar, der Land- 
nur einBrchffi n A k “ , l ,lt0r l -’" d dcr iudcx «vnodalis 

feste und‘"iSS.Xrid.S?™ Si " n - ^ fChU <,iC 

Ki?chen k a a m?r iSChe Redlt " immt de ” Begriff des 

SsssTdi b r- sich " ich,s 

II. Arten der Ämter. Es gibt 
fizit/rn*(Pffünd e) ^rbundene' Änffer^uncT ^ 

d ‘ ( :; ,n r b 0 eneficiaiia (“ h - 

Arten i ^“te' , B^ i " ? r ngen gclt '" f0r »'W« 

noch die im 4 Buch Z1 g amt " ge,te " außerdem 

kommenden Vorschriften. ' ^ Darste,lung 

eines Kir dien amts^settt”cfie ^ gÜ ' tige Besitz 
ni ca voraus d. h die Vi. u pro , v,sl ° cano- 
die kompetente 1-imhr 1 1 e ‘ lun S d es Amts durch 
iionischen 6 Normen 0 Ohne d 1“‘° rität !' ad ’ ««" 
ist niemand im gültigen R»,?? 6 P rovis . 10 canonica 
Dif Vn-i -i 8 tlgen Besitz eines Amtes. 

geschehend 61 UnS <ann m vierfach er Weise 

Vorgesetzten^ 3 ' C ° llati ° (ffeie Vcrleih ung) des 

durch dp! ben ' nst ‘ tut *° (Einsetzung), 
t‘gung, Zulassung)^ rmati ° ° der admissio (Bestä- 
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durch electio et electi acceptatio (W ahl und 
Annahme des Gewählten). 

1. Die freie Verleihung. 

a) Der Ortsordinarius hat in der Regel das 
Recht zur Verleihung aller Kirchenämter in sei¬ 
nem Territorium (der Generalvikar nur mit be¬ 
sonderem Auftrag). 

Sie darf nach cingetretener Vakanz nicht über 
sechs Monate hinausgeschoben werden. 

Bei Pfarreien können die Umstände die Verschie¬ 
bung der Besetzung nahelegen (can. 458). 

Das Amt ist unter Abwägung aller Verhältnisse 
°hne Ansehen der Person dem m a g i s i d o 11 e u s 
Z U verleihen. 

Die Ämterkumulation, die Übertragung von 
7Av ei officia incompatibilia, die von einer I erson nicht 
zugleich versehen werden können (z. B. zwei l farreien), 
ls t untersagt. 

b) Der mit dem Amt zu Beleihende muß Kle¬ 
riker sein und die vom gemeinen oder parliku- 
kiren Recht oder von der Fundationsurkunde ver¬ 
engten Eigenschaften besitzen (Alter, Wissen, 
guter Ruf usw.). 

Bei deren Mangel ist jedoch die Verleihung gültig. 

Bür Ämter mit Seelsorge für das forum exter¬ 
nem odcr j nternum i st die Priesterweihe erforderlich. 
' 5 °nst ist die Vcrleihung ungültig. 

2. Die andern Arten der Verleihung. 

Wird das Amt frei verliehen, so wählt der 
Drtsordinarius den Geistlichen selbst aus und 
*etzt ihn in sein Amt ein. Es gibt indes viele 
Bälle, in denen die Person des zu Beleihenden 
v °n anderer Seite „designiert“ wird (Präsenta- 
|i°ns-, Nominations- und Wahlrecht) und ein 
R e cht auf das Amt (ius ad rem) erlangt, während 
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gung bSt° r nUf d ‘ e e, & entliche Amtsübcrtra- 

tionsrecht IpJl Präs t entati °ns- oder Nomina- 
nationsr^ch et '°"?. Srccht bei Pfarreien; Nomi- 
BischofsstuhUt CS U1 ? ten ^ei der Besetzung des 

Übertragung dirch den O d r e '. gentliche Amts¬ 
genannt für d,I i dlen Ordinarius institutio 

die unter dem Sar^ 011 ^ 6 , Vorschrif ten gelten. 

14 48-7i; vgl.^ 3 . Bueh § ^s) UStellen Sind (can ' 

Po?t e ulatL b n r vtaus mt so b £ißt gUng ^ # ^ ahI ° dcr 

bzw. admis s Lr Sle conf ir »1 a t i o 
Es I? , (Bestätigung, Zulassung). 

stätigung nicht heda ei ". e Wahl der Be- 

wählte schon durch vieImehr der Ge¬ 

rechtmäßig erlangt (Papst). dCr Wah> das An,t 

f d mt ^sdmmte^GeUdichenErhalt" dri 1 ttc f r Seite für ein 

(der Papst ausgenommen') #r r ^ e - U ’ darf der Superior 
stätigung nicht geben ohn! le . I " stl . tuti °n bzw. die Be- 

Z : cs ,ar 

«‘■Vte 1 -'*«.. 

andern folgende: ne ^ estimmun gen, unter 

^ch der Vakanz der teil?***? 1 ,* Monate 
der Superior das Recht f erfo 'f en - Sonst hat 

Die Wahl muß fref Jh re,e \ Verleihung - 

Zeichnung des Gewähre ??’ Slcher genaue Be¬ 
ider den oder jenenl " ’ , b , CSt : nimt < nicht ent- 
Vom aktiven w ? ld bed mgungslos sein. 

^ eines aems h * Sind aus S es chlossen: 

die impuberes ünfahi een; 

12 Jahren); (Knaben unter 14, Mädchen unter 
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die mit einer Zensur oder einer infamia iuris Be¬ 
hafteten (nach Fällung des Urteils oder der Straf¬ 
erklärung) ; 

die Häretiker und Schismatiker. 

Niemand kann sich selbst eine gültige Stimme 

geben. 

Vor der Wahl sind mindestens zwei Skruta- 
t° rc n geheim zu wählen, die wie der Präses des 
Kollegiums zu vereidigen sind und mit ihm für 
( 'en richtigen Gang der Handlung sorgen. 

bür die Abfassung des Protokolls ist ein Ak- 
tuar beizuziehen. Die Niederschrift ist von ihm 
Un d mindestens noch von dem Präses und den 
7 -"'ei Skrutatoren zu unterzeichnen und sorgfältig 
a Ufzube\vahren. Die Stimmzettel sind zu verbren¬ 
nen. 

Die Wahl kann auch per com pro miss um 
statthaben, d. h. die Wahlberechtigten können 
üurch einstimmigen und schriftlichen Konsens 
dir Wahlrecht auf eine oder mehrere Personen in 
°der außerhalb ihres Gremiums übertragen. 

Gewählt ist, wer die nach can. ioi § i nötige 
^tirnmenzahl erlangt hat. Vgl. S. 27. 

Die Erwählung ist dem Gewählten mitzuteilen; 
er hat innerhalb acht Tagen seine Entscheidung 
m itzuteilen. Nimmt er die Wahl an, und bedarf 
Sle keiner Bestätigung, so erlangt der Gewählte 
°hne weiteres das volle Amtsrecht (ins in re), an¬ 
dernfalls nur ein ius ad rem. 

In letzterem Fall hat er innerhalb acht Tagen, 
unter Verlust seines Rechtes, von dem zustän¬ 
digen Obern die Bestätigung zu erbitten, die bei 
Geeignetheit des Gewählten und bei rechtmäßiger 
Wahl nicht versagt werden kann. 

\xr^ ese Wahlbestimmungen gelten auch für andere 
Wahlen, z. B. für die Wahl der Klosterobern. 
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mungen! 6 P a P s * w 3 h 1 S clt en besondere Bestim- 

Wähle^'den 0 ^ 011 ,- Es kommt vor, daß die 
anier den nach ihrer Auffassung Geeienet- 

Sen fönn e en e Fan ChtliCh f n Hilldernis ^ »-ht 

siert werden u- T , dem Hindcr ™ dispen- 
pflegt ,können T , Und k dispensiert *u werden 
vom zuständigen Oh” Jetrcffenden Geistlichen 

stimmter VoSifS ü nte Ü. Einhaltu "g bc- 

Die Po«t„E? • »fordern“ (postulare). 

Gnade. D? Äi£t alS ° Ä ne BittC Um eine 

Recht auf das Amt n ia t durch sie kein 

ra ^ISlr- s ^“ Grc - 

'erzieht (renuntiatio), 

Entsetzung (privatio), 

Entfernung (amotio), 

Versetzung (translatio) und 
-=.. 3,^.0 , 

Voraussetzungen: 11 ^ Verzichts hat folgende 

Er muß freiwillig. t 
Mn Geisteskranke nicht ?? sc,l . ellen - Deshalb kön- 

“* ein mit phvsisc ‘ ' r er f' cl,t lcis< ™’ Ebenso 

eicht naturrechtlich ungüttfc er *" u "ge„cr Ver. 

iniuste Scwso* odlr g S^ doio ”IVh T'“ gravi “ 
ex errore substantivier • (Überlistung) oder 
fenden Irrtum) so ist Jr ? aS Wcsen betref- 
tes ungültig. ’ ' Sl kraft kanonischen Rech- 
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Der Verzieht muß s i 1 11 i c h einwandfrei 
Der durch Simonie geschehene ist kraft des 
Rechtes ungültig. 

Er ist f o r in b c d ii r f t i g , d. h. er muß ent¬ 
weder schriftlich oder vor zwei Zeugen, durch 
c 011 Amtsinhaber selbst oder einen von ihm be¬ 
auftragten Prokurator geschehen. 

Er ist a n n a Ii m eb c d ii i f t i g , d. h. er muß 
) ot } der Stelle angenommen werden, die das Amt 
v . c ?; Iichcn hat (Verzicht des Bischofs und der 
Dignitäten des Kapitels durch den Papst, Ver- 
ztcht des Pfarrers durch seinen Bischof), oder von 
( enjenigen, denen die Einsetzung, Bestätigung 
° ( ler Zulassung oblag. 

Die Annahme des Verzichts soll nur aus ge¬ 
wichtigen Gründen ei folgen. Die Entscheidung 
lst innerhalb eines Monats zu fällen. 

Der einmal angenommene Verzicht kann 
n 1 c h t m e h r z u r ii ekgezogen werden. Das 
^ uit ist vakant, sobald die Annahme dem Ver¬ 
nichtenden mitgeteilt ist. 

Sic ist all denen zur Kenntnis zu bringen, die irgend 
in Recht zur Besetzung des Amts haben. 

Der Codex kennt auch einen stillschwei¬ 
genden V e r z i c h t. Er tritt ohne weiteres ein 
durch: 


Biegung der protcssio rcligiosa (bei 
farrbenefizien nach einem Jahr, bei den übrigen 
11 ach drei Jahren); 

N ich tan tritt des Amtes innerhalb der vom 
^cclu oder vom Ordinarius bestimmten Frist; 

Annahme und unbestrittenen Besitz eines an- 
l crn, mit dem ersten inkompatibilen Kirchenamts* 
Glaub e n * 11 c 11 e n ^ b f a 1 • vom katholischen 

Eingehen der Ehe, auch der bloßen Zivilehe* 
unerlaubten Eintritt in den Heeresdienst; 

Rot zbacli, Recht der kathol. Kirche ^ 
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Ablegung des geistlichen Kleides 
o ine gerechte Ursache und mutwilliges Verharren 
^aiei (einen Monat nach erhaltener monitio durch 
den Ordinarius); 

Verätzung der Residenzpflicht, falls der 
\ e ' lker dcr m onitio des Ordinarius ohne recht¬ 
mäßiges Hindernis innerhalb der festgesetzten 
-d nie u Folge leistet und keine Antwort gibt. 

) Die Amtsentsetzung. Sie erfolgt ipso 
uirc oder durch den rechtmäßigen Superior. Dabei 
ls t zu unterscheiden zwischen officia inamo- 
v i b 111 a und a m o v i b i 1 i a. 

Handelt es sich um ein officium inamo- 
vihjlc (Pfarrei), so kann die Enthebung nur 
geschehen auf dem Weg des kanonischen Pro¬ 
zesses (vgl. 4 . Buch). 

Handelt es sich um ein officiu m a m o v i- 
f . n p S0 kann der Ordinarius aus jedem gcrecli- 

Walwuni T 1 Sein f m klu 8 en Urteil und unter 
auf den f der natürlichen Billigkeit (Rücksicht 
hebln S , Ruf ' dcn Lebensunterhalt) die Ent- 
mmltK S n'° rn f lm .? n ’ ollne an einen bestimmten 

bei den IOCeC -m dl £ eDunden zu sein. (Ausnahme 
ei den amovib en Pfarrern; vgl. 4. Buch, § 171). 

Amtes C f! 1 ckret des Ordinarius steht dein des 
Amtes enthobenen Geistlichen der Rekurs an 

Amt« A P 0s 10 1 'sehen Stuhl offen; aber die 
Amtsenthebung bleibt einstweilen in Kraft. 

Prässeld^'n^ " icht A wie „ inl FM des kanonischen 
stanz 7ii vvn S , ^ e f ht .. de l Appe lallon an dlc höhere In- 
geschoben wird^ ** Rcchtskraft des Urteil s hinaus- 

c) Die Versetzung. Für die Versetzung ist, 
liehe ObJ Um zwei Ämter handelt, derjenige kirch- 
,ip v . r ^ zusta ndig, der zugleich zur Annahme 

zur WhS ’ ZU I Entziehung des bisherigen und 
crleihung des neuen Amtes berechtigt ist. 
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Bei den niedern Ämtern ist dies regelmäßig der Or¬ 
dinarius. 

Die Wähler, Postulanten und Präsentierenden kön¬ 
nen den betreffenden Geistlichen nicht vom Amt enthe¬ 
ben oder versetzen. 

Stimmt der Amtsinhaber zu, so genügt 
*ur Versetzung für den Obern jeder gerechte 

Grund. 

Geschieht sie o h n e oder g e g e n s e i n e 11 W 11- 
Icn, so gilt hier das gleiche wie im Fall der 
Amtsenthebung, je nachdem eine Strafversetzung 
oder eine Versetzung auf dem Verwaltungsweg 
in Betracht kommt. 

Besondere Vorschriften gelten für die Ver¬ 
setzung der Pfarrer (can. 2162 ff.; vgl. 4. Buch). 

Das Amt wird erst vakant durch die kanonische 
Besitzergreifung des andern Amtes (falls nichts 
anderes vom Recht oder von dem rechtmäßigen 
Obern vorgesehen ist). 

Deshalb bezieht der Versetzte die Einkünfte 
des früheren Amtes bis zum Antritt des andern. 

NB. Über den Verlust durch Ablauf der fest¬ 
gesetzten Zeit ist nichts weiter zu bemerken. 

Ober die a m o t i o ist im 4. Buch zu handeln. 

§ 15 . Die kirchliche Gewalt. 

(can. 196—210) 

Der CIC hat die übliche Dreiteilung in Lehr-, 
Priester- und Hirtengewalt nicht übernommen, 
sondern kennt nur zwei Gewalten: die Weihe¬ 
nd Iiirtengewalt (potestas ordinis und potestas 
Hirisdictionis scu regiminis); in letzterer ist die 
Lehrgewalt (magistcrium) eingeschlossen. 

I. Die Jurisdiktionsgewalt. 

ü Arten der Gewalt. Man unterscheidet: 

. a) potestas pro foro extern o und pro foro 
1 n t e r n o. 


4« 
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Die erste betrifft den äußern Bereich, die die Gemein¬ 
schaft angehenden Dinge; die andere den Gewissens¬ 
bereich, die geheimen Beziehungen des Menschen zu 
Dott. 

Die potestas pro foro interno ist wieder eine dop¬ 
pelte: sacramentalis (z. B. Sündennachlaß) oder extra- 
sacramentalis (z. B. Dispens von geheimen Ehehinder¬ 
nissen). 

1)) potestas ordinäria und delegata. 

Die potestas ordinaria ist die mit einem übertragenen 
Amt ipso iure verbundene Gewalt (Papst, Bischof, 

1 farrer pro foro interno). 

Die potestas delegata ist nicht mit dem Amt ipso iure 
verbunden, sondern wird besonders übertragen (Pfarrer 
pro foro externo, Vikare). 

Die potestas ordinaria ist eine zweifache: propria 
oder vicaria, je nachdem sie kraft des Amtes aus 
eigenem Recht (Papst, Bischof) oder wohl kraft des 
Amtes, jedoch in Vertretung, im Namen eines andern 
(Generalvikar, Offizial usw.) besessen wird. 

Die potestas ordinaria haben vor allem die Ordi¬ 
narien. 

2 . Die Ordinarien. Zu den ordinarii zählen: 

a) für die ganze Kirche der Papst; 

b) für ihr Territorium der Bischof, die 
Äbte und Prälaten nullius 1 sowie deren General¬ 
vikare; die apostolischen Administratoren, Vikare 
und Präfekten; 

die für die unter b) Genannten die Zwischen¬ 
regierung Führenden, z. B. Domkapitel bzw. Kapi- 
tularvikar; 

c) füi ihre Untergebenen die Höheren Obern der 
exemten geistlichen Orden 2 . 

• * Ausnahme der höheren Obern heißen die Genannten 

,m Kecht »»Ordinarii loci“ (oder locorum). 

3- Ausübung der Gewalt. 

a) Sie kann in direkter Weise nur den Unter- 
ge )enen gegen über angewendet werden. 

*~Vgl~ S. IIO. ~ 


1 Vgl. § 21. 
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Indirekt kann sie wegen des Zusammenhanges 
mit einer Sache auch gegenüber Nichtunter¬ 
gebenen ausgeübt werden. 


So kann, falls Braut und Bräutigam verschiedenen 
Biözesen angehören, der Bischof des Trauungsortes von 

-1 ... ... « • t • - ^ n tl 1 rtoX O ^ I 

(lf'tl I« llA\*nrlMin/lirri 




Die richterliche Gewalt, die oideutliche 
wie die delegierte, kann außerdem weder zum 
eigenen Nutzen noch außerhalb des lerritoriums 
ausgeübt werden. 

Der Pfarrer kann z. B. Fremde nur in seiner Pfarrei 
Beicht hören, wenn nicht, wie üblich, die Delega 1011 
für die Diözese dazu kommt. 

Niemand kann sicli selbst die Absolution geben. 

Der Pönitcntiar der Kapitelskirchcn kann jedoch die 
^iözesanen auch außerhalb der Diözese absolvieren. 


Für die freiwillige Gerichtsbarkeit 
(potestas iurisdictionis voluntaria seu non-iudi- 
cialis) gilt dies nicht. Sie kann in der Regel auch 
zum eigenen Nutzen, außerhalb des Tenitoriums 
Und gegen vom Territorium abwesende Untci- 
ytibene ausgeübt werden. 

Sic umfaßt jene Akte der Gerichtsbarkeit, die nicht 
richterlicher Natur sind. Sic erfolgen auf Antrag oder 
Bitte. Dahin gehören z. B.: Dispensen,. Kondonationen 
v on Meßverpflichtungen, die Weihedimissorien, An¬ 
nahme von Verzichten, Erteilung des Imprimatur für 
Bücher, die Ausstellung des Zelebrets, die Geschäfte des 
Notars usw 


b) Der Inhaber der potestas ordinaria 
(propria oder vicaria) kann sic ganz oder teil¬ 
weise einem andern übertragen, wenn das Recht 
es nicht ausdrücklich verbietet. 


So ist z. B. dem Pfarrer oder Pönitcntiar die Dele¬ 
gation zu den mit ihrem Amt verbundenen Beichtvoll- 
niachtcn nicht möglich (AK vom 16. io. 1919, can. 408, 
S 1). 
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c^Der Delegierte kann subdelcgieren: 
'o) bei Delegation durch den II c i 1 i g e n S t u h 1 
von hall zu l'all oder allgemein (ad actum sive 
ctiam habitualiter), wenn es nicht ausdrücklich 
vom Recht verboten oder die Vollmacht eine rein 
persönliche ist; 

ß) bei allgemeiner Delegation (ad Universi¬ 
täten! negotiorum) durch einen Inhaber der 

rR-ir ~ chen 9 ewalt unter dem Papst 

{ isc io , Generalvikar usw.) in einzelnen Fällen; 

,„P h er r n -i- dem ° rts °rdinarius oder dem Pfarrer allgemein 
einem bevollmächtigte Kooperator kann 

bestellten Pri«t n r * b . etre ? ende " Kirche nicht an- 
allgemein, s«bd"legie”e„': ,n ' b ' st,ra " uc '«1» 


y) im übrigen nur mit besonderer ausdrück- 
"cher Genehmigung der Subdclcgation. 

, Sl >bdelegierte kann ohne beson- 

crc*s ugeständnis nicht weiter delegieren. 

universitatem aS neffnl" aria un . ddic Potestas delegata ad 

stricte^au m s 2 uTe|en 0rUm S, " d ' ate> jedc andcrc ist 

stanin de o.Ä at ^ n ? i ü d jcne Vollmachten mitzuge- 
p- ai j C dlC S1C nlc bt ausgeübt werden kann. 

daffornm ordentli .<; h er. oder delegierten Gewalt für 

kanti* 6 fafu H^r o" 1 internum Begebene Vollmacht 
ist auch in d f Sa kramentsempf a ng nicht erforderlich 
werden. f lnterno extra-sacramentali ausgeübt 

andp t r<.« i oi ltS / nd xT reS be , stinlm t oder ergibt sich nichts 

»MlSd. • “ gm di ' Vol "”“" t 

lun^en !tL e n Cl ? re - ten der Vollmacht gelten die Hand¬ 
modus mVhPc 681 ^ 1 ? n mcht W,rd nur der gewünschte 
1 t1 :idx. J 10 "* ungehalten, so ist die Handlung gültig, es 

Hinn ^ enn sein, daß ein bestimmter modus als Be¬ 
dingung vorgeschrieben war. 
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4 - Verlust der Gewalt. 

a) Die potestas ordinaria erlischt mit dem 
Verlust des eigenen Amtes. Sie erlischt nicht mit 
dem Erlöschen des Rechtes des Amtsverleihers. 

Sie ruht, wenn gegen die Amtsentziehung Be¬ 
rufung eingelegt ist und diese nicht bloß devolu- 
üven Charakter trägt. 

Der Pfarrer büßt z. B. seine Jurisdiktion mit dem 
(endgültigen) Verlust des Pfarramtes ein. 

Des Richters Gewalt ruht, wenn der von ihm Be¬ 
strafte hei der höheren Instanz Berufung cinlegt. Wenn 
sein Urteil bestätigt ist und Rechtskraft erlangt hat, 
• c ht sie wieder auf, und der Richter kann das Urteil 
Vollstreckern 

Legt ein auf dem Verwaltungswege suspendierter 
farrcr heim Heiligen Stuhl Rekurs ein, so ruht des 
Bischofs Jurisdiktion nicht, weil der Rekurs keine Sus- 
Pcnsiv-, sondern nur Devolutivwirkung hat. Der Pfarrer 
bleibt suspendiert, bis eventuell die römische Behörde 
a nders entscheidet. 

ßetr. Jurisdiktion der Exkommunizierten und Sus¬ 
pendierten vgl. can. 2264 2284 und 5. Buch, §§ 185 187. 

b) Die potestas delegata criischt durch Er¬ 
füllung des Auftrags, Ablauf der bestimmten Zeit 
CRlcr Erschöpfung der genehmigten Zahl der 
Bälle, Wegfall des Zwecks der Delegation, Widcr- 
ru f des Delegierenden und durch den angenom¬ 
menen Verzicht des Delegierten. 

Sic erlischt nicht mit dem Recht des Dele¬ 
gierenden. 


NB. Wichtige Ausnahme: Ist bei der pote¬ 
nt a s pro f o r o i n t e r n o nach Ablauf der bestimmten 
pcit oder nach Erschöpfung der genehmigten Zahl der 
J^älle aus Unachtsamkeit doch noch von der Vollmacht 
Gebrauch gemacht worden, so ist der Akt gültig. 


5 - „Supplet Ecclesia.“ Liegt ein allgemeiner 
Irrtum vor oder bestellt ein positiver und probab¬ 
le 1 ’ Zweifel (iuris oder facti), so ergänzt die Kirche 
die Jurisdiktion für das äußere und innere Forum. 
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Mäglichen erS wö d es h sie“h um e’t.rT Ral,n, e" <lcs 

kenn die Kirche nicht suppKefe» “ R “ h < h “"doU. 

» f!‘Ä AtftS^r; Reicht gehört. 
ni< H" su P^ leren * lf UnC ^ 1C kann 

mäßigen PfärrSfoÄur*", !?'?!• fÜr dcn rccln ' 

diktion. K,rChe bci Ausübung der pfarrlichen juris- 

i n- . ü ' Die Weihe ScwaIt. 

h a u P t s ä c hUc rjurch dTe U- 3 ", ° rdinis > ui 'd 
fragen. Ohne diesen o ,l! r eihe W rcl °) iibcr ‘ 
Ii che m Recht dS ?u • konnen nach gött- 

niemand gültig verrichtet 01 ^ 11 ^ 1 ' Funktionen von 

Sündennachlassung) Es lih^ 7 (heiIige Mc ^> 

d >e nach k i r c h 1 ,>1, P b p t ', ndcs auch Weihen, 
verbunden oder einer Pc™ Rht mit eincm Amt 
sekrationen, Benediktion P n° n p- er Iehen sind (Kon- 
Zu diesen nach k, ?\ Plrmun S usw -). 

superiore ecclesiastico\ • V C H C m (a lc gitimo 
ni,t einem Amt verbünd?' C U ^° ttllc,lem Beeilt 
verliehenen Befugt ,C, , ,Cn ° dcr ei ner Person 
statthaben, wenn es f," CU1C , Dclc gatio„ 

ausdrücklich zu~ cs L , ° d c r 1 n d u 11 

nicht. ‘ Bestanden ist; sonst 

P r ä f e k te n' Jh nV bVs°c 11 8 c h e n V i k a r c „ u n d 
stattet, die den Bischöfen ® c h °. f s w ü r d e wohl g c 
erteilen, Kelche zu ko„ M u? rv,er,en Benediktionen zu 
1 irmung und die niedern Wa™’ das Sakrament der 
nen aber nicht Z u ällcn "li! ‘r zu s Pcnden. Sic kön- 
ßieren, weil der CIC es nich* 8 " Funkli onen andere delc- 

l, °Die ^ ÜCkHCh fÜr aHe Fu "k- 

" ndern 

ÄÄetKÄSS- 
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-ntbchrt er der Bischofswürde (Kapitularvikar), so 
j- !,ln er einem Bischof (Titularbischof) „erlauben“, die 
Konsekration in seinem Territorium vorzunchmen (can. 
n 55 ). 

d V ,C T P * a rrti r ist befugt, die zum Gottesdienst erfor- 
erhehen Gegenstände (Paramente) der in seiner Pfarrei 
gelegenen Kirchen zu benedizieren (can. 1304), kann 
a )Cr keinem andern Priester (cooperator) diese Voll¬ 
macht übei tragen, weil dies im CIC nicht ausdrücklich 
Zll ßcstanden ist. 

2. Der CIC macht also bei der Weihegewalt 
r J 1 c h 1 die Unterscheidungen wie bei der Juris- 
( jktionsgewalt. Demgemäß können auch Dele¬ 
gierte mit einer allgemeinen Vollmacht nicht eine 
andere Person im Einzel fall subdelegieren. 

?• die Priester einer Diözese durch Erlaß 
es Ordinarius allgemein die Befugnis besitzen, die 
ac !ja supellex für die Kirche, an der sic angestellt sind, 

benedizieren, so können sie einen fremden Priester 
* lc ht zu einer Bcncdiktion im Einzelfall delegieren. 


Zweiter Abschnitt: Das Papsttum. 

(can. 218—328) 

Der CIC handelt im 2. Abschnitt des 2. Buches 
vU clericis in specic) zuerst von „der höch- 
s tcn Gewalt und von denen, die an ihr 
c h kirchlichem Recht t c i 1 h a b c 11“. 
^ehn Kapitel legen Rechte und Pflichten des 
apstes, des allgemeinen Konzils, der Kardinale, 
c , er Römischen Kurie, der Päpstlichen Legaten, 
p^ 1 Patriarchen, Primaten und Metropoliten, der 
e nar- und Provinzialkonzilicn, der Apostoli¬ 
schen Vikare und Präfekten, der Apostolischen 
dniinistratoren sowie der niedern Prälaten dar. 

K Vori ^ en Genannten nimmt nur das allgemeine 
p° nzi1 (concilium oecumenicum) kraft göttlichen 
Kecht cs> alle andern kraft kirchlichen Rechtes 
er höchsten Gewalt teil. 


an 






I 
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§ 16 . Der Papst. 

(can. 218—221) 

“ ls D7RomMo C poSlfce” ^s'l'T Kapi . 1 ' 1 

Verfassung der Kirch/ 8 ’*’ 6fllr 1,16 *» anzc 
liehe Leben. und das gesamte Icircli- 

Nachfolgfr des^eH^en p’ t^ romisc,le Pontifex, 
nicht nur den Eh^n" Petrus 1111 Primat, besitzt 
honoris), sondern die ' ° rran g ' (solum primatuni 

tionsgeivalt (s^remam ef 7 * VolIe J urisdik ' 

mrisdictionis) für dir* P len am potestatem 

Sachen des Glaubt C , gCS T te Kir che, sowohl in 

»<«•>. ais s a S;t n d s e n ^V;D Si,te , n (Mes « 

gterung der ICi rc he a , f 1 J Dlsz, P lln und Pe- 
>,Diese Gewaltist l , ganzen ^denrund“. 

"alt, und zwar eine-ordentr C ltC bl , ScllöflicIle Ge- 

sowohl gegenüber allen und* l " Unn } ittelbar c, 
eben als auch "f" und dcn einzelnen ICir- 

Hirten und Gläubigen 61 Und dcn cinz elnen 

liehen Autorität unabhängig«/ 0 " ^ mcnsch - 

der D Mo^ar C ch e Dietlo^^ 1 °. n a r c h i e, und der Papst 
; ^mildert durch ein aÄ! wic . noch ß«eigt wird 
die Bischöfe, die krafi okr a 11 s c h c s Element- 

Sewalt teilnehmen. ‘S Cn . Rechtes a " derKirchen- 
’nent fehlt nicht, da £ t hi* R d f "i o k r a t i s c h e Ele- 
•;° t n de " höchsten Ämtern/// ris ‘' ichcr Ma nn 

s ? ndern auch tatsächlich der aus S esc hlossen 

sich immerfort wiederholt." ' Aufslleg aus dem Volk 

lieh def a Weihegfwit u?J V °, n 5° m ‘ Hins »cht- 

den übrigen Bischöfen Unt ^ rscheidet er sich von 

de Es F :!nd be ; d T Hi 4g"wait UmSOmehr dies 

sten. alle Hinen^Ue^ 1 ’/ 6 " Rcchtcs a,le Chri- 
ten, alle Kirchen unterstellt. 


11 . Abschnitt: Das Papsttum. 


59 


Die gesamte Kirche besteht nicht aus einzel¬ 
nen selbständigen Kirchen (abendländische, orien¬ 
talische, anglikanische usw.), deren Bischöfen 
gegenüber der Papst nur primus inter pares wäre, 
sondern die Kirche ist nur eine einzige mit dem 
p apst als wirklichem Oberhaupt. 


Er ist so oberster Lehrer in Glaubens- 
11 nd Sittensachen, dessen amtliche Lehre alle Chri¬ 
sten verpflichtet. 

Er ist oberster Gesetzgeber, dessen Vor¬ 
schriften alle Christen befolgen müssen. 

Er ist oberster Richter, von dessen Ent¬ 
scheidung cs keine Berufung an eine andere In¬ 
stanz gibt, und der selbst von niemand gerichtet 
'Verden kann. 


ln allen diesen Beziehungen ist der Papst von 
jeder menschlichen, weltlichen wie geistlichen 
Autorität unabhängig. Er verdankt die Fülle der 
Gewalt nur seiner Nachfolgeschaft im Primat 
p etri, den und dessen Nachfolger der göttliche 
Stifter der Kirche zu ihrem Oberhaupt bestimmt 
hat. 


Der Papst ist an das göttliche Recht 

11 n d nur an dieses gebundc n. 

Bie Bischofskirche des Papstes ist die Laterankirche 
ja Rom (S. Giovanni). Er ist Metropolit der römischen 
Rirchenprovinz (7 suburbikarische Bistümer und 37 an¬ 
dere italienische Bistümer), Primas von Italien, Pa¬ 
triarch des Abendlands. 

In der Vatikanstadt ist er weltlicher Souverän. 
Ehrenvorrechte. Titel: Heiliger Vater, Hei- 
hgkeit, Summus Pontifex. 

. Insignien: Thron, gerader Hirtenstab. Fischer- 
ri ng, Tiara. 

liJt leidung: Weißer Talar, roter Mantel und roter 

„ hofsuat mit eigenem Zeremoniell (Schweizer- 
b<irde, Kämmerer, Hausprälaten usw.). 
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»;^f^5fe r Ä!c l 7i, Gew, , lt Dcr ™- 

diktion sofort , °dge\\alt der Juris- 

rechtmäßigen Wah| l,n J„ii UrCh d ' e - Annahme dcr 
unmittelbar von Gon TT 111 rc divino. 
seitens der Wähler. ’ ht durch übef tragung 

LaS'wfS SC,bSt fiir den Fal1 ' da ß d cr Gewählte noch 

tion Pius^X "varä Clfo, ^ t ß e, «äß der Konstitu- 
schließlich dfe Wähl - sind aus- 

durch Pius X^endpfilt* ^ w . cItIlc,lcn Mächte ist 
Nach der Er ? ' g \^hi ß t word en. 
beziehen die Kardmäle^l C °r Pa P st,icIlen Stuhles 

Der Wahlakt seilt, gtchiehMn C T i'" Va,ika " 
Kapelle und eewßhniS J . dcr S,xt 'mschen 
mung mit Ina" lhch , durcl1 geheime Abstim- 
Für die gültige Wahn^ ’T* 56 / 10 " Stinini zettdn. 

stens zwei Drittel der SG rHcll> daß mimlc ' 
daten fallen. Stimmen auf den Kandi- 

ihm erkorenen 'neuen Va n^ dcr Papst dcn von 

*nal^ er durch den Kar- 

ter die feierte h°e dC Kr6 iCrtag darauf findet in St. p e - 
den dienstältesten Kardinaldiakon Ttatt^ T ’’ ara dUrch 

Am, V v e ara‘ch,° e „ Wa 'f;. D " Pa P sl k »”" »in 

Zieht« ist, m.ktt n -. D,e Gültigkeit des Vor- 
die Kardinale odetftdere" A " nal,n,e dllr< = 1 ' 

l°ret U N?em"„f k‘n k durch ”*"•» ver- 

=>-=1. hein allgemetes StzH.” PaPS ' CntÄh '"' 
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Jr a J.isicrcn könnte, sind ihm docli aus praktischen 
Gründen durch das kanonische Recht neben den 
durch die Natur der Sache ihm allein zukommen¬ 
den Angelegenheiten nur die wichtigen Angelegen¬ 
heiten (causae maiores) Vorbehalten und an¬ 
dern Instanzen weitgehende Vollmachten gege¬ 
ben, besonders hinsichtlich der Rechtsprechung. 

^ 11 den causae maiores gehören z. B. die Gesetz¬ 
gebung in Glaubenssachen, in der Ehe, in der Liturgie; 
sodann die Besetzung hoher Kirchenämter, die Selig- 
juid Heiligsprechung, die Rechtssachen hoher Persön- 
uchkeiten. 


§ 17. Das ökumenische Konzil. 

(can. 222 —229) 

Das allgemeine Konzil (Versammlung aller 
Bischöfe) nimmt kraft göttlichen Rechtes an der 
^bersten Gewalt teil, hat indessen keine selbstän¬ 
dig» vom Papst losgelöste Gewalt. Im einzel- 
nen bestimmt der Codex Folgendes: 

1. Einberufung. Das allgemeine Konzil ist vom 
; apst einzuberufen. Ohne päpstliche Einberu- 
l, ng gibt es kein allgemeines Konzil. 

Die Bischöfe haben nicht das Recht, von sich 
au s zum Konzil zusammenzutreten. 


2. Leitung. Der Vorsitz gebührt dem Papst 
oder dessen Legaten, ebenso die Bestimmung der 
j-agesordnung, die Verlegung, Vertagung und 
Aufhebung des Konzils. 

Beim Tod des Papstes wird das tagende Konzil ipso 
Ul *e unterbrochen, bis der neue Papst dessen Wieder- 
‘ 11 mahine und Fortführung befiehlt. 

3 - Stimmrecht. Stimmberechtigt sind: 

a) alle Kardinale (auch ohne Bischofswürde); 

b) die Patriarchen, Primaten, Erzbischöfe resi- 

•erenden Bischöfe (auch die noch nicht konse- 
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knerten da es sich nicht um die Wethe-, sondern 
um die Jurisdiktionsgewalt handelt)* 

C) die Äbte und Prälaten nullius;’ 

stischen" ~ btprimas ! (lie Abtvorsteher der mona- 
stischen Kongregationen, die Generalobern der 

exemten geistlichen Orden; 

and ) ers i Ll'!f ela p® n , en 1 Titularbi . scllöfc (wenn nicht 
ei der Einladung bestimmt). 

gerufenen Thenlnw^ e r e . c J 1 .‘' 81 sind die 211m Konzil 

sie " abc " dn 

4 - Kraft der Beschlüsse. Die Beschlüsse des 
slgemeinen Konzils haben erst definitive ver¬ 

pflichtende Kraft, wenn sic vom Papst bestätigt 
ln au ^ seinen Befehl promulgiert sind. * 

5 ’ Appellation. Gegen eine Sentenz des Pap- 

iunl P ann f 1 daS ^gemeint Konzil keine Bern- 
tung eingelegt werden. 

§ 18 . Die Kardinäle. 

(can. 230—241) 

, L Di * Kardinale sind ein Kollegium von ( 7 o) 

sehen ?i at ?V di * 1“ " Scna * dds ’ 

sehen Pontifex bilden und ihm bei der 

«.er 3 g Si?f g e„ a dienin. ,lau f>‘ sä ^ncl,sten Be- 

mf'w »Heilige Kollegium“, mit einem Dekan 
(B cho von Ostia) als primus inter pares an der 
Sp itz e besteht aus 3 Klassen (ordines): 

Bischöfe'^der 1 n l ° f f (die c. 6 suburbikarischen 
«iscnote, der Dekan hat 2 Sitze inne), 

Kardinal priester (50), 

Kardinal diakone (14)' 

(KmlenfardSf'V'™ - °. n ihn “ r l? idi “' « 

V 'Meiif,T„d “»» UnÄ ' ‘ n d ' n 

eist sind nicht alle 70 Stellen besetzt. 
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Alle Kardinale sind mindestens Priester. Der Ivardi- 
naldiakon oder Kardinalpriester kann seiner W eine nac 1 
Bischof sein. . r> * 

Jedem Kardinalpriester und -diakon ist vom i aps 
eine Titelkirche oder Diakonie zugewiesen, in der er be¬ 
sondere Rechte hat. 

2. Die Ernennung der Kardinäle voll¬ 
zieht der Papst frei und unabhängig von irgend 
einer Seite im „Konsistorium“, d. h. einer von 
ihm präsidierten (geheimen, öffentlichen oder 
halböffentlichen) Versammlung der Kardinäle. 
Sie werden aus geeigneten Priestern auf dem 
ganzen Erdenrund ausgewählt. 

Bisweilen kündigt der Papst im Konsistorium die Er- 
bennung an, verschweigt aber den Namen des Er¬ 
zählten (reservatio in pectore). Der Betreffende ge¬ 
nießt dadurch noch nicht die Rechte des Kardinals, hat 
aber nach der Publikation das Präzedenzrecht vor den 
Unterdessen vor ihm kreierten Kardinalen. 

3. Die Kardinäle sind vor allem in den Kon¬ 
gregationen tätig. 

Ihr vornehmstes Recht ist die W a h 1 des 
Papstes. 

Bei Erledigung des Heiligen Stuhles geht die 
Potestas oder iurisdictio des Papstes nicht auf 
das Kardinalskollegium über; es bat vielmehr nur 
die laufenden und dringenden Geschäfte zu erledi¬ 
gen, vor allem die Neuwahl vorzubereiten (vgl. die 
Konstitution Vacante sede im Anhang des CIC). 

Auszeichnung: Ihr Titel ist Eminenz, ihre Klei¬ 
dung purpurn. 

Über die Voraussetzungen für das Kardinalat und 
seine Privilegien vgl. can. 232, § 2, und 239, 240. 

§ 19. Die römische Kurie. 

(can. 242—264) 

In der Ausübung seiner Gewalt bedient sich der 
Bapst einer Reihe von Beamten und Behörden. 
Am Sitz der Regierung sind es drei Behörden: 
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die Heiligen Kongregationen, 

■«" W(„ h f M. ( ) Wb “” aliai 

römische ^ehörd^ mmen "" C "™ ««"*»■• «<> 

liÄe G Vo C rs"hXl n, l S "r! durch »"eemeine oder ,u,r- 
tigen und außerörd en tn/h„ P A SteS , gerc 8 clt Bei wich- 
<ler Behandlung der pln^" Angelegenheiten mul) vor 

sehen von den ®ichter P llrr\ ndigt Werden - Ab ^- 

richtsbehörden bedürfen ,n h £ Sentenzen der Ge- 
Verfügungen der päi>=tlic'}io ° P nadc nbewilligungen und 
spezielle Fakultätenertem ” i^d. Proba 11 on - sowei ‘ nicht 

I- Die Heiligen Kongregationen. 

(can. 246—257) 

bedeuten in „er Kirche 

nehmlich'vom pLst’l k< ? n Brcgationcn sind vor- 

•*><■ noch'^s^S ^Tm 

»ichtigsfei Ko!.“' Präscs <lcr "rci 
und 11) Kongregationen (Nr. i, 2 

Zur Zeit existieren elf Kongregationen. 

de;Äfft/sS“i,rf ^ M «-" 

a ) Zuständig ist sie: 

zumLetlnundAu e fb r e en h SUr ’ ? r dic Erl ^bnis 
für die Ent ,^ bewallren verbotener Schriften • 

vi iTgiÄa^T 8 ^ d , en FragCn des Pr”! 

8 u m 1 auiinum und der Mischehen; 
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für die D i s p c n s a t i o n vom Ehehindernis der 
( 1 i s p a r i t a s c ti 11 u s (Religionsverschiedcnlieit, 
z * B. Juden) und von dem der mixta religio 
(Konfessionsverschiedenheit); 

für das i e i u n i u m cucharisticu m der Ze¬ 
lebranten. 

b) Als Richter fungiert sic bei gewissen De¬ 
likten (Sollicitatio, in Glaubensdelikten), sei es 
als Appcllations- oder erste Instanz. 

2. Congregatio Consistorialis. Dieser obliegt: 
die Vorbereitung der in den Konsistorien zu 
behandelnden Dinge; 

_ die Erricht 1111g neuer Diözesen, Provinzen und 
Kapitel, dic Teilung bestehender Diözesen; 

die Vorschläge und die Prüfungen der zu er¬ 
nennenden Bischöfe und Titularbischöfe, der Ad¬ 
jutoren, Apostolischen Administratoren (Infor¬ 
mativprozeß), soweit dies nicht Aufgabe der Kon¬ 
gregation für außerordentliche kirchliche Ange¬ 
legenheiten ist; 

die Aufsicht über die Diözesen bezw. 
die Bischöfe. 

3 - Congregatio de disciplina Sacramentorum. 
fhr stellt zu: 

a) die gesamte Gesetzgebung über dic 
sieben heiligen Sakramente, soweit nicht das Offi- 
/ - 1 um oder die Ritenkongregation zuständig sind; 

b) die Entscheidungen und Dispensen bezüglich 
der Elie und der andern Sakramente sowie der Feier 
( er heiligen Messe (Ehedispensen, Sanatio in radicc, 

ispens von Irregularitäten, vom iciunium natu- 
r aleus\\\, Erteilung der Binationsvollmacht usw.); 

c ) die ausschließliche Entscheidung 
f e facto inconsummationis matrimonii 

und über die Existenz von Dispensgründen dazu 
sowie über alles damit Zusammenhängende. 

Lotzbach, Rü:ht der kathol. Kirche c 
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t C °"S re g ati ° Concilii. Dieser ist übertragen: 
chHsH S 7 lin 7 S Wel Klerus und des 

christlichen Volkes; 

geböte^ 1 ' d ' e Befolgung der Kirchen- 

j! e D is Pensation von Kirchengeboten; 

Kanoniker 7°^ allcs desse ”. was Pfarrer und 
lker » fromme Vereine, fromme Legate 

u. ,r a C bS StipCndiCn ’ Ämter und Benefizicn 

ErIaL!?i SPe - Sati0n V °" den Erfordernissen zur 

Beneffziumc 1CS VOm 0rdlnarius zu verleihenden 
■»•uncnziums usw. 

sehHem°* n p e n atio reli g iosorum - Ihr obliegt aus- 
Ä??; 35 LC : tU1 ^ Disziplin. Studien, 
rwn W Pnvilc s ien der Ordcnsleute beiderlei 
lübd C, n eC 7, S h feiCrHchcn 0der einfachen Ge 
Gelübde mli d ?. rer ni . lt gemeinsamem Leben ohne 
pensiert’die7r e Dritten ° rden betrifft. Sic dis- 

sssr* 1caus * 

Si. i., die 

RiCn C ° n ^ gati0 ^ acrorum Rituum. Sie regelt die 
? c ;To H Ze , r r emoni ^ n der lateinischen Kirche bei 
det heiligen Messe, Spendung der heiligen Sakra 

S e ng nd dis eim G ° ttcsdi enst g überwachÄt 
der Kardtaäle Äf dtr%^le1a fenen ' 
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(len weltlichen Regierungen (Errichtung von 
Bischofstühlen, Abschluß von Konkordaten usw.). 

10. Congregatio de Seminariis et Universitati- 
bus. Diese überwacht Leitung, Disziplin, welt¬ 
liche Verwaltung und Studien der Seminare und 
kirchlichen Universitäten (Fakultäten). 

11. Congregatio pro Ecclesia Orientali. Sic hat 
für die morgenländische Kirche alle Voll¬ 
machten, die die andern Kongregationen für die 
abendländische haben (ohne SO), seit 193S auch 
für lateinische Kirchen ihres Gebiets. 

II. Die Gerichtsbehörden in Rom. 

(can. 258—259) 

Es gibt drei Tribunale an der römischen Kurie: 

1. Die Heilige Pönitentiarie. A11 ihrer Spitze 
steht der Kardinalpönitentiar (Cardmalis Poeni- 
tentiarius Maior). Sic hat nur Jurisdiktion für das 
f 0 r u m internum (sacramentale und non sacra- 
mentale). Auf diesem Gebiet 

gewährt sie Gnaden, Lossprechungen, Dis- 
Pensen, Kommutationen von Gelübden, Sanatio- 
(Ehe) und Kondonationen (unrechtmäßiger 
Erwerb von Kirchengut). 

Sic entscheidet über Gewissensfragen. 

Ferner gehört in ihren Geschäftsbereich das 
A b 1 a ß w e s e n (die dogmatische Seite steht dem 
Heiligen Offizium zu). 

2 . Die Heilige römische Rota und 

, 3- Die Apostolische Signatur sind Gerichts¬ 
behörden, die die Rechtssachen, für die ein 
gerichtliches Verfahren erforderlich ist, er¬ 
ledigen. 

Näheres im Prozeßrecht (4* Buch). 


5 * 
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III. Die kurialen Ämter. 

(can. 260—264) 

a " dcr 'ömischcn Kurie. 

naikanrL P ° f I,S l he Kan2,el - mit <■«" Kardi- 
Expedition T ( Cr ^ ltze ’ * lat zur Aufgabe die 
leüiunfZ CCt a ? OStollschen Bullen für die Vcr- 
( l\Z ?" S1S r t0nalCn Benefizien und Ämter 
vinzen nr {u * die E ^iclUung neuer Pro- 

. “ego«a D ra”S“ n KaPi ‘ Cl S °"' iC « r di ' 6bri ^” 

Kf r(n I nf| PO n 0liSChe -? atarie '’ clercn Vorsitz der 
„ e i , . ' j* tar führt, ist zuständig in An- 

S ef vä r’ dCr llCI ? Pi "> sl rescrv iarten Bene- 

didaten %' p"' r l' 435 J Pr0tl "'S der Kan- 

a™ " (/ - B - (1 , cr Dignitäten der Domkapitel). 

urkunden' 18 Ex P e<Jlt,on der Verleihungs- 

liehen < Qualitäten^ 1SPenSa ^ 0n ™" *" 

1; ?' Dl®.Apostolische Kammer verwaltet die ?eit- 
Sörde) UterdeSHdligCn StuW “ (oberste Ffnanz- 

statts?ep S ,v.f taatSS ? kre - tariat ’ mit c,em Kardinal- 
Dänstlirh dCr ^ pitze ’ ist v or allem mit der 

Wsthchen D, pl° mati c> dcm verkehr mit den 
e tbchen Regierungen, betraut. 

liefe 8 Angelcgenhehen”fz ” au , ßc rordentliche kirch- 
Angelegenheiten (z P Vn 1 : u von k° r( l a te), ordentliche 
päpstliche Hansnräi t er \eihung von Auszeichnungen: 
di Hon von ^ ^pe- 

und S fbretariate der Breven an die Fürsten 
und der lateinischen Briefe besorgen die Abfns 
sung lateinischer Erlasse des Papstes. 

rungsbe^mten^die^die 6 Ku*™ 6 • sta ? ltnt _ v ? n den 

gung des für die vielen C -!^ C *k a *if* r zur Bintra- 

den Datums angesteflt Jnadenbewilligungen maßgeben- 
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§ 20. Die päpstlichen Gesandtschaften. 

(can. 205—270) 

Der Papst hat iure d i v 1 n o das Recht, mit 
«^1 len Teilen der Kirche, auch mit den noch nicht 
christlichen Weltteilen („in quamlibet mundi par- 
| eni< ‘) in freien, ungehinderten Verkehr zu treten. 
Das geschieht durch Gesandte mit oder ohne 
Jurisdiktion zur Erledigung einzelner Angelegen¬ 
heiten oder als ständige Einrichtung. Der Codex 
Unterscheidet vier Arten von Legaten. 

1 • Der Lcgatus a latere. Dieser ist ein Kardinal, 
( len der Papst mit einem genau bestimmten Man- 
( hat als sein „alter ego“ sendet. 

2 * Die Nuntien. Diese sind ständige Gc- 
s an dt schaf teil des Heiligen Stuhles zur Pflege 
ucr Beziehungen mit den weltlichen Regierungen 
Unternuntien hei kleinen Ländern). 

Außerdem obliegt ihnen die Aufsicht über 
( e u Status ecclcsiarum in dem ihnen zu- 
k r c\viesencn Gebiet und die Berichterstat¬ 
tung darüber an den Papst. 

Daneben haben sie facultates delegatae (Abdruck: Ar- 
llv f. kathol. Kirchenrecht 1922). 

.. Sie behindern den Ortsordinarius an der freien Aus¬ 
zug seiner Jurisdiktion nicht. 


3 - Die Apostolischen Delegaten sind Abgesandte 
Ur Länder, die keine Beziehung mit dem Heiligen 
Lihl unterhalten. Potestate ordinaria sind sie nur 
uiit der Aufsicht über die kirchlichen Zustände 
J^ud mit der Berichterstattung an den Heiligen 
^Lihl betraut. 


4 * Die Legati nati. Manchen Bischöfen kommt 
a , lu ' Grund ihres Bischofsitzes (Prag, Salzburg) 
! c f i itel „Apostolischer J^egat* zu. Er bringt 
v ein besonderes Recht mit sich. 
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§ 21. Die Prälaten. 

Prälaten Ch die h fn fö"" Si " d nUr JCne GeistI »cIien 

Jurisdiktionsgewalt Taben tC E° C -," C ° rdcntlichc 

Klassen: die hohen , ,,- Es ? lbt dcrc » zwei 

(Patriarchen Primat d r' C , nied ? rcn Prälaten 
usw. — Äbte und P* u' 1 * k rz kiscliöfe, Bischöfe 
ADtc und Prälaten nullius). 

heimkärnmerer, 1 HausnräHD Pa F. stes (Ehr en- und Gc- 
Prälaten, sie sindes h rechtlich nicht als 

nicht im kanonischen Rech/’h c ,- ausa mit eigenen, 
(can. ito). * bestimmten Privilegien 

!• Die hohen Prälaten. 

(can. 271—318) 

P f”f ,en - pülier hatten 
Metropoliten und Bu/hT d -i kt, ° n ^ Uber . Primaten . 
d ie Primaten 2er die«benso 

Heute ist (in der l/L -• tr ? P ° h }? n u ” d Bischöfe. 

gcmeinrechSch nur Ek 1Cn ^ ^ ^ Titd 

außer dem ius oräL* P e " t,tel . lmd brin ^ 
Jurisdiktion mit^ich (PatrlaVP C k ? e s P ezi elle 
Bischof von Salzhnri ‘i n « rcb von Ven edig, der 
land). bal2bur g als Primas von DeStsch- 

recht^P^Sreli 1 und*Prf”af ^bes^d naCh T Pa - rtikular - 

haben (can. 271). mas besondere Jurisdiktion 

KircheiÄr4r n ^ 2b A sch f 1 ? r*- •*» 

Biscofsit, rait dcm dicsc b v :r„de*„ t n 

Im Deutschen Reich VmU P * ? CWaIt (can ‘ 2I 5, § D 
zehn Kirchenprovfnze/ Protekt «rat) bestehen folgende 

B?«lau re (mR 1 B^J St | tt ' f pe J er und Würzburg) • 
t Berlin, Ermland und Schneidemühl); 
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Köln (mit Aachen, Trier, Münster, Osnabrück und 
Limburg); 

München-Freising (mit Augsburg, Passau und Re¬ 
gensburg) ; 

•Oberrheinische Kirchenprovinz (Freiburg mit Mainz 
Un d Rottenburg); 

Paderborn (mit Fulda und Hildesheim); 

Meißen, ist exemt; 

Salzburg (mit Gurk, Seckau, Innsbruck); 
icn (mit Linz, St. Pölten, Eisenstadt); 

Olmütz (mit Brünn); 

b^ag (mit Budwcis, Königgrätz, Lcitmcritz). 

a ) Gegenüber den Provinzialdiözesen (Suffra- 
& a ne) hat der Erzbischof gewisse Vollmachten (Be¬ 
rufungsinstanz gegen Urteile). 

b) Zu den Auszeichnungen des Erzbischofs ge- 
*öi‘t das Vortragskreuz. Das eigentliche 
Symbol seiner Vollmacht ist das Pallium, 
das er sich nach der Ernennung bezw. Konsekra- 
{i°n erbitten muß und bei bestimmten liturgischen 
Funktionen zu tragen hat (can. 272—280). 

Bas Pallium ist eine mehrere Zentimeter breite 
chlcife aus Wolle mit sechs eingestickten schwarzen 
kreuzen, die über dem Meßgewand so getragen wird, 
uaß c i n Streifen vorn über die Brust und der andere 
Uber den oberen Rücken herabhängt. Bereitet wird es 
p s der in Sant’Agncse zu Rom geopferten und vom 
apst geweihten Wolle von besonders für diesen Zweck 
gezogenen Lämmern. 


3 - Die Apostolischen Vikare und Präfekten 
eiten im Namen des Apostolischen Stuhles Mis¬ 
sionsgebiete, d. h. Gebiete ohne Diözesenverfas- 
sung, mag diese untergegangen sein oder noch nie 
gestanden haben, und genießen in ihrem Gebiet 
die Rechte und Vollmachten eines residierenden 
Bischofs, wie sie auch dessen Pflichten zu erfüllen 
laben (relatio de statu, Visitation der einzelnen 
Feile ihres Sprengels, Meßapplikation an den ge¬ 
botenen hohen Festen, der Vikar auch visitatio 
uminum). 
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Im besonder» sollen sie eifrigst dafür Sorge 
agen, daß aus den Eingeborenen selbst Pricster- 
nachwuclis kommt (can. 293—311). 

Kle S rus C e?n. n n nen p SleiC ^, nacl ? Amtsantritt aus dem 

gegebenenfans’Hi r P °R ' k - a r ' bz . w - ” P r 0 P r ä f e k t“, der 
g g enenfalls die Regierung interimistisch führt. 

4 - Die Apostolischen Administratoren. Aus- 
Ube , rträgt der Pa Pst die Leitung einer 
1 . . 1 erric bteten Diözese, mag dieselbe va- 

s tlr 7 °? nidlt ' fÜr ständi & oder auf be- 
(Ad m ’ C ' / e l ^ Incm Verwalter oder Verweser 
(Administrator), wenn dafür gewichtige Gründe 

riel-ehon 1 “"f Krankheit dcs Bischofs, Scliwie- 
ngkeiten bei der Besetzung). 

oi st f" dige , Administrator genießt die 
echte und Ehren des residierenden Bischofs wie 
er auch dessen Pflichten zu erfüllen hat. 

Der auf bestimmte Zeit bestellte Ver- 
larvikars. 1 ReChte Pflichten cincs Kapitu- 

dikfil dC ^ St iD - 11 , n ° ch bcsctzt > so «st die Juris- 
diert (ca„! S 3 ,2-3°8). l " ,d Gcncralvikars sus l'™- 

dern Bestimmungen seines Patentes an. 

II. Die niederen Prälaten. 

(can. 319—328) 

r 1 * ^ en I Dra clati inferiores zählen 

inl i x C , nU ' llUS und die Prälaten nullius, d 1, 
solche Abte und Prälaten, die keiner Diözese vor¬ 
stehen, die jedoch innerhalb des Gebiets einer 
Diözese ein terntorium proprium mit eigenem 
lerus und Volk haben (Gefreite Äbte und Prä¬ 
laten nennt sie Eichmann). 
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Nur wenn mindestens drei Pfarreien 
zu einer Abtei oder Prälatur gehören, gelten für 
sic die gemeinrechtlichen Vorschriften; sonst gilt 
für sie singuläres Recht. 

Solche Prälaten sind die von Eisenstadt und Schneidc- 
niiihl, die Abte von Einsiedeln und Mchrerau. 

2 . Erwerb des Amtes. Ernennung und Insti¬ 
tution ist dem Papst reserviert unter Wahrung 
des jemand zustehenden Wahl-oder Präsentations¬ 
rechtes (Bestätigung oder Institution durch den 
Papst). 

3. Rechte und Pflichten. Die gefreiten Äbte und 
Prälaten haben die ordentliche Gewalt und die 
Verpflichtungen eines residierenden Bischofs. 

NB. Die Apostolischen Vikare, Präfekten und Ad¬ 
ministratoren sowie die niedern Prälaten können Bi¬ 
schöfe sein, müssen cs aber nicht. Auch ohne bischöf¬ 
lichen ordo genießen sic eine Reihe der durch kirch¬ 
liches Recht den Bischöfen reservierten Weihevollmach¬ 
ten und der bischöflichen Auszeichnungen (Benedik¬ 
tionen, Konsekrationen, Thron und Baldachin, Pcktorale 
und Ring), jedoch nicht alle im gleichen Umfang. 

§ 22 . Die Plenar- und die Provinzialkonzilien. 

(can. 281—292) 

1. Das Plenarkonzil. Die Ordinarien mehrerer 
Kirchenprovinzen können mit Erlaubnis des 
Papstes zu einem Plenarkonzil zusammentreten. 

Der päpstliche Delegat ruft dasselbe zusammen 
Und führt dabei den Vorsitz. 

Zur Teilnahme verpflichtet und mit Stimmrecht 
a usgcstattct sind: 

a) der Apostolische Legat; 

der Metropolit, die residierenden Erzbischöfe 
°der in ihrem Auftrag ihre Koadjutoren oder 
Weihbischöfe; 

die Apostolischen Administratoren, Vikare und 
Präfekten; 
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die Äbte und Prälaten nullius; 
oie Kapitularvikare* 

laduL d ; n t, geIade - n u n T itU,arbischöfe (wenn die Ein¬ 
ladung ihnen nicht das Stimmrecht vorenthält). 

Weit sind andere, aus dem 

rilcer d Üldensl<lerus et "'a eingeladene Kle- 

Tahr?;!r Pr ° V f Zialk0n2il - Mindest ™s alle zwanzig 

abzuhalten" i?" fi nzeInen Provinzen ein Konzil 

an seinem Mctro P olit ruft es (gewöhnlich 

an seinem Sitz) zusammen und präsidiert es 

”Srfr^ ,k "'t l"™Ä i s«ri von i,,ncn zn 

eingeladen werden. onnen mit beratender Stimme 

der Tai'nt'i'f rt b ' V K ° nzi,i “- Gegensinne! 
über dfe Vertief un<1 Beschlußfassung 

fidei) nicht Rntcfl Glaubens (incrementum 
ferner wl, Entscheidung in Glaubenssachen 

brZrh? b Z B $ der Sltten ’ Abschaffung von Miß- 

lung ode; Hersteil " g T Strcit ig k eitcn, Erhal- 
der Herstellung der einheitlichen Disziplin. 

Präses an den Hdlige^StuhTzu Cf I 5 ° nziIi ^ n . sind vom 
nach ihrer Prüfung®durch dii wlV dÖrfen erSt 

mulgiert werden. - d Konzil skongregation pro- 

Pa?tLkrr h e 7 hf i * * Gelt r u°n m g U, fi er !, en Be h sch 'ä?se haben als 
torium. Geltung m dem betreffenden Terri- 

sieren, Jußer^nThizdn^FäU V °" !/ lnCn nicht dis P en ' 
sache. einzelnen Pallen und aus gerechter ür- 

ein 4 er D p™v! S „?° S ot°r f ' ren f en - Uie 0r ‘“rdi„arie„ 
ovinz sollen mindestens alle fünf Jahre 
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durch ihren Metropoliten (oder ältesten Suffragan) 
zusammengcrufen werden, um das bonum reli- 
gionis in den Diözesen zu fördern und das künf¬ 
tige Provinzialkonzil vorzubereiten. 

Die Beschlüsse solcher Konferenzen haben an sich 
keine Geltung in den Diözesen. Sie erlangen sie erst 
durch die Promulgation des einzelnen Bischofs in seiner 
Diözese. 

So verhält es sich z. B. auch mit den Beschlüssen 
der Fuldaer Bischofskonferenz. 


Dritter Abschnitt: Der Episkopat. 

Der CIC überschreibt den Titel S des 2. Buches: 
»De potestatc cpiscopali deque iis qui de eadem 
participant“, über die bischöfliche Vollmacht und 
deren Teilnehmer. In elf Kapiteln handelt er von 
den Bischöfen, ihren Koadjutoren, von der Diö- 
zesansynode, der bischöflichen Kurie, den Ka¬ 
piteln der Kanoniker, den Diözesankonsultorcn, 
der Scdisvakanz und dem Kapitularvikar, den 
Landdekanen, Pfarrern, Vikaren der Pfarreien und 
den Rektoren der Kirchen. 

§ 23 . Der Bischof *. 

(can. 329 — 349 ) 

1. Die dogmatische Stellung des Bischofs. Der 
Codex sagt: ,,D i c Bischöfe sind Nach¬ 
folger der Apostel und stehen gemäß 
göttlicher Einrichtung den einzelnen 
Kirchen vor, die sie mit ordentlicher 

1 Rechtlich gelten auch der Abt und der Prälat nullius 
als Bischof; ebenso ihr Territorium als Diözese, wenn 

nicht in beiden Fällen gemäß der Natur der Sache oder 

dem Wortlaut das Gegenteil feststeht (can. 215 § 2). So 
ist z. B. das, was unter Nr. 1 des § 23 dargelegt ist, 

naturgemäß auf die Äbte und Prälaten nullius nicht an¬ 

wendbar. 
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”' P o n t iVe x C | e D c'ii.“ f ' 1 ^ 1 dcs röni '- 

Primat i's? N * chf °lger <lcs hl. Petrus im 

Apostel Iinrl\l 1RC u' e ? sc,löfe Nachfolger der 
teil der Kirchenve f C1C C ' n ,10twcnfli ger Bcstand- 
den Eniskomt rfassi "’g. Der Papst kann also 

eigenen Rechte nidn ants^" UIK ' diC il,m 

proprfä S für f ilir abe <? ^ potestas ordinaria 
Sendung Spren e el kraft der päpstlichen 

nicÄ Olef" ^ ßischöfc »>rcr Diözese 

über dt jl' ” a r P °u te ? taS ’ wie (lcr Pa P^ sie 

in der Leitung ^ Irche _ hat * sondern unterstehen 

strenee Tterf en geregelt, sondern auch 

Ä»SÄ%:*^iir rele 

Jegium^(Kaph < d)'das^ Wahh-e V X enn cincm Kol- 
liehe Macht das Präsrntnr C1 * zus teht oder die weit- 
hat. so ist dem Papst unh^' ° d ? D esignationsrecht 

Vision bezw. die InsUtuBoJ v f u d ’, e k ‘\ nor,ischc Pro- 
Durch die ‘ 1 n Vorbehalten (can. 332 § ,). 

Konkordate 

den) e un 2 dm 1 t dem DeutschenR C " (Bayern, Preußen, Ba¬ 
der d e u t s chenR f " ! e ' C •• ,' st ^Besetzung 
geregelt: chofstiihle folgendermaßen 

jn dir Ernennung d« Erabllchöfc H1 HR- V u" C Frei heit 
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Domkapitel eine Liste von geeigneten Kandidaten zu 
unterbreiten, und der Heilige Stuhl behält sich unter 
diesen wie unter den alle drei Jahre von den Bischöfen 
und Kapiteln zu bezeichnenden Kandidaten freie Aus¬ 
wahl vor, setzt sich aber vor der Publikation der Lr- 
nennungsbulle mit der Regierung in Verbindung, um 
sich zu vergewissern, ob gegen den Kandidaten Be¬ 
denken politischer Art bestehen. 

I)) Preußen : Nach Erledigung eines Bischofstuhles 
reichen sowohl das betreffende Domkapitel wie alle 
Diözesanbischöfe dem Papst Listen von geeigneten 
Kandidaten ein. Unter Würdigung dieser Listen benennt 
der Heilige Vater dem Kapitel drei Personen, aus denen 
es den Bischof zu wählen hat. Der Heilige Stuhl er¬ 
nennt niemand zum Bischof, von dem nicht das Dom¬ 
kapitel nach der Wahl durch Anfrage bei der Regierung 
festgcstcllt hat, daß politische Bedenken nicht bestehen. 

Unter Umständen kann der Papst auch nicht auf den 
Kisten stehende Personen auswählen. 

c) Baden: Nach Erledigung des erzbischöflichen 
Stuhles reicht das Domkapitel (ergänzt durch vier 
Khrenkanonikcr) dem Heiligen Stuhl eine Liste von 
geeigneten Kandidaten ein. Unter Würdigung dieser 
und der vom Erzbischof jährlich einzureichenden Liste 
benennt der Papst dem Domkapitel drei Kandidaten zur 
freien Auswahl. Unter den drei Benannten wird minde¬ 
stens einer Angehöriger der Diözese sein. Vor der Er¬ 
nennung des Gewählten wird der Heilige Stuhl bei der 
Regierung sich vergewissern, ob gegen ihn nicht Be¬ 
denken allgemein politischer Art bestehen. 

d) Für die Diözesen Mainz, Meißen und R Ot¬ 
tenburg gelten zufolge des Rcichskonkordats die Be¬ 
stimmungen für die Erzdiözese Freiburg. 

NB. Die Wahl erfordert stets absolute Mehrheit 
(can. 329). 

3. Die Eigenschaften des künftigen Bischofs. 
Vor der Beförderung zum bischöflichen Amt muß 
die Geeignetheit (idoneus) des zu Befördernden 
feststehen (can. 331—333). Die bezüglichen Er¬ 
fordernisse sind folgende sechs: Er muß 

a) ehelicher Herkunft sein (natus ex lcgi- 
timo matrimonio, non autem legitimatus etiam 
per subsequens matrimonium); 
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haben?" *** V °" mindestens drdfligjahrcn 

d) sTt t"i c d h St - nS - fÖn . f - Jahren Priestcr sein; 
und klug sein und'a^^K*’ fron ’ m> secleneifrig 
die ihn Lr?h> f~ *. ,Ie T ubn gen Gaben besitzen, 

D^ese Äe? 1 ^h^ itUng ^ bCtrCffCndCn 

sitzen.''' 6 n ° t,ge Wissensc,iaf tlidie Bildung bc- 

">-. r Ä 

w2hehtade“^ssc' n “vg[ r c r a '„ SU 9 8;ff i ) a *' n 

d “ S "' M —> 

allein dem Apostolischer^ J t C 7?" d geei S net ist, steht 
durch den sog Tn f o r ni n H “ ZU> der slch darüber 
g - 1 "tormativprozeß vergewissert. 

Empfang dreier Monate nach 

Bestätigung) mu ß St? ? riefe (Ernennung, 
weihe der Beförderte die Bischofs- 

in S ai n rDfeX n b“ n g ebe n „ ner ' ,alb ' iCr M °" a,c sic " 

vo^ 3 b l ehäl, 0 e n Ckra ‘i° ,, “ CS Bischots ist 1'=”' Papst 

- Biscl ' of 5«« 

(can. 334 § 3) . 1 ° toko11 aufzunehmen haben 

kirche ht'nut e^Selle^Akt 1 : 15118 dCr Kathc <^l- 

da? G. d a er u k be n0 n n sb C ?k n e Pr0 r Si0n hat der Kandidat 
Densbekenntnis und den Treu- 


III. Abschnitt: Der Episkopat. 79 

cid gegenüber dem Heiligen Stuhl nach einem 
bestimmten Formular abzulegen. 

6. Die Rechte. Die Bischöfe sind in ihrem 
Sprengel die „pastorcs ordinarii et im- 
mediati“. Sie haben also das Recht und die 
Pflicht, ih re Diözese „tum in spiritualibus tum in 
temporibus“ mit der „potestas legislativa, 
* u d i c i a r i a et coa c t i v a“ im Rahmen der ka¬ 
nonischen Normen zu regieren. 

a) Ihre Jurisdiktion erstreckt sich auf die 
geistlichen und vcrmögensrcchtlichen Angelegen- 
beiten der ganzen Diözese. Der Bischof ist: 

a) der Gesetzgeber (und Verwalter) der 
Diözese; im Rahmen des kanonischen Rechtes 
(iuxta et praeter legem communem) kann er Ge¬ 
setze und Befehle erlassen und vom Diözesan- 
r echt dispensieren. Betr. erforderliche Zustimmung 
°der Rat anderer s. * 2 . 

fi) der Lehrer der Diözese. Er ist amtlich 
v erpflichtet zur Verkündung des Evangeliums, 
'venn er nicht rechtmäßig verhindert ist; er hat 
die Pfarrer und andere geeignete Männer für die 
segensreiche Ausübung dieses Amtes zu Hilfe zu 
nehmen (vgl. can. 1327); 

7) der Richter der Diözese. Er spricht selbst 
(oder durch den Offizial bzw. das Richterkol¬ 
legium, iudices synodales bezw. prosynodales) in 
erster Instanz Recht für seine Diözesanen (soweit 
Cs sich nicht um causac maiores handelt). Vgl. 
5 - Buch (Prozeßrecht). 

ö) Er besitzt die Strafgewalt und kann Ge¬ 
setze und Befehle mit Strafen sanktionieren (vgl. 
ean. 2220 ff.). 

b) Die W ei h ege w alt. Sind schon nicht alle 
Einzelheiten der Jurisdiktionsgewalt in 
dem Kapitel ,,De Episcopis“ dargelegt, sondern 
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auf yerschi^ Tcj [c des CIC zerstreut, so erst 
recht nicht die Rechte der Weihegewalt, die 
in ihren wesentlichen Teilen nicht mit der Besitz¬ 
ergreifung der Diözese, sondern durch die Bi¬ 
schofsweihe erlangt wird. In dem Kapitel „De 
piscopis ist nur allgemein gesagt: Der Bischof 
hat in seiner Diözese überall, auch an den exemten 
Or e„ das Recht zur Ausübung der Pontifi- 
, (^ Funktion mit Stab und Mitra), außer- 

.. J cr Diözese nur mit ausdrücklicher oder be¬ 
gründeter prasumierter Zustimmung des Ortsordi¬ 
narius bezw. des exemten Ordensobern (can. 337). 

dpr ü ^f ( d,e and ern Rechte (Erteilung der Firmung, 
Jk„n r ' V ; Clhc ' dcr W «he der heiligen öle, dicBcne- 
gidehen USW) ' St besolidcrs Sachenrecht zu ver- 

c) Die Mensa episcopalis. Von der Be¬ 
sitzergreifung an gehören dem Bischof die Ein- 

liehen' st,M«)' Cigl " CS (VcrmÖeCn des bisd >» f - 

,lnc ) p Di w E , hrenrcchte - Dcr Bi schof genießt 
las Recht der speziellen Insignien (Pektoralc, 

'"*• Dirtenstab und Mitra) und das Recht des 
ihrons mit Baldachin in allen Kirchen 
seiner Diözese. 

Er wird mit Exzellenz angeredet. 

c) Pr i v i l eg i c n. Der Bischof hat verschiedene 
nvi egicn. U. a. nimmt er an bestimmten Vor- 
rechten der Kardinale teil. Dahin zählen: 

Kalhed^R m P m F G m” d0nnerStaß - wcnn cr nicht in d " 
MpI« , 1 d Fl ' nkt . 10nen . zu halten hat, eine heilige 

•in 1 lesen oder in seiner Gegenwart durch einen 

andern Priester lesen zu lassen; 

das Recht des altare portatile. 

kn.: e ,r r a- beS1 , tZt dcr B ' schof das Recht der Haus- 
iiXol C ’ a i S lla lböfFentliches Oratorium gilt ( C an 

bShrt n t 4 rdS r da 1 r S f. d ° n,US ^ ^ 
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7. Die Pflichten. Der Bischof hat die Pflicht 
der R e s i (I e n z. • 

Er muß auf die Beobachtung der Kirchengesetze 

drängen. Zwecks Durchführung dessen ist er im 
einzelnen zu Folgendem verbunden: 

a) Applikation der heiligen Messe 
für sein Volk an allen Sonn- und gebotenen 
Feiertagen (einschließlich der abgeschaftten) * 3 ; 

b) Visitatio limin u m Beatorum Aposto- 
lorum Petri et Pauli und Berichterstattung über 
die Diözesanverhältnisse alle fünf Jahre. 

Die deutschen, österreichischen und schweizerischen 
Bischöfe z. B. im Jahre 1938, *943 usw. 

c) Die immer wiederkehrende Visitation (visi- 
t a t i o p a s t o r a 1 i s) der ganzen Diözese im Lauf 
von höchstens fünf Jahren (in eigener Person 
oder durch den Generalvikar, die Kanoniker, Land¬ 
dekane). 

Die exemten Religiösen kann der Bischof nur in den 
vom Recht bestimmten Fällen visitieren. 

§ 24. Die Koadjutoren und Hilfsbischöfe. 

(A n h a n g.) 

Der Papst, und nur er, kann dem Bischof einen 
Adjutor geben, sei es zu seiner Untcrstützun 
(bei großen Diözesen) oder zu dessen Vertretun 
(bei hohem Alter oder Krankheit des Bischofs). 

Das Recht unterscheidet: 

a) Koadjutoren mit und ohne Nachfolge- 
i’cclit (cum iure successionis und sine 
iure successionis). 

Die letzteren heißen im besondern Hilfsbischöfe 
(Auxiliäres). 

b) Koadjutoren, die dem Bischof persönlich, 
und solche, die der Diözese (sedi) gegeben sind. 

Rotzbach, Recht der kathol. Kirche 


tCi tfj 
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fn. 2 S*£ hte d S sderFers °n dcs Bischofs ohne Nach- 
•l. ec 14 S c S eben en Adjutors bestimmen sich nach den 
mm zugegangenen litterae apostolicac. Ist der Bischof 
hf«rhnn- h t bl1, r. ha U dcr Auxiliari s gewöhnlich alle 
vom h R5 u e r ?, echte UI;d Pflichten; sonst nur die ihm 
\om Bischof übertragenen. 

na P" dcnl B 4 “ h *. gegebene Adjutor kann mit Aus- 

lichen \V -i P rdl i nall ° n seinem Gebiet alle bischöf- 
,,Sf“ nkt ' M n n vornehmen, andere Funktionen 
fugnfs ß dCf V ° m PapSt oder Bischof erhaltenen Be- 

ledk^r^a J U d-° r mit ^'achfolgerecht wird mit der Er- 
» a CS B Ä ,stum * ohneweiteresOrdJnarius, 

Am/a a daS c mt des Auxiliaris erlischt, das 
Amt des dem Sitz gegebenen Adjutors aber w ährend 
u e r ^edisvakanz forldauert. 

sie w^a Hilfsb f iS a hÖ o- s V ,d sog ' Titularbischöfe; 
rin nn f’K aU - f cj n iT ,te J eincs untergegangenen Bistums 
(in partibus infidclium) geweiht, haben indes in ihrer 

n,Vh Z f CS R *. lne J ur } sd iktionsgewalt und ergreifen davon 
Annfit?*^ SltZ ‘ J? e . shalb bestellt für sie auch nicht die 
Applikationspflicht; „es geziemt sich“, sagt der CIC ex 
cantate, bisweilen das Meßopfer für ihre Diözese ”zu 
applizieren . 

Sie werden wie der regierende Bischof mit Exzel- 
e n z angeredet und genießen die in § 23 Nr. 6 d und e 
iczeichneten Ehrenrechte und Privilegien, ausgenom¬ 
men Thron mit Baldachin. 

Zur Ausübung der Pontificalia, d. h. der Funktionen, 
be' denen die liturgischen Bücher den Gebrauch von 
i>tab und Mitra vorschrciben, bedürfen sie der wenig¬ 
stens vernünftigerweise präsumierten Erlaubnis des 
Urtsordinarms. Der Bischof kann ihnen auch den Thron . 
mit Baldachin gestatten. 

§ 25 . Die Diözesansynode. 

(can. 356—362) 

Die Diözesansynode fußt nicht wie das all¬ 
gemeine Konzil auf göttlichem, sondern auf 
kirchlichem Recht, hat also keinen Anteil an 
der Jurisdiktionsgewalt über die Diözese. Der 
Bischof ist auf ihr der einzige Gesetzgeber. 

Alle übrigen Teilnehmer besitzen bloß ein Vo¬ 
tum consul tivum. 
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Die Synode ist mindestens alle zehn 
Jahre nach Maßgabe folgender Bestimmungen 
abzuhalten: 

1. Einberufung und Leitung. Die Synode ist 
vom Bischof einzuberufen und zu präsidieren 
(nicht vom Generalvikar ohne besondern Auftrag 
und nicht vom Kapitularvikar). 

2. Ordentliche Teilnehmer. Einzuladen und zur 
Teilnahme verpflichtet sind: 

der Generalvikar; 

die Domkapitulare (Diözesankonsultoren); 

der Regens des Priesterseminars; 

die Landdekane; 

ein Vertreter jedes Kollegiatkapitels (Wahl 
durch das betreffende Gremium). 

alle Pfarrer (parochi, nicht sacerdotcs) des 
Tagungsorts (gewöhnlich der Bischofssitz) und 
niindestens je ein Pfarrer aus jedem Dekanat 
(Wahl durch alle ,,Seelsorger“); 

die regierenden Äbte; 

je ein Superior der geistlichen Orden in der 
Diözese. 

Der Bischof kann nach seinem Gutdünken noch 
andere Geistliche einladen (Vikare usw.), die ohne aus¬ 
drückliche anderslautende Bestimmung des Bischofs auf 
der Synode die gleichen Rechte wie die ordentlichen 
leilnehmer haben. 

3. Beratungsgegenstände und Modus. Es ist 
nur über Fragen zu verhandeln, die die Isiot- 
Wendigkeiten und Nützlichkeiten des Klerus und 
der Diözesanen der betreffenden Diözese angehen. 

U. a. gehört zu den Aufgaben der Synode die Wahl 
der Richter. 

Vor dem Zusammentritt der Synode kann der 
Bischof Kommissionen mit der Vorbereitung 
der Themen betrauen. 


6 * 
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Allen Teilnehmern der Synode soll vor den Sitzungen 
em Schema der Entwürfe in die Hand gegeben werden 
le einzelnen Gegenstände sollen in den vorbereiten¬ 
den Sitzungen unter Leitung des Bischofs oder seines 
jeauftragten der freien Aussprache der Anwesenden 
unterworfen werden. 

Die Synode soll in der Kathedralkirche ab¬ 
gehalten werden. Aus einer causa rationabilis kann ein 
anderer Ort gewählt werden. 

Die religiöse Feierlichkeit vollzieht sich nach den 
Vorschriften des Pontificale Romanuni. 

4. Gesetzeskraft. Da der Bischof allein Gesetz¬ 
geber auf der Synode ist, unterschreibt er allein 
ihre Beschlüsse und ordnet ihre Ausführung an. 
Werden sic auf der Synode selbst promulgiert, so 
verpflichten sie eo ipso, wenn nichts anderes aus¬ 
drücklich vorgesehen wird. 

§ 26 . Die bischöfliche Behörde. 

Der Bischof bedarf zur Durchführung seiner 
Aufgabe der Hilfe anderer. An seinem Sitz be¬ 
steht die „curia dioecesana“ (Ordinariat, 
Konsistorium). 

Zu ihr gehören der Generalvikar, der Offizial, 
aer Kanzler, der Anwalt (promotor iustitiac), der 
defensor vinculi (insbesondere Ehebandsverteidi¬ 
ger), die Richter und Examinatoren, die Konsul¬ 
toren, die Notare usw. 

Alle Glieder der Kurie haben in die Hand des 
Bischofs den Eid treuer Pflichterfüllung zu lei¬ 
sten und sind zum Dienstgeheimnis ver¬ 
pflichtet (can. 363 364). 

Betr. Domkapitel s. S. 91. 

I._ Der Generalvikar. 

(can. 366—371) 

1. Für große Diözesen ist die Bestellung eines 
Generalvikars Vorschrift (nicht für kleine). Sie 
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erfolgt in freier Weise durch den Bischof, dessen 
Stellvertreter der Generalvikar ist. Der Bischof 
kann ihn auch jederzeit abberufen. 

2. Der Generalvikar genießt kraft seines Amtes 
die potestas ordinaria (vicaria) in der gan¬ 
zen Diözese, und zwar sowohl in s p i r i t u a 11- 
b u s wie in t e 111 p o r a I i b u s , so wie sie dem 
Bischof selbst iure ordinario zukommt. 

Ausgenommen sind einzelne Angelegenheiten, die der 
Bischof sich reserviert, oder für die das Recht selbst 
c in spezielles Mandat des Bischofs fordert. 

Demgemäß kann nur ein Generalvikar besteht 
'verden. 

3- Bei der Wichtigkeit des Amtes fordert das 
Recht vom General vikar b e s t i 111 mte Eigen¬ 
schaften (Wcltpriester, Alter von mindestens 
3 o Jahren, Doktor der Theologie und des kanoni¬ 
schen Rechtes, mindestens Erfahrung darin, 
Rechtschaffenheit und Klugheit, Geschäftstüch¬ 
tigkeit). 

Insbesondere darf der Generalvikar nicht zugleich 
Pönitentiar an der Kathedrale und naher 
Verwandter des Bischofs sein. 

4* Der Generalvikar ist dem Bischof Rechen¬ 
schaft schuldig, muß ihm über die haupt¬ 
sächlichsten Angelegenheiten referieren und ihn 
über die Geschehnisse unterrichten. Vor allem 
soll er sich hüten, seine Vollmacht gegen die Ab¬ 
sicht. und den Willen des Bischofs zu gebrauchen 
(vgl. oben §. 5, Nr. 2). 

^ 5 - Der Gencralvikar besitzt verschiedene 
Ehrenrechte. 

Er hat das ins praecedentiae in foro et in 
choro vor allen Geistlichen der Diözese, auch vor den 
Domkapitularen und Dignitäten der Bischofskirche 
(Dompropst und Domdekan). Nur Geistliche mit Bi- 
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ihmvor - Ms " 

eines ÄbischSs”'; “ b “"” " Ehren,.rivilcgien 

6 Die Jurisdiktion des Generalvikars liört 
aut durch 

Verzicht, 

Abberufung seitens des Bischofs und 

Vakanz des bischöflichen Stuhles. 

11. Der Kanzler und. der Notar. 

(can. 372—384) 

An jeder Kurie ist ein P r i e s t e r als K a n z 1 c r 
zu bestellen. Sein Amt besteht vornehmlich in 
Bewachung und Ordnung der kurialen Akten 

selben" T? Cr F ert, - gUng eines Verzeichnisses der¬ 
selben. Er ist eo ipso notarius. 

Neben ihm kann der Bischof nach Bedarf noch 

Se1 1 d -fw N i° tar , e (auch Laien l bestellen, deren 
(Äta“ Unterschriften öffentlichen 

^r^ Kriminalsachen Kerren f 11» i c 11 i c 1 « 
muß der Notar Priester sein (can. 373 § 3). 

Uber die Einrichtung des Archivs ist eine 
Reihe von Vorschriften gegeben, auf die verwie- 

nügen ^ 375 ft) * Hier dürfte Folgendes ge- 

a) Neben dem allgemeinen Archiv ist ein ar 
chivum secretum zu unterhalten; darin sind 

be e \vfhr h en mZUha,tenden Akte ” sor S fälti C aufzu- 

mente Jo^V^/ diC daHn bcflndlich en Doku- 
. vo . n Strafprozessen auf dem Gebiet der 
Sittlichkeit zu verbrennen, falls die Schuldigen 
gestorben sind, oder zehn Jahre nachher 
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Strafsentenz v e r f I o s s c n sind. Nur eine knappe 
summarische Zusammenfassung mit dem Pext 
des definitiven Urteils soll aufbewahrt bleiben. 

b) Von den Kathcdral-, Kollegiat- und Pfarr¬ 
kirchen sind Inventarc oder Kataloge in zwei 
Exemplaren herzustellen; das eine bleibt im 
Archiv an Ort und Stelle, das andere ist im 
bischöflichen Archiv aufzubewahren; Original¬ 
dokumente sollen jedoch nicht aus dem lokalen 
Archiv weggegeben werden. 

Vgl. noch can. 470, § 3 (Einsendung eines authen¬ 
tischen Exemplars der Pfarrbüchcr). 

0 Interessenten sind berechtigt, in die nicht 
Scheimzuhaltcnden Dokumente der Behörde- und 
Pfa rrarchive Einsicht zu nehmen und auf ihre 
Kosten eine Abschrift davon zu verlangen. Die 
Nähere Regelung obliegt der kirchlichen Autorität. 

III. Die Synodalexaminaloren und 
Pfarrkonsultorcn. 

(can. 385—390) 

1. In jeder Diözese sind Synodalexam i- 
n Nto r en und Pfarrkonsultorcn zu bestel¬ 
len. Sic werden auf Vorschlag des Bischofs auf 
der Synode (regelmäßig nebenamtlich) be¬ 
stimmt. Ihre Zahl soll nicht unter vier und nicht 
über zwölf betragen. 

Scheiden welche aus dem Amte zwischen zwei Syno¬ 
den aus, so ernennt der Bischof — nach Beratung mit 
dem Domkapitel — andere als prosynodales. 

Sie können vom Bischof nur aus gewichtigem 
Grunde und nach Anhören des Domkapitels aus 
direm Amte entfernt werden. 

Ihr Amt hört von selbst nach zehnjähriger 
Eauer auf oder schon früher, wenn eine Synode 
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weilen" " lrd: S ' C kSnnen aber w >cdcr bestellt 
Aufgabe- Examinatorcn haben eine doppelte 

befd'cn 1 (ler . AbhaHung des Pfarrkonkurscs (nicht 

examen usw , Gcl 5 gcnheitC11 - wie Jungpriester- 
•) die Examinanden zu prüfen; 

(Prüfun«'de*r°\Veihtl a'a Zu andcrn Angelegenheiten 
väter und Prcdip-nr T andlda . tcn > Approbation der Bcicht- 
nd 1 redl Scr, Jungpriestercxamen) beiziehen. 

setzunrr S flp 1 "p/* mit den KonsuItor en bei der Ab¬ 
setzung der I farrer und sonstigem Vorgehen ee- 

ge " S e ,C "" Verwaltungsweg tnltzuwirlcfn' " 

Uic Pfarrkonsultoren sind nur bei der 

Absetzung der Pfarrer und bei sonstigem Vor- 

«SST*? . .^S'VCKC gege^Tic W- 

§§ •70ff.' Can ‘ 2147ft ‘ Und unten ( 4 - Buch, 

recVo. r d<1S ° fflZ,alat vgL un ten 4. Buch Prozeß- 

§ 27 . Die Dom- und Stiftskapitel. 

(can. 391—422) 

-■ Die Kapitel im allgemeinen. 

1. Begriff Das Kapitel ist ein mit besondern 

von r en tr 1 ! Pfllchten ausgestattetes Kollegium 
\on Cetsthcben zwecks feierlicher Gestaltung des 
Gottesdienstes an einer Kirche. 

Geistlichen der Kapitelskirche sind in der 
Regel von verschiedenem Rang: 

Dignitäten (Würdenträger: Propst und De¬ 
kan) und Kanoniker. 

Dazu kommen häufig niedere Benefiziaten (Vi¬ 
kare, Prabendare) und ^ 

E hrenkanonike r. 

Die beiden letzten Gruppen haben in den Ka¬ 
pitelsitzungen kein Stimmrecht. 
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2. Arten. Man unterscheidet Kapitel mit und 
0 li n e Seelsorge. 

3* Errichtung. Die Errichtung, Erneuerung 
und Unterdrückung von Kapiteln ist dem Heili¬ 
gen Stuhl reserviert. 

4 - Verleihung der Ämter. 

Es ist zwischen den Dignitäten und den übrigen 
Ämtern zu unterscheiden. 

a ) Die D i g 11 i t ä t e n besetzt der Heilige Stuhl. 

b) Alle iibri gen Ämter vergibt der Bischof 
(audito capitulo), wenn nicht die Fundations- 
hrkundc anders bestimmt und im Einzelfall nicht 
der Papst zuständig ist, wie z. B. dann, wenn der 
Vorgänger zur päpstlichen Familie zählte (can. 

Jede gegenteilige Gewohnheit ist durch den Codex 
verworfen und jedes gegenteilige Privileg zurückgezogen. 

Auch die Ehrenkanoniker ernennt der Bischof, cum 
c °nsilio Capiluli. 

5- Pflichten. 

Sie betreffen Gottesdienst, Seelsorge und andere 

Angelegenheiten. 

a ) Gottesdienst. Jedes Kapitel ist zum 
ta glichen Chorgebet (Breviergebet und Kon- 
Ve ntsmessc mit Gesang) verpflichtet, unter Wah- 
Uing c j cr Eundationsgcsetze. 

Alle Kapitelsgeistlichen haben täglich daran 
teilzunehmen, wenn nicht der Apostolische Stuhl 
oder die Stiftungen den Turnusdienst gestatten 
(Ausnahmen siehe can. 420—422). 

Im Chor tragen alle Dignitäre, Kanoniker und Bene- 
äziaten ihr besonderes Kleid (die Titularbischöfe ihr 
bl schofs-, d. h. das Prälatenkleid); sonst gelten sie als 
a b\vesend. 

b) Andere Aufgaben. Auf Verlangen des 
Bischofs haben sich zwei Kapitulare für den 
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Küchendienst und die Verwaltung der Diözese 
zur Verfügung zu stellen. 

Bei Pontifikalhandlungen des Bischofs 
haben die Kanoniker in den Kirchen seines Sitzes 
zu ministrieren und ihn zum und vom Dom zu 
begleiten. 

Dignitäre und Kapitulare haben ihrem Rang ge¬ 
mäß (nicht General-bzw. Kapitularvikar als solche, 
CC io. 5.1931) Recht und Pflicht, ihn gottesdienst¬ 
lich zu vertreten, wenn er zelebriert, ihm am Portal 
das Aspergill zu reichen und Presbyter assistens 
zu sein, sowie ihn zu versehen und zu beerdigen. 

c) Seelsorge haben nur die Kapitel an Pfarr¬ 
kirchen. Sie ist durch den Pfarrvikar (mit Hilfs- 
geistlichen) auszuüben, den das Kapitel dem Ordi¬ 
narius zur Institution vorschlägt. 

dcr D p r L f f„ r 5 vika r d ' e Applikationspflicht, die Pflicht 
Pfl K" d i! gt Und Christenlehre und der Führung der 
Fun r Ä r; CS S - te ^ lhm , die Vornahme der pfarrlichen 
nktionen zu, msbesondeic auch der iusta funebria. 

(einschücßlich hC Fh J ° dh bc -, dc " Di Snitären. Kanonikern 

KMWlskfrche ÄÄiW'ST’ ” n<l 

\Vekun I D a Hec U, n e r ind eX c , a rte gehalten, nach der 

^ rtefstützem ’ de " PfarrCr in dcr Seclsor ^ 

6 Rechte. Neben ihrer besondern Kleidung 
(violett) und ihren Insignien, haben die Kapitu¬ 
lare das Recht auf die Einkünfte der Pfründe 
(und die Distributionen) und (einschließlich der 
Ehrenkanoniker) auf einen besondern Platz im 
Chor (stallum, scamnum). Ebenso die Domvikare. 

P*? phorkleid und die besondern Insignien dürfen 
die Digmtare, Kapitulare (Ehrenkapitulare) und Bene- 
liziaten in der ganzen Diözese tragen. 

Außerhalb ihrer Diözese ist ihnen das nur erlaubt 
wenn sie den Bischof begleiten oder den Bischof oder 
das Kapitel auf Konzilien oder bei andern Festlich¬ 
keiten vertreten. u ' n 
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Betreffs der juristischen Kapitelshand¬ 
lungen, besonders der W a h 1 e n , vgl. oben b 9 
S. 27. 

II. Die Domkapitel im besondern. 

1. Die Stiftskapitel haben keinen Anteil an der 
Diözcsanregicrung, wohl aber die Domkapitel, 
d. h. die Kapitel an der Bischofskirche (Kathe¬ 
drale). Sie haben im Rahmen der kanonischen 
Bestimmungen zwei wichtige Aufgaben. 

a) Sie sind „senatus et consilium des 
Bischofs. 

b) S e d e v a c a n t e führen sie di.e Regierung 
der Diözese. 

Pie Domkapitulare gehören demnach als solche nicht 
zur bischöflichen Kurie (Ordinariat). Zu Lebzeiten des 
Bischofs haben sie nur insoweit Anteil an der Regie¬ 
rung, als das kanonische Recht den Bischof verpflichtet, 
ihren Rat oder ihre Zustimmung bei bestimmten An¬ 
gelegenheiten einzuholen * 2 . 

In Deutschland sind sie jedoch meist, durch be¬ 
sondere Berufung des Bischofs, Mitglieder der Behörde 
°der ,,wirkliche geistliche Räte“, mit den einzelnen Re- 
s Piziaten betraut, ohne Jurisdiktionsgewalt, die einzig 
heim Bischof und fieneralvikar ruht (trotz der üblichen 
kollegialen Organisation der Behörde). 

Infolge dieser Verwendung in der Diözesanverwal- 
tung wird bei verschiedenen Domkapiteln der täg¬ 
liche Chordienst gar nicht oder nur teilweise, 
sei es durch Gewohnheitsrecht oder sonstwie, abge¬ 
halten. 

2. Für die Domkapitel gelten neben den unter 
I dargestellten noch besondere Bestimmungen: 

a) Mindestens die erste Dignität soll möglichst 
Doktor in der Theologie oder im kanonischen 
Recht sein. 

b) An keiner Kathedrale darf das Amt des ca- 
Bonicus theolog us fehlen. 

Ebenso nicht, wo es möglich ist, das Amt des 
c anonicu s poenitentiarius. 
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voS C B^Ä; hc0 '°«“ s hat insbesondere an den 
festgesetzten T-ir " n / cne b ,n cn mit dem Domkapitel 
Schrl/f " T P," dcr Kirche die Heilige 
trag des Bischof”^ 3 q C ”• ° dcr anstatl dessen im Aut- 
zu dozTcren Se:n,nar d,e ..heiligen Disziplinen" 

zes^ e e r in P Am/ Lu" T ' “ r i'-. der nic . ht zl, Sjeich in der Diö- 
und ausüben d-.r/V d !* ctl 9 > 11 für das Äußere innchaben 
ordinari f J 1a ~\ kraft scines Amtes potestas 

auch von d™ n R- h \ U Crtra(!bar) zur Absolution 
süren zünr^ 1SC J 1 ° f rescrvi «?en Sünden und Zen- 
FromH r ..! n ^ cr S«mzcn Diözese auch gegenüber 

Diözesangebf^tes bCr ^ DUtaMa '*» auch -«-halb des 

Wdse 'ßeicht^elegenheU zu n geben!k* gen *" gCe *" C ‘" 
3 -In Deutschland gelten für die Besetzung 
der Ämter zufolge der Konkordate einige vom 
gemeinen Recht abweichende Bestimmungen 

Pite s (ü h „°d rl Bc g st d r , l " ,d d -ch g VVah, defk.S 

pueis (und Bestätigung des Bischofs) 

Recht veHichem" jCd ° Ch Werdc " nach dcm gcme.nen 

b) Preußen* Die Besetzung aller Domvikarion o-,. 

SC Di ht D d r- - den Bi f h ,° f nach Anhören des kTpiteTs' 
Die Dignitäten verleiht der Heilige Stuhl und 

beim Vorhandensein zweier Dignitäten die Dompronstei 

suchi nS H C C n- dC , S P p , ite . ls > das Domdekanat ZT An- 
T-)i ..... e ? heim Vorhandensein nur einer 

Bischofs.‘ WeChSelnd aUf Ansuchen des Kapitels und 

» „Sr'''« 

Eto«"k»„ h „Ä k n “ ren W * blk, " ,i " U (Kanoniker^Süd 

Die Dignitäten (Propst und Dekan) verleiht immer 

ÜÄÄa S K '“, 

eä,"'* Don ’ kwi “-'* «s ssre' 


111 . Abschnitt: Der Episkopat. 


93 


§ 28 . Die Diözesankonsultoren. 

(can 423—42S) 

(A n h a n g.) 

In den Diözesen ohne Domkapitel hat der Bi- 
scliöf mindestens sechs Priester (gewöhnlich 
nebenamtlich) zu „consul tores dioecesan i“ 
(nicht zu verwechseln mit den Pfarrkonsultoren) 
tiir je drei Jahre zu ernennen, die, ohne ein Kol¬ 
legium oder eine moralische Person zu bilden 
(coetus, sagt von ihnen der Codex), an Stelle des 
Domkapitels als Senat des Bischofs dienen 
Un d bei Vakanz des Stuhles die Regierung führen. 

§ 29 . Die interimistische Diözesanregierung. 

(can. 42(;—444) 

I. Bei Behinderung des Bischofs. 

Der Bischof kann tatsächlich (Gefangen¬ 
schaft, Vertreibu 11g, schwere Krankheit) oder 
,c chtlich (Exkommunikation, Suspension, In¬ 
terdikt) an der Leitung der Diözese verhindert 
sein. 

1 • Ist der Bischof tatsächlich verhindert, 
. Un d z war so, daß er nicht einmal schrift- 
1c h mit den Diözesanen verkehren 
vann , so liegt, wenn der Heilige Vater nichts 
a nderes vorsieht, etwa einen Administrator be- 
j^ellt, das Regiment der Diözese in der Hand des 
yeneralvikars (oder eines andern Beauftragten 
f Ics Bischofs). 

hehlt cs an diesen oder sind auch sie behindert, so 
. das Domkapitel einen Kapitularvikar mit der Re- 
^erung zu betrauen. 

nM? ieser wie allc » die die Regierung in die Hände 
nmen, haben dem Apostolischen Stuhl möglichst bald 
* die Behinderung des Bischofs und ihren Amts- 
lr Ut zu verständigen. 
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lnf'rlorVf d ! r Bi f. cl,of reell tl ich verhindert, so 
H e i 1 i o- 1 C T cP° ! t / oder älteste Suffragan) an den 

Maßnahmen Rekurrieren. Tre ^ un ^ ^ nötigen 

ei»?„\”Sa;viiV;“j;ss Fallc nicht <las R ' ch '' 

II. Bei Sedisvakanz. 

vakant b \verden-" he StU ^ 1 kann auf vierfache Weise 
durch den Tod, 

ZZ VersetTun'gf 5 * Verzicht, 

durch Entsetzung’des Bischofs, 
i- Die Rechte des Domkapitels. 

Mit dem Eintritt der Vakanz hört das Amt des 

deTS keine Uf AT d ^ Re * ie ™* geht? falls 
i 1 ^ keinen Administrator bestellt oder auf 

hat de auf W d e ‘ Se ^ Ür f UlUl "S ^r Diözese gesoßt 

nfcht äl Kn.?° m apit - Über - Es kann sie aber 

KanituHrvil eg i UUn ausuben ’ sondern muß den 
kapitularvikar damit betrauen. 

nerli'db e % K T PitUlarVik f r - , Das D °mkapitel hat in- 

vakanz den a f cn . nach dem Eintritt der Sedis- 
akanz den Kapitularvikar durch Wahl zu Be¬ 
stellen (absolute Mehrheit erforderlich). 

werden?"muß ‘aber h Priester s^lärTa ^”” 1 ® 11 f- U 

erforderliche Bildunc haben uj sein, die 

morum auszeichnen . 6 d S1Ch durch mtegritas 

T , Auf d . e " Kapitularvikar geht die ordentliche 

Reif ^hf"° A ^^heiten° über (foweit'dS 
Recht nicht ausdrücklich es verbietet) 
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Es gilt der Grundsatz: „Scdc vacante nihil inno- 
vetur.“ (Vgl. betr. Vergebung von Pfarreien, Bestellung 
von Vikaren, Institution von präsentierten Pfarrern can. 455 
Un d unten § 31.) 

Das Domkapitel kann sich nichts von der Juris¬ 
diktionsgewalt reservieren und das Amt nicht zeitlich 
°der sonstwie begrenzen. 

Der Kapitularvikar hat die Applikation s- 
Pflicht wie der Bischof und den Anspruch auf c o n- 
ß r «a retributio (nicht auf die Gesamteinkünftc 
der bischöflichen Pfründe). 

Die Jurisdiktion des Kapitularvikars hört nor¬ 
malerweise nur mit der Besitzergreifung des 
ücuen Bischofs auf. 

Vorher kann sie ihm nur durch den Apostoli¬ 
schen Stuhl entzogen werden. 

Im Falle der Kapitularvikar stirbt oder verzichtet 
jdem Kapitel gegenüber) oder entsetzt wird, hat das 
Domkapitel von neuem die Wahl vorzunehinen. 

Dem neuen Bischof sind der Kapitularvikar und 
f, as Kapitel Rechenschaft schuldig. 

Ehrenrechte. Wie der Generalvikar geht der 
Kapitularvikar allen Geistlichen der Diözese ohne 
Bischofswürde vor. 

ährend seiner Amtsdaucr genießt er die Pri¬ 
vilegien und Insignien eines Apostolischen Titu- 
*ar-Protonotars * 4 . 

Besitzt er die Bischofswürde, hat er die Privi¬ 
legien der Titularbischöfe. 

§ 30 . Die Landdekane. 

(can. 445—450) 

J• Begriff und Ernennung. Der Bischof muß 
feinen Sprengel in Distrikte, die aus mehreren 
: ^ arre i cn bestehen, einteilen (can. 217). Diese 
Distrikte heißen Landdekanate. Der Landdekan 
yicarius foraneus, Gegensatz Dom- oder Stifts- 
e kan) ist der vom Bischof einem solchen Land- 
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ciekanat (ytcariaUts foraneus) dauernd Vorge¬ 
setzte Priester. 

deifpfirrorn f, eme .iP? n Recht «st der Dekan nicht von 
mann S wählen; er ist nicht deren Vertrauens- 
Die dem di.r eau ftragter, Hilfsorgan des Bischofs. 
Dekans dnrrV. tenen( ^ e Gewohnheit der Wahl des 

schaffen t d ' C Pfarre f ist dllrch d en Bischof abz».- 
VoÄ« v S on n pf S,ChtS d «. Um ! länd e geht (can. 5). 
ffegenznnphm« ^ rrern Rlr d ’ e Ernennung ent- 

sgfttet h ’ ' St se ,stv crständlich dem Bischof ge- 

Dekan braucht nicht aus der Reihe der 
rrer des Distriktes genommen zu werden: 
r Äv 1S d ' CS iü Deutschland i„ der Regel 

int nd-> ( : Xcl)cna " 1 . t )- Jedenfalls muß er im Deka- 
nat oder in der Nahe residieren. 

r kann \ om Bischof ad nutum entfernt werden. 

fangreich. AmtSkrCiS ^ DekailS iSt ziem,icb l,m ' 

Del-aiK raf< dcs gemeinen Rechtes hat der 

a) Je Aufsicht (ins et officium invigilandi) 
vornehmlich über Folgendes- 8 ' 

die Lebensweise und die Amtstätigkeit der 

idfichr^T^ Tf^ (besonders bctr - Residenz- 
Pflicht Predigt, Unterricht der Kinder und der 

Erwachsenen, und Krankenseelsorge) 

beschlüs U se C ' lfÜhrUng ^ bischöfIichen Visitations- 

die schuldige Vorsicht in Bezug auf die Materie 
des heiligen Meßopfers, Matciic 

den gehörigen Schmuck und die Sauberkeit der 
Kirchen und der heiligen Gegenstände, 
die Einhaltung der liturgischen Vorschriften 
bei den heiligen Funktionen, ,lten 

die Verwaltung des Kirchengutes, besonders 
Persolvierung der Meßstiftungen JCSOn dcis 

die Führung der Pfarrbücher und des Archivs; 
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ß ) die Visitationspflicht in allen Pfar¬ 
reien nach den näheren bischöflichen Weisungen; 

y) die Pflicht der Sorge um die erkrank¬ 
ten oder verstorbenen Pfarrer (Versehen, 
ehrbare Beerdigung, Schutz der Dokumente, des 
Inventars und der Pfarrbücher gegen Verschlep¬ 
pung); 

d) Pflicht und Recht zur Einberufung und Lei- 
tnng der vorgeschriebenen Pastoralkon- 
ferenzen, bzw. die Sorge um ihre richtige Ab¬ 
haltung, falls solche an mehreren Orten des Deka¬ 
nats stattfinden. 

b) Die Provinzial- und Diözesan- 
s ynode oder der Bischof können dem Dekan 
Weitere Fakultäten geben (Erteilung von 
Urlaub, provisorische Ernennung eines Pfarrver- 
Wesers usw.) und haben sie vielfach gegeben. 

c) Die Berichterstattung oder Rechen¬ 
schaftsablegung gegenüber dem Bischof hat 
durch den Dekan wenigstens einmal im Jahr zu 
erfolgen (gute und böse Geschehnisse, Ärger- 
uisse, angewandte Mittel und Pläne zur Aus¬ 
rottung der Übel usw.). 

3- Ehrenrecht. Der Dekan geht allen Pfarrern 
Und den andern Priestern seines Dekanats vor. 

NB. Die Dekanate bilden kirchenrechtlich keine 
Moralische Person (wohl aber zivilrechtlich). 

Jeder Dekan führt ein eigenes Dekanatssiegel. 

Gehilfen des Dekans kennt der CIC nicht, läßt sie 
aber zu (Kämmerer, Definitoren). 

§ 31 . Die Pfarrer. 

(can. 451—470) 

1. Begriffe. Nach can. 216 ist jede Diözese für 
die Seelsorge in verschiedene örtliche Distrikte 
uiit einem besondern Rektor als ,,proprius pastor“ 

^etzbacli, Recht der kathol. Kirche 7 
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einzuteilen. Diese Distrikte sind „Pfarreien" 
(m den Missionsgebieten „Quasi-Pfarreien"). 

f., 1 ^ ? farr . eie . n sind kirchenrechtlich nur V e r w a 1 - 
gs ezirke, keine moralischen Personen. 

Der „Pfarrer (parochus) ist entweder ein 
t r 1 ester oder eine moralische Person 
(Kapitel, Seminar, Kloster), dem (der) 
eme arrei als „Titel" zur Ausübung 
der beelsorge unter der Autorität des 
Urtsobern übertragen ist* 5 . 

a,R Ge pr enUber modernen Übertreibungen ist festzuhalten, 

di nnn f: U i" d Pfarrcr rci " historische Gebilde sind, 

steht nb'w'V?*“^ V ach Söttlichem Recht zu- 

damit n rm VlC g , keit u Cr Pfarrei und ihrer Arbeit soll 
damit nicht irgendwie herabgesetzt werden. 

Den Pfarrern sind rechtlich die Q u a s i - Pf a r 
rer und die Pfarrvikare mit voller Pfarrge- 
walt gleicligeachtct. 

es a,',f S ^ tlich - d i e i r ^. iIitär Seistlichkeit kommt 

an Für ne,ftt Z m V orschriften des Heiligen Stuhles 

an. I ur Deutschland vgl. Breve vom 9. Sept. 1935. 

2. Eigenschaften des Pfarrers. Das Recht stellt 
verschiedene Anforderungen an die Person des 
Pfarrers. 

a) Zum Pfarrer kann nur ein P r i c s t e r genom¬ 
men werden. 

») Kr muß „bonis moribus, doctrina 
an. mar um zelo, prüden tia“ ausgezeichnet 

sein und alle andern zur rechten Leitung der 
Pfarrei vom Recht' verlangten Tugenden und 
Eigenschaften haben. 

3. Arten von Pfarrern. Alle Pfarrer müssen 
grundsätzlich in ihrer Pfarrei als deren „proprii 
rectores aufdieDauer angestellt werden (sta¬ 
biles in ea esse debent). Aber nicht alle Pfarrer 
besitzen die gleiche Stabilität. Man unterscheidet: 
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p a r o c h i inamovibilcs (unwiderruf¬ 
liche) und amovibiles (w iderruflich c). 

Die parocciac amovibiles können vom Bischof im Be¬ 
nehmen mit dem Domkapitel zu paroeciae inamovibilcs 
erklärt werden. 

Neuerrichtungen sollen, wenn die Umstände nicht 
anders gebieten, paroeciae inamovibilcs sein. 

Die Quasi-Pfarreien sind ausnahmslos amovibiles. 

Die Pfarrer aus dem Ordensstand stehen ratione 
Personae ad nutum des Ortsordinarius oder ihres Supe¬ 
riors (aequo iure, unter Verständigung des Superiors 
durch den Ordinarius oder umgekehrt, non requisito 
alterius consensu). 

4. Besetzung der Pfarreien. 

a) Das Recht zur Ernennung und Institution 
der Pfarrer stellt regelmäßig dem Ortsordina- 
r ius zu (mit Ausnahme der dem Heiligen Stuhl 
reservierten Pfarreien). 

Jede gegenteilige Gewohnheit ist verworfen. 

Die rechtmäßig bestehenden Privilegien der Wahl 
Und Präsentation sind jedoch aufrecht erhalten. 

Der Generalvikar nimmt nicht teil an diesem Recht 
des Ordinarius. Er braucht für den Einzelfall ein spe¬ 
zielles Mandat. # 

Ist die Pfarrei einem Orden oder irgend einer Or¬ 
denskongregation anvertraut, so präsentiert der zuständige 
Superior den Pfarrcr dem Ordinarius, der ihn instituiert, 
Vorausgesetzt immer, daß der Präsentierte die erforder¬ 
lichen Eigenschaften hat. 

b) Secie vacante vel impedita stehen indes 
dem Leiterder Diözese (Kapitularvikar) fol¬ 
gende Vollmachten zu: 

g) die Pfarrvikare für vakante Pfarreien 
zu ernennen; 

ß) die W ah 1 des Pfarrers zu bestätigen und 
die Präsentation auf eine freie Pfarrei anzu¬ 
nehmen und in beiden Fällen die Institution zu 
v ollziehen; 

7* 
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v/r ) c P K arreien ,iberae collationis zu 
Selten,*"’• dCr Bi *chofsitz min- 

d r, Jahr v e r w a i s t ist. 

t e t (tll 0rtsord >narius ist s t r e n g v e r p f 1 i c h- 

kante P?J f nCrata dus consc ientia), die va- 
dem se .i»em Urteil nach Gc- 

keit filli Cn ZU Ve . r e .' ben ’ obnc jede Parteilich- 
habnirit nia S ls idoneum ad eam regendam 

nt, sine ulla personarum acceptione). 

all^Erfn'/a» bI ° ß auf Gelehrsamkeit, sondern auf 

SreniJ^T Syno d dalex P amtna r toren Ablegern' üS 

Sitte od e r allgemeinen „Konkurs“ zu. Wo er 

Stuhl Mdors bSchS) " (b ' S d " Apcohsch, 
d) Vakante Pfarreien sind innerhalb sechs 
nersönlirh v b “ et . zen ( wen " nicht örtliche und 

P ewide h pf hat 7 SSedieVerSchiebun g anraten )- 

TiJl^ d i ^ tarre . r kann uur eine Pfarrei als 
Titel innehaben (soweit es sich nicht um aeque 

Pfründe\v^sen). ,erte P ’ a,Teien 1,andelt ' Vgb “"*« 

Entsprechend darf in jeder Pfarrei - ohne jede 
ein Pfa a rrv"we7er) nU s r ein: n l>ar ° ChUS aCtüa,is (auch "” r 

reJLSlrk “' m V U m em P fa ngt der Pfar¬ 
rer mit der Besitzergreifung (vgl. 3. Buch, § 124V 

fbzutge" Geleg “ l ’“ t hat er dic P"*«“*» 

§ ÄrSÄ^rÄB'Ui!?^'" 3 Buch - 

5 - Rechte des Pfarrers. 

a) Es sind ihm unter anderem folgende Funk¬ 
tionen Vorbehalten: unK 
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die feierliche Spendung der Taufe; 
die öffentliche Bringung der K ranken ko m- 
m Union in der Pfarrei (Notfälle ausgenommen); 
f die Spendung des Viatikums und der heiligen 
Ölung (Notfälle ausgenommen); 

die Eheassistenz und Erteilung des Braut- 
Se gen s; 

die Abhaltung der Exsequien (Ausnahme 
bei Kapitelskirchen); 

die Taufwasserweihe am Kar-u. Pfingstsamstag; 
die Führung der Prozessionen außerhalb der 
Kirche, mögen sie von der Pfarrkirche oder einer 
andern Kirche in der Pfarrei ausgehen oder nicht 
(betr.Fronleichnam vgl.can. 1291 u.3.Buch, § 109); 

die feierlichen Segnungen außerhalb der 
Kirche (Ausnahmen bei Kapitelskirchen). 

b) Er hat das Recht auf das Einkommen der 
Pfründe und ihre Verwaltung, auf Stolgebühren 
gemäß der Gewohnheit oder der rechtmäßigen Fest¬ 
setzung. 

Bei Erfüllung der Obliegenheit durch andere fallen die 
(ordentlichen) Gebühren dem Pfarrer zu. 

per Codex ermahnt die Pfarrer ausdrücklich zum gra- 
* u i t u m ministerium bei Armen. 

NB. Betr. Dispensgewalt vom Feiertag- und Fasten¬ 
gebot s. S. 294, von Ehehindernissen S. 226 f., betr. Dele¬ 
gation § 15. 

6. Pflichten des Pfarrers. Kraft des Amtes ob- 
begt ihm die Seelsorge aller Parochianen. 

Der Bischof kann aus gerechten Gründen klöster* 

1 1 che Familien und fromme Häuser in der Pfarrei, 
oie de iure nicht exemt sind, der Pfarrseelsorge ent- 
z iehen. Andere Teile kann er ihr nicht entziehen, wohl 
a ber abtrennen. Siehe S. 360 f. 

Im einzelnen ist der Pfarrer verpflichtet: 
a) zur Residenz im Pfarrhaus bei seiner 
Kirche. 
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Mo,,“' tajXT 11 ^ Ur ' aUb 
E»^?n , Ut 0, nlärdJS^chS 1L k * r ™- Di ' Zci ' ,0r 

Dauef^die^Absen *?.* Fo, ? en< | es zu beachten: 
der schriftlichen Lizenz rT ei Jl c ^' oc i ,e an > so bedarf cs 
auch des Konsenses des < ^f <FnanU9 (bei Religiösen 
eines vom Bischof fmid c . upen . or s) und der Bestellung 
treters. (urld Super,or ) zu billigenden Ver- 

toätawitV i v.. vom p <«™r f«r die 

bWbS.Vtat'i'UfotTSJ’ÄP? eTne Z \Voche"fort- 

b) zitr apphcaiio Missae pro ponulo 
(auch den 

zu applizieren 6 * ” pr0 popul,s sibi commissis“ 

kirche irÄ C in der Pfarr ‘ 

selbst an seinem Aufenthalteortdw ^fa” " 

nügen. einen der ÄtSÄhi*^ 

,le C) K An S I eclSOrgcl><Iichtcn zählt der Co- 
dex besonders auf: 

divi i „ e ah bhaltUnE des Gottesd lenstes (off,da 

les^legUhne petimt),* nspendun S «.uo.ies hde- 

rungdor n irr“d. d „T ^ RÜCk,Sh - 

drück'ten ; SOrge " * '"l »- 

sorgfältige Unterrichtung der Kinder; 

Krankenseelsorge (besonders bei 
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Sterbenden). Diese wird dem Pfarrer ganz be¬ 
sonders ans Herz gelegt: „S e d u 1 a cura et ef- 
^ u sa caritatc debet parochus aegrotos 
a d i u v a r e.“ 

per Pfarrer wie jeder dem Sterbenden 

b eisteh ende Priester hat die Vollmacht 

Zu . r Erteilung des Apostolischen Segens 
m j t vollkommenem Ablaß, dessen E r t e i- 
11 n K nicht unterlassen werden soll. 

W a c li s a m k e i t gege 11 ii bei* G e f ä h r- 
( I u n g des Glaubens und der Sittlichkeit 
(vornehmlich in den öffentlichen und privaten 
Schulen); 

Einrichtung und Förderung der opera cari- 
ta tis, fidei ac pietatis (Vereine, Brudcr- 
schaften, Armenpflege usw.); 

( i) Ferner ist des Pfarrers Pflicht 


genaue Führung und sorgfältige Auf- 
^wahrung der fünf Pfarrbücher (Tauf-, 
Plr mungs-, Ehe-, Totenbuch und Verzeichnis der 
tarrkinder [liber de statu animarum]); 

tm Taufbuch ist bei den Betreffenden auch die F i r- 
p Un g, die Eheschließung, der Empfang der Sub- 
(11 akonatsweihe und die professio so 11 emn 1 s zu 
dotieren. 


Am Schluß jedes Jahres hat der Pfarrer ein authen- 
* Sc hes Exemplar der Pfarrbücher an die bischöfliche 
Behörde zu senden (nicht 1. de statu). 

die Führung des Pfarrsiegels ; 

die Einrichtung bzw. Besorgung des Archivs. 


1 p ar iu sind die Pfarrbücher, die bischöflichen Erlasse, 
°kumcnte usw. aufzubewahren. 


(can. 471—4/8) 

Die Pfarrgeistlichen außer dem Pfarrer faßt der 
C unter dem Begriff „v i c a r i i paroeciales“ 
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zusammen. Es bestehen unter ihnen wesentliche 
Unterschiede. Man muß unterscheiden zwischen 
Pfarrd esetz ten und einer vakanten 

\ f ertret , er » des behinderten Pfarrers 
und den Mithelfern des amtierenden Pfarrers. 

Fället! bes f etzt * r P fa rrei sind vier verschiedene 

Palle zu unterscheiden: 

a) i farrvikar. Ist eine moralische Per- 
SeminaT ChUS - ba ' 3ituabs (Domkapitel, Kloster, 
st?n ,nL SO ;I St , dem 0rdinarius durch sie ein 
(aus d ‘ g M r „ V 1 , k a r > 1 a P => r o c h t, s a c t u a I i s 

frPUcBiums oder jemand an- 
rv f ir See,s °rg e zu präsentieren. 

Dieser Pfarrvikar hat ausschließlich die 

des ?(a C rre° r ? C mit al ‘ en Pflichten 

farrers, wie es das gemeine und das Diö- 

zesanrecht oder löbliche Gewohnheit mit sich 

Er ist inamovibel und deshalb, wie die Pfarrer 
nur auf gerichtlichem Weg zu entfernen 
Ist er Ordensmann, so ist er amovibel 

b) MikarheHer. Wenn dn pfar 

Erfüllung des Pfarramts ganz unfäh irr „o 
Erkrankung) io kann u„ö 'der''ordjn'arius 

Pfa^redlte , k ° mmen aI,e eigentlichen 

i tarrechte und -pflichten zu (die dem Pfarrer 

bleibende Meßapplikation ausgenommen) 

Pfar^^nur'zu^milw^^V^ " icht « anz inhabilen 

ssä* 

braucht 7J Xit°sHMge Pfarrer' 'weg^m^r 
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Größe andere Geistliche zur Hilfe: ,,vicarii 
coopera tores“, sei es einen oder mehrere. 

Der Ordinarius ernennt sie „audito parocho“. Diese 
Pflicht des Anhörens kann nicht durch Gewohnheit ab- 
rogiert sein, die 1918 nicht hundertjährig .war. 

. Ist der Kooperator Ordensmann, so präsentiert 
*hn der zuständige Obere, audito parocho, dem Ordi- 
n <*irius zur Approbation. 

Die Kooperatoren haben Residenzpflicht. Ihre 
einzelnen Rechte und Pflichten ergeben sich aus 
ihrem Anstellungsdekret und den Aufträgen des 
Pfarrers. Wenn nicht ausdrücklich anders be¬ 
stimmt ist, müssen sie von Amts wegen den Pfar- 
r er im ganzen pfarrlichen Amtskreis unterstützen 
(die Meßapplikation ausgenommen). 

Sie unterstehen dem Pfarrer. Dieser 
s oll sie in der Seelsorge „väterlich“ 
instruieren und dirigieren, sie über¬ 
wachen und wenigstens jährlich dem 
Ordinarius Bericht über sie erstatten. 

d) Vicarius substitut us heißt der den 
Pfarrer in dem über eine Woche währenden Ur¬ 
laub vertretende, von ihm zu bestimmende und 
y om Ordinarius zu approbierende Geistliche. 

c) Vicarius (sacerdos) supplens wird 
der den Pfarrer bei plötzlicher Abberufung 
und über eine Woche dauernder Abwesenheit ver¬ 
tretende und von ihm zu bestimmende Priester 
genannt. 

Bctr. Ernennung eines vicarius substitutus durch den 
Bischof vgl. can. 1923, § 2. 

2. Bei vakanter Pfarrei ist Folgendes zu beach¬ 
ten: 

a) Wenn eine Pfarrei vakant wird (Tod des 
Pfarrers) und nichts anderes vorgesehen ist, so 
übernimmt ihre interimistische Leitung 
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K °? pe r ator (bzw. der erste oder älteste 
nnen) oder, wenn kein Kooperator da ist, 
der parochus vicinior (bzw. Superior). 

ständ^e^. 1 ^ 11 ^ ^ 0rdinarius al ^aid zu ver- 

bestLmM die' Behörde’ (’evtl 

rinricN f;; j- , ie v. ev tl. de consensu Supc- 

o e c (in n dl « V ü ka ? te Pfarrei den „vicarius 

derber ‘ ? r hat dic Pfarrei bis zur Wie- 

derbesetzung zu leiten. 

in E lr% a ', le Recht , e und Pflichten wie der Pfarrer 
Pfar Lh f’ d 5 arf abGr nichts tu n- was den 
könnte dem p farrbenefizium schaden 

stähidlpen ^ rU P aroec t a l es . mit Ausnahme der 
tandigen Vikare der moralischen Personen und 
der bepfruntoen Kapläne, sind amovibel. 

oder ie s,,nI g - 10Sen r ehen ad nUtUm des Ordinarius 
rTCan** i n .? rs ’ die andern ad nutum episcopi 
(Kapitularvikars, nicht des Generalvikars) 

MS 

- äv:.s : i 2 ” * n ;:i» hr h — 

§ 33. Die Kuratien (Rektorate). 

(Anhang.) 

I e r n vv^ U h S ? land , ha M lian vie,fach bci dem schnei- 
len Wachstum der Bevölkerung in bestimmten 

SleTrennt nd 1 1Strie ° rte ’ StUdte) TeiIe dcr Pfanei 
beffrk ZT t S V U eUiem ei S enen Seelsorgs- 
e irk gemacht, ohne eine Pfarrei im wahren 

Rektorate) 61 " 6 " PfrÜnde) zu erricbte " (Kuratien, 
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Ihre Leiter sind unter den vicarii paroeciales nicht 
erwähnt; es ist auf can. 14 2 7 verwiesen,. der die 
..vicaria perpetua“ mit eigenem Territorium und 
Pastor vorsieht. Dieser Pastor ist unser sei bst än- 
d igerKurat (Rektor). Er hat Rechte und Pflichten 
eines Pfarrers (incl. Meßaplikation; CC 5 - 3 - ^ 93 -) 
und steht ad nutum des Ordinarius (Superiors). 
Bleibt die Kuratie aber Teil der Mutterpfarrei, so 
>st er Kooperator (ohne Applikationspflicht), da 
nach can. 460, § 2 in einem Gebiet nicht zwei 
aktuelle Pfarrer sein können. 

§ 34 . Die Kirchenrektoren. 

(can. 479—486) 

1. Die Kirchenrektoren gehören nicht zur 
^farrgeistlichkeit. Es handelt sich bei ihnen um 
Kirchen, die weder Pfarr-, noch Stifts-, noc i 
Klosterkirchen sind; also z. B. um die Kirche 
eines Seminars, Hospitals usw. Die Sorge um 
solche Kirchen ist ihrem ,,Rektor anvertraut. 

Ihre Ernennung erfolgt in der Regel frei durch 
tlen Ordinarius. Sie stehen ad nutum des Bischofs. 

Ist die Kirche mit einer von Geistlichen gelei¬ 
teten Anstalt verbunden, so ist ihr Vorsteher zu¬ 
gleich Rektor der Kirche (wenn vom Ordinarius 
n icht anders bestimmt). 

Uber den Begriff „Kirche“ vgl. 3 - Buch, § 98* 

2. Der Rektor darf in der Rektoratskirche keine 
Pfarrlichen Funktionen vornehmen. 

Er darf aber dort Gottesdienst (auch feier- 
Uchen) abhalten, doch so, daß dadurch dem 
Efarrgottesdienst nicht geschadet wird. 

Ist die Pfarrkirche von den Wohnungen der Gläu¬ 
bigen weit entfernt, so kann der Ordinarius dem Rek¬ 
tor (selbst unter Strafe) vorschreiben, das heilige Opfer 
der Rektoratskirche zu gelegener Zeit zu feiern, im 
Katechismus zu unterrichten und das Evangelium zu 
v erkündigen. 
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Der Pfarrer ist berechtigt, aus der Rektoratskirchc 

nchmen I1CtlSSlmUm ^ ran ^ enverse ^ un ß zu en *" 

Ohne (die mindestens präsumierte) Erlaubnis des 
Kektors oder eines andern rechtmäßigen Vorgesetzten 
ist es niemand gestattet, in der Rektorats- 
; ,rc . e zu zelebrieren, die Sakramente zu 

RwnW® 11 ° der andere gottesdienstliche 

Funktionen vorzunehmen. 

Zweiter Teil. Das Ordensrecht \ 

(can. 487—681) 

§ 35. Vorbemerkungen. 

(can. 487—491) 

1. Begriff des Ordensstandes (status reli- 
ö ionis). Der Ordensstand ist ,,die dauernde ge- 
meinsameLebensweise (von Gläubigen), die außer 
en gewöhnlichen Geboten Gottes die Beob¬ 
achtung der evangelischen Räte durch die (offen t- 
hchen) Gelübde des Gehorsams, der Keuschheit 
und der Armut auf sich nehmen.“ 

stand- y^ r i 3Che? gehört T also (rechtlich) zum Ordens- 
ihrei)« Srh h-Tw Lebensweise (vita communis), 
ihre Dauerhaftigkeit (stabihtas), die Beobachtung der 
evangelischen Rate (Kern des Ganzen) und die drei 

Äta“ ^ ““ K.uslhhe» 

v %. kommt . il } i! ? m das Streben nach der christlichen 
Vollkommenheit in hervorragender Weise zum Aus¬ 
druck. Jederzeit galt er als besondere Schule der Voll¬ 
kommenheit und Heiligkeit. Deshalb verlangt die 
Kirche von allen Gläubigen, ihn in Ehren zu halten. 

dasMitSÄ“ ,°^ en ^ selbs ‘ändigen Klöstern gehört 

SeirÄ n , - S Klostc r ve L rbandes (Bouroner Kon- 

und . gemeinsamen höheren Obern (Abtprimas, 
zn pinl pbensHnghch zum gleichen Haus, bei den neueren 
zu einer Provinz und ist darin versetzbar 


rechts Li ro?r! Ur: | ch _ 8 , n8t e» n *f. Grundriß des Ordens- 

2 Aufl m,',~ Schäfer, De Religiosis ad normam CIC. 

. Autl. 1931. — Jansen, Ordensrecht. 1931 _ Pevska 

Ius can. religiosorum. 3. Aufl. 1927. 93 y ’ 
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Fromme Christen mit gemeinsamem Leben ohne die 

drei Gelübde (Pallottiner, Salesianer, Weiße \ ater La- 

zaristen u. a. m.), die Drittorden. Bruderschaften und 

die Eremiten (Einsiedler) zählen nicht zum Ordens 


2. Arten von Orden. Es gibt verschiedene For¬ 
men des Ordensstandes unter W ahrung c er ge¬ 
nannten wesentlichen Bedingungen. Der 
nennt „r c 1 i g i o“ jede von der rechtmäßigen 
Obrigkeit approbierte Genossenschaft von o 
üalen, die gemäß der besondern Regel ihrer Oe- 
nossenschaft sich durch öffentliche (nicht private) 
ewige oder zeitliche (und wieder erneuerte) Oe- 
lübde zum Streben nach der christlichen o 
kommenheit verpflichten. 

a) Diese religiones zerfallen mit Rücksicht 
auf ihre Gelübde in zwei Gruppen. 

Orden = religiones mit feierlichen Gelübden 
(vota sollemnia) 

Kongregationen = religiones mit ein 
fachen Gelübden (vota simplicia), ewigen oder 
zeitlichen. 


Die bedeutendsten Orden sind: Benediktiner, Kartäu¬ 
ser, Zisterzienser, Trappisten, Prämonstratenser, die 
Bettelorden der Franziskaner und Kapuziner, die Domi¬ 
nikaner, Karmeliten, Augustiner, Jesuiten u. a. m. 

Zu den Kongregationen sind zu rechnen: die 
Schulbrüder, Redemptoristen, Barmherzigen Sch\ e- 

C 4 rv .. T? 1 * _ 1 _ I j' —rn L « « 1 /\ « 11 fl m 


b) Ferner unterscheidet man: 
religiones clericales und laicales, je 
nachdem eine größere Zahl der Mitglieder Priester 
sind oder nicht; 

religiones iuris pontificii und iuris dioe- 
cesani, je nachdem sie die Approbation oder we¬ 
nigstens das decretum laudis vom Apostolischen 
Stuhl empfangen haben oder vom Bischof errich- 
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, De <f Pf ,. ar . rer ist berechtigt, aus der Rektoratskirchc 
nehmen" S ' mUm fÜr d ' e Kranke nversehung zu ent- 

R P bne ( j ie ™ indest ens präsumierte) Erlaubnis des 
• . ors .° er e, nes andern rechtmäßigen Vorgesetzten 
k rrü f gestattet, in der Rektorats- 

sn Pn / ZU z J eleb '-ieren, die Sakramente zu 
Funk H ^ ° der andere gottesdienstliche 

Funktionen vorzunehmen. 

Zweiter Teil. Das Ordensrecht 

(can. 487 — 681 ) 

§ 35. Vorbemerkungen. 

(can. 487—491) 

• de f 0r densstandes (status reli- 

^lonts). Der Ordensstand ist „die dauernde ge- 
neinsame Lebensweise (von Gläubigen), die außer 
n gewöhnlichen Geboten Gottes die Beob- 

iÄ de , r .^ an ! eH - hen Räte durch die (öffent- 
und G a C Ubde d * 8 Gehorsams, der Keuschheit 
und der Armut auf sich nehmen.“ 

stanrf" Y. ierfache ? ß eh ört also (rechtlich) zum Ordens- 

Ä« Arm« ’ Gehorsams, der Keuschheit 

v Yf. kommt . **? ihm das Streben nach der christlichen 
Vollkommenheit in hervorragender Weise zum Aus¬ 
ruck. Jederzeit galt er als besondere Schule der Voll- 
kommenheu und Heiligkeit. Deshalb verlangt die 
K BH H P V ° n n a C A gläubigen, ihn in Ehren zu halten, 
j Be ‘ de ?. alten Orden mit selbständigen Klöstern cehört 
d “ S Mit g hed trotz des Klosterverbandes (BeuronerKon- 
?Y Un v geme,nSamen höheren Obern (Abtprima" 

zu eteVprTv n mgHC |’ T’, g, . ekhcn Haus * b ci den ne~ 

- i einer Provinz und ist darin versetzbar. 


rechts' it io-fn tUr: Schöns »einer, Grundriß des Ordens- 

2 Au fl S Tanl er ’ D A Y eligiosis ad no ™am CIC. 

Tn „ ' 93 }- Jansen, Ordensrecht. 1931. — Pevska 
lus can. rehgiosorum. 3. Aufl. 1927. y ’ 


II. Teil: Das Ordensrecht. 


109 


Fromme Christen mit gemeinsamem Leben ohne di 
drei Gelübde (Pallottiner, Salesianer, Weiße Vater, La j 
Fristen u. a. m.), die Drittorden, Bruderschaften und 
die Eremiten (Einsiedler) zählen nicht zum rccns 


2. Arten von Orden. Es gibt verschiedene F o r- 
^en des Ordensstandes unter Wahrung der ge¬ 
nannten wesentlichen Bedingungen. Der C 
nennt „r e 1 i g i o“ jede von der rechtmäßigen 
Obrigkeit approbierte Genossenschaft von So- 
dalen, die gemäß der besondern Regel ihrer Ge¬ 
nossenschaft sich durch öffentliche (nicht private) 
ewige oder zeitliche (und wieder erneuerte) Ge¬ 
lübde zum Streben nach der christlichen Voll¬ 
kommenheit verpflichten. 

a) Diese religiones zerfallen mit Rücksicht 
auf ihre Gelübde in zwei Gruppen: 

Orden = religiones mit feierlichen Gelübden 
(vota sollemnia) 

Kongregationen = religiones mit ein¬ 
fachen Gelübden (vota siinplicia), ewigen oder 
seitlichen. 


Die bedeutendsten Orden sind: Benediktiner, Kartati- 
scr, Zisterzienser, Trappisten, Prämonstratenser, die 
^ettelorden der Franziskaner und Kapuziner, die Domi¬ 
nikaner, Karmeliten, Augustiner, Jesuiten u.a.m. 

Zu den Kongregationen sind zu rechnen, die 
Schulbrüder, Redemptoristen, Barmherzigen Schwe¬ 
stern, Englischen Fräulein u.a.m. 


b) Ferner unterscheidet man: 
religiones clericales und laicales, je 
nachdem eine größere Zahl der Mitglieder Priester 
sind oder nicht; 

religiones iuris pontificii und iuris dioe- 
cesani, je nachdem sie die Approbation oder we¬ 
nigstens das decretum laudis vom Apostolischen 
Stuhl empfangen haben oder vom Bischof errich- 


















1 10 Zweites Buch. Personenrecht. II.Teil: Das Ordensrecht. 

haberr^ Un< ^ ^ enes Gekret noch nicht empfangen 

je mcfuJei^, 5 y m P t a c und non exemptae. 
des OrcJinan ^ . Genosse nscliaften der Jurisdiktion 

Männe S ? ? tZOgen sind ode r "*»*; 
gregationen U " d f r a u e " ° r d e n , bzw. -kon- 

nossen^haften h rmä n ifnt n der n CTr Pl:?ti |y e Und aktivc C,c ‘ 

lieh bedeutungslos ist nl* i, C F ni< j ht ; W «1 sie recht- 
men sich hauntsächlirh ' C kontemplativen Orden Wid¬ 
der Betrachtung und <tm V r nn « U ? nicht ausschließlich, 
aktiven vKartäuser), die 
leiblichen Barmherzigkeit Wcrken der geistlichen und 

3- Terminologie. 

to’vÄäJSähSIÄ* ' VCC ' ,SCln 

denssta'iKies ; S ^ des Or- 

ÄS Mileliedct dMS 

Fraue^kongregati 0 n° r0re5) 

sung ?„°d'er si/h 0rl? !. ta hei6t einc Ni =dcrlas- 

befinden, die ProfeTabgelegt haben °Bei"gei“ , t - 
liehen Genossenschaften müssen unter den fechs 

2ÄSSÄS Priasto -• “ 

tigter iaöst ” fc , ? lng mehrerer eigenberech- 
z - ß- die BeuronerKonereeation ,w 

sters der" G ’ der ,^ bt eines eigenberechtigten Klo- 
ers, der Generalobere einer Genossenschaft- 
Provinzialobere sowie deren StelZrtr« : ej ’ ““ 
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NB. Der geistliche „Superior“ der Laienkongregationen 
,s t nicht „Oberer“, sondern Organ des Bischofs und Be¬ 
antragter der Gesellschaft in bestimmten, nach Diözesen 
llr »d Kongregationen verschiedenen Angelegenheiten. 

Die Vorschriften des CIC gelten für Männer und 
grauen, wenn auch das masculinum vocabulum ge¬ 
braucht wird, es müßte sich denn aus dem Zusammen¬ 
hang oder der Natur der Sache etwas anderes er¬ 
geben. 

4 - Rangordnung. In der eigenen Kirche geht 
c 'er Ordensklerus dem Weltklerus, der Weltklerus 
dem Laienorden vor. 

Außerhalb der Ordenskirche geht der Welt- 
klerus stets allen Religiösen vor. 

Überall gehen die Religiösen den Laien vor, 
die klerikalen Genossenschaften den Laiengenos¬ 
senschaften u sw. 

Die Kapitel (Stifts- und Domkapitel) gehen 
den Religiösen überall, auch in deren eigener 
Kirche, vor. 


§ 36. Gründung, Niederlassung und Aufhebung- 
religiöser Genossenschaften. 

(can. 492—498) 


bedarf der 


a) Die Errichtung von „Orden“ bedai 
Genehmigung des Apostolischen Stuhles. 

b) Die Gründung (und Genehmigung) von 
»Kongregationen“ steht dem Bischof (nicht 
dem General- oder Kapitularvikar) zu. Vorher ist 
die Erlaubnis des Heiligen Stuhles einzuholen. 


Die Kongregation bleibt so lange eine Diözesangenos- 
senschaft und der Jurisdiktion des Ordinarius unter¬ 
worfen (im Rahmen der Kanones), auch wenn sie 
schon in andern Diözesen Eingang fand, bis sie die 
Approbation des Papstes bzw. dessen testimonium lau- 
a *s erhalten hat. 
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Die neue Kongregation darf weder den Namen noch 
le I rächt einer schon bestehenden Genossenschaft an¬ 
nehmen. 

2. Niederlassung. Für die Niederlassung (nicht 
iliale) einer bestehenden religiösen Genossen¬ 
schaft an einzelnen Orten bedarf es teils der Zu¬ 
stimmung des Papstes und der Ordinarien, teils 
des Ordinarius (oder der Ordinarien) allein. 

a) Der Zustimmung des Papstes und der Or¬ 
dinarien bedarf es in drei Fällen, bei: 

exemten Genossenschaften, 
Nonnenklöstern (moniales), 
Niederlassungen in Missionsgebieten überhaupt. 

b) Bei andern Niederlassungen in der Diözese 
des Ordenshauses bedarf es der Zustimmung des 
eigenen Ordinarius. 

Bei der Niederlassung in einer andern Diözese 
bedarf es auch der Zustimmung des Ordinarius 
leser Diözese, falls die Kongregation bischöf¬ 
lichen Rechtes ist. 

Neue Niederlassungen sollen nur errichtet werden, 
wenn voraussichtlich für die Wohnung und den Unter¬ 
halt der Sodalen gesorgt ist. 

Mit der Erlaubnis zur Niederlassung ist für die kleri- 
kaien Genossenschaften die Vollmacht zum Besitze 
einer Kirche oder eines Oratorium publicum domui ad- 
nexum gegeben. Vor dem Bau der Kirche oder des 
Uratonums an dem bestimmten Platz bedarf es trotz¬ 
dem der Erlaubnis des Ordinarius loci. 

. Für a lJ? andern Genossenschaften ist mit der Erlaub¬ 
nis zur Niederlassung die Vollmacht gegeben zur Pflege 
der ihnen eigenen Zwecke, soweit bei der Erlaubnis 
nicht andere Bedingungen gestellt sind. 

Fa , u und zur Eröffnung von Schulen, Spitälern 
und ähnlichen, vom Ordenshaus betrauten Anstalten ist 
eine spezielle Erlaubnis des Ordinarius erforderlich. 

3. Aufhebung. 

a) Bestehende ,,0 rden“ kann nur der Apo¬ 
stolische Stuhl auf heben (Templer, Jesuiten). 
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Das Gleiche gilt von den „Kongregatio¬ 
nen“, auch wenn sic nur iuris dioecesani sind. 

b) Für die Aufhebung von Niederlas¬ 
sungen gilt Folgendes: 

a) Die Aufhebung einer Niederlassung 
e x e m t c r Genossenschaften ist nur mit Geneh¬ 
migung des Apostolischen Stuhles zulässig. 

ß) Die Niederlassung einer nicht exempten Ge¬ 
nossenschaft iuris pontificii kann durch den Gene- 
r alobern, unter Zustimmung des Ordinarius loci, 

y) die Niederlassung einer Genossenschaft 
iuris dioecesani durch den Ortsordinarius, nach 
Anhörung des Generalobcrn, aufgehoben werden. 

Der Genossenschaft stellt das Recht des Re¬ 
kurses an den Heiligen Stuhl zu. 

§ 37. Leitung der Orden. 

(can. 499—5U) 

I. Der Papst. 

Alle Ordensleute sind nicht bloß wie die Gläu¬ 
bigen überhaupt, sondern auch noch in besonderer 
^Veise, kraft ihres Gelübdes, dem Papst zum Ge¬ 
horsam verpflichtet. Er ist ihr „supremus Supe¬ 
rior“. 

Der Papst übt sein Recht durch die Religiosenkon- 
ßregation aus. 

Die einzelnen Ordensgesellschaften haben je einen 
Kardinal zum „Protektor“. Er besitzt in 
der Regel keine Jurisdiktion über den Orden und seine 
Mitglieder, darf sich nicht in ihre innere Disziplin und 
die Gütcrverwaltung einmischen, sondern hat nur die 
Aufgabe, mit seinem Rat und Schutz das Wohl des Or¬ 
dens zu fördern. 

Außerdem soll jeder Männerorden iuris pontificii 
*dnen „Generalprokurator“ haben, der gemäß 
der Konstitution die Geschäfte des Ordens beim Heili¬ 
gen Stuhl besorgt. 

Etzbach, Recht der kathol. Kirche 8 
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II. Der Ordinarius . 

Die Ordensleute sind auch dem Ortsordinarius 
unterstellt; ausgenommen sind diejenigen, welche 
' °m Heiligen Stuhl das privilegium exemptionis 
erlangt haben. Aber auch diese sind nicht in allein 
exemt. 

Die einem Regularobern unterstehenden Non¬ 
nen sind dem Ortsordinarius nur in den vom 
\echt ausdrücklich bezeichneten Fällen untertan. 

Der Ordinarius übt (in eigener Person oder 
( urch andere) sein Recht namentlich durch die 
alle 5 Jahre stattfindende Visitation aus. 

Unter die Visitation fallen: 

nnmUfliK einze . lnen, n dem ° rdinari us oder dem Papst 

unmittelbar unterstellten Nonnenklöster; 

irrnisfi™ Hä - Us ? r der männlichen und weiblichen Kon¬ 
gregationen iuris dioecesani: 

di ® einem Superior regularis unterstellten Nonnen¬ 
kloster m Bezug auf die Klausur; 

p-itlnnp'n . e ’ n . ze l nen Häuser der klerikalen Kongre- 
f£‘ l °” en ' ur l? Pnntificn, einschließlich der exemten, in 

• f dle K ,rcl l?’. das Sacrarium, das öffentliche 
Oratorium und den Beichtstuhl; 

e) die einzelnen Häuser der Laien kongregationen 
iuris pontificii wie bei d) und außerdem in Bezug auf 
dhe innere Disziplin. Vgl. indes § 44 (Privilegien der 
Ordensleute) und can. 61S, § 2 , n. 2 g 

Betr. Güterverwaltung bei allen Orden vgl. § 39. 

III. Die Oberen, Kapitel und Räte. 

Die unmittelbare -Leitung der Orden steht den 
Obern zu. Sie bedürfen zu manchen Handlungen 
der Zustimmung oder des Rates der Kapitel, 
bzw. der Räte. 

Die Kapitel setzen sich aus den stimmberechtigten 
Brofessen zusammen. Man unterscheidet General- Pro¬ 
vinzial- und Lokalkapitel. 

Hi müssen die General- und Provinzobern sowie 

die Lokalobern mindestens jeder domus formata haben. 
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1. Der Charakter der Gewalt. Die Obern (und 
Kapitel) besitzen gegenüber den Ordensangchöri- 
gen nur eine „potestas dominativa“, d. h. 
eine Gewalt, wie sie der Vater über die Familien- 
a ngehörigen hat, keine Jurisdiktionsgewalt. 

Eine Ausnahme machen bloß die exemten kle¬ 
rikalen Orden. Ihre Obern (und Kapitel) be¬ 
sitzen für das forum internum und das forum ex- 
ternum kirchliche Jurisdiktion gegenüber ihren 
Untergebenen. Der Obere ist ja „Ordinarius“. 

2. Wahl der Obern. Die Superiores maiores 
Werden gewählt, die übrigen Obern in der Regel 
v °n den höheren ernannt. 

Für die Wahl gelten die allgemeinen Bestim- 
niungen über Wahlen. (Vgl. can. 160—182 und 
S* 46 f.) Dazu kommen folgende besondere Be¬ 
stimmungen : 

a) Das aktive Wahlrecht steht in den 
Genossenschaften mit ewigen Gelübden aus¬ 
schließlich denjenigen Ordensleuten zu, welche 
die ewigen Gelübde abgelegt haben, den übrigen 
n ur dann, wenn die Konstitution ihres Ordens 
° s ihnen ausdrücklich zugesteht (can. 578, n. 3). 

b) Bezüglich der Wählbarkeit zu einem 
höheren Vorgesetzten sind vom CIC einige An¬ 
forderungen gestellt, zu denen noch eigene An¬ 
forderungen der Konstitutionen kommen können. 
Hie Anforderungen des gemeinen Rechtes sind: 

a) eheliche Abkunft; 

ß) Alter von mindestens 30 Jahren (von 40 Jahren bei 
den Generalobern oder bei der Vorsteherin eines Non- 
Henklosters); 

y) seit ihrer ersten Profeß in dem betreffenden Or¬ 
den müssen mindestens 10 Jahre verflossen sein. 

c) Hinsichtlich der Form sind folgende Vor¬ 
schriften zu beachten: 

8 * 
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gliederndes 6 ^ wf? n C li° S f c r n m üsscn alle Mit- 
hei der Wahl nn V <? r - dcr ^ a * d einzeln schwören, 
gen 1 nUr der Sllmme ihr« Gewissens zu fol- 

der^Oberirfder ' 7 Ort" e 1 ° s 4 e r n präsidiert der Wahl 
der Superior mm t . S 0 F dln . ar,us (oder sein Delegat) oder 
Ortsord P inarius »n* ar l S n JC - nachdem das Kloster dem 
ten Fall kann “ nterstel J t lst , od er nicht. Auch im letz- 
anwohnen und n _ z “®? eic h mit dem Superior regularis 

nicht bloß der P Ehre ,C AK E ' n Akt dCr J ur , isdiktion ’ 
deshalb rechtzeitigv™ h «?"?, 3 °‘ 7 ' I 934-) Er ist 
\ p • . "* der Wahl zu verständigen 

sXfte'wrw Ucl G? ' " ,\° ■.'"■■•i" » > 

Wahlortes (oder c„; ^n n ? ra °^ enn der Ordinarius des 
Kongregation iuric Cma ß cs sich um eine 
Im letzten Fall stehMhm'^r * 1 p de F- dl0ecesan i handeln. 
"» »»len, Fall Äfl'act teSSffi 

3 - Amtsdauer. 

nem Recht ° ^ f *7 ” ^ e r n xverden nach gemei- 
Recht auf Zeit gewählt. Durch die Konsti- 

se£'s n ei!r n die VVa "' a “ f vorge- 

b) Die lokalen niederen Obern fPrior 

un'd "zwar Stets auf Zcit bestellt! 

KonsTout h0C , hstens *ei Jahre; falls d . e 
betreffenrl 10 n o ie i SeS VOrsieIl t, kann die 
barnaehAbl °J dens P er son unmittel- 
tes m ! n fderürei J ahre ein zwei¬ 
werden ,1 S °! ierer (Oberin) bestellt 
ein h •*■’*. abe4nicht unmittelbar darauf 
einem *1 dems elben Hause. In 

SeSen ä Crn HaUS , e kann sie gleich, und im 
na ’ " ncm I,,t 

Bedeutune °wp C H r n ft iTV prakti sch von einschneidender 

naiKk* 11 ^ 

fallen ’ Krankenhaus «, Erholungsheime usvv.) därunTer 
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Strittig ist, ob nur die domus formata oder alle Nie¬ 
derlassungen darunter fallen. 

Die Vorsteher von eigentlichen Filialhäusern 
sin d keine Lokalobere (Entsch. der Religioscnkongrc- 
ßation vom 1. 2. 192^). 

4 - Pflichten. 

a ) Jeder Obere hat die Residenzpflicht. 

b) Jeder Lokalobere hat dafür zu sorgen, daß 
mindestens alle Jahre einmal an bestimmten la¬ 
gen die Konstitutionen öffentlich verlesen wer¬ 
den, und daß mindestens zweimal im Monat für 
die Brüder und Angehörigen des Klosters eine 
Instruktion in der christlichen Lehre und, beson¬ 
ders in den Laienorden, allen eine fromme Exhor- 
tatio gegeben wird. 

e) Der Abtprimas, der Superior einer monasti- 
$ ehen Kongregation und der Generalobere jedes 
Ordens iuris pontificii hat mindestens alle 5 Jahre 
(oder gemäß der Konstitution häufiger) an den 
Apostolischen Stuhl (nach amtlichem Fragebo¬ 
gen) über den Stand des Ordens Bericht 
711 erstatten. 

Der Bericht ist vom Obern, seinem Rat und bei 
t 1 rauenkongregationen auch vom Ordinarius des Sitzes 
a cr Generaloberin zu unterzeichnen. 

d) Die von den Konstitutionen dafür bestimm¬ 
en höheren Obern haben in den von den Konsti¬ 
tutionen festgesetzten Zeiten alle ihnen unter¬ 
teilten Häuser (selbst oder durch Beauftragte) 

revidieren. 

e) Der Superior eines jeden Klerikalordens 
bat das Recht und die Pflicht, (selbst oder durch 
a ndere) den kranken Professen, Novizen und an¬ 
dern im Hause als Diener, Zöglinge, Kranke oder 
Gäste Tag und Nacht weilenden Personen das 
^iatikum und die heilige Ölung zu 
s P e n d e n. 
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In den Nonnenklöstern ist dies Sache des 
con essarius Ordinarius (oder seines Stellvertre¬ 
ters). 

In andern laikalen Orden und Kon¬ 
gregationen hat dieses Recht und diese Pflicht 
f er rtspfarrer, bzw. der Geistliche, den der Or¬ 
dinarius damit beauftragt hat. (Vgl. can. 464, 
§ 2 und oben § 31.) 

ten B § et [o 2 BCerdigUng VgL Can ‘ 1221 I2 3 °> § 5 und un- 

5 - Verwaltung der zeitlichen Güter. Hierfür 
sollen General-, Provinzial- und Lokalverwalter 
bestellt werden, die ihr Amt unter der Leitung 
des Superiors versehen. 

nötkrcnf-dk Jr oka l°bern 1111(1 Lokalverwalters kann 
nichf das Amt T U c nd dcrselben Hand liegen, aber 

Provinzialverwalters. Supcrl0rs und de s General- oder 
die'Verwalt Konstlt “t ion en nichts bestimmen, werden 
2 es Rat^bestdlT. h ° herCn ° bcr " mit Zustim "W sei- 

§ 38. Die Beichtväter und Kapläne der Orden. 

I. Die Beichtväter der Orden. 

(can. 518—530) 

Um für den religiösen Fortschritt der Ordens¬ 
leute tunlichst zu sorgen und jeden Gewissens¬ 
zwang zu verhüten, hat der CIC das Bußwesen 
der Ordensleute sehr eingehender Regelung un- 
terzogen. 

. l ’ P 1 ® Alle Religiösen sollen minde¬ 

stens jede Woche das heilige Sakrament der Buße 
empfangen. 

2. Der Beichtvater. Hinsichtlich der Bestellung 
der Beichtväter ist zu unterscheiden zwischen den 
klerikalen Genossenschaften, den andern Männer- 
und den Frauengenossenschaften. 
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a ) Die klerikalen Genossenschaften. 

In den einzelnen Häusern der klerikalen Ge¬ 
nossenschaften sind von dem zuständigen Obern 
so viele Beichtväter zu bestimmen, als die Zahl 
der Mitglieder verlangt. 

Die Beichtväter müssen legitime approbati sein, 
d- h. vom Ortsordinarius die Beichtvollmacht be¬ 
izen (Ausnahme bei den exemten Klöstern). 

Bie mit der Beichtvollmacht ausgestatteten geist- 
nchen Superioren können zwar die Beicht ihrer Unter¬ 
gebenen abnehmen, wenn diese freiwillig, aus eigenem 
Antrieb, darum bitten; sic sollen es aber nicht regel¬ 
mäßig tun; vor allem müssen sie sich davor hüten, 
lr gendwie die Untergebenen zur Beicht bei ihnen zu 

Veranlassen. 

Wenn ein Religiöse, auch ein exemter, zu seiner Ge- 
^isscnsbcruhigung bei einem vom Ortsordinarius ap¬ 
probierten Beichtvater, auch wenn er nicht zu den tür 
s ein Haus bestimmten Beichtvätern gehört, beichtet, 
So ist die Beicht gültig und erlaubt. Jedes entgegen¬ 
stehende Privileg ist aufgehoben. Dieser Beichtvater 
* an n auch von den in der betreffenden Genossenschaft 
re servierten Sünden und Zensuren lossprechen. 

b) Die Frauengenossenschaften. 

a) Für jedes Haus einer brauengenossenschaft 
ein conf essarius Ordinarius (nur 
einer!) für die regelmäßige Abnahme der sakra¬ 
mentalen Beicht der ganzen Kommunität in ihrer 
Niederlassung auf zu stellen. 

Ausnahmsweise können aus besondern Grün¬ 
den, namentlich bei großer Zahl der Ordens¬ 
frauen, weitere Beichtväter bestimmt werden. 

Wenn letzteres geschieht, so steht nichts im Wege, 
Oaß der Bischof die Schwestern unter sie verteilt, so daß 
Jede Abteilung ihren bestimmten confcssarius ordi- 
na rius hat. Vielmehr scheint dies dem Geist des Ge¬ 
setzes am besten zu entsprechen. 

^ Bei kleinen Niederlassungen, deren Schwestern den 
j^eichtvater in seiner Kirche aufsuchen, bedarf es keiner 
Bestellung eines confessarius. 
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f e ?J CdCr K ° mmunität ist außerdem ein con- 
essanus ex t r a o r d i n a r i u s zu geben. 

wohnlich i 13 *. WC ”' gstcns v 'cnnal im Jahr (ge- 

Beiehtp-plc ° en .Q uatem bertagcn) in ihrem Haus 
ßeichtgelegenheit zu geben. 

beicht P ? rdCnSfraUen " 1ÜSSen bci Jhm zwar nicht 

^ hte u n m mussen aber alle sich ihm stel- 
em’fä^' Ven c gStens scinc " Segen zu 
Einrichtung veredelt. Ja dCr Z " eck dicSCr 

b/s^tSäfleR" in vierfacher Weise auf 
a lc Rücksicht genommen: 

äz z™ o-o„,i„ arh f s d r jr- 

len c "t vater oder einen „s p e z i e 1- 

erbitten ei "’ U " d ZWar für bändig 

daraus ^-eh? TVr > ni gern -^ eWabrt werc * en > nur darf 
aaraus kein Mißbrauch erwachsen. 

i E i n z e 1 f ä 11 e sonstige Beichtcc- 

df "e h"elnen S 1? ffCn ’ S °,V dCr Ort«,fdinanÄ 

sk " Fra “'" — 

i e ,' nc ReIi S' os e einen dieser Priester er¬ 

bittet darf die Vorsteherin in keiner Weise selbst 
oder durch andere nach dem Grund de? Bitte 
fragen, sieh di,- widersetzen oder auch nur ihJe 
Unzufriedenheit darüber irgendwie kundgeben. 

cn/L h Cht - Ct ein f eRebgiose zur Gewissensberuhi- 
?ung bei einem für trauen (midieres) approbier¬ 
ten Beichtvater in irgend einer Kirche oder 
irgend einem (auch halböffentlichen) Oratorium 
oder an einem sonstigen rechtmäßig zum Beich- 
ten bestimmten Ort (AK 24 . , 9 | o)i so ist ‘^ 


II. Teil: Das Ordensrecht. 


121 


Beicht gültig und erlaubt (sonstwo ungültig). Jedes 
gegenteilige Privileg ist aufgehoben* 0 . 

Die Vorsteherin darf diese Beichten weder ver¬ 
bieten noch darüber Nachforschungen anstellen. 
Die Ordensfrauen selbst brauchen der Vorste¬ 
herin darüber nicht zu berichten. 

4 * Bei schwerer Krankheit (auch ohne 
Todesgefahr) dürfen die Religiösen jeden belie¬ 
bigen, für Frauenbeichten (ad mulierum Confes¬ 
siones cxcipiendas) approbierten Priester, wenn 
er auch nicht zu den für die Ordensfrauen be¬ 
sonders bestimmten Beichtvätern gehört, zu sich 
r ufen und während der ganzen Krankheit ihm, 
So oft sie wollen, beichten, ohne daß die Vor¬ 
steherin es direkt oder indirekt verhindern darf. 

Verfehlungen der Oberin in Bezug auf die Beicht- 
»reiheit sind strafbar. Vgl. can. 2414 u. 5. Buch, § 202. 

< 3 ) Die Auswahl der Beichtväter ist Sache des 
Ortsordinarius, mag das Haus unmittelbar dem 
Apostolischen Stuhl oder dem Ordinarius unter¬ 
stellt sein. 

Der ordentliche Beichtvater soll nicht über drei 
Jahre seines Amtes walten. Jedoch kann er ein 
zweites und drittes Mal für drei Jahre aus beson- 
üern Gründen bestellt werden (Priestermangel — 
Wille der Mehrheit der Frauen gemäß geheimer 
Abstimmung). Vgl. S. 560 (Quinquennalfak.). 

Die Vorschriften über den Beichtvater gelten auch 
uir die N ovizinnen (can. 566). 

c) D i e 1 a i k a 1 e n Männcrgenosscnsc haf¬ 
ten. 

Auch in den laikalen Männergenossenschaften 
soll ein confessarius Ordinarius und ein confes¬ 
sarius extraordinarius bestellt werden. 

Ebenso soll der Superior auf Wunsch dem Reli¬ 
giösen auch einen confessarius specialis zuge- 
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stehen, ohne nach dein Grund zu forschen oder 
Unwillen darüber zu äußern. 

Ist die Genossenschaft exemt, so schlägt der 
Jbere den Beichtvater vor; sonst bestimmt ihn 
der Ortsordinarius. 

In beiden Fällen gibt der Ortsordinarius die 
Jurisdiktion. 

Wie bei den klerikalen Orden so kann auch der 
‘ a c J e des Laienordens jedem approbierten 
Beichtvater zur Beruhigung des Gewissens beich- 
en und Absolution auch von den im Orden reser¬ 
vierten Sünden und Strafen erhalten (can. 519). 

3 * Die Hausdisziplin darf durch die Bestim¬ 
mungen zum Schutz vor Gewissenszwang selbst¬ 
redend nicht gestört werden. 

Wenn die Ordensleute nicht Gelegenheit haben, von 
ihrem Recht ohne weiteres Gebrauch zu machen, z. 13 . 
bei erlaubten Ausgangen, beim Besuch der Pfarrkirche 
usw., so müssen sie eben die Gelegenheit abwarten oder 
den Vorgesetzten um Erlaubnis bitten. 

4 - Die Gewissensrechenschaft. Allen Vorgesetz¬ 
ten der religiösen Genossenschaften ist es streng 
verboten, zu der Gewissensrechenschaft (mani- 
festatio conscientiae), der Eröffnung des Seclcn- 
zustandes außerhalb des Bußsakramentes die 
Untergebenen anzuhalten. 

Dagegen ist es den Untergebenen gestattet, 
dieses anerkannte Mittel zur Förderung der Voll¬ 
kommenheit zu benützen und freiwillig ihren 
Seelenzustand dem Superior zu eröffnen. Der Co¬ 
dex erklärt es für nützlich, daß sie ihn mit kind¬ 
lichem Vertrauen angehen und, falls er Priester 
ist, Zweifel und Ängste ihm darlcgen. 

II. Die Kapläne der Orden. 

Die Priestergenossenschaften bedürfen der Ka¬ 
pläne (sacerdotes a sacris) nicht. Ihre priester¬ 
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liehen Mitglieder besorgen in der Regel selbst 
den Gottesdienst ihrer Häuser. 

Für die laikalen, nicht exemten Genossenschaf¬ 
ten (Kongregationen von Männern und Frauen ) 
bestimmt der Ortsordinarius, für exemte Genossen¬ 
schaften der Regularobere (can. 479, § 2, und 5 2 9 ) 
die Kapläne für Gottesdienst und Predigt. 

§ 39 . Die Vermögensverwaltung der Orden. 

(can. 53 1 — 53 /) 

1. Die Ordcnsgescllschäften als solche und ihre 
einzelnen Provinzen und Häuser sind (kirchen¬ 
rechtlich) moralische Personen und können in¬ 
folgedessen zeitliche Güter jeder Art erwerben 
nnd besitzen. 

Ausgenommen sind die Genossenschaften, denen 
di re Regel das Erwerbs- und Besitzrecht entzieht 
oder einschränkt (die Bcttelorden). Hier gilt der 
Apostolische Stuhl als Eigentümer. 

2. Die Verwaltung des Vermögens erfolgt im 
allgemeinen nach den besondern Bestimmungen 
der Ordensregel. 

Die laufenden Geschäfte erledigen die 
Vorsteher und ihre Beauftragten im Rahmen 
dires Amtes. 

Für die außerordentlichen Geschäfte 
trifft das kanonische Recht strenge allgemein¬ 
gültige Maßnahmen, so hinsichtlich der Anlage 
v on Kapitalien, der Veräußerung von Kostbar¬ 
keiten und andern wertvollen Gütern, der Sicher¬ 
stellung der „Mitgift“, der Aufnahme von Dar¬ 
lehen, der Belastung von Ordensgut und der 
Schenkungen. 

Dabei ist dem Ortsordinarius, besonders bei 
Gesellschaften iuris dioecesani, ein weitgehendes 
Aufsichts- bezw. Genehmigungsrecht eingeräumt. 

Uber die Einzelheiten vgl. den CIC selbst. 
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§40. Die vorläufige Aufnahme in eine religiöse 
Genossenschaft. 

(can. 538—571) 

durch keh^ CX S ^r e * ncr religio kann jeder 

rtolik “ff «tzhch.s Hindernis gehemmte Kn- 

Abilcht “/elott,r "f rCd " C " 

Pflichten geeignet ist •' Ub ' !rllahmc n,rcr 

flcXth^rlT 58 ' Si " d hiCr aus S es ptochen; 

*») von kanonischen Hindernissen frei sein- 

sicht 'durch 01 / 0 r tCntl0n ,iabcn * d - h - f h° Ab- 
Vollkommenh ’t "°T c,,sch aft zur christlichen 
wäre vorhinrh - 1 Z ° ge angcn - Unlautere Absiclit 
Versoreun? W * nn , JC " iand dcr materiellen 
würdet 6 CgCn den Örden sstand eintreten 

,Jn fl^geistig e ta^jg|fcj|*sein en0SSCnSC ^ a ^ körperlich 

th P,-i Klr<dle wiI1 im Ordensstand nur solche Ki 
h„ .ken sehen, die hierzu berufen sind Deshalb 
und "Rr -u enc ^ültigen Aufnahme eine Probe- 
SÄT roiausgelien: das Ä 

I. Das Postulat. 

(can. 539—541) 

tritt als das Noviziat, wenn auch rechtlich 
kein Unterschied hierin besteht. re chtlich 
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2. Vorgeschrieben ist das Postulat nur in den 
Genossenschaften mit ewigen Gelübden, und zwar 
•>fiir alle Frauen und die Laienbrüder“ (convcrsi), 
n icht für die Kleriker, die ohnehin besonders er¬ 
probt werden. 

Ls dauert mindestens sechs volle Monate (der 
Superior maior kann es gegebenenfalls um höch¬ 
stens ein Halbjahr verlängern). 

_ Betreffs der Genossenschaften mit zeitlichen 
Gelübden gelten für das Postulat überhaupt wie 
besonders für dessen Dauer die Bestimmungen 
|hrer Konst itution« 

3 - Ls findet in der Regel im Noviziatshaus statt 
(ausnahmsweise in einer andern geeigneten Nie¬ 
derlassung). 

Die Postulanten tragen ein besonderes und ein¬ 
faches Kleid. 

Vor Beginn des Noviziates haben sie wenig¬ 
stens acht Tage Exerzitien zu machen und (nach 
dem Urteil des Beichtvaters) eine Lebensbeichte 
abzulegen. 

II. Das Noviziat. 

(can. 542—571) 

1. Das Ziel des für alle religiösen Genossen¬ 
schaften unerläßlichen Noviziates ist die Schu¬ 
lung der Novizen durch das Studium der Regeln 
und Konstitutionen, fromme Betrachtung und an¬ 
haltendes Gebet, durch gründliche Erlernung 
dessen, was zu den Gelübden und Tugenden ge¬ 
hört, durch geeignete Übungen zur Ausrottung 
der lasterhaften Keime, zur Bemeisterung der 
Gemütsbewegungen und zur Aneignung der Tu¬ 
genden. 

2. Die Zulassung zum Noviziat steht dem Su¬ 
perior maior (nach den besondern Bestimmungen 
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^• er ?' nze ' nen Gesellschaft unter Zustimmung des 
Kapitels oder Rates) zu. 

hur dieselbe bestehen kanonische Hinder¬ 
nisse zweierlei Art: 

solche, die sie ungültig machen, und 
solche, die sie nur unerlaubt machen. 

Ungültig machen die Zulassung vornehmlich: 
lischerf ^ U £ e hörigkeit zu einer akatho- 

cc ' vcscnc Ka,ho ' 

das Alter unter 15 Jahren; 

do[us C ) rZ%VUngene Emtritt ( vis > metus gravis, 

die erzwungene Aufnahme: 
bestehendes Eheband. 

b) Unerlaubt machen die Zulassung u. a.: 

.. P ei "?P W e 'fien, ohne Befragung des Orts- 
ordinarius (Priestermangel)- S 

Verschuldung; 

bei Kindern die Unterstützungspfliclit eeecn 
eiternd " N °‘ befi " dli '= 1 “" Elfe™ und Grol 

2UrErnäh '“"S 

(Die Kirche will eben unter allen Umständen 

diCs^turrechtHchen Ver P mchtungen“ r t 

wl > ie c:t Spiranten hab ?, n Tauf - «nd Firmungs- so- 
Ordina ttenz< : ugn i ss u e (Btterae testimonialei) des 

Hn Tahr U h S i G f Urt f° r / eS Und der mindestens 
il Ä bewohnten Aufenthaltsorte nach dem 
14* Lebensjahr beizubringcn 

Bei weiblichen (auch exemten) Ge¬ 
nossenschaften muß die Oberin mindestens 

^der M ° l " at u V ° rher den Ortsordinarius von 
jeder nächsten Zulassung zum Novi- 
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z jat (und Profeß jeder Art) zwecks Prüfung der 
Kandidatinnen benachrichtigen. 

Die Unterlassung ist strafbar. Vgl. can. 2412 u. 
5 - Buch, § 201. 

Der Ordinarius (oder ein von ihm bestimmter 
Riester) hat dann mindestens 30 Tage vor dem 
Noviziat (Profeß) sorgfältig und kostenlos (ohne 
Betreten der Klausur) zu prüfen, ob die Kandi¬ 
datin ungezwungen in den Orden treten will und 
^’eiß, um was es sich handelt. Nur wenn ihr freier 
Wille und ihre fromme Gesinnung feststeht, kann 
f de Zulassung stattfinden. 

3 - Die Mitgift. Gemeinrechtlich ist eine von 
den Konstitutionen nach ihrer Höhe zu bestim¬ 
mende Mitgift oder Aussteuer (dos) nur für die 
Nonnenklöster im engeren Sinne vorge- 
s ehrieben. 

In den übrigen weiblichen Genossenschaften gel¬ 
ten allein # die Bestimmungen der Konstitutionen. 

Männer haben keine Mitgift einzubringen. 

bei Genossenschaften iuris dioecesani kann der Orts¬ 
ordinarius gestatten, die Mitgift ganz oder teilweise zu 
blassen; im übrigen der Heilige Stuhl. 

Die Mitgift fällt durch den Tod der Religiösen dem 
Kloster zu. 

Nach der ersten Profeß ist sie sicher und frucht- 
nagend anzulegen; sie darf nie vor dem Tod der 
Geberin irgendwie verbraucht werden. 

Die Verfehlung dagegen ist strafbar (can. 2412). 

Beim Ausscheiden aus dem Kloster ist die Mitgift 
angekürzt, jedoch ohne Zinsen, zurückzugeben. 

4- Ort und Dauer des Noviziats. Das Noviziat 
muß im Noviziatshaus gemacht werden und ein 
v olles und ununterbrochenes Jahr (annum inte- 
pum et continuum) dauern. Ohne genaue Ein¬ 
haltung dieser örtlichen und zeitlichen Vorschrift 
lst das Noviziat ungültig. 
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Es beginnt mit der Annahme des Novizen- 
'leidcs, das während der ganzen Noviziatszeit zu 
tragen ist. 

V °^ S r * st * n ? strengsten Sinn zu nehmen: 
mnP n 1 Ur C p lst das Noviziat ungültig. Es 

£r-' B * daUCrn vom 2 ‘ März 1934 bis Mitternacht 
p CS r~A i ^ arzI 935 » so daß erst am 3. März 103s die 

12 kan "' (Vgl ' can ' * 34 , § 3 , und AK 

vnn Unterbrechung des Noviziats in der Weise, daß 
- 11 ! b £ g ° nnen und nochmals vollständig durch¬ 
zumachen ist, findet in drei Fällen statt: 

verläßt" oder N ° vize ’ vom ° bern entlassen, das Haus 
znni h r‘lv.,tlL aUbnis - £ es ° bcrn mit der Absicht, nicht 

ziiruckzukehren, sich entfernt oder 

... “ ( b l r r ha V pt länger als 30 Tage, unterbrochen oder un- 

h-ffend ^fn ’ r nt °f er °o ne Erlaubn is des Obern aus 
hat " Grunde außerhalb des Hauses gewohnt 

r,- 0 r et “K St d ‘ e Unterbrechung mit F.rlaubnis des Supe¬ 
riors über 15, aber nicht mehr als 30 Tage so ist das 

?a°cheehoH U tig d p 6 ”" die . bet reffende Zahl von Tagen 
nachgeholt wird. Betragt die Unterbrechung nicht mehr 

t‘ S ’ 5 „ lage ’ nicht einmal die Nachholung der 

nerfor ^ Gultl gkeit erforderlich, kann jedoch vom Su- 
penor vorgeschrieben werden. 

5. Der Novizenmeister. Die Schulung der No¬ 
vizen ist ausschließlich Pflicht und Recht des nach 
den Vorschriften der Regel gewählten Novizen- 
meisters (magister). Nötigenfalls kann ihm ein 
Gehilfe (socius) beigegeben werden. Er hat dem 
Vorgesetzten über die einzelnen Novizen Bericht 
zu erstatten. 

6 . Die Beichtväter. Betr. der Novizinnen 
gilt das oben von den Nonnen und Schwestern 
Gesagte. (Vgl. § 38.) 

m . ä n n 11 c h e n Novizen sind je nach 
ihrer Zahl ein oder mehrere confessarii ordinarii 
U . ,. ei ü- C ,? nfeSSariu . S ptraordinarius sowie für spe¬ 
zielle Falle noch einige Beichtväter zu bestellen. 
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/. Die Privilegien. Die Novizen nehmen teil 
«ui allen Privilegien und geistlichen Gnaden der 
betreffenden Genossenschaft. 

8. Die Verfügung über das Vermögen. Vor der 
Ablegung der Profeß mit einfachem Gelübde muß 
( ler Novize (für die Dauer des Gelübdes) die Ver¬ 
waltung seiner Güter irgend einem beliebigen 
abtreten und über ihre Verwendung disponieren. 
Das Eigentum selbst behält er. 

In den Kongregationen soll der Novize vor der 
Anlegung der zeitlichen Gelübde auch testamentarisch 
über seine jetzigen und vielleicht künftigen Güter vor¬ 
igen. 

Verzichte auf Vermögen und Benefizien während des 
Noviziats sind unerlaubt und ungültig. Der Novize muß 
Sl ch die Freiheit des Austritts wahren. 

9- Der Abschluß des Noviziats. Dem Novizen 
steht es vollständig frei, jederzeit auszutreten. 

Ebenso kann er vom Superior oder Kapitel aus 
lr gend einem gerechten Grunde entlassen werden. 
Ist er geeignet, so soll er natürlich zur Profeß 
^gelassen werden. 

Vor der Profeß hat der Novize Exerzitien von 
üiindestens acht Tagen zu machen. 

§ 41 . Die professio religiosa. 

(can. 572—586) 

1. Begriff. Unter professio religiosa ist die Ab¬ 
legung der drei bekannten Gelübde in einer kirch¬ 
lich approbierten religiösen Genossenschaft zu 
Erstellen. 

Sie ist scheinbar ein rein religiöser Akt, eine Bin¬ 
dung des Novizen Gott gegenüber. In Wirklichkeit ist 
a ber damit wesentlich ein weiteres, ein juristisches Ele¬ 
ment vereinigt: der Vertrag zwischen dem Gelobenden 
und der Genossenschaft. Beide übernehmen gegenein- 
a nder Pflichten: Der Gelobende verspricht, in der Ge- 
Uossenschaft zu leben und ihr zu dienen, und die Ge- 
Hetzbach, Recht der kathol. Kirche 9 
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nossenschaft übernimmt die Verpflichtung, auf das leib- 

ic ie un geistige Wohl des Gelobenden bedacht zu 
sein. 

Es wird also mit der ProfeD ein doppeltes Band 
geschlungen: das Band zwischen dem Gelobenden und 
Orott und das Band zwischen dem Gelobenden und der 
religiösen Genossenschaft (Schönsteiner). 

2. Arten. Das kanonische Recht unterscheidet 
zwei Arten: die feierliche und die einfache 
i roteß (professio sollemnisund professio Simplex). 

a) Die feierliche Profeß besteht in der 
j ... e S un S der „feierlichen Gelübde“, d. h. sie ent¬ 
halt stets die ewige Bindung des Gelobenden an 
Gott und die Genossenschaft sowie der Genossen¬ 
schaft an den Gelobenden und hat besondere ju¬ 
ristische Wirkungen: sie macht die ihr zuwider¬ 
laufenden Handlungen ungültig. (Näheres siehe 
unten.) 

solider! 0 ?,^ iC l h - en t ^ el u Übde r! )CrUhen nicht auf göttlichem, 
liehe wJ. kirchlichem Recht. Sie heißen nicht feier- 

der eil g i" der außern - liturgischen Feierlichkeit, mit 
.. abgenommen werden, sondern wegen ihres 
wesentlichen Inhalts und ihrer rechtlichen Wirkungen. 

b) Die einfache Profeß ist jene mit ein¬ 
fachen Gelübden, die ewig oder zeitlich sein kön¬ 
nen und die der feierlichen Profeß eigentümlichen 
rechtlichen Wirkungen nicht haben. 

Weü die Unterscheidung auf rein kirchlichem Recht 
beruht, kann der Apostolische Stuhl auch einfachen Ge¬ 
lübden die Rechtswirkungen des feierlichen verleihen 
(Jesujtenorden) und sie bei den letzteren ganz oder 
teilweise aufheben. . 

. Di . e Zierliche Profeß ist Eigentümlichkeit der Orden 
im eigentlichen Sinn, die einfache ist in den Kongrega¬ 
tionen üblich. b b 

3 - Gültigkeit. Zur Gültigkeit der Profeß stellt 
das Recht folgende Forderungen auf: 

a) Alter von mindestens 16 Jahren bei der 
zeitlichen Profeß. von mindestens 21 Jahren 
bei jeder ewigen Profeß; 
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I)) Zulassung durch den rechtmäßigen Superior 
(nach Maßgabe der Konstitutionen); 

Bei der Zulassung zur ersten, zeitlichen Profeß be- 
darf der Superior der Zustimmung des Kapitels, bzw. 
9 es Rates, für die folgende ewige, feierliche oder ein- 
ac be, ist nur ihr Rat einzuholen. 

c) Zurücklegung des gültigen Noviziats; 

d) Ablegung der Profeß ohne schwere Furcht 
hnd Täuschung; 

t c ) die Profeß muß ausdrücklich sein (expressa), 
n ‘ c ht stillschweigend (tacita); 

0 Abnahme durch den rechtmäßigen Superior 
(°der dessen Beauftragten); 

S) bei der ewigen Profeß außerdem das Voran- 
Sehen einer mindestens dreijährigen zeitlichen 

I rofeß. 

Wenn die Zeit der Gelübde abgelaufen ist, müssen 
" le unverzüglich erneuert werden. 

Die He i 1 u n g der Hindernisse geschieht, 
^ e nn es sich um ein äußeres Hindernis handelt, 
clllr ch die Sanatio des Apostolischen Stuhles, oder 
^ach Beseitigung des Hemmnisses durch VVieder- 
l0 lung der Profeß. 

Fehlte es bloß am Konsens, so erfolgt die Hei- 

II n g durch die nachträgliche Leistung des Kon¬ 
fuses, falls von der Genossenschaft der Konsens 
ni cht widerrufen ist. 

4 - Ritus. Der Ritus, d. h. die religiöse Auf- 
^ahrnefeierlichkeit, richtet sich nach den Bestim¬ 
mungen der einzelnen Genossenschaften. 

n .Bber die abgelegte Profeß ist eine vom Professen und 
ljuidestens vom Abnehmer der Profeß Unterzeichnete 
r kunde auszustellen und aufzubewahren, 
fni Falle der feierlichen (nicht der einfachen) Profeß 
uß der Superior den Pfarrer des Professen zwecks 
mtrags im Taufbuch benachrichtigen. 


9* 
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5. Vermögensrechtliche und andere rechtliche 
Wirkungen. 

a) Die einfache (ewige oder zeitliche) Pro- 
feß macht die ihr entgegenstehenden Akte uner¬ 
laubt, aber nicht ungültig; die feierliche macht 
sie ungültig (wenn sie überhaupt irritabel sind). 

Z. B. ist die Ehe eines Professen mit einfachen Ge¬ 
lübden unerlaubt, aber gültig, die Ehe eines Professen 
mit feierlichen Gelübden unerlaubt und ungültig. 

Jeder Professe mit einfachen Gelüb¬ 
de* 1 behält das Eigentumsrecht an seinen 
Gütern und die Erwerbsfähigkeit, wenn die Regel 
nichts anderes vorsieht, also das ,,dominium radi* 
cale , das Fundament des Eigentums, nicht aber 
die Verwaltung und Verwendung der Güter. 

Der Erwerb durch eigene Tätigkeit während 
der Zugehörigkeit zur Genossenschaft oder 
wegen dieser Zugehörigkeit (Geschenke) fällt der 
Genossenschaft zu. 

Den Professen mit einfachen Gelübden i* 1 
den Kongregationen ist es verboten, auf ihr 
Eigentum unentgeltlich zu verzichten und ihr 
Novizentestament ohne Erlaubnis des Heiligen 
Stuhles (bzw. im Notfälle des höheren oder 
schließlich auch des lokalen Vorgesetzten) zu 
ändern. 

k) Vor der feierlichen Profeß, und zwar 
nur innerhalb der ihr unmittelbar vorangehenden 
60 Tage, muß der Professe auf sein ganzes Hab 
und Gut zu Gunsten irgend eines beliebigen ver- 
zi eilten, jedoch unter der Bedingung, daß di e 
Profeß wirklich folgt. 

Nach der Profeß hat alles Erforderliche zu ge¬ 
schehen, damit der Verzicht auch zivilrechtlich 
gut. 

Nach der feierlichen Profeß fallen alle 
Guter, die einer Ordensperson zufallen, an den 
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Orden (Provinz oder Niederlassung), bei den 
Bettelordcii an den Heiligen Stuhl. 

c ) Geistliche verlieren ein Jahr nach der 
profeß jeglicher Art ihr Pfarrbenefizium, die 
übrigen Bcnefizien nach drei Jahren. 

Oer Professe mit ewigen Gelübden jeder Art 
v erliert eo ipso die ihm in der Welt eigen ge¬ 
wesene Diözesanzugehörigkeit und ist 
der religiösen Gesellschaft, keiner Diözese, 
^gegliedert. 

§ 42 . Studienordnung in geistlichen Genossenschaften. 

(ca 11. 587—59O 

1 • Studienhäuser. Für die Studien der Kleriker 
kommen neben den allgemeinen Bestimmungen 
die Ausbildung der Geistlichen (De semi- 
l^rüs, can. 1352, 1371) noch die folgenden Regeln 
hinzu: 

Jede klerikale Genossenschaft soll ihre zentralen 
°tler Provinzstudienhäuser haben (gemeint sind 
mcht Gymnasien, sondern Hochschulen). Darin 
Ir * l, ß eine völlige vita conimunis herrschen. 

Palls die Unterhaltung solcher Anstalten nicht 
h^oglich oder ihr Besuch schwierig ist, sollen die 
Jumnen in die Studienhäuser einer andern Pro- 
, V . lnz oder eines andern Ordens, in die bischöf- 
.! c hen Seminare oder auch an eine öffentliche ,,ka- 
holische Hochschule“ (nicht weltliche Universi- 
‘ff) für ihr geregeltes Studium geschickt werden. 

^ &ei längerem Aufenthalt außerhalb der Niederlassung 
pwfen die Religiösen nicht in Privathäusern wohnen, 
ondern müssen in einem Haus ihres Ordens oder in 
0 ! lcr andern religiösen Männeranstalt, einem Seminar 

? r sonstigen frommen approbierten Haus mit priester- 
0 leni Vorsteher (nötigenfalls Pfarrhaus) ihren Auf- 
nt halt nehmen. 

An weltliche Universitäten dürfen nur Priester 
lr Weiterbildung geschickt werden. 
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Durch die wissenschaftliche Ausbildung darf die 
aszetische nicht zu kurz kommen. Deshalb sind die 
Alumnen der besondern Sorge eines Präfekten oder 
Spirituals (speciali curae Praefecti seu Magistri 
spintus) anzuvertraucn. 

2. Studienbetrieb. Nur in ganz großen Zügen 
legelt ihn der Codex. Die Verhältnisse in den ein¬ 
zelnen Häusern sind für die eingehende Regelung 
zu verschieden. 

Nach Absolvierung der disciplinae inferiores 
(die an den Mittelschulen gelehrten Fächer) 
müssen die Kleriker mindestens ein zweijähriges 
philosophisches Studium und wenigstens 
ein vierjähriges Studium der heiligen Theologie 
im Anschluß an den hl. Thomas und nach den 
Weisungen des Apostolischen Stuhles durch¬ 
machen. 

3 - Fortbildung der Priester. Wie bei den Wclt- 
piiestern, so ist auch bei den Ordenspriestern die 
Fortbildung durch wiederholte Prüfungen und 
Konferenzen sichergestellt. 

a) Mindestens während der ersten fünf Jahre 
nach der Priesterweihe haben die Ordenspriester 
alljährlich ein Examen über die verschiedenen, 
vorher bezeichneten Disziplinen der Theologie 
vor gelehrten und erfahrenen Patres abzulegen* 

Ausgenommen sind die Dozenten der Theologie, des 
kanonischen Rechtes und der scholastischen Philosophie* 

iJer buperior maior kann davon aus wichtigem Grund 
dispensieren. 

b) In jeder domus formata ist wenigstens mo¬ 
natlich eine Konferenz (solutio casus moralis et 
liturgici) über Moral und Liturgie oder nach dem 
Gutdünken des Superiors auch über Dogmatik 
und andere verwandte Gegenstände abzuhalten. 

Alle Professen im Hause müssen denselben bei¬ 
wohnen, wenn die Konstitutionen nichts anderes 
bestimmen. 
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§ 43 . Die Pflichten der Ordensleute. 

(can. 592—612) 

1 . Religiös-sittliche Pflichten. 

1. Alle Religiösen (Kleriker und Nicht- 
klcrikcr) sind an die allgemeinen Gebote für die 
Geistlichkeit gebunden (wenn nicht aus dem Kon¬ 
text und der Natur der Sache sich etwas anderes 
ergibt). 

2. Alle Religiösen haben getreu ihre Ge¬ 
lübde zu halten und nach den besondern Regeln 
ihres Ordens ihr Leben zu gestalten und so nach 
ücr Standcsvollkommcnheit zu streben. 

Besonders ist zu achten auf die Einhaltung der vita 
communis seitens aller, vorab auch in Bezug auf 
Nahrung, Kleidung und Einrichtung. 

pie Vorsteher sollen besorgt sein, daß alle Religiösen 

jährlich Exerzitien machen; 

täglich womöglich der heiligen Messe beiwohnen, 
jlie heilige Kommunion empfangen, der Betrachtung ob¬ 
liegen, andere fromme Werke, wie die Regel sie vor- 
Sc hreibt, eifrig ausüßen und 

wöchentlich wenigstens einmal beichten. 

Alle Religiösen haben innerhalb und außerhalb des 
Hauses das Ordenskleid zu tragen, wenn keine 
nichtige Ursache entschuldigt. 

3* Die Gei st I i eben sollen auf Verlangen des 
Ortsordinarius oder des Pfarrers in den Kirchen 
bereitwillig Aushilfe leisten, wie diese sie gern in 
Anspruch nehmen sollen. 

Die Vorstände der Klöster haben darauf zu 
ächten, daß der Gottesdienst in ihren Kloster¬ 
kirchen der Katechese und Predigt in der Pfarr¬ 
kirche keinen Eintrag tut. Das Urteil darüber 
s teht dem Ortsordinarius zu. 

Ist die Klosterkirche selbst Pfarrkirche, so gilt 
für sic mutatis mutandis, was oben von den Stifts¬ 
kirchen als Pfarrkirchen gesagt ist (vgl. § 27). 

4* Die Ordensleute im eigentlichen 
Sinn mit Chorverpflichtung müssen in allen 
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ihren Häusern, wo mindestens vier Pflichtige (und 
nicht Verhinderte) anwesend sind, täglich das 
Brevier gemeinsam verrichten. 

II. Die Klausur. 

Das Wort Klausur wird in doppeltem Sinn ge¬ 
braucht; es bezeichnet sowohl das Gesetz als auch 
die Örtlichkeit der Klausur. Der CIC unterscheidet 
zwei Arten: die päpstliche und die einfache 
(bischöfliche) Klausur. 

1. Die päpstliche Klausur gilt nur für die eigent¬ 
lichen Orden von Männern und Frauen, für alle 
ihre Niederlassungen, so klein sie auch sind. Sie 
erfaßt das ganze Wohnhaus der Kommunität samt 
den für die Ordensleute reservierten Gärten und 
Ziergärten. 

Von der Klausur ausgenommen ist das 
öffentliche Oratorium mit der angeschlossenen 
Sakristei, unter Umständen atich das Fremden¬ 
hospiz und das möglichst nahe bei der Pforte ge¬ 
legene Sprechzimmer. 

Die der Klausur unterworfenen Räume sind, etwa 
durch Aufschrift, deutlich kenntlich zu machen. 

a) Bei den Männerklöstern besteht die 
Klausur darin, daß in die betreffenden Räume 
keine Frau irgend eines Alters und 
Standes unter irgend einem Vorwand zuge¬ 
lassen werden darf. 

Ausgenommen sind die Frauen von regierenden 
Fürsten (Präsidenten) mit Gefolge. 

Ist mit dem Männerklostcr ein Konvikt für interne 
Alumnen oder sonst ein dem Orden eigentümliches 
religiöses Werk verbunden, so soll möglichst minde¬ 
stens ein separater Gebäudeteil für die Wohnung der 
Mönche reserviert sein. 

Auch in die den internen oder externen Alumnen 
oder sonstigen Aufgaben reservierten Räume außerhalb 
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der Klausur sollen — ohne Erlaubnis des Superiors 
Personen des andern Geschlechts keinen Zugang haben. 

b) Bei den Nonnenklöstern geht die 
Klausur in verschiedener Hinsicht weiter als bei 
den Männcrorden. 

a) Niem a n d (auch keine Frau), wessen Altei s 
°der Standes er sein mag. darf in die Räume der 
Klausur ohne Erlaubnis des Heiligen Stuhles zu¬ 
gelassen werden. 


Ausgenommen sind: , . , , 

der Ortsordinarius und der Regularobere (oder 
deren Beauftragte) gelegentlich der Visitation, doch 
nur in Begleitung mindestens eines Klerikers oder Ken- 
ßiosen gereiften Alters; . . 

der Beichtvater zur Spendung der Sterbsakra- 
^ente und zum Beistand im Sterben unter besondern 
Kamelen (Instruktion der Religiosenkongregation vom 
n- 2. 1924) ; 

die regierenden Fürsten (Präsidenten), ihre 
Gemahlinnen mit Gefolge; 

die K a r d i n ä 1 e ; . . 

Ärzte, Chirurgen usw. mit Erlaubnis der Oberin, 
die dafür die Approbation des Ortsordinarius braucht, 


ß) Die Klausur der Nonnenklöster verbietet 
fiieht nur andern, die Klausurräume zu betreten, 
sondern auch den Nonnen selbst, nach ijirer 
^rofeß die Klausur, auch nur für kurze Zeit, 
ll nter irgend einem Vorwände, ohne spezielles In - 
<lult des Heiligen Vaters zu verlassen. 


Ausgenommen ist nur der Fall drohender lodes- 
Kcfahr oder eines andern drohenden sehr schweren 
Bbels, sei es für den ganzen Konvent (Feuersgefahr), 
Se i es für eine einzelne Nonne (Operation). 

NB. Über die Strafen wegen Klausurbruchs vgl. 5. Buch 
(Strafrecht). 

2. Die einfache (bischöfliche) Klausur hat Gel¬ 
ang in den Häusern der Kongregationen, seien 
si e iuris pontificii oder dioecesani. Sie weicht 
Wesentlich von der päpstlichen ab. 
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Sie schreibt hinsichtlich der Männer- und 
Prauengenossenschaften in gleicher Weise vor. 
daß in die Klausurräume niemand vom andern 
Geschlecht zugelassen werde. 

Die Ausnahmen betreffend, gelten nicht nur 
ue regeln wie bei den Männer- und Frauen- 
01 en, sondern die Vorsteher können aus guten 
Orunden weitere Ausnahmen zulassen. 


c;^ Ü 5 - ai J? esc , hlos ® ene Ko nvikte und andere Aufgaben 
'? ; Ksgeln wie bei den Mönchen anzuwenden. 

^ es Ausgangs aus dem Hause ist weder 
iur die Männer noch für die Frauen aufgestellt. Das 

^S rW nr e Ja , rege ' mäßi 8 dcn Aufgaben der Kongre- 
f atl °" en . Krankenpflege, Schule). Selbstverständlich 
D .;, e r beliebige Ausgang nicht gestattet. Regel und 
Brauch zeichnen hier die Wege. 


III. Verkehr mit der Außenwelt. 

1. Ausgang. Schwestern dürfen ohne Zwang 
nicht einzeln ausgehen. 

2. Dauernder Aufenthalt außerhalb des Klo- 

s ^. s> ^' e Obern dürfen ihren Untergebenen 

(Männern und Frauen) nur einen kurzen Aufent¬ 
halt außerhalb des Klosters und nur aus wich¬ 
tigem Grunde gestatten. Zu einer über sechs Mo¬ 
nate dauernden Abwesenheit bedarf es der Er¬ 
laubnis des Apostolischen Stuhles; ausgenommen 
ist nur die studienhalber erfolgende Abwesenheit. 

3. Korrespondenz. Der CIC schreibt die Über¬ 
wachung des Briefverkehrs der Ordcnsleute durch 
die Obern nicht vor,- setzt sie aber als Regel voraus. 
Er sichert jedoch allen Ordcnsleuten jeder Gat¬ 
tung, Männern und Frauen, einen freien Brief¬ 
verkehr mit gewissen Stellen, an welche die So¬ 
dales sich ohne Kontrolle schriftlich wenden und 
von denen sie Zuschriften erlangen dürfen. Diese 
Stellen sind folgende: 
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der Heilige Stuhl, dessen Legat im Lande, der Kardi- 
aalprotektor; 

die eigenen höheren Obern, der abwesende Obere 
(Oberin) der Niederlassung; , 

der zuständige Ortsordinarius (wenn sie nicht exeint 
sind), eventuell der Regularobere. 

§ 44. Die Privilegien. 

(can. 613 — 631) 

I. Grundsätze. 

1. Alle Religiösen (einschließlich der Laien und 
Novizen) haben teil an den Standesrechten der 
Geistlichen. 

Strittig ist, ob die Postulanten diese Rechte haben. 

2. Im übrigen erfreut sich die einzelne religiöse 
Genossenschaft nur der besondern Vorrechte, die 
im CIC enthalten oder ihr vom Apostolischen 
Stuhl direkt verliehen sind. 

„Im Codex enthalten“ sind auch die durch Gewohn¬ 
heit erworbenen Privilegien. 

3. Jede communicatio, d. h. die Teilnahme an 
Privilegien anderer Genossenschaften ist für künf¬ 
tig ausgeschlossen. 

In dem wissenschaftlichen Streit, ob die bisher statt¬ 
gehabte communicatio aufgehoben ist oder nicht, ist 
die Entscheidung für Nichtaufhebung gefallen (AK 30. Dez. 
! 937 ). 

4. Die Privilegien des Männerordens kommen 
auch den Nonnen des gleichen Ordens zu, soweit 
die Nonnen derselben überhaupt fähig sind (Orden 
Und Nonnen im engeren Sinn verstanden). 

II. Die Exemtion. 

1. Die Mitglieder der Orden (im engeren 
Sinn), der Männer- und Frauenorden, einschließ¬ 
lich der Novizen, sowie ihre Häuser und Kirchen 
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sind der Jurisdiktion des Ortsordinarius (und da¬ 
mit des Pfarrers) entzogen. 

unters^dienden" Nonnen!* ei " em ^"'--Super.or "icht 

,. ,P as sieht eine Reihe weiterer Ausnahme- 

talle vor. 

1 -in Teil dieser Ausnahmen ist im 2. Teil des Pcr- 

z erst rein in l' 6S ? e *bst enthalten. Andere liegen 

zerstreut in den verschiedenen Teilen des Codex vor. 

gesehen: ”° rdenSrCCht “ dCS CIC ist u ’ a - folgendes vor- 

«ää: 1 “ d “ H “ s “ 

Bei einem Delikt außerhalb des Hauses, mögen die 

gekehrt e sefn ; ‘ uch rechtmäßig ausgegangen und heim- 
g kehrt sein, hat der Ortsordinarius in zweiter I inic 

“kVn e S , ,e Su„T S '”"' • »»•» 

eigener Superior sie nicht bestraft. 

Bei eingeschlichenen Mißbräuchen, die der gemahnte 

foXTn r R niCh L abStC , llt ’ j St der OrtsördinaHus g zum si- 
n,V in . , B ? ncht a r den Apostolischen Stuhl verpflichtet. 
- weni^r nC i n ^’oderlassungen (domus non formata 
^ S j ( K SC S s Professen) stehen unter der be- 

datösen Mh C - ht n CS 0rt s° r dinarius; er kann bei skan- 
dalosen Mißbrauchen vorläufig einschreiten. 

föraiFn r a den , C ° dc . X L zers ‘ reut sind die Bestimmungen 

(can d 8^?) rd dil S R UtC }' bCr j' C ^ öhe des Meßstipendiums 
(can. 831), die Regelung des Gottesdienstes (can. 1261, 

Prediirt r" Prozesslone o (can. ,292), Christenlehre und 
redigt (can. 1334 1345), Schulen und andere Anstalten 
(can. 1382 1491). 

2 Di e Gen °s sen schäften mit einfachen 

Gelübden genießen nicht das Privilegium der 
Exemtion, wenn es ihnen nicht besonders erteilt 
St- Trotzdem ist bei den Kongregationen iuris 
pontincii die Jurisdiktion des Ortsordinarius ein¬ 
geschränkt. 

Es ist ihm nicht gestattet: 
die Änderung der Konstitutionen; 
die Einmischung in die Verwaltung, innere Leitung 
und Disziplin, soweit das Recht nicht anders bestimmt 
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Bei Laiengenossenschaften hat der Ortsordinarius 
das Recht und die Pflicht der Aufsicht über Disziplin, 
Lehre und Sitten, Frequenz der heiligen Sakramente. 

Wenn die gemahnten Vorsteher das Nötige nicht 
ycranlassen, hat der Ordinarius es selbst vorzukehren; 
in bedeutsamen Dingen soll, wenn die Zeit es gestattet, 
der Apostolische Stuhl angegangen werden. In dringen¬ 
den Fällen entscheidet der Ortsordinarius sofort und 
schickt sein Dekret nach Rom. 

3. Soweit die Religiösen (Orden und Kongre¬ 
gationen) dem Ordinarius loci unterstehen, kann 
er Strafen über sie verhängen. 

Macht der Ortsordinarius von einem recht¬ 
mäßigen, das gemeine Recht aufhebenden Indult 
(z. B. hinsichtlich des Fastengebots) Gebrauch, so 
sind auch alle in der Diözese weilenden Ordens¬ 
leute davon dispensiert, unter Wahrung der Ge¬ 
lübde und besondern Regel der Genossenschaften. 

III. Das Mendikantenprivileg . 

1. Die Mitglieder der Bettel orden (Franzis¬ 
kaner, Minoriten und Kapuziner) dürfen mit 
alleiniger Erlaubnis ihrer Vorgesetzten in der 
Diözese ihres Klosters Almosen sammeln; außer¬ 
halb dieser bedürfen sie dazu noch der schrift¬ 
lichen Erlaubnis des Ordinarius der betreffenden 
Diözese. 

2. Die Kongregationen iuris pontificii 
dürfen ohne besonderes Privileg des Heiligen 
Stuhles und ohne schriftliche Erlaubnis des Orts¬ 
ordinarius nicht betteln. 

Die Kongregationen iuris dioecesani be¬ 
dürfen zum Sammeln von Almosen der schrift¬ 
lichen Erlaubnis des Ordinarius der eigenen Diö¬ 
zese und des Sammlungsgebietes. 

Rechtlich versteht man unter Almosensammeln nur 
das „Terminieren“. Bettelbriefe, Aufsuchen einzelner 
Wohltäter, Sammlung in der Kirche und in Versamm¬ 
lungen u. a. fallen nicht darunter. 
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IV. Die Abtsprivilegien. 

Wenn die regierenden Äbte eines selbständigen 
Mannerklosters die Benediktion durch den Bischof 
der betreffenden Diözese (innerhalb drei Monaten 
nac i 1 lr er Wahl) empfangen haben, besitzen sie 
gewisse Weihevollmachten (vgl. can. 964, Nr. t; 
erner 3. uch: Yv eiherecht) und erfreuen sich der 
m i egicn der Prälaten und Äbte nullius, d. h. 
/• e , Ur 'r n .' n p lrem Kloster (und dessen Filialen) 
bischöflichen Insignien mit Thron und Bal¬ 
dachin benutzen, den Gottesdienst nach bischöf¬ 
lichem Ritus feiern und überall Pektorale und 
Ring tragen. 

sters Ur Ä P ^ ti ^ ,en F V nktionen außerhalb ihres IClo- 
/ Un • dC , T ‘"korponerten Pfarreien und Filialen) 
bedürfen sie der Erlaubnis des Diözesanbischofs. 

§ 45. Die Beförderung von Ordensleuten zu geistlichen 
Würden und Pfarreien. 

t 1 ' Orclensmann (im weiteren Sinn) kann 

ohne Genehmigung des Heiligen Stuh¬ 
les zu Wurden, Ämtern und Benefizien, die mit 
dem Ordensstand unvereinbar sind (Bischof, 
Generalvikar, Pfarrer usw.), befördert werden. 

ErhihnfJ" ° rde " ss .V? nd vereinbare Ämter können ohne 
Erlaubnis des Heiligen Stuhles übertragen werden 

I-Onst° P da - ri t hter ' , Synod< 2| ex aminator, Vikar einer dem 
Kloster inkorporierten Pfarrei usw.). 

2 Der eine Pfarrei leitende Ordensmann (pa- 
rochus oder vicarius) bleibt an die Gelübde und 
die Regel des Ordens so weit gebunden, als es 
., P/arramt gestattet. Häher untersteht er hin¬ 
sichtlich der Ordenszucht nur seinem Superior. 

f ,P ie , ih u}„unter d em Gesichtspunkte der Pfarrei zu- 

[■ a nU n 1 ? n ^ Uter J erW rbt er für die Pfarrei (Meßstiftungs- 
kapital), die andern nach den für die Religiösen gelten¬ 
den Normen (Manualstipendien, Stolgebühren usw ) 
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Als Pfarrer (Pfarrvikar) ist er unmittelbar und 
in jeder Weise der Jurisdiktion, Visitation und 
Strafgewalt des Ortsordinarius unterstellt, selbst 
dann, wenn er sein Amt im Haus oder an dem 
^ r t ausübt, wo seine höheren Ordensvorgesetzten 
den ordentlichen Sitz haben. 

§ 46 . Austritt und Entlassung von Ordensangehörigen. 

(can. 632—672) 

I. Austritt. 

I. Es ist eine doppelte Austrittsweise zu unter¬ 
scheiden: Wechsel der religiösen Genossen¬ 
schaft, d. h. Übertritt von einer Genossenschaft 
2 ti einer andern, und Austritt aus dem Ordens¬ 
stande, um in die Welt zurückzukehren. 

a) Der Übergang von einer religiösen Ge- 
n ossenschaft in eine andere, wenn auch strengere, 
sowie der Übergang von einem selbständigen 
Kloster in ein anderes ist nur mit Erlaubnis des 
Apostolischen Stuhles gestattet. 

Über Einzelheiten vgl. can. 633—636. 

b) Der Aust ritt aus dem Ordensstand und 
der Rücktritt in die Welt ist den Professen mit 
zeitlichen Gelübden frei gestattet, wenn die 
durch die Gelübde bestimmte Zeit abgelaufen ist. 

Vorher ist dies nicht erlaubt, wenn kein be¬ 
sonderes Indult gegeben ist. 

Erst recht ist der Austritt eines Professen mit 
e wigen Gelübden nicht erlaubt, wenn nicht be¬ 
sondere Dispens gegeben ist. 

Das Recht unterscheidet zwischen i n d u 11 u m ex- 
c laustrationis und indultum saecularisatio- 
ni s. Das erste gestattet das Leben außerhalb des Klo¬ 
bers für eine bestimmte Zeit, das andere gestattet es 
au f immer, der Professe ist säkularisiert. 

Der Papst allein kann solche Indulte für die Ge- 
n °ssenschaft iuris pontificii geben, für die Genossen- 
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schäften iuris dioecesani neben dem Papst auch der 
Urtsordinarius. 

, iP Cr S i k V Iarisie J te ist von den Gelübden entbunden; 
T^n S t* r ^ rie . s ^ er ist» gelten für ihn die priestcrlichen 

* 5 . weiter; findet er in einer Diözese Aufnahme, 
so bleiben ihm doch verschiedene Ämter gesperrt. 

Uer lixklaustrierte bleibt an die (mit seinem Stand 
vereinbaren) Gelübde und übrigen Verpflichtungen des 
1 rofessen gebunden, legt das Ordenskleid ab, behält 
die rein geistlichen Privilegien und ist an Stelle der 
Uüern dem Ordinarius seines Aufenthaltsorts, auch 
Kratt des Gehorsamsgelübdes, untertan. 

2. Die Professen mit zeitlichen Gelübden 
können nach Ablauf der Gelübde von der Ge¬ 
nossenschaft nicht frei, sondern nur aus ,,ver¬ 
nünftigen und gerechten Gründen“ von der Er¬ 
neuerung der zeitlichen oder der Ab¬ 
legung der ewigen Gelübde ausgeschlos¬ 
sen werden. 

Wegen Krankheit (einschließlich Geisteskrankheit) 
ur en sie hievon nur ausgeschlossen werden, wenn 
sicher feststeht, daß die Krankheit vor der Profeß 
sc on bestand und absichtlich verschwiegen wurde. 

3 * A n s p r u c h wegen der der Genossenschaft 
geleisteten Dienste können die rechtmäßig Aus- 
geschiedenen wie die Entlassenen in keinem Fall 
erheben. 

Eine Ausnahme ist für die Frauen, die keine ihnen 
zuruckzugebende Mitgift einbrachten, gemacht. 

Wenn nicht durch eigenes Vermögen für sie gesorgt 
ist, schuldet ihnen die Genossenschaft ex caritate das 
zx i T Heimkehr und für einige Zeit zum standes- 
maßigen Lebensunterhalt. 

4 - Zu den unrechtmäßig das Kloster ver¬ 
lassenden Ordensleuten gehören der „Apostata 
a religio ne“ und der „Fugitivus“. 

a) Apostata a religio ne, vom Orden Ab¬ 
gefallener, wird ein Professe mit ewigen (feier¬ 
lichen oder einfachen) Gelübden in zwei Fällen 
genannt: 
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a) wenn er das Kloster u nrecht m ä ß i g mit 
der Absicht, nicht zurückzukehren, verläßt, 

ß) wenn er es zwar recht m ä ß i g verläßt, aber 
tatsächlich nicht zurückkommt, und zwar 
nicht aus Saumseligkeit, sondern in der Ab¬ 
sicht, sich dem Ordensgehorsam zu 
c n t z i e lfe n. 

Liese böse Absicht (animus malitiosus) wird präsu- 
miert, wenn er innerhalb eines Monats weder zurück- 
pkehrt ist noch dem Superior den Willen zur Rück¬ 
kehr geoflfenbart hat. 

b) Fugitivus, Flüchtling, nennt das kanoni¬ 
sche Recht jeden Religiösen (nicht bloß den mit 
ewigen Gelübden), der ohne Erlaubnis des Obern 
s ein Kloster eine Zeit lang verläßt, jedoch die Ab- 
sicht liegt, zu ihm zurückzukehren. 

Beide, Apostat und Flüchtling, bleiben an Re- 
£el und Gelübde gebunden und sind verpflichtet, 
°hnc Verzug ins Kloster zurückzukehren. 

Die Genossenschaft überläßt diese untreuen 
Glieder nicht ihrem Schicksal. Die Obern müssen 
sorgfältig nach ihnen suchen und sie bei reu¬ 
mütiger Rückkehr wieder aufnehmen. 

Bei Nonnen (im engeren Sinn), um die sich die 
Vorsteherin des Klosters wegen der Klausur nicht 
selbst annehmen kann, muß der Ortsordinarius, und 
kills ihr Kloster exemt ist, auch der Superior regularis 
v Orsichtig, ohne Aufsehen zu erregen, eingreifen. 

Über die kanonischen Strafen gegen die beiden 
Gruppen vgl. can. 2385 und 2386 und 5 - Buch, § 199. 

TT. Entlassung. 

r. Begriff. Unter Entlassung (dimissio) ist die 
strafweise Ausstoßung aus der religiösen Genos¬ 
senschaft wegen bestimmter Delikte zu verstehen. 

Es sind zu unterscheiden: 

die ipso facto eintretende Entlassung; 

die Entlassung durch Dekret des Obern; 

ketzbadi, Hecht der kathol. Kirche 


10 
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die Entlassung durch das Urteil des Ordens¬ 
gerichts. 

2. Ipso facto tritt die Entlassung ein beim Vor- 
hegen folgender drei Verbrechen: 
off ent hcher Abfall vom katholischen Glauben; 
ucht eines Professen mit einer Frau (ledig 
0( er \ erheiratet) bzw. einer Professin mit einem 

Mann; 

Versuch der Eheschließung oder wirkliche 
(auch rein zivile) Eheschließung. 

declaratio ei f'ir S r 1 a hen i F ? I] % enügt zur Entlassung die 
Rat oder KapiteL äe " Superior maior mit seinem 
Vgl. hiezu AK 30. 7. 1934. 

3 * Die Entlassung durch Verwaltungsdekret 
ist verschieden, je nachdem die Religiösen zeit¬ 
liche oder ewige Gelübde abgelegt haben. 

Bei zeitlichen Gelübden hat sic für Männer und 
rrauen in allen Genossenschaften folgende Vor¬ 
aussetzungen: 

a) Berechtigt zur Entlassung sind in den 
Orden und Kongregationen päpstlichen Rechts: 

der Gcneralobere (mit Zustimmung des Rates); 
c ei Abt eines selbständigen Klosters (mit Zu- 
Stimmung des Rates); 

der Ortsordinarius bei „Nonnen“ oder der Re- 
gularobeie, wenn das Kloster einem Orden unter¬ 
steht (nach Bescheinigung der Gründe durch die 
Vorsteherin mit ihrem Rat); 

der Ordinarius der Niederlassung in den diö- 
zesanrechtlichen Kongregationen (nicht ohne 
Wissen oder gegen gerechten Widerspruch der 
Vorsteher). 

b) Es müssen schwere Gründe (causae graves) 
vorliegen entweder aufseiten des Klosters oder 
aufseiten des Professen. 


1 1 . Teil: Das Ordensrecht. 


147 


Sie sind im CIC im einzelnen nicht aufgezählt. Nur 
* Ur einige Fälle sind besondere Weisungen gegeben: 

. Krankheit ist kein Entlassungsgrund, wenn sie 
nicht sicher schon vor der Profeß bestand und absicht- 
bch verheimlicht wurde. 


Anstößiger Mangel an Ordensgeist ist ein 
genügender Grund, wenn wiederholte Mahnung, ver¬ 
enden mit heilsamer Buße, .vergeblich war. 

Pie Entlassungsgründe sind dem Religiösen mitzu- 
fcilen, und es ist ihm die Möglichkeit zur (mündlichen 
oder schriftlichen) Antwort zu geben, die der Obere 
r e i seiner Entscheidung zu berücksichtigen hat. Geheim- 
Jnstiz ist also nicht erlaubt. 

Ein förmliches richterliches Beweisverfahren ist nicht 
erforderlich; freilich muß der Obere die moralische 
Gewißheit über das Vorliegen der causa gravis haben. 

c) Gegen das Entlassungsdekret stellt dem Re- 
bgiosen das Recht des Rekurses an den Hei¬ 
den Stuhl (Religioscnkongregation) unmittelbar 
0( lcr durch die Rekurserklärung vor dem Obern 
Zu > und zwar mit aufschiebender Wirkung, so daß 
er bis zur Entscheidung der Religiosenkongre- 
Sation Mitglied seines Ordens bleibt. 


Pie Frist für die Einlegung des Rechtsmittels beträgt 
f eiln Tage (tempus utile), von der Zustellung des De- 
kretes an gerechnet. (Vgl. die Instruktion der Reli- 
kUosenkongregation vom 13. 7. 1923.) 

Entlassenen Frauen muß die Genossenschaft (wie 
(e . n Austretenden) ex caritate die Mittel zur Heim- 
r ° lSe und für einige Zeit zum standesgemäßen Lebens- 
Unterhalt geben. 


d) Der Entlassene ist eo ipso von den Gelübden 
(und den Vorschriften der Regel) entbunden. 

Ist er Kleriker, so ist zu unterscheiden zwi- 
s chen Majoristcn und Minoristen. 

Pie Minoristen sind eo ipso laisiert, die Majoristen 
l . n d an die Verpflichtungen der höheren Weihen (Bre- 
le r, Zölibat) gebunden. 

Bei ewigen Gelübden werden Männer- und 
brauengenossenschaften verschieden behandelt. 


10* 
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a) In den Man ncrgenossensclia f t c 11. in 
den nicht exemten klerikalen wie in den laikalen, 
kann ein Professe mit ewigen Gelübden nur ent¬ 
lassen werden, wenn drei Delikte vorliegen 
und der Delinquent zweimal erfolglos gemahnt 
war. Die Entlassung geschieht 

durch den Ordinarius loci, wenn die Genossen¬ 
schaft iuris dioecesani ist, 

durch den Generalobern selbst, wenn die Ge¬ 
nossenschaft iuris pontificii ist; im letzten Fall 
bedarf sie indes der Bestätigung des Heiligen 
Stuhls. 

. Gegebenenfalls prüft der Generalobere zuerst in Ver- 
bindung mit seinem Rat, ob angesichts aller Umstände 
die Entlassung Platz greifen soll. Ist die Mehrzahl der 
otirnmberechtigten für die Dimission, dann bringt er 
die Angelegenheit bei Genossenschaften iuris dioecesani 
an den Ortsordinarius. 

b) Bei Frauen (moniales und sorores) sind 
schwerwiegende äußere Gründe (causae grave? 
exteriores) zur Entlassung erforderlich. Dazu 
muß ihre Unverbesserlichkeit (gemäß dem Urteil 
der Vorsteherin nach stattgehabten Versuchen) 
feststehen. 

Die „schweren äußern Gründe“ setzen nicht not¬ 
wendig Delikte im eigentlichen Sinn, aber doch sitt¬ 
liche Verfehlungen (nicht physische oder geistige 
Mängel) voraus. 

Die Berechtigung zur Entlassung steht je 
nach der Art des Klosters verschiedenen Stel¬ 
len zu. 

Ist die Kongregation bischöflichen Rechtes, so steht 
sie dem Ortsordinarius der Profeßschwestcr zu. 

Handelt es sich um eine „Nonne“, so ist die Rcli- 
giosenkongregation zuständig. Der Ortsordinarius 
schickt alle Akten und Dokumente mit seinem (und des 
Regularobern) Votum an diese Stelle. 

In den übrigen Genossenschaften päpstlichen Rechts 
ist gleichfalls die Religiosenkongregation zuständig» 
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an die die Gencralobcrin alle bezüglichen Akten und 
Dokumente zu senden hat. 

Auch den Frauen ist vor der Entlassung Ge¬ 
legenheit zur Antwort auf die Anklagen zu geben. 

c) Bei zwei außerordentlichen Fällen: 
hei großem Ärgernis nach außen und bei drohen¬ 
dem Schaden der Kommunität, ist für Männer und 
hrauen auch eine außerordentliche Ent- 
lassungsart vorgesehen (casus exceptus). 

Hier ist zur sofortigen Entlassung (und Entzug 
des Ordenskleides) berechtigt: 

der höhere Obere oder die höhere Oberin (mit Zu¬ 
stimmung des Rates); 

der (bzw. die) lokale Vorgesetzte (mit Zustimmung 
v °n Rat und Ortsordinarius) in dringenden Fällen. 

Indes ist der Entscheid nicht endgültig. Der Ordinarius 
(höhere Obere) muß den Fall dem Urteil des Heiligen 
Stuhles sofort unterbreiten. 

4 - Bei den exemten klerikalen Genossenschaften 
kann ein Professe mit ewigen Gelübden (feier¬ 
lichen oder einfachen) nur auf dem Prozeßwege 
entlassen werden. 

Ausgenommen die Fälle, in denen ipso facto die Ent¬ 
lassung cintritt, oder die Entlassung wegen des casus 
exceptus erfolgen muß. 

Die Aufnahme desselben setzt drei schwere 
äußere Delikte gegen das gemeine oder das Or- 
densrecht, Mahnungen mit Entlassungsdrohung 
Und Mangel an Besserung voraus. 

Das Gericht ist kollegial; zu ihm gehört der 
Generalobcrc als Vorsitzender und die Mitglieder 
s cines Rates als Beisitzer. Dieser ist durch andere 
*u ergänzen, wenn er nicht vier Mitglieder hat. 

Die Anklage vertritt der vom Vorsitzenden 
a Us dem Orden bestellte Anwalt (promotor iusti- 
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Das Urteil des Gerichts ist nichtdefinitiv; 
cs bedarf zu seiner Ausführung der Bestätigung 
der Religiosenkongregation. 

Betr. Einzelheiten vgl. can. 657—668. 

5. Folgen der Entlassung für die Professen mit 
ewigen Gelübden. 

Die Entlassenen bleiben an ihre Gelübde ge¬ 
bunden, wenn die Konstitution oder ein Indult 
des Apostolischen Stuhles nichts anderes mit sich 
bringt. 

Von den Geistlichen treten die Minori¬ 
sten ipso facto in den Laienstand zurück. 

Die wegen delicta maiora entlassenen Majo- 
ri sten verlieren auf immer das Recht auf das 
geistliche Kleid; die wegen delicta minora Ent¬ 
lassenen sind ipso facto suspendiert. Es sind Maß¬ 
nahmen zu ihrer Besserung zu ergreifen (Unter¬ 
bringung in einer „domus poenitentiae“). 

Die Entlassenen haben die Pflicht der Rück¬ 
kehr ins Kloster. 

Das Kloster muß sie wieder als Vollberechtigte 
aufnehmen, wenn sie drei Jahre hindurch den Be¬ 
weis ihrer ernsten Besserung erbracht haben. 

Das letztere gilt nicht für die nach can. 646 ipso facto 
Entlassenen (AK 30 7. 1934). 

A n h a n g. 

§ 47. Ordensähnliche Genossenschaften. 

1. Es gibt religiöse Gemeinschaften, die nur teil¬ 
weise die Charakterzüge der Ordensgenossen¬ 
schaften tragen: Sie leben gemeinsam, unterste¬ 
hen einem Obern und befolgen kirchlich appro¬ 
bierte Konstitutionen; aber sie unterscheiden sich 
doch von den Orden in einer wesentlichen Eigen¬ 
tümlichkeit des Ordensstandes: sie haben die drei 
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öffentlichen Gelübde nicht. Sie leben zwar nicht 
ohne Gelübde, aber diese sind private, nicht 
Öffentliche, nicht vor dem kirchlichen Obern (oder 
seinem Beauftragten) abgelegte Gelübde. 

Hierher gehören z. B. Pallottiner, Salesianer, Ora¬ 
torianer u. a. in. Diese Gemeinschaften sind teils klcri- 
ka le, teils laikale, teils iuris pontificii, teils iuris dioece- 
Sa ni, wie die eigentlichen religiösen Genossenschaften. 

2. Der CIC wendet auf sie das Ordensrecht 

sinngemäß an. 

Zunächst gilt ihre approbierte Regel. 

Über Errichtung, Niederlassung und Aufhebung gelten 
gleichen Vorschriften wie für die ,,Kongregationen“ 
' n icht ,,Orden'*). Ebenso für Leitung und Beicht. 

.. Sie sind wie die rcligiones kirchenrechtlich m o r a- 
1 sehe Personen und somit vermögensfähig. 

Was die einzelnen Mitglieder nicht intuitu 
s °cietatis erwerben, ist ihr persönliches Eigentum, 
dessen Verwaltung ihnen zustcht. 

Bezüglich der Aufnahme von Kandidaten gelten 
[he besondern Bestimmungen ihrer Regel. Das Noviziat 
lst jedoch nach den allgemeinen Normen einzurichten. 

In Bezug auf die wissenschaftliche Ausbildung der 
geistlichen gelten die Vorschriften für den Welt- 
Jfferus und die besondern Vorschriften des Apostolischen 

Stuhles 

Klausur gestaltet sich nach der besondern 
ng der Genossenschaft. 

Sodalen genießen die Privilegien des geist¬ 
igen Standes, aber nicht die der Religiösen (falls sie 
^ein spezielles lndult haben). 

über den Wechsel der Gesellschaft, über Austritt 
l jnd Entlassung und sonstiges Strafrecht finden die all¬ 
gemeinen Bestimmungen des Ordensrechtes sinngemäß 
Anwendung. (Vgl. AK 2. 6. 191S.) 

§48. Das deutsche Ordensrecht. 

1. Nach dem Reichskonkordat (1933) unterlie¬ 
ßen Orden und religiöse Genossenschaften in Be- 
auf ihre Gründung, Niederlassung, die Zahl 
^hd Eigenschaften ihrer Mitglieder, ihre Tätig- 


*Wdu 

Die 
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keit in der Seelsorge, im Unterricht, in Kranken¬ 
pflege und karitativer Arbeit, in der Ordnung 
ihrer Angelegenheiten und der Verwaltung ihres 
Vermögens Staat 1 iclicrsei ts keiner besondern 
Beschränkung 

2. Geistliche Ordensobere mit dem Amtssitz in¬ 
nerhalb des Reiches müssen die deutsche Staats¬ 
angehörigkeit besitzen. 

Provinz- und Ordensobern mit dem Amtssitz 
außerhalb des Reiches steht das Visitationsrecht 
bezüglich ihrer Niederlassungen in Deutschland 
auch zu, wenn sie anderer Staatsangehörigkeit 
sind. 

Der Pleiligc Stuhl sorgt für eine solche Provinz¬ 
organisation, daß jede Unterstellung deutscher Nieder¬ 
lassungen unter ausländische Provinzobere tunlichst 
entfällt. 

Im Einvernehmen mit der Reichsregierung können 
hievon Ausnahmen zugelassen werden, insbesondere in 
w .° c ^ e 6 cr i n 8 c Zahl der Niederlassungen die 
Bildung einer deutschen Provinz unmöglich macht oder 
wo besondere Gründe zur Erhaltung einer geschieht- 
lieh gewordenen und bewährten Provinzorganisation 
vorliegen. 

3. Die Orden und religiösen Genossenschaften 
behalten oder erlangen die Rechtsfähigkeit für 
den staatlichen Bereicii nach den allgemeinen 
Vorschriften des staatlichen Rechts. 

4. Im Rahmen der allgemeinen Gesetze und ge¬ 
setzlichen Bedingungen sind sie zur Gründung 
und Führung von Privatschulen berechtigt. 

Diese Schulen geben die gleiche Berechtigung wie 
die staatlichen Schulen, soweit sie die lehrplanmäßigen 
Vorschriften für letztere erfüllen. 

5. Für die Zulassung zum Lehramt und für die 
Anstellung der Ordensleute an Volksschulen, 
mittleren oder höheren Lehranstalten gelten die 
allgemeinen Bedingungen (vgl. Art. 13 15 25 32). 
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Dritter Teil. Das Laienrecht. 

(can. 682—725) 

§49. Einleitung. 

Dem Laienrccht widmet der CIC dem Umfang 
nach im Vergleich zum Recht der Geistlichen und 
der Ordensleute einen sehr bescheidenen Teil 
(can. 682—725). Man würde sich aber ein ganz 
falsches Bild von der Rechtsstellung des Laien 
hi der Kirche machen, wenn man sic nach dieser 
Äußerlichkeit bemessen würde. 

Wenn der Laie auch nicht an der kirchlich¬ 
hierarchischen Gewalt teilnimmt, so stehen ihm 
doch viele und bedeutsame Rechte in der Kirche 
2 u, die in den verschiedenen Teilen des Rechts- 
huchcs direkt oder indirekt ihren Ausdruck fin¬ 
den. 

Vor allem darf nicht übersehen werden, daß das 
Recht der Geistlichkeit die mannigfachsten Pflich¬ 
ten gegen die Laien in sich begreift, auf deren 
Erfüllung der Laie ein wahres Recht hat. 

Der Codex bestimmt: 

1. ,,D i e Laien haben das Recht, vom 
Klerus gemäß den kirchlichen Vor¬ 
schriften die geistlichen Güter und 
vor allem die zum Heile notwendige 
Hilfe zu empfangen“ (can. 682). 

2. Verboten ist ihnen, das geistliche 
Kleid zu tragen. 

Die Alumnen in Scminarien und die Weihe-Kandi¬ 
daten sowie die Bediensteten (Mesner, Ministranten) 
dürfen in der Kirche und außerhalb derselben bei ihrem 
kirchlichen Dienst das geistliche Kleid tragen. 

Im übrigen regelt der CIC nur das Vereinsrecht 
der Laien. 
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§ 50. Das Vereinsrecht 

(can. 684—725) 

Allgemeine Regeln. 

1. Recht der Kirche. Die Kirche nimmt für sich 
das Recht in Anspruch, neben ihren Ordens- und 
ordensähnlichen Genossenschaften noch andere 
Reinigungen zu gründen, um ihre von Gott ge¬ 
gebene Mission möglichst vollkommen zu erfül¬ 
len. 

Diese Vereine können für ein dreifaches 
Ziel errichtet werden: 

zur Förderung des vollkommenen christlichen 
Lebens unter den Mitgliedern; 

zur Übung gewisser Werke der Frömmigkeit 
und Liebe (opera pietatis et caritatis); 
zur Förderung des öffentlichen Kultus. 

1 ^ Vereine. Ein Verein ist dann ein 

„kirchlicher“, wenn er entweder von der recht¬ 
mäßigen kirchlichen Obrigkeit errichtet oder von 
ihr approbiert ist. 

Eine bloße Empfehlung durch die kirchliche Autori- 

liHw— ht p" e L Vcreln "°ch nicht zu einem „kirch- 
liehen im Rechtssinn. 

Pi.HvT Vere j nig r n 8 S l' < iM ht ’A* cin naturrechtliches. Wie 
ms XI. in der Enzyklika „Quadragesimo anno“ in Über¬ 
einstimmung mit der Enzyklika Leos XIII. „Rerum no- 

nfr,T. 1 R rV ^ r 1Cb U i 1 “ 1 dcr Mensch die vo,lc Freiheit, 
nicht bloß dem Privatrecht und der Privatordnung 
angehorendc Vereine zu gründen, sondern auch nach 
Belieben chejemge Disziplin und solche Statuten zu 
wählen, die zur Erreichung des vorgcstcckten Zieles am 
geeignetsten erscheinen (Herder-Ausgabe S. 66). Selbst¬ 
verständlich dürfen die Ziele der Vereine keine mora- 
lisch unerlaubten sein. 

Die Katholiken haben von diesem Recht vielfach 
Gebrauch gemacht. Jedoch sind die katholischen Ver- 
eine meist keine „kirchlichen" Vereine im rechtlichen 


, 1 .F e ü, Das kirchliche Vereinsrecht nach 

dem CIC (1932). 
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Sinn, auf die die Bestimmungen des CIC Anwendung 
finden. 

Die Kirche hält ihre Hand, wenn auch nicht recht¬ 
lich, so doch tatsächlich auch über diese Vereine, schon 
dni das natürliche Recht der Vereinsfreiheit zu schützen. 

NB. Abzeichen und Fahnen von weltlichen Ver¬ 
einen dürfen in den Kirchen zugelasscn werden, wenn sie 
nicht zu einem Vereine gehören, der offen kirchenfeind¬ 
lich ist oder dessen Statuten verworfen sind, und wenn 
die Abzeichen oder Fahnen selbst kein an sich ver¬ 
botenes oder ein verworfenes Emblem führen. 

Benedizieren darf solche Abzeichen oder Fahnen 
jeder Priester unter Benützung der Formel des Rituale 
Romanum, wenn darum zur Pflege der katholischen 
Religion (in favorem et obsequium rcligionis catholi- 
c ae) ersucht wird (Entscheidung der Ritenkongregation 
v om 26. 3. 1924). 

Der Ausschluß politischer Vereine oder ihrer 
Abzeichen und Fahnen ist nicht vorgesehen 

Die Errichtung oder Approbation kirchlicher 
Vereine ist (neben dem Papst) Sache des Diöze- 
sanbischofs, ausgenommen die Vereine, deren Er¬ 
richtung durch Apostolisches Privileg andern re¬ 
serviert ist. Aber auch beim Vorhandensein eines 
solchen Privilegs ist zur gültigen Errichtung 
der schriftliche Konsens des Ortsordinarius er¬ 
forderlich. 

Die mit Zustimmung des Ortsordinarius erfolgte 
Niederlassung einer religiösen Genossen¬ 
schaft schließt die Erlaubnis in sich, in ihrem Hause 
°der in der angeschlossencn Kirche die ihr eigen¬ 
tümlichen Vereine ohne den Charakter 
c in er organischen Körperschaft zu gründen. 
Für andere bedarf sie der besondern Erlaubnis des 

Ordinarius. 

General- und Kapitularvikar besitzen nicht 
die Vollmacht, kirchliche Vereine zu errichten oder 
dirc Gründung zu erlauben. 

3. Moralische Personen. Die kirchlichen Ver¬ 
eine sind (kirchenrechtlich) juristische Per¬ 
sonen, wenn sie vom rechtmäßigen kirchlichen 
Vorgesetzten eine Errichtungsurkunde erlangt 
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haben. Sonst haben sic die Eigenschaft einer ju¬ 
ristischen Person nicht, auch nicht wenn sic 
approbiert sind. 

4. Autonomie. Die kirchlichen Vereine sind 
autonom, d. h. sic verwalten ihre Angelegenheiten 
im allgemeinen selbst. Das schließt gewisse Be¬ 
schränkungen nicht aus. 

Sie dürfen keinen N a m en führen, der Leichtfertig¬ 
keit oder Neuerungssucht verrät oder eine vom Hei-* 
ligen Stuhl nicht approbierte Andachtsart (speciem de- 
votionis) ausdrückt. 

Jeder Verein muß sich vom Apostolischen Stuhl oder 
vom Ordinarius loci zu approbierende Statuten 
geben. Die nicht bestätigten Statuten unterliegen stets 

n o CrUng . und Korrektur des Ortsordinarius, 
le Organisation kann eine zweifache sein. Sic 
kann entweder 

die Form einer organischen Körperschaft 
(ad modum organici corporis) haben, d. h. eine ge¬ 
schlossene Einheit bilden, eine Körperschaft mit Vor¬ 
stand, dem die Mitglieder untergeordnet sind, einen 
Verein, der geschlossen auftritt; oder 

die Form einer loseren Verfassung ohne be- 
sondern Aufbau, ohne geschlossenes Auftreten (Ge¬ 
betsvereine, Meßbündnissc usw.). 

Alle kirchlichen Vereine, auch die vom Aposto¬ 
lischen Stuhl errichteten, unterliegen, falls ihnen 
kein besonderes Privileg eingeräumt ist, der Juris¬ 
diktion und Aufsicht des Ortsordinarius (Recht 
und Pflicht der Visitation). 

„ Die Aufnahme der Mitglieder geschieht nach den 
Normen des Rechts und nach den Statuten jeder ein¬ 
zelnen Vereinigung. Jedes Mitglied muß in die Vereins¬ 
liste eingetragen werden; bei Vereinen mit der Eigen¬ 
schaft einer moralischen Person ist die Einschreibung 
zur Gültigkeit der Aufnahme erforderlich. 

Von der Aufnahme sind ausgenommen die Akatho- 
liken, die Angehörigen einer verurteilten Sekte, die 
notorisch mit einer Zensur Behafteten und die öffent¬ 
lichen Sünder. Ihre Aufnahme ist ungültig. 

Ausgeschlossen soll ein Mitglied nur werden 
aus einer gerechten Ursache und gemäß den Statuten. 

Auszuschließen sind nach vorausgegangener Mah¬ 
nung jene, bei denen zutrifft, was von der gültigen 
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Aufnahme ausschließt: Nichtkatholiken usw. Den Aus¬ 
geschlossenen steht das Recht des Rekurses an den 
Ordinarius zu. 

Die Vereine haben das Recht, V e rs a 111 m 1 u n g c n 
z u hallen, ihre V o r s t ä n d e , die V e r w a 1 1 c r 
ihres Gutes, ihre B e a m teil z u w ä h 1 e n. Dabei 
sind die Vorschriften des gemeinsamen Rechts über die 
Wahl zu beachten (vgl. oben S. 46 f.). 

Jedoch steht die Ernennung des Leiters (mode¬ 
rat or) und Kaplans bei den vom Papst oder. O^ts- 
°rdinarius errichteten bzw. approbierten, sowie bei 
den von den Ordenslcuten kraft Apostolischen 

Privilegs außerhalb ihrer eigenen Kirchen 

errichteten Vcreinen dem Ortsordinarius zu. 

Für die in ihren eigenen Kirchen errichteten Vereine 
ist hierzu ihr Superior zuständig; nur wenn er den 
Leiter oder den Kaplan aus dem Weltklerus nimmt, 
bedarf er der Zustimmung des Ortsordinarius.. 

Der Leiter und der Kaplan (beide Stellen 
können in einer Person vereinigt sein) können während 
ihrer Amtsdauer das Kleid und die Insignien, Skapu- 
üere usw. der Vereinsmitglieder benedizieren. 

Die Erwerbung und Verwaltung des Vereins¬ 
gutes geschieht unter der Autorität des Ortsordina¬ 
rius, dem jährliche Rechenschaft geschuldet ist. 

Die Vereine sind hierin dem Pfarrer ihres Sitzes 
nicht unterstellt, es müßte denn sein, daß der Ordi¬ 
narius selbst anders verfügt hat. 

NB. Für die katholischen Vereine, die nicht kirch¬ 
liche im eigentlichen Sinne sind, gelten die oben an¬ 
geführten Bestimmungen nicht. Jedoch unterstehen sie nach 
der religiösen und sittlichen Seite dem Ortsordinarius* 7 . 

5. Verboten ist der Beitritt zu den „geheimen, 
verurteilten, aufrührerischen, verdächtigen und den 
der rechtmäßigen Aufsicht der Kirche sich absicht¬ 
lich entziehenden Gesellschaften“. 

6. Erwünscht ist dagegen der Anschluß an die 
kirchlichen und von der kirchlichen Autorität emp¬ 
fohlenen Vereine (päpstl. Werk der Glaubensver¬ 
breitung, des hl. Petrus, der Kindheit Jesu, Prie¬ 
stermissionshund, katholisch-soziale und karitative 
Vereine, wie Arbeiter-, Gesellen-, Jugend-, Elisa¬ 
bethen- und Vinzenzvereine). 
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, . ^. C F. CIC kennt also vier Gruppen von Vereinen: 

errichtete, approbierte, empfohlene und ver- 
nc ereine. Die beiden letzten Gruppen sind Privat- 
vereine; nur die beiden ersten sind „kirchliche Vereine“ 
ini Kechtssinn. 

7 . Aufhcbtmg von Vereinen kann wegen schwe¬ 
rer Ursachen (graves causae) erfolgen, und zwar 

dureh den Apostolischen Stuhl, wenn der 
verein vor. ihm errichtet ist; sonst 

v *V Ch der U 9 rtsor di n ariu S , auch wenn der 
t i J" vo ! 1 Ordensleuten gemäß einem Apostolischen 
Indult errichtet worden ist. 


§ 51 . Einzelne Vereine. 

I. Die Dritten Orden für Weltleute. 

Der CIC untersclieidct drei Arten von Ver¬ 
einen: Dritte Orden, Bruderschaften (confratcrni- 
tates) und Fromme Vereine (piae uniones). 

Andere Vereine (solche mit profanem Ziel) 
kennt das Kirchenrecht nicht. 

1. Die Mitglieder der Dritten Orden bleiben 
in der Welt und streben unter der Leitung eines 
Ordens und nach dessen Geist sowie gemäß den 
für sie vom Apostolischen Stuhl approbierten Re¬ 
geln auf eine ihrem Stand entsprechende Weise 
nach christlicher Vollkommenheit. 

Solche Orden sind z. B. die Dritten Orden der Bene¬ 
diktiner (Oblaten), des hl. Franziskus, des hl. Domini¬ 
kus u. a. 

Als ordensähnliche Gebilde genießen sie besondere 
\ orzuge und haben die Präzedenz vor allen andern Or¬ 
ganisationen. 

2. Kein Orden kann sich künftig einen Dritten 
Orden angliedern; jedoch bleibt das gewissen Or¬ 
den verliehene Privileg bestehen. 

Die Vorsteher jedes privilegierten Ordens können 
zwar einzelne Personen in ihren Dritten Orden auf¬ 
nehmen, aber „Sodalitäten“ (Ortsgruppen) können sie 
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gültigerweisc a u ß c r h a 1 b ihrer eigenen Kirche ohne 
Zustimmung des Ortsordinarius nicht gründen (wohl 
aber in ihrer eigenen Kirche.). 

Den von ihnen errichteten Sodalitäten können sie 
keine besondere, bei öffentlichen heiligen Funktionen 
gebrauchende Tracht zugestehen, wenn sie nicht 
eine spezielle Erlaubnis des Ortsordinarius dafür haben. 

3 * Eine Soda li tat darf nicht die Mitglieder 
e incs andern Dritten Ordens ohne päpstliches I11- 
( hdt zugleich als Mitglieder aufnehmen. 

Mehreren Dritten Orden kann man also nicht zu¬ 
gleich angehören. 

Die e i n z e 111 e n So d a I e n dürfen aus gerech¬ 
tem Grunde von einem Dritten Orden zum an¬ 
dern sowie von einer Sodalität zu einer andern des 
gleichen Dritten Ordens übertreten. 

4 - Zur geschlossenen Teilnahme an öffent¬ 
lichen Prozessionen, Begräbnissen und andern 
kirchlichen Funktionen sind die Tertiarier nicht 
v crpflichtct. 

Wenn sic aber collcgialiter teilnehmcn, 
dann müssen sic mit ihren Insignien hinter einem 
eigenen Kruzifix einherschreiten. 

II. Die Bruderschaften und Frommen Vereine . 

1. „Fromme Vereine“ (piae uniones) heißen 
Irn Kirchenrecht die zur Ausübung von Werken 
der F 1 ö m m i g k e i t oder der Liebe errichteten 
kirchlichen Vereine von Gläubigen. 

_ Haben sie den Charakter einer organischen 
Körperschaft, so werden sic ,,S o d a 1 i t ä t e n“ ge¬ 
nannt. 

„Bruderschafte n“ (confraternitates) wer¬ 
den diejenigen Sodalitien genannt, die neben an¬ 
derem auch die Förderung des öffent¬ 
lichen Gottesdienstes bezwecken. 
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Bruderschaften sind immer organische Körperschaf¬ 
en, die Frommen Vereine können es sein, können aber 
auch eine losere Verfassung haben. 

Frauen können bei den Bruderschaften nur 
zur Gewinnung der Ablasse und Gnaden eingeschrieben 
werden, bei den Frommen Vereinen unbeschränkt. 


2. Die Bruderschaften werden kanonisch 
durch schriftliche Urkunde errichtet. 

Für die Frommen Vereine genügt die Ap¬ 
probation des Ordinarius. 


Die Mitglieder der Bruderschaften haben eigene 
Tracht oder Insignien. Bei religiösen Funktionen 
müssen sic dieselbe aniegen. Ohne Erlaubnis des 
Ortsordinarius darf sie nicht abgeschafft oder ge¬ 
ändert werden. 

Titel und Name entnehmen Fromme Ver¬ 


eine und Bruderschaften den göttlichen Eigen¬ 
schaften, den Geheimnissen des Christentums, den 
Festen des Herrn, der seligen Jungfrau Maria, 
den Heiligen oder einem frommen Werk des 
Vereins selbst. 


3- In jeder „Pfarrei" (paroccia) sollen die 
zwei Bruderschaften vom heiligsten Altarssakra¬ 
ment (Corporis - Christi - Bruderschaft) und von 
der Christlichen Lehre bestellen. 

Sic sind den betreffenden Erzbruderschaften in 
Rom angegliedert. 


Besonders beachtenswert ist, daß das kanoni¬ 
sche Recht die übrigen Vereine nicht nach Pfar¬ 
reien abgegrenzt haben will, wenigstens nicht als Re¬ 
gel. Es zieht vielmehr zwischenpfarrliche 
Vereine grundsätzlich vor. 

Can. 711, § 1 sagt: „M ehrere Bruderschaften 
oder Fromme Vereine des gleichen Titels 
und Zwecks (eiusdem tituli ac i n s t i t u t i) 
sollen an demselben Ort (in eodem loco) 
nicht errichtet und nicht approbiert wer* 
d e n.“ 
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Dabei sind drei Ausnahmen vorgesehen: 
wenn es den betreffenden Vereinen eigens be¬ 
willigt ist, 

wenn es vom Recht selbst vorgesehen ist (die zwei 
Bruderschaften vom Allcrheiligsten Altarssakrament 
Un d von der Christlichen Lehre); 

für große Städte, jedoch mit der Einschränkung: 
».Wenn nur nach dem Urteil des Ordinarius zwischen 
ihnen eine genügende örtliche Entfernung (convcniens 
nistantia) liegt“. 


4- Der Sitz der Bruderschaften und 
Frommen Vereine ist eine Kirche oder ein öffent¬ 
liches oder wenigstens halböffentliches Ora^ 
torium. 


Bei ihrer Errichtung in D o in- und Stiftskirchen 
bedarf cs der Zustimmung des Kapitels. 

An Kirchen und Oratorien von Ordens f r a 11 e n (im 
Weiteren Sinn) darf der Ortsordinarius nur die Errich¬ 
tung von weiblichen Vereinen zulassen oder nur solche 
^ ereine, die sich auf Andachten und Teilnahme an 
Geistlichen Gnaden beschränken. 

Haben die Bruderschaften und Frommen Vereine 
eigene Kirchen, so dürfen sie die nicht pfarr- 
Lehen Funktionen unabhängig vom P f a r- 
r er ausüben ; jedoch darf dem Pfarrgottesdienst da¬ 
durch kein Eintrag geschehen. 

Ist die Kirche nicht ihre eigene, so können 
die Vereine darin ihre kirchlichen Funktionen nur in 
der Kapelle (sacellum) oder an dem Altäre ausüben, 
Wo sie errichtet sind, selbstredend wiederum nur ohne 
Beeinträchtigung des pfarrlichen Gottesdienstes. 

5. Für Bruderschaften (nicht Fromme Vereine) 
ls t korporative Teilnahme an den üblichen und den 
v om Ortsordinarius angesagten Prozessionen 
Ff licht. Dabei tragen sie ihre Insignien und 
gehen, wenn der Ordinarius nichts anderes vor- 
geschriebcn hat, hinter einer eigenen Fahne her. 

6. Das Vermögen der Bruderschaften und 
Frommen Vereine, die in keiner eigenen Kirche 
errichtet sind, muß von den Gütern des Kirchen¬ 
fonds getrennt bleiben. 

Hotzbacli, Hecht der katliol. Kirche 
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III. Die Erzbruderschaften und Priniarvereinc. 

i. Erzbruderschaften (Erzsodalitien) 
werden solche Sodalitäten genannt, die das Recht 
haben, andere Bruderschaften der gleichen Art 
(eiusdem tituK ac finis) sich anzugliedern. 

Primarvereine (Primarkongregationen) 
werden solche Frommen Vereine genannt, die das 
Recht zur Angliederung anderer Frommen Ver¬ 
eine der gleichen Art haben. 

Die gültige Anglicdcrung setzt ein Apostolisches 
Indult voraus. 

2. Durch die Angliederungen nehmen die ein¬ 
zelnen Vereinigungen an allen Ablässen, Privi¬ 
legien und andern Gnaden teil, die der Erzbruder¬ 
schaft oder dem Primarverein vom Papst direkt 
und namentlich verliehen sind oder noch ver¬ 
liehen werden, es müßte denn im Indult anders 
vorgesehen sein. 

Diese communicatio bringt kein Recht der Erz- 
bruderschaft oder des Primarvereins über die ange~ 
schlossene Vereinigung mit sich. 

3. Die gültige Angliederung hat mehrere 
Voraussetzungen. 

Z. B.: Die kanonische Errichtung der Bruderschaft 
oder ues Frommen Vereins, Zustimmung des Ortsordi¬ 
narius, Aufnahme für immer, Unentgeltlichkeit der 
Aufnahme (von den notwendigen Ausgaben abgesehen)* 


Anhang. 

Das Reichskonkordat (Art. 31) sichert rein religiösen, 
kulturellen und karitativen Vereinen staatlichen Schutz zu, 
den übrigen bei Gewähr der Tätigkeit außerhalb jeder 
politischen Partei. Die vorgesehene Vereinsliste kam nicht 
zu stände. 


Drittes Buch. 

Das Sachenrecht. 


A. Die geistlichen Angelegenheiten 

(can. 726—1408). 


Vorbemerkung. Der CIC behandelt in seinem 
3 - Buch das Sachenrecht (de rebus) und zählt zu den 
»Sachen" alles, was Mittel zur Erreichung des Zieles der 
Kirche ist. 

Er unterscheidet res spirituales, temporales und mixtae, 
f l- h. rein geistliche (Sakramente, heilige Messe, Predigt, 
Ablässe usw.), weltliche (Güter wie Häuser, Grundstücke, 
Geld, Vermögensrechte) und gemischte (Verlöbnis, Patro- 
na t usw.) Angelegenheiten. 

Der Codex schickt dem Sachenrecht Bestim¬ 
mungen über das Verbrechen der Simonie voraus, 
'veil die Kirche mehr als jede andere Gemein¬ 
schaft treue und gewissenhafte Verwalter braucht. 

§ 52. Die Simonie. 

(can. 727—730) 

1. Begriff. Man unterscheidet simonia iuris 
divini (göttlichen Rechtes) und simonia iuris 
e cclesiastici (kirchlichen Rechtes). 

a) Der Simonie göttlichen Rechtes macht 
s ich schuldig, wer 

für zeitliche Güter (pro pretio temporali) eine 

sich geistlicheSache (Sakramente, kirch- 

1 Literatur: Hilling, Das Sachenrecht des CIC. (1928). 
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liehe Jurisdiktion, Konsekration, Ablässe usw.) 
oder 

ein mit einer geistlichen Sache so ver¬ 
bundenes zeitliches Gut (rem temporalem 
rei spirituali adnexam), daß dieses ohne jenes 
nicht bestehen kann (nexus inseparabilis, z. 13 . 
Benefizien), kauft oder verkauft, oder 

eine geistliche Sache ganz oder teilweise (z. B. 
die Konsekration beim Verkaufeines konsekrierten 
Kelches) zum Gegenstand eines Vertrages macht. 

b) Der Simonie kirchlichen Rechtes macht 
sich schuldig, wer 

zeitliche, einem geistlichen Gut adnexe Güter 
für ebensolche Güter (Benefizium gegen Benefi- 
zium) oder 

geistliche Güter für geistliche Güter oder auch 

zeitliche Güter für zeitliche Güter (Kirchengut 
gegen Kirchengut) gibt, indes nur dann, wenn die 
Kirche wegen der Gefahr der Verunehrung geist¬ 
licher Güter diesen Tausch verbietet. 

Die Worte: Kauf, Verkauf, Tausch usw., werden 
V Y eit ausgelegt für jeden, auch den nicht ausge¬ 
führten und den nur stillschweigend geschlossenen Ver¬ 
trag, bei dem der simonistische Wille nicht ausdrück¬ 
lich geoffenbart wird, aber aus den Umständen sich er¬ 
gibt. 

Simonie liegt nicht vor, wenn das zeitliche Gut 
nicht für das geistliche selbst, sondern nur gelegentlich 
der Funktion mit gerechtem Grunde gemäß den Kano- 
nes oder auf Grund rechtmäßiger Gewohnheit geleistet 
wird (Meßstipendien, Stolgebühren, Taxen bei Verlei¬ 
hung von Benefizien). 

Ebenso verhält es sich, wenn zeitliches Gut für ein 
zeitliches, gleichsam das geistige Gut als Adnex tragen¬ 
des Gut gegeben wird (konsekrierter Kelch), sofern 
nicht wegen der adnexen geistlichen Sache der Preis 
erhöht wird. 

' 2. Rechtliche Wirkungen. Die Simonie hat 
strafrechtliche Folgen. Vgl. 5. Buch (Straf¬ 
recht). 
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Sie hat auch zivilrechtliche Folgen: 

Der simonistische Vertrag selbst ist unwirk¬ 
sam (omni vi caret). 

Die Verleihung von Benefizien, Ä m- 
tern und Würden, wenn Simonie in dieser 
Hinsicht vorausging, ist ungültig, selbst dann, 
Wenn die Simonie von einem Dritten ohne Wissen 
des Bcliehenen begangen wurde. 

Die Verleihung ist aber gültig, wenn die Simonie zu 
seinem Schaden oder mit seinem Widerspruch begangen 
ist. 

Die auf simonistische Weise gegebenen und emp¬ 
fangenen, der Rückerstattung überhaupt fähigen Sachen 
sind zurückzuerstatten und die Pfründen, Ämter und 
Würden aufzugeben. 

Der auf simonistische Weise Beliehene hat kein 
Kecht auf die Früchte des Benefiziums oder Amtes. So¬ 
weit er sic schon bona fide empfangen hat, kann sie 
Jer Richter oder Ordinarius nach klugem Ermessen 
ihm ganz oder teilweise belassen. 

Erster Teil. Die Sakramente. 

(can. 731—1153) 

Erster Abschnitt: Die Sakramente der Taufe, 
Firmung, Eucharistie und Letzten Ölung. 

§ 53 . Allgemeine Normen *. 

(can. 731 — 736 ) 

1. Alle Sakramente sind, weil vom Herrn Jesus 
Christus eingesetzt als vorzügliche Mittel der Hei¬ 
ligung und des Heiles, mit der höchsten 
Sorgfalt und Ehrfurcht zu spenden und 
zu empfangen. 

Häretikern oder Schismatikern dür¬ 
fen sie nicht gespendet werden; auch nicht, 
Wenn sie bona fide sind und darum bitten. 

1 Die dogmatischen und rein liturgischen Bestim¬ 
mungen des CIC bleiben außer Betracht. 
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Die Spendung an sie ist erst nach Abschwörung ihres 
Irrtums und nach Versöhnung mit der Kirche gestattet. 

Dies gilt auch von der Zugehörigkeit zu einer 
atheistischen Sekte (AK vom 30. 7. 1934). 

2. Bei Spendung und Empfang der heiligen 
Sakramente sind Ritus und Zeremonien 
nach den kirchlich approbierten Ritualbüchern ge¬ 
nau einzuhalten. 

3. Für die Spendung der Sakramente darf der 
Spender weder direkt noch indirekt aus irgend 
einem Grunde oder bei irgend welcher Gelegen¬ 
heit etwas fordern oder erbitten. 

Die Erhebung der (rechtmäßigen) Stolgebühren 
ist nicht verwehrt. 


§ 54. Die Taufe. 

(can. 737—779) 

1. Der Spender. 

a) Die Spendung der „feierlichen Tauf e“, 
das ist der Taufe unter Einhaltung aller im Ri¬ 
tuale vorgeschriebenen Riten und Zeremonien, ist 
dem Pfarrer, in dessen Pfarrei die Eltern des 
läuflings ihren Wohnsitz oder Quasi-Wohnsitz 
haben, Vorbehalten. 

Mit Erlaubnis des Pfarrers oder des Ordinarius, die 
im Notfall rechtmäßig präsumiert wird, können auch 
andere Priester die feierliche Taufe spenden. 

Auch der Diakon (minister extraordinarius) kann die 
feierliche Taufe mit Erlaubnis des Ordinarius oder des 
Pfarrers spenden. Für die Erlaubnis ist eine causa iusta 
erforderlich; im Notfall wird sie rechtmäßig präsu¬ 
miert. 

Fremde sind vom parochus proprius (ihrer Eltern) 
in ihrer Pfarrei zu taufen, wenn es leicht und ohne Ver¬ 
zögerung geschehen kann. Sonst kann sie jeder Pfarrer 
in seinem Territorium taufen. 

Auf fremdem Gebiet darf niemand' (kein Pfar¬ 
rer, kein anderer Priester, kein Diakon) ohne die nötige 
Erlaubnis die feierliche Taufe spenden, auch nicht den 
Kindern seiner Pfarrangehörigen. 
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b) Die private Taufe (Nottaufe), d. h. die 
Taufe ohne die vorgcschricbcnen feierlichen Riten 
Und Zeremonien, ist nur bei Todesgefahr 
erlaubt und kann von jedermann gespendet 
werden. 

Es ist womöglich mindestens ein Zeuge beizuziehen. 
Für die Nottaufe ist folgende Reihenfolge einzuhalten: 
Bricster, Diakon, Subdiakon, Geistlicher, Laie, Mann, 
frau. Die Eltern dürfen ihr Kind nicht taufen, wenn 
Jemand anders zur Verfügung stellt. 

Der Pfarrer muß dafür sorgen, daß die Gläubigen, 
besonders die Hebammen, Mediziner und Chirurgen 
über die rechte Spendungsweise der Nottaufe genau Be- 
Sc heid wissen. 

Der Ordinarius darf die private Taufe (ohne daß 
Todesgefahr besteht) nur in dem Fall gestatten, daß 
rin erwachsener Häretiker bedingungsweise getauft 
Werden soll. 

^ 2. Der Ort. Die (feierliche) Taufe ist in der 
Taufkapelle (Baptisterium) einer Kirche oder 
eines öffentlichen Oratoriums zu spenden, ln der 
Regel ist cs die Pfarrkirche. 

Jede Pfarrkirche muß einen Taufbrunnen (fons bap- 
Üsnialis) haben. Jede andere Vorschrift oder Gewohn¬ 
heit sowie jedes andere Privileg sind aufgehoben. 

Das bereits rechtmäßig erworbene Recht anderer 
Kirchen auf den Taufbrunnen bleibt bestehen, aber nur 
heben dem Recht der Pfarrkirche (jus cumulativum). 

Bei weiter Entfernung der Pfarrkirche kann die feier¬ 
liche Taufe auch in andern Kirchen oder öffentlichen 
Rapellen der Pfarrei gespendet werden. Der Orts- 
0r dinarius kann dies vorschreiben. 

In Privathäusern darf die feierliche Taufe 
n i cht gespendet werden. 

Das Recht sieht zwei Ausnahmen vor: Die Spendung 
ls t ohne weiteres erlaubt, wenn 

der Täufling Kind oder Enkel des Staatsoberhauptes 
ist oder das Recht der Nachfolge auf den Thron hat, 
hnd wenn 

der Ortsordinarius in einem außerordentlichen 
ball nach klugem und gewissenhaftem Ermessen mit 
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gerechtem und vernünftigem Grund die Erlaubnis dazu 
für gut findet. 

3. Der Name. Der Pfarrer muß besorgt sein, 
daß dem Täufling ein christlicher Na m e ge¬ 
geben wird. 

Wenn dies nicht zu erreichen ist, fügt er dem 
von den Eltern gewählten Namen den Namen 
eines Heiligen (nicht Seligen) hinzu und schreibt 
beide Namen in das Taufbuch. 

4. Die Taufpaten. Gemäß ,,sehr alter Sitte“ darf 
die feierliche Taufe nur gespendet werden, 
wenn der Täufling seinen Taufpaten (patrinus) 
hat. 

Womöglich soll auch bei der P r i v a 11 a u f e ein 
Pate zugezogen werden oder, wenn es nicht der Faß 
war, bei der Nachholung der Zeremonien. 

Es dürfen höchstens zwei Taufpaten, und zwar ver¬ 
schiedenen Geschlechts, beigezogen werden. Ist nur ein 
Pate da, so braucht er nicht desselben Geschlechtes wie 
der Täufling zu sein. 

Die Paten müssen verschiedenen Anforderunge 11 
entsprechen; die einen sind zur Gültigkeit, die 
andern zur Erlaubt heit der Patenschaft er¬ 
forderlich. 

a) Zur Gültigkeit ist verlangt, daß der Pate 

getauft und zum Vernunftgebrauch gelangt ist 
sowie die Absicht hat, das Amt zu übernehmen; 

keiner häretischen oder schismatischen Sekte 
angehört; 

durch keine Sentenz (deklaratorische oder kon- 
demnatorische) exkommuniziert oder für infam 
erklärt oder von den gesetzlichen Plandlungen 
ausgeschlossen ist; 

kein abgesetzter oder degradierter Geistlicher 
ist; 

nicht Vater, Mutter oder Gatte des Täuflings 
ist; 
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vom Täufling oder dessen Eltern oder Vor¬ 
mündern oder in Ermangelung dieser vom Tauf¬ 
spender ernannt ist; 

den Täufling bei der eigentlichen Taufe selbst 
oder durch einen Stellvertreter physisch hält oder 
berührt oder sogleich (nach der Taufe) aus dem 
Taufbrunnen hebt oder aus der Hand des Tau- 
fers in Empfang nimmt. 

b) Die Erlaubt heit verlangt, daß der Pate 

das 14. Lebensjaht erreicht (nicht vollendet) 
hat (der Täufer kann gegebenenfalls ein höheres 
Alter verlangen); 

nicht wegen eines notorischen Deliktes von 
Rechts wegen (ohne Urteil) exkommuniziert, von 
den gesetzlichen Handlungen ausgeschlossen oder 
ehrlos (infamia iuris) ist; 

nicht mit dem Interdikt belegt oder sonst öffent¬ 
lich als Verbrecher und tatsächlich ehrlos (in¬ 
famia facti) ist; 

die notwendigen Glaubensstücke (rudimenta 
fidei) kennt; 

nicht Novize oder Professe bei einer 
religiösen Gesellschaft (religio) ist, falls keine 
dringende Notwendigkeit oder die Erlaubnis des 
Obern vorliegt; 

nicht in den höheren Weihen steht, falls 
keine ausdrückliche Erlaubnis des eigenen Or¬ 
dinarius gegeben ist. 

5. Die geistliche Verwandtschaft. Sie entsteht 
durch die Taufe (feierliche oder private) zwischen 
dem Täufling einerseits und dem Täufer und 
den Taufpaten anderseits und begründet ein 
trennendes Ehehindernis. 

Bei Nachholung der Zeremonien, im Fall einer 
Nottaufe, entsteht keine geistliche Verwandtschaft, 
wenn ein Pate dabei ist. 
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Bei der bedingungsweise wiederholten Taufe ist we- 
, er d ^ r . der ersten noch der zweiten Taufe mit 

dem laufhng verwandt, nur wenn beide Male die Pa¬ 
ten identisch sind, tritt die Verwandtschaft ein. 

.rur der eigentliche Taufpate, nicht der Stellvertreter, 
wird mit dem Täufling verwandt. 

6 Das Taufbuch. Der Pfarrer muß ins Tauf¬ 
buch die Namen der Getauften, ihrer Eltern und 
1 aten, des Spenders sowie Ort und Zeit der Taufe 
sorgfältig und ohne Verzug eintragen. 

Bei unehelichen Kindern ist der Name der Mut¬ 
er, wenn ihre Mutterschaft öffentlich bekannt ist, an¬ 
dernfalls auf ihr Verlangen hin, einzutragen Das gleiche 
gilt vom Vater. Sonst ist der Getaufte als Kind eines 
unbekannten Vaters bzw. unbekannter Eltern einzu- 
tragen Gegen den Willen der unehelichen Eltern darf 
i n V. r .«"getragen werden, wenn die Eltcrn- 

scliaft öffentlich (authcntico documento) bekannt ist. 

Die -Namen der Eltern sind (bei sacrilegi etc.) stets 
so einzutragen daß jede Infamierung verhütet wird. In 
speziellen ballen ist an die Konzilskongregation zu 
requirieren (AK vom 14. 7. 1922). 

Ist die Taufe nicht vom eigenen Pfarrer oder in sei¬ 
ner Gegenwart gespendet worden, so hat der Sakra¬ 
mentsspender ihn sofort über die Taufe zu verständigen. 

im laufbuch sind auch zu notieren: Firmung, Ehe¬ 
schließung (auch Ungültigkeitserklärung und Auflö- 
sung) Subdiakonatsweihe und feierliche (nicht ein¬ 
fache) Profcß. 


§ 55. Die Firmung. 

(can. 7S0—800) 

1. Der Spender. Der ordentliche Spender 
der Firmung ist allein der Bischof. 

Ein gewöhnlicher Priester kann außer¬ 
ordentlicherweise ihr Spender sein. Dazu 
ist erforderlich, daß ihm das gemeine Recht oder 
ein besonderes Indult des Apostolischen Stuhles 
diese Vollmacht erteilt. 

Diese Vollmacht haben, ohne Bischofswürde zu be¬ 
sitzen, kraft des gemeinen Rechtes: 
die Kardinale: 
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die Äbte und Prälaten nullius: 

die Apostolischen Vikare und Präfekten. 

2. Der Empfänger. Die Firmung kann der Ge¬ 
taufte vom vollendeten 7. Lebensjahre an emp¬ 
fangen (AK 16. 6. 1931). 

3. Die Firmpaten. Jeder Firmling soll einen 
Paten (nur einen) haben. 

Der Pate soll ohne Erlaubnis des Spenders 
nicht mehr als zwei Firmlinge zur Firmung füh¬ 
ren, da eine Patenschaft für viele nichts anderes 
als eine Form ohne den von der Kirche gewollten 
großen Inhalt der uralten Einrichtung bedeutet. 

Wie bei der Taufe werden an die Firmpaten be¬ 
stimmte Anforderungen gestellt. 

Hinsichtlich der Gültigkeit sind es die gleichen 
' v ic bei der Taufe, nur entsprechend modifiziert. Die 
Berührung des Firmlings bei der Firmung muß eine 
Physische sein. 

Hinsichtlich der Erlaubt heit ist bestimmt: 

Der Firmpate soll vom Taufpaten verschieden ^ und 
gleichen Geschlechts mit dem Firmling sein, wenn Spen¬ 
der oder alte Gewohnheit nicht anders bestimmt; 

im übrigen gelten die Vorschriften für Taufpaten. 

4. Die geistliche Verwandtschaft. Aus der hir- 
niung entsteht zwischen dem Gefirmten und dem 
wirklichen Paten (nicht zwischen dem Paten und 
den Eltern des Gefirmten) eine geistliche Ver¬ 
wandtschaft. Diese hat nur die eine Wir¬ 
kung, daß der Pate im Gefirmten für 
immer seinen Schützling sehen und um 
seine christliche Erziehung besorgt 
sein muß (kein Ehehindernis). 

5. Das Firmbuch. Der Pfarrer hat die Namen 
des Spenders, der Firmlinge, ihrer Eltern und 
Paten sowie Ort und Zeit der Firmung in ein 
Besonderes Buch einzutragen. 

Die Firmung ist außerdem im Taufbuch zu no¬ 
tieren. 
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§ 56 . Die heilige Eucharistie. 

(can. 801—869) 

I. Das heilige Meßopfer, 

Der Codex betrachtet die heilige Eucharistie 
unter dem doppelten Gesichtspunkte des Opfers 
und der Kommunion. Aus den Bestimmungen des 
11 "j erden hier nur die rechtlichen Charakters 
leiamlelt; bezüglich der liturgischen sei auf den 
G1L selbst verwiesen. 

1. Das Zelebret. Jeder auswärtige Priester 
bedarf zur Feier der heiligen Messe des Zelebrets. 
d. h. des authentischen und noch gültigen Emp- 
e llungsschreibens seines Ordinarius bzw. bei 
rc enspriestern des Obern („litterae commenda- 
titiae ). 

Weist der Priester das Zelebret vor, so ist er zur 
1 eier der heiligen Messe zuzulassen, wenn nicht unter¬ 
dessen eine Tat von ihm sicher bekannt wurde, deret- 
wegen er zurückzuweisen ist. 

Besitzt der Priester kein Zelebret, ist aber dem Rek¬ 
tor der Kirche als rechtschaffen bekannt, so kann er 
zugelassen werden. 

Ist er dem Rektor unbekannt, so kann er ein- 
oder zweima 1 zugelassen werden, falls er das geistliche 
Kleid tragt und wegen der Zelebration von der betref- 
lenden Kirche unter keinem Gesichtspunkte etwas emp- 
jangt und seinen Namen, sein Amt und seine 
Diözese in ein besonderes Buch ein¬ 
schreibt. 

Es muß also in der Sakristei ein eigenes Buch für 
diese Eintragungen aufliegen. 

Der Ortsordinarius kann im Rahmen der kanonischen 
Kegel nähere Vorschriften in dieser Angelegenheit ge¬ 
ben. Erläßt er solche, so sind sie von allen, auch den 
exemten Ordensleuten (in den ihnen nicht eigenen Kir¬ 
chen), zu befolgen. 

2. Die Bination. Vom ersten VVeihnachts- und 
Allerseelentag, an denen jedem Priester die Voll¬ 
macht zur Zelebration von drei heiligen Messen 
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zusteht, abgesehen, ist es strengstens verboten, 
an einem Tage mehrere heilige Messen zu lesen. 

Bination (zweimalige Mcßfeicr) ist nur auf 
Grund Apostolischen Indults oder einer Ermäch- 
tigung des Ortsordinarius gestattet. 

Der Ordinarius kann diese Vollmacht er¬ 
teilen, wenn sonst nach seinem klugen Ermessen 
infolge Priestermangels an den Sonn- und ge¬ 
botenen Feiertagen eine beträchtliche Zahl von 
Gläubigen der heiligen Messe nicht beiwohnen 
könnte. Herz-Jesu-Freitage betr. s. * 8 . 

Niemals kann der Ordinarius einem Priester 
tnehr als zwei heilige Messen am gleichen Tage 
gestatten. 

Binicrcndc Geistliche können vom Gebot der N ii c h- 
ternheit von Mitternacht ab (ieiunium naturale) 
durch das Heilige Offizium unter gewissen Um¬ 
ständen (schwächliche Gesundheit, große Anstrengung 
ini Dienst usw.) dispensiert werden. 

Der Ordinarius kann vom ieiunium naturale in 
dringenden Fällen dispensieren (nicht wegen pri¬ 
vater Andacht und privatem Nutzen des Priesters, son¬ 
dern nur wegen des geistlichen Wohles der Gläubigen). 

Bei erlangter Dispens darf nur per modum potus 
(keine berauschenden Getränke) etwas genommen wer¬ 
den, und es muß jedes Ärgernis ausgeschlossen sein. 

Der Heilige Stuhl ist von der erteilten Dispens mög¬ 
lichst bald zu verständigen (Schreiben des Heiligen Of¬ 
fiziums an die Ordinarien vom 22. 3. 1923). 

Für die T r i n a t i o n (dreimalige heilige Messe) 
an Weihnachten ist Folgendes zu beachten: 

Nur die Konventual- oder Pfarrmesse darf um Mit¬ 
ternacht beginnen; eine andere nur mit Apostolischem 
Indult. 

Jedoch darf in den Ordens- und frommen Häusern 
niit einem Oratorium und dem Recht, die heilige Eucha¬ 
ristie ständig aufzubewahren, in der heiligen Nacht 
(nocte Nativitatis Domini) ein (unus) Priester drei 
heilige Messen oder nur eine lesen und den Gläubigen 
die heilige Kommunion spenden. 

3. Der Presbyter assistens. Einen Presbyter 
assistens bei der heiligen Messe zu haben, ist nur 
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dem Bischof und andern mit dem Recht der Pon- 
tinkalfunktionen ausgestatteten Prälaten erlaubt. 

ndern Priestern ist dies, geschieht es sola ho¬ 
noris aut sollemnitatis causa, verboten. 

nur^rnif F r ! m * z c n kann ein Presbyter assistcns 

nöch nicht sic n her n is°t dCr Neupncster der Funktion 


4- Ministranten. Ohne Ministrant darf die 
iei ige Messe nicht gelesen werden. 

Grundsätzlich dürfen nur männliche Per- 
sonen ministrieren. In Ermangelung einer sol- 
clien ist ex lusta causa gestattet, daß eine Frau 
in der Weise ministriert, daß sie dem Priester von 
terne (ex longinquo) antwortet und keinesfalls 
an den Altar herantritt. 


C* ZU W if it ’ ZU behau Pten, unter schwerer 

den AlS herantritt?"' daß ^ ministricrcnde an 


5. Die Zelebration außerhalb der Kirche, 
a) Das vom gemeinen Recht oder durch päpst¬ 
liches Indult gewährte Privileg des „altare 
porta tile“ (Tragaltar) bringt die Erlaubnis mit 
sich, überall (das Meer ausgenommen) an einem 
würdigen Ort und über dem Altarstein zu zele¬ 
brieren. 

Nach gemeinem Recht steht z. B. das Privileg des 
altare portatile dem Kardinal und dem Bischof zu, und 
zwar auch in mari. 


b) Der Ordinarius (bei exemten Häusern 
der Superior maior) kann die Feier der heiligen 
Messe außerhalb der Kirche (Oratorium), 
in Häusern (nie in einem Schlafzimmer) oder 
im Freien von Fall zu Fall gestatten, wenn 
eine iusta et rationabilis causa vorliegt. 

Als Ausnahme vom Gesetz ist die Befugnis des Ordi¬ 
narius stricte auszulegen und darf demnach nicht ge¬ 
braucht werden, um einer profanen Feier mehr Glanz 
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zu verleihen, sondern nur wegen der Verehrung Got¬ 
tes und des geistlichen Nutzens der Gläubigen. Dabei 
muß alles Anstößige (Simultangottesdienst) vermieden 
Werden (vgl. Schreiben der Sakramentskongregation an 
die italienischen Bischöfe vom 24. 7. 1924). 

6. Die Meßstipendien. Es gibt drei Arten: 

stipendia manualia, 

stipendia ad instar manualium und 

stipendia fundata. 

Manualstipendien sind jene, die aus persön¬ 
licher Andacht von Fall zu Fall oder infolge testamen¬ 
tarischer Verpflichtung der Erben gleichsam in die 
Dand des Priesters gegeben werden. 

Stipendien nach Art der Manualstipendien 
sind solche Stipendien, die zwar vermittelst eines Kapi¬ 
tals gestiftet sind, aber an dem Ort, wo sie eigentlich 
gelesen werden sollten, oder von denen, die sie eigent¬ 
lich lesen sollten, nicht appliziert werden können und 
demzufolge andern Priestern zur Persolvierung über¬ 
leben werden müssen. 

Die gestifteten Stipendien sind die aus den 
Einkünften von Meßstiftungen bezogenen. 

a) Die Festsetzung der Flöhe des Manualsti¬ 
pendiums für das Gebiet der Diözese ist Sache 
des Ortsordinarius (womöglich auf der Diözesan- 
synode). 

Kein Priester darf ein höheres als das so 
festgesetzte Stipendium verlangen (wohl aber an¬ 
nehmen, wenn frei angeboten). 

Fehlt diese Festsetzung, so ist die Diözesan- 
gewohnheit einzuhalten. 

Auch für die Ordcnsleute, die exemten eingeschlos¬ 
sen, gilt das Gesagte. 

b) Sogar jeder Schein eines Geschäftes oder 
Flandels ist von den Meßstipendien fernzuhalten. 

Es sind so viele Messen zu lesen, als 
Stipendien angenom m e n wurden, m ö- 
gen sie noch so klein sein. 

Der binierende Priester darf nur für eine Messe 
ein Stipendium annehmen (an Weihnachten darf er drei 
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annehmen). Verwehrt ist nicht eine Vergeltung ex titulo 
extnnseco (Ganggebühr). 

Lei Übergabe einer Summe für heilige Messen ohne 
Angabe ihrer Zahl ist anzunehmen, daß der Geber die 
J axe seines Aufenthaltsortes (nicht Domizils) 
geben wollte, falls nicht rechtmäßig etwas anderes zu 
prasumieren ist. 

c) Die vom Geber des Stipendiums für die Per¬ 
solvierung ausdrücklich bestimmte Zeit ist ge¬ 
nau einzuhalten. 

Ist keine Frist für Manualstipendien aus¬ 
drücklich bestimmt, dann gilt Folgendes: 

Für einen dringenden Fall (schwere Krankheit, 
wichtiges Vorhaben) bestellte Messen sind möglichst 
bald (tempus utile) zu lesen. 

Die übrigen Intentionen sind innerhalb einer 
der Zahl der Messen entsprechenden Zeit zu persol- 
vieren; nähere Bestimmungen fehlen in dieser Hinsicht. 

Manche Moralisten sollten deshalb zurückhalten¬ 
der sein, als sie es sind, wenn sie beim Hinausschieben 
der Persolvierung ein peccatum grave konstruieren. 

Hat der Besteller die Zeit der Zelebration dem Er¬ 
messen des Priesters anheimgegeben, so kann er die 
Messen lesen, wann er will. 

d) Niemand ist es erlaubt, mehr Stipendien für 
sich anzunehmen, als er in Jahresfrist persolvieren 
kann. 

e) In Kirchen, wo so viele heilige Messen be¬ 
stellt werden, daß sie nicht alle daselbst gelesen 
werden können (Wallfahrtsorte), sind die Gläu¬ 
bigen durch eine an sichtbarer Stelle angebrachte 
Tafel aufmerksam zu machen, daß die Messen, 
wenn es nicht gut anders geht, sonstwo gelesen 
werden. 

f) Durch andere zu persolvierende Stipendien 
sind möglichst bald zu verteilen. Die Verpflich¬ 
tung zur Persolvierung (solcher Stipendien) be¬ 
ginnt für den Empfänger mit dem Tage der An¬ 
nahme (wenn nichts anderes feststeht). 
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h re i verfüg!) a re Stipendien darf man bekannten, 
u ' )er allen Verdacht erhabenen oder durch ihren Ordi- 
jiarius empfohlenen Priestern (auch Nicht-Diözesanen, 
Orientalen ausgenommen) zur Persolvierung übergeben. 

Die Haftung für die Persolvierung der Messen hört 
Ur den Weitergebenden zu dem Zeitpunkte auf, wo er 
v |? n dem andern eine Bestätigung des Empfangs und 
( he Annahme der Verpflichtung erhält. 

Bei der Weitergabe von Manualstipendien 
darf kein Abzug gemacht werden, wenn nicht der Be¬ 
steller ausdrücklich dies erlaubt hat, oder feststeht, daß 
die übliche Taxe intuitu personae überschritten wurde. 

Nicht verboten ist die freiwillige Abtretung eines 
leiles des Stipendiums zu einem frommen Zweck. 
Dieser Verzicht darf aber nicht ausbedingt werden. 

Intentionen t a u s c h ist trotz ungleichen Stipen¬ 
diums erlaubt. 

Bei der Weitergabe der Stipendien ad instar 
a n u a 1 i u m genügt die übliche Taxe der Diözese des 
^clebrans, wenn der Stifter nicht anders bestimmt hat 
dnd das höhere Stipendium zum Teil die Stelle der Do¬ 
tierung der Pfründe oder der frommen Anstalt vertritt. 

Die nicht innerhalb einesjahres persolvierten 
Stipendien müssen am Jahresende dem Ortsordinarius 
^geliefert werden. Dazu sind die Verwalter der 
kommen Anstalten und alle für die Erfüllung von Meß- 
Vc rpfHchtungen Verantwortlichen, Geistliche und Laie n, 
^halten. 

Für die Berechnung der Jahresfrist ist bei den Stif¬ 
tungen das Kalenderjahr, bei den Manualstipen- 
( jien das Sonnen ja hr maßgebend, d. h. man muß 
diejenigen nicht persolvierten Manualstipendien ab- 
uefern, seit deren Annahme ein Jahr verstrichen ist, die 
pudern sind am Ende des Kalenderjahres abzuliefern, 
Hinerhalb dessen sie zu persolvieren waren. 

g) Die Erfüllung der Meßverpflichtungen darf 
ll nd muß in den Säkularkirclien vom Örtsordi- 
jLtrius, in den Klosterkirchen von den Superioren 
überwacht werden. 

Die Rektoren von Kirchen und andern from¬ 
men Orten, an denen Stipendien angenommen werden, 
^Hissen ein besonderes genaues Verzeichnis der an¬ 
genommenen Messen (Zahl, Stipendium, Intention) und 
ihrer Persolvierung führen, das die Ordinarien minde- 
s tens alle Jahre selbst oder durch andere zu prüfen haben. 
Lotzbach, Recht der kntliol. Kirche 12 
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Die O r d i n a r i e n und Ordensobern, die Sti¬ 
pendien ihren Untergebenen oder andern übertragen, 
müssen ebenfalls ein Stipendienbuch führen und für 
möglichst baldige Persolvierung Sorge tragen. 

Auch die einzelnen Welt- und Ordensprie- 
s t e r sind verpflichtet, die angenommenen Intentionen 
und deren Persolvierung genau zu notieren. 

^etr. Strafe gegen Verfehlungen in Bezug auf 
die Stipendien vgl. can. 2324 und 5. Buch, § 194. 


II. Die heilige Kommunion. 

1. Die Krankenkommunion. 

a) Es ist Recht und Pflicht des Pfarrers, die 
heilige Kommunion öffentlich den Kranken 
innerhalb der Pfarrei (auch den Nichtpfarr- 
angehörigen) zu bringen. 

Die übrigen Priester dürfen es nur im 
Notfall oder mit (wenigstens präsumiertcr) Er' 
laubnis des Pfarrers oder des Ordinarius tun. 

Die private Überbringung, soweit überhaupt er¬ 
laubt, ist jedem Priester gestattet mit (wenigstens prä- 
sumierter) Erlaubnis des Priesters, dem die custodia 
sanetissimi sacramenti anvertraut ist. 

b) Die Spendung des V i a t i k u m s (öffentlich 
oder privat) ist Sache des Pfarrers, (ßetr. Aus¬ 
nahme vgl. oben bei den religiösen Häusern § 37» 
Nr. 4). 

c) Vom Gebot der Nüchternheit sind 
Kranke, auch außer dem Fall der Todesgefahr, 
unter folgenden Bedingungen befreit: 

Sie müssen seit einem Monat ohne Hoffnung auf 
baldige Genesung krank darniederliegcn. Sie dürfen vor 
der Kommunion Medizin, wie Pillen, Pulver, oder etwas 
anderes nur per m od u m p o t u s zu sich nehmen. Die 
Einschränkung: keine berauschenden Getränke, wie bei 
den binierenden Priestern, ist nicht gemacht. 

So dürfen die Kranken (in Anstalten und Privat¬ 
häusern) nach dem klugen Rat des Beichtvaters 
wöchentlich 1 — 2 m a 1 kommunizieren * 
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2. Die Kinderkommunion. Von der Vorschrift 
des can. 859, § 1, daß alle Gläubigen nach Er¬ 
langung des Vernunftgebrauchs jährlich wenig¬ 
stens zur Osterzeit die heilige Kommunion emp¬ 
fangen müssen, sind die Kinder, auch die unter 
sieben Jahren, nicht ausgenommen. 

Jedoch sind sie außerhalb der Todesgefahr (bei 
der es zur Spendung genügt, wenn die Kinder das 
Altarsakrament von einer andern Speise unter¬ 
scheiden und gebührend anbeten können) zur 
Kommunion an Ostern oder sonst nur zuzulassen, 
wenn sie eine „plenior cognitio“ der christlichen 
Lehre besitzen und eine „accuratior praeparatio“ 
gefunden haben; d. h. sie müssen mindestens die 
necessitate medii zum Heil notwendigen Glaubcns- 
geheimnisse gemäß ihrer Fassungskraft kennen 
und mit einer ihrem Alter entsprechenden An¬ 
dacht zum Tisch des Herrn gehen. 

Die Entscheidung über die genügende Disposition ist 
Sache des Beichtvaters und der Eltern (Vor¬ 
münder). 

Des „Pfarrers“ Pflicht ist es, sowohl darüber zu 
Wachen (eventuell durch ein Examen), daß die Kinder 
nicht vor dem erlangten Vernunftgebrauch oder ohne 
gehörige Disposition das heilige Sakrament empfangen, 
als auch dafür zu sorgen, daß sie nach erlangtem Ver¬ 
nunftgebrauch und bei genügender Disposition möglichst 
bald mit dieser „göttlichen Speise erquickt werden.“ 

3. Die Osterkommunion. Die österliche Zeit be¬ 
ginnt mit dem Palmsonntag und schließt mit dem 
Weißen Sonntag. 

Die Ordinarien haben die Vollmacht, diese 
^cit zu verlängern (Beginn frühestens mit dem 
4- Fastensonntag und Schluß spätestens mit dem 
Lest der heiligen Dreifaltigkeit). 

Früher gegebene weitergehende Vollmachten oder be¬ 
stehende Gewohnheiten sind dadurch nicht aufgehoben. 

Z. B. beginnt im Erzbistum Freiburg die Zeit der Oster¬ 
kommunion schon mit dem ersten Fastensonntag. 


12 * 
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Der Empfang der Oslerkommunion in der 
Pfarrkirche ist zwar nicht geboten, soll 
aber den Gläubigen an geraten werden. 

Hat man sie in einer andern Kirche empfangen, s° 
soll man den Pfarrer darüber verständigen. 

Die Verantwortung für die Osterkommunion 
der impuberes (Knaben unter 14 Jahren, Mädchen 
unter 12 Jahren) lastet vorzüglich auf ihren El¬ 
tern, Vormündern, Beichtvätern, Lehrern und auf 
dem Pfarrer. 

§ 57. Die Letzte Ölung. 

(can. 937—947) 

t. Der ordentliche Spender der Letzten 
Ölung ist der Pfarrer des Ortes, wo der Kranke 
liegt, also nicht der parochus proprius des Kranken 
(Ausnahme bei Ordenshäusern, vgl. § 37, Nr. 4)* 

Im Notfall oder mit (mindestens präsumierter) Er¬ 
laubnis des Pfarrers oder Ordinarius kann sie jeder be¬ 
liebige Priester erteilen. 

2. Das Krankenöl hat der Pfarrer an einem 
sauberen und würdig geschmückten Ort in einem 
silbernen Gefäß aufzubewahren. 

Zu Hause darf er cs nur aus einer 
causa rationabilis mit Erlaubnis des 
Ordinarius aufbewahrc 11. 

§ 58. Die Sakramentalien. 

(can. 1142—1153) 

(Anhang.) 

i. Für die Einsetzung neuer oder für die 
authentische Erklärung bestehender Sakramen¬ 
talien (res oder actiones, Gegenstände oder Hand¬ 
lungen) ist allein der Apostolische Stuhl zu¬ 
ständig. 
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2. Der rechtmäßige Spender der Sakramen¬ 
talien ist der mit dieser Vollmacht ausgestattete 
Geistliche, dem ihre Ausübung von der zustän¬ 
digen kirchlichen Autorität nicht verboten ist. 

Näherhin ist Folgendes zu beachten: 

Die Sakramentalien, die actiones sind, zer¬ 
fallen in 

Konsekrationen und 

Benediktionen. 

a) Die Konsekrationen (Weihungen) von 
Kirchen, Altarsteinen, Kelchen usw.) sind in der 
Pegel dem Bischof Vorbehalten. 

Jedoch gestattet sie das gemeine Recht (oder ein 
Apostolisches Indult) auch Geistlichen ohne bischöf¬ 
lichen Charakter (z. B. Äbten oder Prälaten nullius, 
Apostolischen Vikaren und Präfekten). Ohne diese Voll¬ 
macht ist die Konsekration ungültig. 

b) Die B e n e d i k t i o n c n (Segnungen) kann 
jeder Priester erteilen, mit Ausnahme der dem 
Papst oder den Bischöfen oder andern Klerikern 
reservierten. 

Jedoch ist die ohne Erlaubnis erteilte reservierte 
Benediktion gültig, wenn nicht der Apostolische 
Stuhl bei der Reservation ausdrücklich das Gegen¬ 
teil bestimmte. 

Zur Gültigkeit der Konsekrationen und Bene¬ 
diktionen, mögen sie konstitutiv oder invokativ sein, 
^ögen sic also einen Gegenstand weihen oder ein Segen 
°der ein Gebet um göttliche Gnade sein, ist der Ge¬ 
brauch der von der Kirche vorgeschriebenen 
h o r m e 1 erforderlich. 

Beispiele reservierter Benediktionen: 

Die Benediktion heiliger Orte ist Sache des Orts- 
°rdinarius; er kann jedoch jeden Priester dazu dele¬ 
gieren. 

Dasselbe gilt von der Benediktion der Glocken und 
der feierlichen Benediktion der zur öffentlichen Ver¬ 
ehrung ausgestellten Bilder (imagines). 

Die Weihe der heiligen öle am Gründonnerstag 
kann nur durch einen Bischof erfolgen. 
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Die nach den liturgischen Büchern zu benedizierenden 
Gegenstände (Paramente usw.) können der Pfarrer 
für die Pfarrkirche sowie für die Kirchen und Oratorien 
in seiner Pfarrei, der Rektor einer Kirche für diese 
Kirche, die ü b r i g e n Priester nur mit Delegation 
des Ortsordinarius, die Ordensobern und die von ihnen 
delegierten Ordenspriestcr für ihre eigenen Kirchen und 
Oratorien und für die der ihnen unterstellten „Nonnen“ 
benedizieren (can. 1304). 

c) Der Exorzismus (Beschwörung) gegen 
Besessene darf nicht angewendet werden, wenn 
nicht eine besondere und ausdrückliche Erlaubnis 
dazu vom Ordinarius gegeben ist. 

Diese Erlaubnis darf nur einem frommen, klugen und 
unbescholtenen Priester erteilt werden. Dieser darf sic 
erst anwenden, wenn er nach sorgfältiger und kluger 
Untersuchung einer wahren Besessenheit gewiß ist. 

3. Empfänger der Sakramentalien können 
sein die Katholiken, denen dies Recht nicht 
zur Strafe entzogen ist (persönliches Interdikt, 
Exkommunikation nach dem Urteilsspruch), und 
die Katechumenen (auch Nichtkatholiken und 
Ungetaufte zur Erleuchtung im Glauben und in 
Verbindung damit zur Gesundheit des Leibes). 

Der Exorzismus darf auch bei Exkommunizierten 
und bei Akatholiken angewendet werden. 

4. Alle konsekrierten und benedizierten Sachen 
sind würdig zu behandeln und dem profanen 
Gebrauch zu entziehen. 

Zweiter Abschnitt: Das Bußwesen. 

(can. 870—936) 

§ 59. Die Jurisdiktion. 

(can. 871—888) 

Die Spendung des Bußsakramentes unterscheidet 
sich von andern Sakramenten wesentlich dadurch, 
daß dabei nicht bloß die Weihegewalt ausgeübt, 


LTeil: Die Sakramente. lI.Abschn.: Das Bußwesen. 183 

sondern ein gerichtliches Urteil gefällt wird. Des¬ 
halb bedarf es zur gültigen Spendung neben dem 
priestcrlichcn Charakter der Jurisdiktion. 

1. Arten der Jurisdiktion. Der CIC unterscheidet 
ordentliche und 
delegierte Jurisdiktion. 

a) Die ordentliche Juri s d i k t i o 11 ist mit 
dem Amt verbunden. Diese besitzen: 

für die ganze Kirche der Papst und die 
Kardinäle; 

für sein Territorium der Ordinarius; 
für die Diözese der Canonicus poenitentiarius 
der Dom- und Kollegialkirchcn; 

für die Pfarrei der Pfarrer und alle 
andern, die Pfarrerrecht haben (Pfarrvikar, Ptarr- 
verweser usw.); . 

für ihre U 111 c r "ebene n die Obern exemter 
klösterlicher Genossenschaften (nach den Bestim¬ 
mungen ihrer Konstitutionen). 

Zu beachten ist, daß die Inhaber der ordent¬ 
lichen Jurisdiktion ihre Untergebenen nicht 
bloß innerhalb ihres T e r r i t o r i u m s, 
sondern a 11 ü b e r a 11 (u b i q u c terrar u m) 
Beicht hören und absolvieren könne n 
(can. S81, § 2). 

Die Jurisdiktion erlischt von selbst: 
mit dem Verlust des Amtes; 

durch Exkommunikation, Suspension vom Amte und 
durch Interdikt, jedoch erst wenn das Urteil (das kon- 
dcmnatorischc oder das deklaratorische) gefällt ist. 

Liegt ein wichtiger Grund dazu vor, so kann der 
Ordinarius dem Pfarrer und dem Pönitentiar die A u s- 
Übung der Jurisdiktion verbieten. 

Beiden steht das Recht des Rekurses an den Heiligen 
Stuhl ohne suspensive Wirkung offen, d. h. sie können 
Unterdessen nicht gültig absolvieren. 

b) Die delegierte Jurisdiktion zum Beicht- 
hö ren der Welt- und Ordensleute erteilt der O r- 
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dinarius des Beichtortes den Priestern 
(Welt- und Ordenspriestern, die exeinten einge- 
schlossen). 

Die andern Inhaber der ordentlichen Gewalt 
(Pfarrer) können nicht delegieren. 

Die Ordenspriester werden vom Superior zur Dele¬ 
gation vorgeschlagen. 

In den exernten• k I c r i k a 1 c n Genossenschaften er¬ 
teilt ihr Superior nach ihren Konstitutionen die Voll¬ 
macht zum Beichthören der Professen, No¬ 
vizen (und anderer in ihren Häusern ständig Weilen¬ 
den) den Priestern des eigenen oder eines andern Or¬ 
dens oder den Weltgeistlichen. 

In exemten L a i e n genossenschaften schlägt der 
Superior wohl den Beichtvater vor; letzterer braucht 
aber die Delegation des Ordinarius der betreffenden 
Niederlassung. 

2. Die Beichtväter der Ordensfrauen. Um die 
Mitglieder jeglicher weiblicher religiöser Genos¬ 
senschaften (die Novizinnen eingeschlossen) er¬ 
laubt und gültig Beicht hören zu können, 
mußjeder Priester ausnahmslos, W e 11- 
und Ordenspriester jeglichen Grades 
u n d Amtes (Kardinale ausgeno m m e n), 
eine besondere Vollmacht besitzen. 

Jedes gegenteilige Parliknlargesetz oder Privileg ist 
zurückgezogen. 

Wenn die Ordensfrauen den Beichtvater aufsuchen, 
braucht es keiner besondernV ollmacht. Vgl. 2. Buch, 
§ 38 b. 

Diese Jurisdiktion gibt allein der Ordinarius 
der Niederlassung. * 

3. Ausdehnung der Jurisdiktion. 

a) Die Beichtväter mit ordentlicher oder dcle; 
gierter Jurisdiktion können an dem Ort, für 
den sieapprobiert sind, alle, die zum Beich¬ 
ten zu ihnen kommen, auch die Fremden aus an¬ 
dern Pfarreien und Diözesen, selbst die Orien¬ 
talen, erlaubt und gültig Beicht hören. 
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An andern Orten können sie weder er¬ 
laubt noch g ü 11 i g Bei c h t hören. 

b) In Todesgefahr sprechen alle Prie¬ 
ster (auch die nicht zum Beichthören approbier¬ 
ten) erlaubt und gültig alle Pönitenten 
von allen Sünden und Zensuren (auch 
den reservierten) los, selbst dann, wenn ein 
approbierter Beichtvater gegenwärtig ist. 

Nach erlangter Gesundheit müssen sich die so von Zen¬ 
suren Losgesprochenen in bestimmten Fällen an die Pöni- 
tentiaric wenden. Vgl. S. 498. 

c) Bei einer Seereise können die vom eigenen 
Ordinarius oder vom Ordinarius des Ausgangs¬ 
oder eines Zwischenhafens approbierten Beicht¬ 
väter während der ganzen Reise die Beichten aller 
Mitreisenden abnehmen, wenn auch das Schiff an 
den Orten verschiedener Ordinarien vorbeifährt 
oder dort eine Zeit lang anlegt. 

Zu den erwähnten Ordinarien gehört der Superior 
aiaior der exemten Klerikalorden in diesem Fall nicht 
(AK 30. 7. 1934). 

Wenn das Schiff haltmacht, können die Beichtväter 
sowohl alle Besucher des Schiffes auf dem Schiff, als 
auch auf dem Land während eines kurzen Aufenthaltes 
von höchstens drei Tagen (AK 20. 5. 1923) diejenigen, 
die um die Abnahme ihrer Beichte ersuchen, erlaubt 
und gültig absolvieren (auch von den dem Ortsordi¬ 
narius des Anlegehafens reservierten Fällen). 

d) Die absolutio complicis in peccato 
Uirpi ist, von der Todesgefahr abgesehen, u n- 
gültig, und selbst in der Todesgefahr ist sie 
ohne Notwendigkeit für den Beichtvater (ex parte 
confessarii) unerlaubt; sie ist erlaubt, falls 
2. B. kein anderer Beichtvater da ist. 

Für die näheren Bestimmungen verweist der CIC be¬ 
sonders auf die (in seinem Anhang abgedruckte) Kon¬ 
stitution Benedikts XIV. „Sacramentum Poenitentiae“ 
vom 1. 6 1741. 
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Dort heißt es: „In dem heißen Wunsch, von dem 
priesterlichen Gericht und dem heiligen Tribunal jede 
Gelegenheit zur Unkeuschheit und die Verachtung der 
Sakramente, die Schmach der Kirche zu beseitigen ..., 
untersagen und verbieten Wir allen Priestern (ausnahms¬ 
los) ... ausgenommen den Fall der äußersten Not, 
d. 1. in der Todesgefahr, selbst dann, wenn ein anderer 
zum Beichthören bevollmächtigter Priester fehlt, die 
sakramentale Beicht personae complicis in peccato turpi 
atque inhonesto, contra sextum Decalogi praeceptum 
commisso, abzunehmen zu wagen, indem ihnen ipso iure 
jegliche .Autorität und Jurisdiktion zum Absolvieren 
irgend einer Person von jener Schuld entzogen ist.“ 
Betr. Strafe vgl. 5. Buch (Strafrecht). 

§ 60. Das Beichtgeheimnis. 

(can. 88g—800) 

Das Beiclisigill i s t a b s o 1111 unverletz¬ 
lich. Deshalb gilt: 

1. Der Beichtvater hat sich mit aller Sorg¬ 
falt zu hüten, durch Wort oder Zeichen oder sonst 
irgendwie oder aus irgend einem Grunde den 
Sünder zu verraten. Es gibt keinen einzigen Fall, 
der dazu berechtigte, das sigillum zu brechen. 

2. Auch der Dolmetscher des Beichtkindes und 
alle andern Personen, die auf irgend eine Weise 
zur Kenntnis der Beicht gelangt sind, haben das 
Geheimnis zu wahren. 

Betr. Strafe vgl. can. 2369 und 5. Buch, § 198. 

3. Es ist dem Beichtvater streng verboten, seine 
aus der Beicht gewonnene Kenntnis zu ver¬ 
werten, falls damit eine Belästigung des Beicht¬ 
kindes verbunden ist; dies gilt selbst dann, wenn 
jede Gefahr der Offenbarung ausgeschlossen ist. 

Zum Schutze des Beichtkindes dürfen auch die der¬ 
zeitigen Ordensobern und die später zu Obern er¬ 
nannten Beichtväter ihre aus der Beicht erlangten 
Kenntnisse der Sünden keinesfalls für die äußere Lei¬ 
tung verwenden. 
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Das Beichtkind selbst ist an das Sigillum nicht ge¬ 
bunden. Es kann den Beichtvater davon befreien, trotz¬ 
dem bleibt dieser unfähig, vor dem geistlichen Richter 
in einer solchen Angelegenheit als Zeuge aufzutreten 
(can. 1757, § 3, Nr. 2).. 

§61. Die Reservation der Sünde. 

(can. 893—900) 

1. Begriff. Die Jurisdiktion der Untergebenen 
kann durch die Vorgesetzten, die ordinario iure 
Beichtvollmacht erteilen oder Zensuren verhängen 
können, mit Einschränkungen erteilt werden. Es 
können einzelne Sünden und Strafen von der Ab- 
solutionsgewalt ausgenommen, und ihre Absolu¬ 
tion kann dem Vorgesetzten Vorbehalten werden. 
Dieser V orbehalt heißt „reservatio casuu m“. 

Die kompetenten Stellen sind Papst, Bischof, 
Generalobere der exemten Klerikalorden, Abt 
eines selbständigen Klosters, nicht General- oder 
Kapitularvikar. 

2. Reservierte Sünden. 

a) Kraft gemeinen Rechts gibt es nur eine 
einzige dem Heiligen Stuhl als solche 
r eservierteSünde: die falsche Anklage eines 
Unschuldigen Priesters vor dem kirchlichen Rich¬ 
ter wegen des Verbrechens der Sollizita- 
tion, d. h. der Anreizung zu einer Sünde gegen 
das 6. Gebot Gottes bei der Beicht oder gelegent¬ 
lich der Beichte. 

Die schon genannte Konstitution Benedikts XIV. 
nennt die falsche Anklage eine nefaria audacia 
Und tarn detestabile f a c i n u s. 

Die Reservation trifft die Verleumder selbst wie die 
Anstifter zu der falschen Anklage. (Vgl. nächsten Paia- 
graph.) 

Andere Sünden sind mittelbar reserviert. Wenn je¬ 
mand einer Zensur verfallen ist, so sind dadurch in¬ 
direkt auch die der Strafe zu Grunde liegenden Sünden 
reserviert (ratione censurae). Bevor der Zensurierte von 
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den Sünden losgesprochen werden kann, muß er von 
der Zensur losgesprochen sein. 

Die falsche Anklage wegen Sollizitation ist im Gegen¬ 
satz dazu als peccatum ratione sui reserviert. 

b) Die Ortsordinarien sollen Sünden nur 
leservieren, wenn die Angelegenheit auf der Diö- 
zesansynode beraten oder das Domkapitel und 
einige kluge und bewährte Seelsorger aus der Diö¬ 
zese gehört worden sind und sich dabei eine wirk¬ 
liche Notwendigkeit oder Nützlichkeit der Reser¬ 
vation ergeben hat. 

Die Zahl der reservierten Sünden soll möglichst 
gering sein und sich auf höchstens drei oder vier 
der schwersten äußern Vergehen beschränken. 

Die Reservation ist wieder au f z u heben, 
wenn sie zur Ausrottung eines öffentlichen La¬ 
sters und zur Wiederherstellung der verfallenen 
christlichen Zucht nicht mehr notwendig ist. 

3. Ausnahmen. 

a) Von den durch die Ordinarien festgesetz¬ 
ten Reservatfällen kann ipso iure der canoni* 
cus poenitentiarius absolvieren. 

Den Dekanen der Landkapitel soll die Vollmacht 
hierzu habitualiter gegeben werden, zugleich mit 
dem Recht der Subdelegation, sooft ein Beichtvater des 
Dekanats in einem dringenden und bestimmten Fall sie 
darum angeht. 

b) Während der österlichen Zeit können 
ipso iure alle . Pfarrer (Quasipfarrcr, Pfarr¬ 
vikar, Pfarrverweser) und 

während einer Voiksmission alle Missio¬ 
näre 

von den Reservaten der Ordinarien lossprechen. 

c) Jede Reservation der Sünden (nicht 
Zensuren), die päpstliche und die bischöfliche, ist 
aufgehoben (omni vi caret): 
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u) wenn nicht - ausgehefähige Kranke zu 
Hause beichten; 

ß) wenn B ra u 11 e u t e der Trauung wegen 
beichten; 

y) sooft der rechtmäßige Vorgesetzte die 
für einen bestimmten Fall erbetene Losspre¬ 
chungsvollmacht verweigert hat; 

6 ) sooft nach dem klugen Urteil des Beicht¬ 
vaters bei dem rechtmäßigen Superior die Voll¬ 
macht zur Absolution nicht ohne großen 
Nachteil des Pönitenten oder nicht 
ohne Gefahr der Sigill Verletzung* ein- 
geliolt werden kann; 

e) außerhalb des Gebietes der reser¬ 
vierenden Steile (auch wenn der Pönitent das 
Gebiet zwecks Absolution verlassen hat). 

Angehörige einer fremden Diözese sind an die Re¬ 
servate des Beichtortes gebunden (AK 24. 11. 1920). 

§ 62. Subjekt und Ort der Beicht. 

(can. 901—910) 

t. Anzeige des sollizitierenden Beichtvaters. 
Das Verbrechen der Sollizitation findet eine sonst 
nirgends vorhandene, aber verdiente strenge Be¬ 
handlung. Der Pönitent, der bei der Beicht vom 
Beichtvater sollizitiert wurde, hat die Pflicht, ihn 
innerhalb eines Monats beim Ortsordinarius oder 
beim Heiligen Offizium anzuzeigen. 

Ist die Anzeige vor dem Bischof erfolgt, so hat 
dieser die Angelegenheit gemäß der Instruktion des 
Heiligen Offiziums vom 6. 8. 1897 weiter zu behandeln. 
Vgl. S. 544. 

Der Beichtvater der sollizitierten Person ist 
streng verpflichtet (graviter onerata eius con- 
scientia), sie zur Anzeige zu mahnen und darf sie 
nicht absolvieren, solange sie ihre Pflicht der An- 
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zeige nicht erfüllt oder sobald als möglich zu er¬ 
füllen ernstlich versprochen hat. 

Das Nähere ist in der schon zitierten Konstitu¬ 
tion Benedikts XIV geregelt. 

Über die Ausdehnung der Anzeige pflicht 
heißt es hier: Der Beichtvater muß zur Anzeige er¬ 
mahnen, „ctiamsi persona, quae sollicitationem com* 
™sent, sacerdos sit, qui iurisdictione ad absolutioneni 
valide impertiendam careat, aut sollicitatio inter con* 
fessarium et poenitentem mutua fuerit, sive sollicita¬ 
tio 11 i poenitens consenserit sive conscnsum minime 
praestiterit, vcl longum tempus post ipsam sollicitatio¬ 
nem iam effluxerit, aut sollicitatio a confcssario non 
pro se ipso sed pro alia persona peracta fuerit“. 

Das Verbrechen der sollicitatio selbst liegt 
dann vor, wenn Priester „aliquem poenitentem, quaecun- 
que persona illa sit, vel in actu sacramentalis confes- 
sionis vel ante, vel immediate post confcssionem, vel 
occasione aut praetextu confessionis, vcl etiam extra 
occasionem confessionis in confessionali, sive in alio 
loco ad Confessiones audiendas destinato aut electo, 
cum simulatione audiendi ibidem confcssionem ad inho- 
nesta et turpia soilicitare vel provocare, sive verbis. 
sive signis, sive nutibus, sive tactu. sive per scripturam 
aut tune aut post legendam, tentaverint aut cum eis i 11 i- 
citos et inhonestos sermoncs vel tractatus temerario 
ausu habuerint“. Es liegt auch bei Zustimmung zu der 
vom Pönitent ausgehenden Anreizung vor. 

2. Der eigentliche Ort der Beicht ist die Kirche 
oder ein öffentliches oder halböffentliches Ora- 
torium. 

Frauen dürfen nur bei Krankheit und in Not¬ 
fällen (mit den nötigen Vorsichtsmaßregeln) 
außerhalb des Beichtstuhles Beicht gehört werden. 

Männerbeichten darf man in Privathäu- 
sern abnehmen. 

Für die Gültigkeit der Beicht hat der Ort nur Bedeu¬ 
tung bei den Klosterfrauen. Vgl § 38 b, Nr. 3. 


l.Teil Die Sakramente. Il.Abschn.- Das Buß wesen. 


191 


§ 63 . Die Ablässe. 

(can. qii—936) 

1 . Die Gewährung der Ablässe. 

1. Die Vollmacht zur Erteilung eines Ablasses, 
d. h. ,,dcs vor Gott gültigen Nachlasses der schul¬ 
digen zeitlichen Strafen für die schon hinsichtlich 
der Schuld getilgten Sünden aus dem Schatz der 
Kirche“, stellt ordentlicherweise zu: 

a) dem Papst „als dem von Christus dem 
Herrn bestellten Verwalter des geistlichen 
Schatzes der Kirche“; 

b) den Geistlichen, denen sie vom gemeinen 
Recht ausdrücklich zugebilligt ist (Kardi¬ 
nale, Erzbischöfe, Bischöfe). 

Alle übrigen besitzen gegebenenfalls nur eine 
delegierte Gewalt vom Heiligen Stuhl. 

Die Pönitcntiaric hat 1938 alle vom Papst bewiiligten, 
noch gültigen Ablässe in „Preccs et opera in favorem 
omnium christifidelium vel quorumdam coctuum personarum 
indulgentiis ditata et opportune recognita" veröffentlicht 
(Deutsche Übersetzung: „Ablaßbuch“, 1939)- 

2. Einzelne Ablässe. 

a) Den „päpstlichen Segen“ mit völl¬ 
ig o m m cnc m A b I a ß können die Bischöfe — 
nach dem vorgeschriebenen Formular — in ihrer 
Diözese jährlich zweimal erteilen, und zwar am 
Ostersonntag und an einem andern, von ihnen 
selbst zu bestimmenden hohen Fest (die festo 
sollcmni). 

Dabei ist nicht erforderlich, daß sie das Pontifikal¬ 
amt selbst halten; es genügt ihre Teilnahme. 

Die Äbte und Prälaten nullius, die Apostolischen 
Vikare und Präfekten (auch die ohne Bischofswürde) 
dürfen diesen Segen in ihrem Territorium nur an 
e i n e m hohen Festtage im Jahr erteilen. 

Die mit diesem Privileg ausgestatteten Ordens¬ 
leute (reguläres) dürfen davon nur in ihren K i r- 
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dien und den Kirchen der „Nonnen" oder der ihnen 
aggregierten dritten Orden Gebrauch machen; 
keinesfalls aber am gleichen Tag und 

gleichen Ort (loco, nicht ecclesia), an dem der 
Bischof den päpstlichen Segen erteilt. 

b) Das Altarprivileg (Gewinnung eines 
vollkommenen Ablasses für die armen Seelen 
durch die Feier der heiligen Messe an dem be¬ 
treffenden Altar) kommt allen Messen am 
A 11 e r see 1 en t a g zugute, wenn auch der Altar 
selbst nicht privilegiert ist. 

Während der I age des V ierzigstündigen 
Gebetes sind alle Altäre der betreffenden Kirche 
privilegiert. 

Die Bischöfe (Äbte und Prälaten nullius, 
Apostolische Vikare und Präfekten) und die h ö- 
h e r c n Obern von exemten Klerikalgenossen' 
schäften können einen Altar in ihren Kirchen 
(Dom-, Abtei-, Stifts-, Konvent-, Pfarrkirche) 
als ,,a 11 a r e privilegiatum quotidianum 
perpetuum bestimmen und erklären. 

Voraussetzung ist, daß noch kein anderer Altar in 
der Kirche dieses Privileg besitzt. 

1 ^»L ges< :. hlosscn sind die Oratorien (öffentliche und 
halböffentliche), es sei denn, daß sie mit der Pfarr¬ 
kirche verbunden sind oder ihr als Hilfskirche (sub- 
sidiaria ecclesia) dienen. 

Der betreffende Altar ist durch Aufschrift als „altare 
privilegiatum (perpetuum, ad tempus, quotidianum) zu 
bezeichnen. 

3. Auslegung. 

a) Die für die Feste des Herrn oder der 
Mutter Gottes verliehenen vollkommenen Ab¬ 
lässe sind nur für die im Kalender der gan¬ 
zen Kirche enthaltenen Feste (nicht für be¬ 
sondere Feste der Diözese usw.) gegeben (vgl. 
das Kalendarium im römischen Brevier). 

Die für die Apostelfeste verliehenen Ab¬ 
lässe (vollkommene und unvollkommene) gelten 
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nur fiii das fest um natalc (Todestag) der 
Apostel. 

b) V o 1 1 k o m m c 11 e A blässe, die für immer 
oder auf bestimmte Zeit als „tägliche“ (quoti- 
diana) den Besuchern einer Kirche (öffentliches 
Oratorium) gegeben sind, hat man so zu verste¬ 
llen, daß sie an einem beliebigen Tage, 
a b e r n ur ei n mal i m Jahre, von je d e m 
Gläubigen gewonnen werden können. 

Nur wenn im Dekret ausdrücklich etwas anderes be¬ 
stimmt ist, hat der Ablass eine weitergehende Wirkung 
(vgl. Portiunkula-Ablaß, Ablaß an Allerseelen). 

c) Die mit einem Fest oder mit den vor 
ihm oder nach ihm oder in seiner Oktav gehalte¬ 
nen Novellen, Oktaven undTriduen ver* 
Verb u n denen Ablässe (vollkommene und 
unvollkommene) gelten auf den Tag verlegt, auf 
den diese Feste rechtmäßig verlegt werden, 
wenn das Fest für immer verlegt wird und ein 
Offizium mit Messe ohne Sollemnität und äußere 
Feier hat, oder wenn die Feierlichkeit und äußere 
Feier auf bestimmte Zeit oder für ständig verlegt 
wird. 

Wenn das Fest ausnahmsweise aus litur¬ 
gischen G r ü n d e 11, z. B. weil es auf den Karfreitag 
fällt, verschoben wird, so wird der Ablaß nicht verlegt 
und gilt selbst am Karfreitag (Entscheidung der Poeni- 
tentiarie vom 18. 2. 1921). 

d) Wenn ein Ablaß mit irgend einem Tag 
verbunden ist, so kann der vorgeschriebene Be¬ 
such einer Kirche (Kapelle) gültig in der Zeit von 
Mittag (12 Uhr) des vorangehenden Tages bis 
Mitternacht (12 Uhr) des festgesetzten Tages ge¬ 
macht werden. 

4. Erlöschen des Ablasses. Die mit Rosenkrän¬ 
zen und andern Gegenständen verbundenen Ab¬ 
lässe gehen in zwei Fällen verloren; 

kotzbacli, Rocht der kathol. Kirche 
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a) Wenn die Gegenstände zu existieren 
a u f li ö r e n ; 

b) wenn sie verkauft werden. 

^!wn nC ^ er< » ^ e ^ se » z - w enn mehrere den Gegen- 
s and (Kosenkranz) benützen, oder wenn er andern ge* 
senenkt wird, erlöschen die Ablässe nicht. 

II. Die Gewinnung der Ablässe. 

i. Voraussetzung. Für die Gewinnung irgend 
eines Ablasses ist Voraussetzung, daß man: 
getauft und nicht exkommuniziert ist, 
mindestens am Ende der vorgeschriebenen 
\ erke im Stande der heiligmachenden Gnade ist, 
Untergebener des Ablaßverleihcrs ist, 
mindestens die allgemeine Intention zu ihrer 
Gewinnung hat, 

die auferlegten Werke nach Zeit und Art rich¬ 
tig erfüllt. 

Die bischöflichen Ablässe können, wenn nichts 
anderes aus dem Konzessionsdekret hervorgeht, auch 
r h 1 h des Territoriums des Bischofs von seinen 
Diözesanen und von in seiner Diözese weilenden Frem¬ 
den, Wohnsitzlosen und allen Exemten gewonnen 
werden. 

2. Wie oft die Ablässe gewonnen werden kön¬ 
nen, Hängt von ihrer Art ab. 

a) Die vollkommenen Ablässe können 
(wenn nichts anderes ausdrücklich vorgesehen) 
nur einmal am Tage gewonnen werden, auch 
wenn die vorgeschriebenen Werke mehrmals ver¬ 
richtet werden. 

b) Die unvollkommenen Ablässe kön¬ 
nen (wenn nichts anderes ausdrücklich vorge¬ 
sehen) am Tage so oft gewonnen werden, als die 
vorgeschriebenen Werke wiederholt werden. 

3. Der Kirchenbesuch, der zur Gewinnung eines 
Ablasses etwa vorgeschrieben ist, soll in der 
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Regel in irgend einer Kirche oder einem öffent¬ 
lichen Oratorium gemacht werden. 

Ist eine bestimmte Kirche, wie beim Porti¬ 
unkula-Ablaß, vorgeschrieben, so ist diese zu be¬ 
suchen. 

Eine A u s n a h m c von der Regel ist, sofern 
keine bestimmte Kirche benannt ist, für 
alle Gläubigen beiderlei Geschlechts vorgesehen, die 
aus dem Streben nach Vollkommenheit (Ordenshaus) 
oder der Ausbildung oder Erziehung oder auch der Ge¬ 
sundheit (Krankenhaus) wegen in einem mit Zu¬ 
stimmung des Ordinarius errichteten 
kirchlichen Haus ohne Kirche (öffentliche Ka¬ 
pelle) ein gemeinsames Leben führen, sowie 
für das darin weilende Dienstpersonal. 

Diese können in der Hauskapelle den Kirchenbesuch 
uiachcn, sofern sie auch darin ihrer Sonn¬ 
tagspflicht rechtmäßig genügen können. 

Selbstredend sind die übrigen auferlegtcn Werke vor¬ 
schriftsgemäß zu leisten. 

4. Für die Beicht und Kommunion, die etwa 
V’orgeschrieben sind, gilt folgendes: 

a) Die Beicht kann innerhalb der acht Tage 
(octo dies), die dem Ablaß unmittelbar voran- 
£ehen, abgelegt werden. 

b) Die K o m m u n i o n kann am Vigil tage 
(Vortag) des Ablaßtages empfangen werden. 

c) Beicht und Kommunion können auch 
innerhalb der nachfolgenden Oktav stattfinden. 

Auch die zur Gewinnung der an Exerzitien, Mis¬ 
sionen usw. geknüpften Ablässe erforderliche Beicht und 
Kommunion darf innerhalb der Oktav, die unmittelbar 
dein Ende der Exerzitien (Mission) folgt, statthaben. 

Die regelmäßig mindestens zweimal im M o- 
n a t Beichtenden (falls nicht rechtmäßig verhin¬ 
dert) oder die täglich Kommunizierenden, 
Xv enn sie auch das eine oder andere Mal von der Kom¬ 
munion sich enthalten, können alle Ablässe ge¬ 
winnen, ohne eigens für einen besondern Ablaß 
^eichten zu müssen. 


13 * 
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Ausgenommen sind die ordentlichen und außer¬ 
ordentlichen Jubiläumsablässe. 


5 - Die sonstigen Bedingungen sind ebenfalls 
streng einzuhalten. 

a) Wenn im allgemeinen Gebete „nach der 
Meinung des Heiligen V a t e r s“ vorge¬ 
schrieben sind, so genügt betrachtendes Gebet 
(oratio mentalis) allein nicht; es muß noch ein 
mündliches dazu kommen. 

Ist dabei kein bestimmtes Gebet vorgeschrie¬ 
ben, so ist die Wahl des mündlichen Gebetes dem 
Gutdünken der Gläubigen anheimgegeben. 


Die Frage, ob ein Vaterunser als Gebet „nach der 
Meinung des Heiligen Vaters“ genüge oder ob fünf 
\ aterunser zu verrichten sind, hat die Pönitcntiaric 
neuestens dahin entschieden, daß die Klausel „ad men- 
tem Sumnu Pontificis“ vollständig erfüllt ist, wenn zu 
den andern vorgeschriebenen Werken noch ein Pater 
noster mit Ave Maria und Gloria Patri usw. oder ein 
anderes Gebet beigefügt wird (Entsch. vom 20. 9. 1933)* 


b) Ist ein besonderes Gebet vorgeschriebem 
so kann es in jeder Sprache verrichtet werden; 
nur muß die Treue der Übersetzung durch die 
Pönitentiarie oder einen Ordinarius aus dem be¬ 
treffenden Sprachgebiet feststehen. 


Stumme Personen können die mit öffent¬ 
lichen Gebeten verbundenen Ablässe gewinnen, wenn 
sie zugleich mit den übrigen am gleichen Ort betenden 
Gläubigen Herz und Sinn fromm zu Gott erheben. 

Handelt es sich um private Gebete, so ist es ge¬ 
nügend, wenn sie dieselben erwägen und mit Zeichen 
ausdrücken oder nur mit den Augen lesen. 


c) D i e A b 1 ä s s e gehen völlig verloren, 
wenn dem vorgeschriebenen Gebet 
durch Ein-, Zufügung oder Weglassung eine wesent¬ 
liche Änderung zuteil wird (P. 26. 11. 1934)- 

Die Gewohnheit, besonders im deutschen Sprach¬ 
gebiet, beim Rosenkranzgebet die Geheim¬ 
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nisse einzuschalten, steht dej Ablaßgewinnung 
nicht entgegen (Indult Benedikts XV. vom 21. 1. 1921). 

Bei vorgeschriebenen Gebeten genügt auch die mit 
ändern a ^wechselnde Rezitation oder die gei¬ 
stige Teilnahme an der Rezitation des Vorbeters. 

6. Die Zuwendung von Ablässen an andere 
lebende Personen ist unmöglich; sic können 
nur den Seelen im Fegfeuer zugewendet 
werden. 

Alle vom Papst bewilligten Ablässe sind den Ver¬ 
storbenen zuwendbar, wenn nicht das Gegenteil fest¬ 
steht. 

7. Die Umwandlung vorgeschriebener Werke in 
andere kann durch den Beichtvater erfolgen, wenn 
jemand rechtmäßig an ihrer Leistung verhindert 
ist. 

Dritter Abschnitt: Das Weiherecht. 

(can. 948— 1011) 

§ 64. Einleitung. 

(can. 948— 949 ) 

1. Die besondere Bedeutung der Weihe 
liegt darin, daß durch sic nach der Anordnung 
Christi die Gläubigen in die zwei Klassen der 
Geistlichen und Laien geschieden werden. 

2. Die Weihen sind entweder höhere (ordines 
niaiores oder sacri) oder niedere (ordines mino- 
i'cs) Weihen. 

Zu den höheren Weihen gehören: Presbyterat, 
Diakonat und Subdiakonat (der Episkopat ist im 
Presbyterat als sein höchster Grad enthalten). 

Zu den niederen Weihen gehören: Akoluthat/ 
Exorzistat, Lektorat und Ostiariat. 

Die Ausdrücke ordinäre, ordo, ordinatio, sacra 
° r dinatio begreifen im Recht die Bischofsweihe, die 
eben unter 2. aufgezählten Weihen und die Tonsur (kein 
°rdo) in sich, wenn nichts anderes aus der Natur der 
8ache oder dem Wortlaut sich ergibt. 
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§ 65 . Der Spender der Ordination. 

(can. 951—957) 

1. Für jede Weihe ist der ordentliche Spen¬ 
der der konsekrierte Bischof. 

Außerordentliche Spender einiger Wcihen 
sind Geistliche ohne bischöflichen Charakter, die 
durch das gemeine Recht oder ein besonderes In-' 
dult des Apostolischen Stuhles (Kardinale, Äbte 
und Prälaten nullius, Apostolische Vikare und Prä¬ 
fekten, benedizierter Abt) dazu bevollmächtigt sind. 

2. Die Konsekration des Bischofs ist dem Papst 
reserviert. 

Deshalb bedarf es zu ihrer Vornahme eines vorheri¬ 
gen päpstlichen Mandats. Der Konsekrator muß zur 
Konsekration zwei andere Bischöfe zur Assistenz bei 
der Weihe beiziehen. 

3. Oberster Grundsatz ist im übrigen: Jeder ist 
vom episcopus proprius oder mit dessen Erlaub¬ 
nis (litterae dimissoriae) zu weihen. 

a) Die Weihe des W e 1 1 k 1 e r u s steht nur dem 
Bischof derjenigen Diözese zu, in der der Wcihc- 
kandidat seinen Wohnsitz (domicilium, nicht 
quasidomicilium) hat, sei es daß der Wohnsitz 
mit dem Geburtsort zusammenfällt oder nicht. 

Im letzteren Fall muß der Weihekandidat eidlich ver¬ 
sprechen, in der Diözese zu bleiben. Dies ist in drei 
Fällen nicht erforderlich: wenn der Kandidat schon 
durch die Tonsur der Diözese inkardiniert oder für 
den Dienst einer andern Diözese (nach erlangter Ex- 
kardination und Inkardination) bestimmt oder wenn 
er Professe einer religiösen Genossenschaft ist. 

' Die Apostolischen Vikare und Präfekten, Äbte und 
Prälaten nullius mit bischöflichem Charakter 
haben die gleichen Weiherechte wie ein Diözesan- 
bischof. 

Ohne bischöflichen Charakter können sie 
während ihrer Amtsdauer und in ihrem Territorium die 
Tonsur und die vier niederen Weihen ihren säkularen 
(nicht den klösterlichen) Untergebenen und den durch 
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litterae dimissoriae an sie Gewiesenen spenden. Im 
übrigen sind die von ihnen erteilten Weihen ungültig. 

b) Für die Weihe der Ordensleute gilt fol¬ 
gendes: 

Der regierende (benedizierte und zum Prie¬ 
ster) geweihte Regularabt kann, auch wenn er 
nicht Abt nullius ist, die Tonsur und die niederen 
Weihen erteilen, wenn der Kandidat durch die 
Profeß (feierliche oder einfache) sein Untergebener 
ist. Ohne diese Voraussetzungen sind die von ihm 
erteilten Weihen ungültig, falls er nicht Bischof 
ist. 

Jedes entgegenstehende Privileg ist aufgehoben. 

§66. Die litterae dimissoriae. 

(can. 958—967) 

Die Weihen sollen; außer im Fall der Verhinde¬ 
rung, nur vom episcopus proprius erteilt werden. 
Ordiniert ein anderer Bischof, so bedarf er dazu 
einer besondern Erlaubnis; sie wird durch die 
••litterae dimissoriae“ gegeben. 

1. Zur Ausstellung derselben sind berechtigt: 

a) für den W e 11 k I e r u s : 

der episcopus proprius (auch der noch nicht 
konsekrierte, aber rechtmäßig eingesetzte); 

der Generalvikar nur mit besonderem Auftrag 
des Bischofs; 

der Kapitularvikar mit Zustimmung des Kapi 
tels erst ein Jahr nach Erledigung des Bischof¬ 
stuhles; 

vorher bloß für solche, die der YV eihe zum An- 
tritt oder zur Erlangung eines Benefiziums oder 
eines andern Amtes bedürfen, dessen Besetzung 
Wegen der Diözesanbedürfnisse keine Verschie¬ 
bung duldet. Jedoch soll er sic niemand, dem sie 
der Bischof verweigert hat, geben; 
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die Apostolischen Vikare und Präfekten, Äbte 
und Prälaten nullius (auch ohne bischöflichen 
Charakter) für die niederen und höheren Weihen; 
b) für den Ordcnsklerus: 

der höhere Obere der Exemten für sämtliche 
Weihen; 

die Oberen der Professen mit einfachen 
Gelübden für die Tonsur und die niederen 
Weihen. 

Im übrigen gilt, z. B. bezüglich der Novizen, 
das Recht für den Weltklerus. 

Jedes Privileg, das den Oberen die Vollmacht gibt, 
die litterae dimissoriae für die höheren Weihen der Pro¬ 
fessen mit einfachen Gelübden auszustellen, ist aufge¬ 
hoben. 

Alle zur Ausstellung der litterae dimissoriae Berech¬ 
tigten können auch die betrefTcuden Weihen selbst er¬ 
teilen, wenn sie die dazu notwendige potestas ordinis 
haben; z. B. der Kapitularvikar mit bischöflichem Cha¬ 
rakter kann in den angegebenen Grenzen die höheren 
Weihen erteilen. 

Die litterae dimissoriae dürfen nicht aus¬ 
gestellt werden, bevor die vom Recht g<~- 
forderten Sittenzeugnisse vorliegen (s. § 72). 

2. Der Adressat der litterae dimissoriae ist ver¬ 
schieden. 

a) Der episcopus proprius kann sie an 
jeden, mit dem Pleiligcn Stuhl in Verbindung ste¬ 
henden Bischof (und die ihm rechtlich Gleich' 
gestellten: Apostolische Vikare und Präfekten» 
Äbte und Prälaten nullius) senden (ausgeschlos¬ 
sen ohne besonderes Indult der Bischof eines an¬ 
dern Ritus). 

b) Der Ordensobere muß die litterae dimis¬ 
soriae an den Diözesanbischof senden, d. h. 
an den Bischof (oder den ihm Gleichgestellten) 
der Niederlassung, zu der der Ordinandus gehört« 
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Sie können mit Erlaubnis des Diözesanbischofs, oder 
wenn dieser abwesend ist oder am nächsten kanonischen 
Weihetag nicht ordiniert, oder wenn die Diözese ver¬ 
waist und ihr derzeitiger Leiter nicht Bischof ist, an 
einen andern Bischof als den Diözesanbischof gesandt 
werden. 

3. Einschränken auf eine bestimmte Weihe oder 
ganz zu rück ziehen kann die litterae dimis¬ 
soriae ihr Aussteller und dessen Nachfolger. 

Sie erlöschen, einmal gegeben, nicht mit 
dem Recht des Gebers (Tod, Suspension, Amts¬ 
verzicht usf.). 

§ 67. Die Eigenschaften des Weihekandidaten. 

(can. 068—973) 

I. Gültigkeit der IVcihc. 

Zur Gültigkeit der Weihe ist erforderlich, daß 
der Kandidat „vir baptizatus“ ist, also männlichen 
Geschlechts und getauft ist. 

Ungetaufte und Frauen können keinen ordo gültig 
empfangen. 

II. Erlaubt heit der Weihe. 

Zur Erlaubtheit der Weihe ist außerdem erfor¬ 
derlich, daß der Kandidat: 

die vom kanonischen Recht verlangten Qual 1 tä- 
ten besitzt, 

durch keine Irregularität oder 

ein anderes PI i 11 d e r n i s 

davon abgehalten wird. 

Hinsichtlich der vom Recht verlangten Eigen¬ 
schaften muß der Kandidat folgenden Erforder¬ 
nissen Genüge leisten: 

t. Sein Wille muß sein, Priester zu werden. 

Die Vorstufen des Priestertums gelten heute 
nur als Übergangsstufen. Demgemäß dürfen 
Tonsur und die niederen Weihen nur solchen erteilt 
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werden, die sich zum Priestertum entschlossen ha¬ 
ben und voraussichtlich würdige Piiester sein wer¬ 
den. 

Die Prüfung der kanonischen Eignung steht dem 
Bischof zu; er muß darüber vor der Erteilung der hö¬ 
heren Weihen zufolge positiver Beweise „moraliter ccr- 
tus‘ sein; eine Wahrscheinlichkeit genügt nicht. 

Verweigert ein Geweihter den Empfang 
der folgenden Weihen, so darf er vom Bischof 
nicht dazu gezwungen werden. Er darf indes den er¬ 
langten ordo ausüben, wenn er nicht durch ein kano¬ 
nisches Hindernis abgehalten ist oder sonst ein 
schwerer Grund (nach des Bischofs Urteil) ent¬ 
gegensteht Ohne weiteres darf ihm die Ausübung des 
ordo nicht verboten werden. 

Der eigene Bischof (Provinzial-Ordensobere) kann 
den Geistlichen aus einer kanonischen, auch ge¬ 
heimen Ursache und auch ohne Gericht (extraiudicia- 
liter) den Aufstieg zu andern Weihen untersa¬ 
gen. Solchen Klerikern steht das Recht des Rekurses 
an den Heiligen Stuhl (Gcncralobern) zu. 

2. Die Weihe ist mit freiem Willen zu empfangen. 

Jemand zum geistlichen Stand zwingen oder ihn, 
wenn er geeignet ist, davon zurückhalten, ist ein großes 
Unrecht (nefas). 

3. Die Notwendigkeit oder Nützlich¬ 
keit des Ordinanden für die Diözese muß nach 
dem Ermessen des Bischofs gegeben sein, wenn es 
sich um Weltgeistliche handelt. Sonst darf der 
Bischof ihn nicht ordinieren. 

Wenn der Kandidat einer religiösen Genos¬ 
senschaft angehört, darf er ohne die genannte Vor¬ 
aussetzung geweiht werden. 

Ebenso ein Weltgeistlicher, wenn er für den 
Dienst einer andern Diözese (nach vorheriger 
Ex- und Inkardination) bestimmt ist. 

4. Vor jeder Weihe muß die Firmung emp¬ 
fangen sein. 

5. Der Kandidat hat die guten Sitten, die dem 
zu empfangenden ordo entsprechen, aufzuweisen. 
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6. Die unteren Weihen müssen vor den höheren 
empfangen sein. 

Die Weihen sind in folgender S t u f e n o r d 11 u n g zu 
erteilen: Tonsur, Ostiariat, Lektorat, Exorzistat, Akolu- 
that, Subdiakonat, Diakonat, Prcsbyterat. 

Die Ordination „per saltum“ ist ausdrücklich ver¬ 
boten. 

§ 68. Einzelne besondere Anforderungen. 

(can. 074— 982) 

1. Das kanonische Alter. Für 1 onsur und 
niedere Weihen ist bezüglich des Alters nichts 
festgesetzt; 

das Subdiakonat kann nicht vor dem voll¬ 
endeten 21. Lebensjahr, 

das Diakonat nicht vor dem vollendeten 
22. Lebensjahr, 

das Prcsbyterat nicht vor dem vollende- 
l e n 24. Lebensjahr, 

das Episkopat nicht vor dem 30. Lebens¬ 
jahr empfangen werden. 

2. Die wissenschaftliche und aszetische Vorbil¬ 
dung. 

a) Die Tonsur darf dem Kandidaten nicht vor 
dem Beginn des theologischen Studiums, 

das Subdiakonat nicht vor Abschluß des 
dritten Jahre s des theologischen Studiums, 

das Diakonat nicht vor Beginn des vierten 
Jahres und 

das Prcsbyterat erst nach der Plälfte des vielten 
Jahres des theologischen Kurses erteilt werden. 

b) Die Aspiranten sollen schon in den Jugendjah- 
1 cn (a teneris annis) in das Seminai (Knaben¬ 
konvikt) aufgenommen werden. Jedenfcdls müssen 
alle während des ganzen eigentlichen 
theologischen Studiums im Seminar (theo- 
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logisches Konvikt, Priesterseminar) sein, falls nicht 
, T Cr ^dinanus in besonderen Fällen aus wichtiger 
Ursache Dispens erteilt. 

YV?n a u , ß c r h . a ' b , d c s Seminars recht m ;i ß i g 
viit- fri C c , n Slnc ^ cinem geeigneten frommen Priester 
vertrauen" aC1Un ^ Un< ^ •'^ n l e ' tl,n S zur Frömmigkeit anzu- 

■ D ?. e ^ nters titien. Zwischen den einzelnen Wei¬ 
nen müssen bestimmte Zeiträume für die Übung 
der Ordinierten in den empfangenen Weihen liegen. 

v,,I h , re f ^ n iL e ist nach <lcn Weihen verschieden. In Be- 
1 11 ^ie Tonsur und die niederen Weihen ist sie dem 
urteil des Bischofs überlassen. 

Zwischen Akoluthat und S ti b d i a k o n a t be- 
tragt das Interstitium mindestens ein Jahr; zwischen 
bubdiakonat u n d D i a k onat wie zwischen D i a- 
konat und Pres byterat mindestens drei Monate, 
wenn die Notwendigkeit oder Nützlichkeit der Kirche 
nach dem Ermessen des Bischofs nicht anders verlangt. 

.' e dürfen, ohne besondere päpstliche Erlaubnis, die 
\Vr C -u ren e, l ien mit dem Subdiakonat und zwei höhere 
Weihen an ein und demselben Tag erteilt werden. Jede 
gegenteilige Gewohnheit ist reprobiert. 

Es ist auch nicht gestattet, die Tonsur zugleich mit 
einer der vier niederen Weihen oder alle vier niederen 
Weihen zugleich zu erteilen. 

Die Bischofsweihe kann man erst fünf Jahre nach der 
I riesterweihe empfangen (can 331, § i, Nr. 3). 

4. Der kanonische Titel. Zur Sicherstellung der 
standesgemäßen Lebenshaltung der Geistlichen, zur 
Hochhaltung ihrer Standesehre, damit sie nicht der 
Armut anheimfallen und mit dem Stande unverein¬ 
bare Tätigkeit ausüben müssen, können die höhe¬ 
ren Weihen nur auf Grund eines Wcihetitcls er¬ 
teilt werden, d. h. auf Grund einer Tatsache, die die 
standesgemäße Lebenshaltung des Ordinierten auf 
Lebenszeit garantiert (titulus pro tota ordinati vita 
et vere sufficiens ad congruam sustentationem sc- 
cundum normas ab Ordinariis pro diversis locorum 
et temporum necessitatibus et adiunctis dandas). 
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Die Titel sind verschiedener Art. 

a) für den \V e 11 k 1 e r u s gibt cs viererlei Titel: 
titulus beneficii, 

patrimonii, 
pensionis und 

servitii dioecesis (missionis in den Missions¬ 
ländern). 

Ordentlicher Titel ist der Besitz eines Bene- 
ii zi u m s mit entsprechendem Einkommen. Wenn die¬ 
ser Titel fehlt, so treten subsidiär ein: das eigene ge¬ 
nügende Vermögen oder gesicherte regelmäßige und 
genügende Jahreseinkunft c. Als Ersatz dieser 
drei Titel gilt nötigenfalls die Anstellung in der 
Diözese (bei uns die Regel). 

Den „T i s c h t i t e 1 “ kennt das kanonische Recht 
nicht; er besteht aber durch Gewohnheit zurecht. 

Die Unterstützung, die der Ordinarius den auf den 
Dienst der Diözese geweihten Priestern, wenn er 
ihnen kein Bcnefizium oder Amt verleiht, geben muß 
(subsidium ad congruam sustentationem sufficiens), ist 
kein Tischtitel im eigentlichen Sinn. 

b) Für den Ordens k 1 e r u s bestellt der Weilie- 
litcl: 

bei den eigentlichen Orden in der feier¬ 
lichen Profeß (titulus paupertatis), 

bei den Religiösen mit einfachen, ewi¬ 
gen Gelübden in der ,,m cnsa c o m m u n i s“, 
für die übrigen Ordensleute in den Titeln 
des Weltklerus. 

§ 69. Die Irregularitäten. 

(can. 983—989) 

Die Kirche wünscht sich für ihren Dienst gleich¬ 
sam die Elite unter den Menschen (Philipps). 
Darum sichtet sie unter ihnen und sucht alle vom 
geistlichen Stand fernzuhalten, die ihm Unehre 
machen, und nur die in ihn aufzunehmen, welche 
die großenteils schon von der regula des Apostels- 
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Paulus im r. Brief an Timotheus (3, 2 ff.) gefor¬ 
derten Eigenschaften haben, also „regulär“, nicht 
irregulär sind. 

1. Begriff. Irregularitäten sind dauernde 
Mängel eines Mannes, die den E m p f a 11 g der Ton¬ 
sur und der Weihen sowie die Ausübung der 
Weihegewalt verbieten. 

Sie haben nicht den Charakter einer 
Strafe, sondern machen nur für die Weihe untauglich. 

2. Arten. DerCIC unterscheidet: Irregularitäten 
ex defectu und ex deiieto. 

3. Die einzelnen Irregularitäten. Der CIC zählt 
sie erschöpfend (14) auf: 

a) Ex defectu sind irregulär: 

die unehelich Geborenen, wenn sie nicht 
legitimiert wurden oder die feierlichen Gelübde ab¬ 
gelegt haben; 

die körperlich Gebrechlichen, und zwar 
sowohl diejenigen, die wegen Schwäche (debili- 
tas) den Altardienst nicht s i c li e r verrichten kön¬ 
nen (Blinde, Lahme, Stumme, Krüppel), als auch 
diejenigen, die wegen Mißgestalt (deformitas) 
ihn nicht dezent leisten können (Zwerge, Bucklige 
usw.); 

die an Epilepsie, Geisteskrankheit 
(amentes) oder Besessenheit leiden oder gelit¬ 
ten haben; Geheilten erlaubt der Bischof Dienst. 

die bigami, d. h. diejenigen, die nacheinander 
mehrmals gültig verheiratet waren; 

die rechtlich Ehrlosen (infarni iuris); 

der Richter, der ein Todesurteil gefällt hat; 

der Scharfrichter, der freiwillig dieses Amt 
übernommen hat, sowie seine freiwilligen und 
unmittelbaren Helfer bei der Vollstreckung 
des Todesurteils. 
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b) Ex delicto sind irregulär: 

die Apostaten (a fide), Häretiker und 
Schis m a t i k e r ; 

Dahin sind auch die Mitglieder einer atheistischen 
Sekte zu rechnen (AK 30. 7. 34). 

der Empfänger der Taufe durch einen Akatho- 
liken, falls er dies ohne Notfall geschehen ließ; 

die Ehemänner, Majoristen oder Ordensleute 
mit feierlichen oder einfachen, ewigen oder zeit¬ 
lichen (noch bindenden) Gelübden, die eine Ehe 
(Zivilehe) geschlossen haben, sowie alle Männer, 
die mit einer durch solche Gelübde oder durch 
die Ehe gebundenen Frau die Ehe geschlossen 
haben; 

die Mörder (homicidium voluntarium), die 
Abtreib°r der Leibesfrucht (eiiectu secuto) und 
alle ihre Mithelfer (cooperantes); 

die sich selbst oder andere verstümmelt 
oder einen Selbstmordversuch gemacht 
haben; 

die Geistlichen, die verbotener weise 
die Medizin und Chirurgie mit Todes¬ 
folge ausgeübt haben; 

die einen dem Majoristen vorbehaltenen 
Weiheakt vornehmen, sei es, daß sie die dazu er¬ 
forderliche Weihe gar nicht haben oder, wenn sie 
dieselbe haben, deren Ausübung ihnen durch eine 
kanonische Strafe (persönliche, medizineile, vindi- 
kative und örtliche) verboten ist 1 . 

NB. Zu beachten ist, daß die Irregularität ex delicto 
nur eintntt, wenn die Delikte schwer sündhaft 
(gravia peccata) waren, nach der Taufe begangen wur- 

1 Das Subdiakonieren (ohne Manipel) ist den Ton- 
suristen und Minoristen ex causa rationabili gestattet. 
Dabei müssen sie gewisse sonst durch den Subdiakon 
zu verrichtende Handlungen dem Diakon überlassen 
(Dekret der Ritenkongregation vom 14. 3. 1906). 
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den und äußere Taten (öffentliche oder geheime) 
waren. 

Unkenntnis entschuldigt nicht von den Irregulari¬ 
täten. 

Mehrere Irregularitäten können zugleich 
vorhanden sein und sind es infolge vorliegender v e r< 
schicdener Ursachen, nicht aber bei Wiederholung 
der gleichen Ursache, Mord ausgenommen. 

§ 70. Die einfachen Weihehindernisse. 

(can. 987—989) 

Der CIC zählt auch die einfachen Weihehinder¬ 
nisse erschöpfend (7) auf: 

Einfach verhindert (simpliciter impediti) sind: 

die Söhne von N i c h t k a t h o 1 i k e n , solange 
die Eltern irrgläubig bleiben; 

die Ehemänner; 

die Inhaber und Verwalter eines den 
Geistlichen verbotenen, mit der Pflicht zur Rechen¬ 
schaftsablage verbundenen Amtes, solange sic 
nicht das Amt oder die Verwaltung niedergelegt 
haben und von der Rechenschaftsablage entlastet 
sind; 

die Sklaven, bevor sie ihre Freiheit erlangt 
haben; 

die Militärpflichtigen vor der Erfüllung 
dieser Pflicht; 

die Neophyten, d. h. die neu zum Christen¬ 
tum Bekehrten (nicht bekehrte nichtkatholische 
Christen), bis sie vom Ordinarius genügend er¬ 
probt sind; 

die tatsächlich Ehrlosen (infamia facti), so¬ 
lange die Infamie nach dem Urteil des Ordinarius 
andauert. 

Unkenntnis entschuldigt wie bei den Irregulari¬ 
täten auch bei den einfachen Weihehindernissen nich 

Ebenso vervielfachen sich wie dort die Hinder 
nisse infolge verschiedener Ursachen, nicht aber durc 1 
cie Wiederholung desselben Tatbestandes. 
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§71. Das Erlöschen und die Dispensation von 
Irregularitäten und Hindernissen. 

(can 990—991) 

Die Irregularitäten und einfachen Weihehinder¬ 
nisse verbieten sowohl den Empfang der Weihe 
als auch die Ausübung des erhaltenen ordo, selbst 
wenn sie nach der Weihe ohne Schuld der Ordi¬ 
nierten eingetreten sind. 

Sie können indes erlöschen oder durch Dispens 
aufgehoben werden. 

1. Erlöschen. 

a) Die einfachen Hindernisse erlöschen mit 
dem Wegfall ihres Grundes. 

b) Die Irregularitäten, obwohl an sich 
ünpedimenta perpetua, erlöschen unter Umstän¬ 
den auch. 

Meistens ist zu ihrer Beseitigung Dispens er¬ 
forderlich. 

2. Dispensation. 

a) Allgemein zuständig ist nur der Papst (Sa¬ 
kramentskongregation, bei Delikten pro foro in- 
terno die Pönitentiarie). 

Das Recht selbst erteilt aber dem Ordina¬ 
rius und dem Konfessarius in dieser Beziehung 
bestimmte Vollmachten. 

b) Der Ordinarius kann seine Unter¬ 
gebenen (selbst oder durch Beauftragte) von 
allen Irregularitäten ex delicto occulto 
dispensieren. 

Ausgenommen sind Mord, Abtreibung und andere 
schon vor das Gericht gezogene Verbrechen. (Vgl. noch 
oben § 7 [Dispensation].) 

c) Der Beichtvater hat (pro foro interno 
sacramentali) in dringenden Fällen die 
gleiche Vollmacht wie der Ordinarius, wenn die¬ 
ser nicht angegangen werden kann und die Ge¬ 
fahr großen Schadens oder der Infamie droht. 

Kotzbach, Rocht der kathol. h !cho 14 
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Er hat diese Vollmacht nur gegenüber schon 
Ordinierten, damit der Pönitent seine Weihe er¬ 
laubterweise ausüben kann. 

Bei Bittgesuchen um Dispens müssen alle Irregulari¬ 
täten und Hindernisse aufgeführt werden. Sonst ist die 
allgemeine Dispens zwar gültig für die bona fide, aber 
nicht für die mala fide verschwiegenen Irregularitäten 
und Hindernisse. 

Mord und Abtreibung und vor das Gericht gebrachte 
Delikte sind dagegen auch dann ausgenommen, wenn 
sie bona fide unerwähnt bleiben. 

Die allgemeine Dispens für Weihen gilt auch für die 
höheren Weihen; aber die so Geweihten erfahren 
einige Beschränkungen in der Zulassung zu Ämtern 
(Bischof, Gencralsuperior). 

Die Dispens in foro interno non sacramentali ist 
schriftlich zu geben und im Geheimarchiv der Behörde 
aufzubewahren. 

§72. Andere Erfordernisse vor der Ordination. 

(can. 992—1001) 

I. Die Skrutinien. 

Zur gesetzmäßigen Feststellung, daß der Weihe¬ 
kandidat die erforderlichen Eigenschaften besitzt 
und durch keine Irregularität oder durch kein 
Hindernis von ihr auszuschließen ist, hat der Or¬ 
dination eine Prüfung (Skrutinium) über dessen 
rechtliche, sittliche und wissenschaftliche Qualifi¬ 
kation voranzugehen. 

1. Zeugnisse. Die Ordinanden (säkulare wie 
religiöse) müssen zu diesem Zweck für die Wei¬ 
hen folgende Zeugnisse vorlegen: 

a) für die Tonsur das Tauf- und Firmungszeug¬ 
nis, 

für den Empfang einer späteren Weihe das 
Zeugnis über den Empfang der vorhergehenden 
Weihen; 

i b) die Studienzeugnisse; 
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c) die Sittenzeugnisse des Seminarvorstehers 
(oder des zu ihrer Überwachung aufgestellten 
Priesters); 

d) die litterae testimoniales über die Freiheit 
von Zensuren, Irregularitäten und einfachen Hin¬ 
dernissen ; 

e) gegebenenfalls das Zeugnis des höheren Or¬ 
densobern. 

2. Wissenschaftliches Examen. Ein solches ist 
(nach der näheren Anordnung des Bischofs) über 
den betreffenden ordo von allen Ordinanden (auch 
von den Religiösen), bei höheren Weihen auch 
über die Theologie abzulegen. 

3. Öffentliche Verkündung. Die Namen der Or¬ 
dinanden zu den höheren Weihen müssen in der 
Pfarrkirche des Kandidaten öffentlich verkündet 
Werden und zwar an einem gebotenen Feier¬ 
tage beim Hauptgottesdienst (oder bei 
einem andern gutbesuchten Gottesdienst). 

Alle Gläubigen sind verpflichtet, ihnen etwa bekannte 
l'lindernisse dem Pfarrer oder Ordinarius mitzuteilen. 

Von der Verkündigung ausgenommen sind die Ordens- 
k'iite mit ewigen (feierlichen oder einfachen) Gelübden. 

4- Eid der Kandidaten betr. s. * 10 . 

II. Die Exerzitien . 

Vor der Tonsur und vor den niederen 
Weihen haben die Weihekandidaten mindestens 
dreitägige, vor den höheren W e i h e 11 we¬ 
nigstens sechstägige Exerzitien zu machen. 

Wenn sic innerhalb eines halben Jahres mehrere 
höhere Weihen empfangen, kann der Ordinarius die 
Exerzitien für das Diakonat bis auf drei Tage ver¬ 
kürzen 

Die heiligen Übungen sind für die Regel im Seminar 
oder in einem andern vom Bischof bezeichneten from¬ 
men Hause zu machen (Ordensleute im eigenen oder in 
dem vom Superior bestimmten Hause). 

14 • 
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§ 73. Die Weihehandlung selbst. 

(can. 1002 —ioii) 

1. Ritus. Die Weihen sind (von Tonsur und 
den vier niederen Weihen abgesehen) in der vom 
Ordinator zu lesenden heiligen Messe zu erteilen. 

Sie haben nach den Vorschriften der liturgischen 
Bücher (Pontificale Romanum) zu erfolgen. 

In dieser Ordinationsmesse haben die Kandidaten 
der höheren Weihen zu kommunizieren (die der 
Priesterweihe mit zu zelebrieren; can. 803). 

2. Zeit. 

a) Die Bischofsweihe findet nur Sonntag? 
und an den Apostelfesten (dies natalis) während 
der feierlichen Messe statt; 

b) die andern höheren Weihen in der feier- 
lichen Messe an den Quatembersamstagen, am 
Samstag vor dem Passionssonntag und am Kar- 
samstag. 

Aus wichtigem Grunde kann sie der Bischof auch 
an einem Sonntag oder gebotenen Feiertag vornehmen* 

c) Die niederen Weihen können an allen 
Sonntagen und (nicht gebotenen) Festen mit 
Duplexcharakter erteilt werden. 

d) Die Tonsur kann an jedem Tag und zu be¬ 
liebiger Stunde statthaben. 

Die den genannten Zeiten aller Weihen entgegen¬ 
stehenden Gewohnheiten sind verworfen. 

3. Ort. Die allgemeinen Weihen (ordines 
generales) sind in der Kathedrale in Gegen¬ 
wart des Domkapitels öffentlich zu spenden. 

Finden die Weihen nicht am Bischofssitz statt, 
so sind sie möglichst in der Hauptkirche (ecclesia 
dignior) in Gegenwart des Klerus zu erteilen. 

Die Weihen einzelner Ordinanden (ordines parti- 
culares) kann der Bischof begründeter Weise in andern 
Kirchen, im Oratorium des Bischofs, des Seminars oder 
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Klosters, die Tonsur und die niederen Weihen auch in 
Brivatkapellen spenden. 

Die Namen der Ordinierten und des Ordinators, Zeit 
und Ort der Weihe sind zu notieren und im Archiv der 
Behörde aufzubewahren. 

Die einzelnen Ordinierten erhalten ein authenticum 
ordinationis receptae testimonium. 

Der Pfarrer des zum Subdiakonat Geweihten be¬ 
kommt durch den Ordinarius (höheren Superior) hier¬ 
von Nachricht zwecks Eintrags im Taufbuch. 


Vierter Abschnitt: Das Eherecht l . 

Erstes Kapitel. Einleitung. 

§ 74. Begriff und Grundsätze. 

(can. 1012—1016) 

1. Begriff: Der CIC gibt keine Definition der 
Elle, sondern setzt sic voraus. Eine amtliche Defi¬ 
nition gibt der Catechismus Romanus, der sagt: 

,,D i e Ehe ist die rechtmäßige V e r b i n- 
d u n g eines M anne s u n d eine r F rau z u r 
Ungeteilten (und unteilbaren) Leben s- 
Gemeinschaft“ (viri et mulieris maritalis con- 
hinctio intcr legitimas personas, individuam vitac 
consuctudinem retinens. Pars II, cap. VIII, 3). 

Die einleitenden Canones des CIC machen über 
Wesen, Zweck und Eigenschaften der Ehe wich¬ 
tige Darlegungen. 

2. Wesen. Die Ehe ist wesentlich ein Vertrag 
zwischen den beiden Gatten (contractus matri- 

1 Literatur: Gasparri, Tractatus de matrimonio. 2 Bdc. 
(1932). Triebs, Praktisches Handbuch des geltenden kano- 
uischen Ehcrechts. 4 Bdchcn. (1925/32). Hilling, Das Ehe- 
recht des CIC (1927). De Smct, De sponsalibus et matri- 
rnonio (1927). Müssener, Das kath. Eherecht in der Scel- 
Sc >rgspraxis. 2 Aufl. (1934). Linneborn-Wenner, Grundriß 
des Eherechts. 4. u. 5. Aufl. (i933>- Schönsteiner, Grundriß 
des kirchl. Eherechts (i 937 )- Kienitz, Die christl. Ehe 
(1938). Enzyklika Pius’ NI.: „Casti connubii“ (1930). 





214 Drittes Buch. Die geistlichen Angelegenheiten. 

monialis, can. 1012), ein Vertrag eigentümlichster 
Art. Sein wesentlicher Inhalt steht von vorn¬ 
herein durch die Natur, durch den Zweck der Ehe 
unabänderlich fest; frei sind die Eheleute nur in¬ 
soweit, als sie ihm mit freiem Willen zustimmen. 

Mit dem eigentlichen Ehevertrag können noch andere, 
nicht wesentliche vertragliche Bestimmungen, z. B. über 
das Vermögen, verknüpft sein. 

3. Der Zweck der Ehe ist ein doppelter: ein 
primärer und ein sekundärer. 

a) Der Hauptzweck (finis primarius) der 
Ehe ist die Erzeugung und Erziehung von Nach¬ 
kommenschaft (procreatio atque educatio prolis). 

Der Sinn der Ehe (finis operis) liegt also in 
der Erhaltung und Fortpflanzung des 
Menschengeschlechts und gibt ihr demnach in 
dieser Hinsicht sozialen Charakter. 

Die Ehe ist der einzige erlaubte Weg zu diesem Ziel. 
Die procreatio prolis außerhalb der Ehe ist immer und 
unter allen Umständen unerlaubt und sündhaft. 

b) Der Nebenzweck (finis secundarius) der 
Ehe trägt individuellen Charakter und be¬ 
stellt in dem „mutuum adiutorium et remedium 
concupiscentiae“ (can. 1013, § 1). 

Er legt den Ehegatten die Pflicht auf, sich 
gegenseitig zu unterstützen und zu ergänzen und 
in leiblicher und geistiger Hinsicht zu fördern. 

Sodann dient die Ehe der rechtmäßigen Be¬ 
friedigung des stärksten der Triebe, des Sexual¬ 
triebes. 

Selbstverständlich müssen die Eheleute den finis se¬ 
cundarius dem finis primarius ein- und unterordnen. 

4. Die wesentlichen Eigenschaften der Ehe 
sind: 

Einheit und Unauflöslichkeit (unitas et indis- 
solubilitas, can. 1013, § 2). 


1 * Teil Die Sakramente. IV.Abschn.: Das Eherecht. 
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Die Ehe kann nur zwischen einem Mann und 
einer Frau, und zwar nur auf Lebensdauer 
bestehen (Monogamie). Die beiden Gatten bil¬ 
den eine völlige Lebensgemeinschaft, vor allem 
Gemeinschaft von ,,Tisch und Bett“, die in ihrem 
wesentlichen Inhalt nur durch den Tod eines 
Gatten aufgehoben wird. 

Die Ausnahmen: Privilegium Paulinum und Dispen¬ 
sation des Heiligen Stuhles beim matrimonium non con- 
summatum, siehe unten. 

Bigamie und Polygamie, die gleichzeitige g ii 1- 
tige Ehe eines Mannes mit zwei oder mehreren Frauen 
oder einer Frau mit mehreren Männern (Polyandrie), 
ist nicht bloß unerlaubt, sondern rechtlich unmöglich. 

5. Die Ehe unter Christen. 

Das Gesagte gilt von jeder Ehe, also auch 
von den Ehen der N i c h t c h r i s t e 11. Denn die 
Ehe beruht auf Naturrecht, also auf göttlichem 
Recht. 

Für die C h r i s t c n ist die Ehe zugleich ein 
Sakrament, ein von Jesus Christus zur Hei¬ 
ligung des Instituts und zur Verleihung der 
Standesgnaden an die Eheleute eingesetztes Gna¬ 
denmittel. Unter Christen ist überhaupt keine 
gültige Ehe möglich, die nicht sakramental ist 
(can. T012, § 2). 

Dieser Sakramentscharakter verstärkt die Ein¬ 
heit und Unauflöslichkeit des Ehebandes (can. 
l 0 l 3 > § 2). 

Demzufolge ist die Ehe dem Christen kein 
r ein weltlich Ding, sondern eine heilige Ge¬ 
meinschaft, deren idealstes Vorbild im Ver¬ 
hältnis Christi zu seiner Braut, der Kirche, gege¬ 
ben ist (Eph. 5, 32). 

6. Terminologie. 

a) Die gültige Ehe zwischen Un getauf¬ 
ten heißt matrimonium legitimum. 

Die gültige Ehe Getaufter heißt: 
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matrimonium r a t u in , wenn unter den Gat¬ 
ten — nach der Eheschließung — noch kein ehe¬ 
licher Verkehr (actus coniugalis) stattgefunden 
hat; 

matrimonium rat um et consuminatuni, 
wenn ein solcher Verkehr — nach der Hoch¬ 
zeit — stattgefunden hat. 

b) Die ungültige Ehe wird matrimonium 
putativum (Scheinehe) genannt, wenn sie min¬ 
destens von einem Gatten bona fide geschlos¬ 
sen wurde, und solange nicht beide Teile über 
ihre Nichtigkeit im klaren sind (can. 1015). 

7. Jurisdiktion. Der can. 1016 bestimmt: ,,D i c 
Ehe der Getauften wird nicht nur 
durch göttliches, sondern auch durch 
kanonisches Recht geregelt, unter 
Wahrung der staatliche 11 K o m p e t e n 2$ 
in Bezug auf die rein weltlichen W i r- 
kungen der Eh e.“ 

a) Die Ehe der Un ge tauften. Der CIC 
spricht hier nur von den Ehen der Christen, und 
zwar aller Christen, Katholiken und Nichtkatho¬ 
liken. 

Die Ehen der Ungetauften fallen nicht unter 
die Jurisdiktion der Kirche, wohl aber unter die 
des Staates (selbstverständlich im Rahmen des 
göttlichen Rechts). 

b) Die Ehe der Getauften ist als Sakrament 
eine res spiritualis und unterliegt ausschließ¬ 
lich in den eigentlichen Ehesachen der Juris¬ 
diktion der katholischen Kirche (Gesetzgebung» 
Strafe, Gericht). 

Der Staat kann demnach für Christen keine tren¬ 
nenden Ehehindernisse aufstellen, nicht über die Gültig¬ 
keit oder Ungültigkeit ihrer Ehen Entscheidungen tref¬ 
fen, keine zur Gültigkeit der Ehe notwendige Trauungs¬ 
form vorschreiben usw. 
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Sind von ihm trotzdem solche Regelungen getroffen, 
so haben sie keine Wirkung auf die Ehe als solche. 

Wohl aber gehört cs zur Kompetenz des Staates, das 
eheliche Güter-, Familien- und Erbrecht usw. zu regeln. 

Demgemäß sind auch für die Streitigkeiten be¬ 
treffs der rein zivilen Wirkungen der Ehe grundsätzlich 
die weltlichen Gerichte zuständig, die kirchlichen Ge¬ 
richte nur im Zusammenhang mit andern, dem kirch¬ 
lichen Gericht grundsätzlich zustchenden Streitigkeiten 
(can. 1961). 

§ 75. Das Verlöbnis. 

(can. 1017) 

Da die Ehe die dauernde Lebensgemeinschaft 
der Gatten bedeutet, sollte sie von den Heirats¬ 
willigen nur nach gegenseitiger genauer Kennt¬ 
nis ihrer persönlichen Eigenschaften und nach 
reifer Überlegung geschlossen werden. Dazu 
dient insbesondere das Verlöbnis oder Ehe- 
V'ersprcchen (sponsalitia). Da es seiner Natur 
nach auf die Ehe hinzielt, ist es wie die Ehe 
selbst bei Christen eine res spiritualis und unter¬ 
liegt der kirchlichen Jurisdiktion, von der die 
Kirche auch tatsächlich Gebrauch gemacht hat. 

1. Gültigkeit. Zur Gültigkeit des Verlöbnisses 
bedarf cs der schriftlichen 1‘orm. 

Die Verlobung ist unter Angabe von Ort und 
Zeit zu beurkunden: 

a) normalerweise: 

durch eigenhändige Unterschrift der Parteien 
und des Pfarrers (oder Ortsordinarius) oder 

durch eigenhändige Unterschrift der Parteien 
Und zweier Zeugen; 

b) bei Schreibunfähigkeit der Parteien oder 
eines Teils: 

durch eigenhändige Unterschrift des Pfarrers 
(Ortsordinarius) und eines Zeugen oder 

durch eigenhändige Unterschrift dreier Zeugen. 
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Die Schreibunfähigkeit muß unbedingt in der 
Urkunde erwähnt werden. 

„Pfarrer“ ist im Rechtssinn zu nehmen (Quasipfarrcr. 
Pfarrvikar, Vicarius substitutus, Pfarrverwescr). Die 

nicht vertreten, und der Pfarrer 
Sind sie dabei tätig, so gelten 

Als zuständiger Pfarrer kommt nicht der parochus 
proprius, sondern der parochus loci in Betracht, d. h. 
das Verlöbnis kann vor jedem beliebigen Pfarrer in 
dessen Territorium geschlossen werden; handelt cs sich 
doch nicht um die Jurisdiktion, sondern nur um die 
amtliche Beurkundung eines Aktes. 

Das Verlöbnis kann bedingt oder unbedingt 
geschlossen werden (z. B. Heirat nur unter der Garantie 
der katholischen Kindererziehung). 

Wird das Verlöbnis geschlossen, obwohl ein Ehe¬ 
hindernis vorliegt, so wird es von manchen Kanonistcn 
für ungültig angesehen, wenn auch die Bedingung, falls 
Dispens erlangt wird, hinzugefügt ist. 

Ohne diese Bedingung ist es sicher ungültig, da man 
sich nicht zu etwas Unerlaubtem verpflichten kann. 

2. Rechtliche Wirkungen. Da das formlose 
Verlöbnis in sich ungültig ist, so entsteht zu 
dessen Erfüllung keine rechtliche (und keine sitt¬ 
liche) Verpflichtung. Nur das in kirchlicher 
Form geschlossene Verlöbnis verpflichtet 
rechtlich (und sittlich) zur Eingehung der Ehe. 

Jedoch ist — im Interesse der Freiheit des Ehekon¬ 
senses — eine Klage (actio) auf Abschluß der Ehe 
vor dem kirchlichen Gericht nicht zulässig. Zu¬ 
lässig ist gegebenenfalls nur die Schadenersatz¬ 
klage, z. B. bei Aufwendungen in Hinsicht auf die 
künftige Ehe (can. T017). 

3. Aufhebung. Aufgehoben wird das (gültige) 
Verlöbnis durch beiderseitige Einwilligung oder 
durch einseitigen Rücktritt infolge wichtiger Ur¬ 
sachen, z. B. wegen Nichterfüllens der Be¬ 
dingung, wegen Untreue, schlechten Lebenswan¬ 
dels, Erkrankung, Wahl eines andern Standes (wie 
Eintritt ins Kloster) des andern Partners usf. 


’ Kpoper atorcr 1 können ihn 
kann sie nicht delegieren. 
i sie nur als Zeugen. 
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§ 76. Verhütung unrechtmäßiger und unglücklicher Ehen. 

(can. 1019—1034) 

I. Das Brautexamen . 

Vor der Eheschließung muß festste heil, daß 
der Erlaubtheit und Gültigkeit der Ehe nichts im 
Wege stellt. Ohne diese moralische Sicherheit darf 
die Trauung nicht stattiinden. 

Dieser Feststellung dient zunächst das ßraut- 
examen (can. 1020). 

Die rechtzeitige und sorgfältige Untersuchung 
über etwaige Ehehindernisse ist die Aufgabe des 
zur Eheassistenz berechtigten Pfar¬ 
rers (vorab Brautpfarrer). Er muß — nach 
näheren Anweisungen des Ortsordinarius — die 
Brautleute, unter Umständen Braut und Bräuti¬ 
gam getrennt, vorsichtig fragen, ob ein Ehehin¬ 
dernis vorliegt und ob der Konsens, nament¬ 
lich seitens der Braut, frei, ohne Zwang, gelei¬ 
stet wird. 

Die im Codex vorgesehene Frage, ob die Nupturienten 
im christlichen Glauben genügend unterrichtet sind, 
darf man unterlassen, wenn die Personen als unter¬ 
richtet gelten können, z. B. wenn sie regelmäßig die 
Sonntagspredigten besucht haben. 

Außerdem muß der Pfarrer, falls die Brautleute 
nicht in seiner Pfarrei getauft sind, von beiden 
Teilen (also auch gegebenenfalls von nichtkatho¬ 
lischen Christen) ein Taufzeugnis verlangen. 

Die Brautleute sollen, wenn sie noch nicht ge- 
firmt sind, noch vor der Trauung die F irmung 
empfangen, falls es ohne große Schwierigkeit 
geht. Die Vorlage eines Firmzeugnisses ist nicht 
vorgeschrieben. 

Bei Todesgefahr genügt, wenn andere Beweise 
nicht beigebracht werden können und gegenteilige In¬ 
dizien nicht vorliegen, die eidliche Aussage der Kontra¬ 
henten daß sie die Taufe empfangen haben und durch 
kein Hindernis von der Ehe abgehalten sind. 
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II. Die Eheverkündungen . 

Eine weitere Einrichtung zur Aufdeckung von 
Ehehindernissen ist die Eheverkündung (can. 
1022 ff.). 

i. Ort der Verkündung. Die Verkündung hat 
durch den parochus proprius zu erfolgen, 
also am Domizil oder (und) Quasidomizil beider 
Brautleute. 

Außerdem sieht das gemeine Recht die Ver¬ 
kündung an den Orten, an denen sich ein Teil nach 
dem Eintritt der Pubertät (12. bzw. 14. Lebens¬ 
jahr) sechs Monate hindurch aufgchaltcn hat. 
vor, wenn der Ortsordinarius, an den der Pfarrer 
im gegebenen Fall sich zu wenden hat, cs ver¬ 
langt. 

Der Ortsordinarius kann statt der Verkündung 
zur Feststellung des Ledigenstandes die Bei¬ 
bringung anderer Beweismittel (Eid der Braut¬ 
leute) vorschreiben. 

Bei Verdachtsgründen muß auch schon hei kürzerein 
Aufenthalt die Verkündung erfolgen oder die Bei¬ 
bringung anderer Beweise verlangt werden. 

NB. Tn Deutschland gilt, da hier bei der starken 
Binnenwanderung diese Bestimmungen kaum durchführ¬ 
bar sind, Sonderrecht: 

Mit Zustimmung der Sakramentskongregation (Re¬ 
skript vom 15. 1. 1925) ist die Verkündung nur da vor¬ 
zunehmen, wo die Brautleute in den letzten sechs-Mo- 
naten unmittelbar vorher ein Domizil (QuasidomiziD 
hatten. 

~Äuf der Fuldaer Konferenz vom Jahre 1925 
haben die Bischöfe durch eine Ausführungsverordnung 
nähere Bestimmungen über die Nachforschungen ge¬ 
troffen, um Gewißheit über die Erlaubtheit und Gültig¬ 
keit der Ehe zu erlangen (Nachfrage, Vorlage von Zeug¬ 
nissen, Eid). 

Besondere Vorsicht ist am Platze beim Aufent¬ 
halt im Auslande und gegenüber religiös und mo¬ 
ralisch nicht einwandfreien Personen. 

In der Erzdiözese München-Freising ist die Ver¬ 
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kündung am Domizil und Quasidomizil, an dem noch 
nicht fünf Jahre verlassenen Geburtsort und an jedem 
früheren, noch nicht seit sechs Monaten verlassenen 
Aufenthaltsort vorzunehmen. 

2. Art und Weise der Verkündung. Die Ver¬ 
kündung hat in der Kirche im Hauptgottesdienst 
(in ecclcsia inter Missarum sollemnia) oder in 
einem andern gut besuchten Gottesdienst an drei 
unmittelbar aufeinanderfolgenden Sonntagen oder 
gebotenen Feiertagen stattzufinden. 

Gemischte Ehen und solche mit Nicht¬ 
christen sollen nicht verkündet werden. Mit Erlaub¬ 
nis des Ordinarius darf es — wie bei uns üblich ge¬ 
schehen, wenn die Dispens schon erteilt ist und die 
Religion des akatholischen Teils nicht erwähnt wird. 

Statt der mündlichen Verkündung kann der Ordina¬ 
rius die Bekanntmachung durch Anschlag an der 
Kivchcnt ü r e gestatten. Der Anschlag muß minde¬ 
stens acht Tage mit zwei Sonntagen oder gebotenen 
Feiertagen währen. (In Paris üblich.) 

Alle Gläubigen sind verpflichtet, ihnen bekannte 
Hindernisse vor dem Pfarrer oder Ordinarius zur An¬ 
zeige zu bringen. 

Bei Verkündung außerhalb des Trauungsortes 
ist der assistierende Pfarrer sofort durch eine 
authentische Urkunde über das Ergebnis zu be¬ 
nachrichtigen (Verkündschein). 

Wenn die Eheschließung nach den Verkündungen 
über sechs Monate verzögert wurde, so sind sie zu 
wiederholen, falls der Ordinarius nicht anders für gut 
findet. 

Die Trauung soll, wenn kein vernünftiger 
Grund anderes nahelegt, erst drei 1 age nach der 
letzten Verkündung stattfinden und erst nachdem 
alle notwendigen Dokumente in die Hand des 
Pfarrers gekommen sind. 

3. Dispens von der Verkündung. Der Ordinarius 
proprius des Ortes der Brautleute kann Dispens 
von der Verkündung geben, wenn dazu eine recht- 
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mäßige Ursache (legitima causa) vorliegt, und 
zwar kann er nicht bloß von der in seiner Diö- 
zese, sondern auch von den in einer andern Diö¬ 
zese zu machenden Verkündungen seiner Unter¬ 
gebenen dispensieren. 

Sind mehrere Ordinarien zuständig, weil Braut und 
Bräutigam verschiedenen Diözesen angehören, so hat 
das Dispensrecht der Ordinarius des Trauungsortes. 

Findet die Hochzeit außerhalb der eigenen Diözesen 
statt, so kann jeder Ordinarius proprius dispensieren. 

III. Verfahren bei Hindernissen. 

1. Bei einem Zweifel über das Bestehen eines 
Hindernisses untersucht der Pfarrer die Sachlage 
genau, indem er mindestens zwei glaubwürdige 
Zeugen (wenn daraus für die Brautleute keine 
Infamie droht) und nötigenfalls auch die Braut¬ 
leute unter Eid verhört. 

Sind in diesem Fall die Verkündungen schon 
begonnen, so werden sic fortgesetzt, die Ehe darf 
aber nicht stattfinden, solange noch vernünftige 
Zweifel bezüglich des Hindernisses bestehen und 
der Ordinarius nicht zugestimmt hat. 

2. Liegt ein Hindernis vor, so ist verschieden 
vorzugehen, je nachdem es sich um ein geh ei- 
m e s oder öffentliches Hindernis handelt. 

a) Ist das Hindernis geheim, so nimmt der 
Pfarrer die Verkündung wie gewöhnlich vor, 
bringt den Fall aber unter fremden Namen (Sem- 
pronius—Caja) an den Ortsordinarius (oder die 
Pönitentiarie). 

b) Ist das Hindernis öffentlich, so kommt 
es darauf an, ob es vor der Verkündung oder 
erst nach deren Beginn bekannt geworden ist. 

Ist es vor ihrem Beginn entdeckt worden, so 
unterläßt der Pfarrer jeden Schritt, bis das Hin- 
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dernis beseitigt ist, selbst dann, wenn von ihm 
schon in foro con seien tiae dispensiert ist. 

Ist es erst nach ihrem Beginn bekannt gewor¬ 
den, so setzt der Pfarrer die Verkündung fort und 
erstattet Bericht an den Ordinarius. 

IV. Der Braut mit erricht. 

Sollen die Ehen glücklich sein und den Ehe¬ 
leuten und ihren Kindern zum Heile für Leib und 
Seele gereichen, so müssen die Gatten eine ideale 
Auffassung von der Ehe haben und betätigen. 

1. Deshalb verlangt die Kirche vom Pfarrer 
all gemein, daß er in kluger Weise das Volk 
über die Ehe (und Ehehindernisse) unterrichte 
(can. 1018). Besonders die jungen Leute soll 
er ernstlich mahnen, ohne Wissen und gegen den 
begründeten Widerspruch ihrer Eltern keine Ehe 
einzugehen. Ja er soll, wenn sie es doch tun, 
ihrer Ehe ohne vorherige Zustimmung des Ordi¬ 
narius nicht assistieren (can. 1034). 

2. Neben dieser allgemeinen Belehrung schreibt 
der CIC noch einen besonderen Brautunter¬ 
ficht vor (vorab durch den Brautpfarrer). 

Can. 1033 bestimmt: „Der Pfarrer soll nicht 
Unterlassen, unter Berücksichtigung ihres Stan¬ 
des die Brautleute über die Heiligkeit des 
Ellesakramentes, die gegenseitigen 
Pflichten der Gatten und die Pflichten 
er Eltern gegen ihre Kinderzu belehren; 
Cr soll sie auch ernstlich ermahnen, vor der Hoch¬ 
zeit ihre Sünden sorgfältig zu beichten und die 
heilige Kommunion fromm zu empfangen.“ 

So kurz die Anweisung ist, so gibt sie doch 
dem Pfarrer deutlich die Richtung an, in der 
‘fieser wichtige Unterricht zu erfolgen hat. 
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Zweites Kapitel. Die Ehehindernisse. 

A. Allgemeines über die Hindernisse. 

(can. 1035—1057) 

§ 77. Die Arten der Ehehindernisse. 

Die Ehehindernisse sind mannigfacher Alt. 
Man unterscheidet: ^ # , 

1. Hindernisse göttlichen und kirchlic 
Rechts, je nachdem sie in Gottes Gesetz 0 cr 
der kirchlichen Gesetzgebung ihre Quelle habe 
(Impotenz — geistliche Verwandtschaft). 

Aufschiebende und trennende Hmderniss 
(impedimenta impedientia und dirimentia). 

Die erstcren machen die Eingehung der 
unerlaubt (continet gravem P r . oh ' bl tione 
contrahendi matrimonium); wenn sie trotzcie 
geschlossen wird, ist sie gültig. , e 

Die andern verbieten nicht bloß die Emg _ 
der Ehe, sondern machen sie ungültig ( S. 
viter prohibet matrimonium contrahendum et 
i pedit quominus valide contrahatur). 

gültig. 

4 . öffentliche und geheime Hindernisse. 

Die Hindernisse sind „öffentlich“, wenn sjc 
foro externo bewiesen werden kQnSS«. 1 ‘ der 

durch Zeugenaussagen, durch U J u, d l St . er . 

Beweis für die Existenz des Hindernisses 

bracht werden kann. Beweis i' 1 

dJ’oÄwS”Stacht werden kann. 

Hindemilse niederen und höheren Grade* 
Die Hindernisse niederen Grades 
gende: 
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Blutsverwandtschaft im dritten Grad der Sei- 

tC Schwägcrschafl im zweiten Grad der Seiten- 

linie; . r 

öffentliche Ehrbarkeit im zweiten Grad, 
die rcistliche "Vcrwsndtsclicift, 

Ehebruch in Verbindung mit dem Vers P^ c1 ^ 
oder Versuch der Eheschließung, wenn auch nur 

Alle übrigen (trennenden) Hindernisse sind 
Hindernisse höheren Grades. 

. . .< c. ."»f 

§ 78. Rechtliche Befugnisse. 

Dem Papst und dem allgemeinen Konzil 

allein steht das Recht zu, a “ 1 b • "n Rech ts 
klären, wann kraft göttlichen Rechts,. 

eine Ehe unerlaubt oder ungn S eincn v 

Ebenso steht dem Papst und aU gemem 

Konzil ausschließlich das Recht zu Ehe 
Hindernisse (aufschiebende oder trennenc ) 

in““ Sandern Fall aus «in.m wichtigen 

(can- 

l 0 39. § x )> (Romanus Pontifex) kann 

2 . Nur der P P un d abändern (can. 

Hindernisse abschaffen unu d 

J 04o). 
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3. Dispens. Außer dem Papst kann nur dispen¬ 
sieren, wer durch das gemeine Recht oder ein be¬ 
sonderes Indult des Apostolischen Stuhles die 
Vollmacht dazu besitzt (can. 1040). 

a) Der Papst dispensiert durch die zuständigen 
Kongregationen, 

und zwar durch 

das Offizium von disparitas cultus und mixta religio; 

die Sakramentskongregation von allen 
übrigen Hindernissen, für die nicht die Religiosen- 
kongrcgation (Ordensgelübde) oder die Orientalische 
Kongregation zuständig ist; 

die Pönitentiarie in allen Fällen für das forum 
internum. 

b) Der Ortsordinarius kann Dispens geben: 

a) von seinen eigenen Eheverboten, 

von andern Plindernissen unter den oben § 7 
genannten Umständen und in dubio facti 
(can. 15); 

von gewissen der Ehe im Wege stehenden Ge¬ 
lübden (can. 1309, vgl. unten § tii); 

ß) in Todesgefahr (urgente mortis peri- 
culo) zwecks Beruhigung des Gewissens und Le¬ 
gitimation der Kinder, von der Trauungs¬ 
form iuud. von allen Hindernissen kirch¬ 
lichen (nicht göttlichen) Rechts, den 
öffentlichen und geheimen, auch wenn deren meh¬ 
rere zugleich vorliegen (can. 1043). 

A u s_g.c n .Q.m .jll c n von dieser Vollmacht sind nur 
das ffinderms der Priesterweihe und Schwäger¬ 
schaft in gerader Linie nach vollzogener Ehe. 

Die Dispensvollmacht des Ordinarius erstreckt 
sich auf die Untergebenen allgemein und auch 
auf die zur Zeit in seinem Territorium weilenden 
Personen anderer Diözesen. 

ynraussetzung ist, daß kein Är gern is entsteht und 
daß bei Dispens von den Hindernissen der gemischten 
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Religion und der Kultusverschiedenheit die üblichen 

^rantieri>gegeben sind. 

y) Beim qasus perplexus, d. h. falls ein Hinder¬ 
nis erst entdeckt wird, wenn alles zur Hochzeit 
bereit ist und die Ehe nicht ohne wahrscheinliche 
Gefahr eines großen Übels bis zur Dispens des 
Heiligen Stuhles verschoben werden kann, von 
den unter ß) genannten Hindernissen wie bei der 
dringenden Todesgefahr, je doch ni chL- von der 
Tr auun gsfoon. It . 

Dieselbe Vollmacht gilt auch außerhalb der 
Todesgefahr für die Konvalidation einer sc 1011 
geschlossenen Ehe, wenn die Gefahr eines s( d nve ‘ 
f en Übels droht und die Zeit, den Heiligen Stuhl 
anzugehen, nicht ausreicht (can. 1045, § 1 und 2). 

Gemäß den Quinquennal f a k u 11 ä t e n 
Grdinarius in weiteren Fällen dispensieren 
a Se am Schlüsse des Buches). . . 

c) Der Pfarrer und jeder der Ehe assistierende 
Priester kann in dringender Todesgefahr wie der 
Ordinarius und unter denselben Voraussetzungen 
v °n den unter 3 b) ß) genannten Hindernissen und 
de r Trauungsform dispensieren, wenn der Urts- 
°rdinarius nicht angegangen werden kann, 

ebenso beim casus perplexus, indes OÜT 
bezüglich der geheimen Hindernisse, falls der 
Ordinafios-nicht ■ oderirarTüiter Ter Gefahr der 
Verletzung des Geheimnisses angegangen werden 

kann. 

Das gleiche gilt für die Konvalidation einer 
s chon geschlossenen Ehe (can. 1044t.) — 

d) Der Beichtvater kann in den gleichen Fallen 
Un d unter den gleichen Bedingungen wie der 

Pfarrer usw. in efer Beicht pro foro interne 
erteilen 

.-.Geheim“ ist hier auch von den öffentlichen Hinder¬ 
ten, d™ tatsächlich geheim sind, zu verstehen (AK 
8 ‘ I2 - 1927 ). 
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Wenn der Ordinarius nur noch durch Telegramm 
oder Telephon erreichbar ist, so liegt rechtlich die Un¬ 
möglichkeit vor, ihn anzugehen (AK 12. 11. 1022). 

Von der pro foro exicrno erteilten Dispens ist der 
Ordinarius sofort zu benachrichtigen. Sie ist im Ehe¬ 
buch zu notieren (can. 1044 1045, § 3» 1046). 

§ 79 . Dispensregeln. 

(can. 1049—1057) 

1. Auslegung der Dispensvollmacht. Der In¬ 
haber einer allgemeinen Dispensvollmacht 
von einem bestimmten Hindernis (a certo 
quodam impedimento) kann von ihm dispensie¬ 
ren, auch wenn es mehrfach vorliegt, es müßte 
denn das Gegenteil ausdrücklich im Indult er¬ 
wähnt sein. 

Der Inhaber einer allgemeinen Dispens¬ 
vollmacht von mehreren Hindernissen 
verschiedener Art kann von den in einem 
und demselben Fall zusammentreffenden Hinder¬ 
nissen (auch von den öffentlichen) dispensieren- 

Fällt mit den öffentlichen Hindernissen, vo * 1 
denen man dispensieren kann, ein anderes Hindernis» 
von dem man nicht dispensieren kann, zusammen, s ° 
ist für alle Hindernisse der Apostolische Stuhl anzm 
gehen, falls das betreffende Hindernis nicht erst nacn 
Erteilung der päpstlichen Dispens bekannt wird. 

2. Nebenwirkungen. An Nebenwirkungen der 
Dispens sind zu bemerken: 

Mit der Dispens von einem trennenden Hinder¬ 
nis kraft der potestas ordinaria oder delegata zu¬ 
folge eines allgemeinen Indults ist eo ipso die 
Legitimation der Nachkommenschaf 
verbunden, ausgenommen die ,,proles adulterirm 
et sacrilega“ (can. 1051). 

Ist die Dispens nur durch ein Reskript in ein e 1 1 
besondern Fall erteilt, so ist die Legitimation cie 
Kindes damit nicht gegeben. 
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Die Dispens des Heiligen Stuhles vom matri- 
01 o n i u m r a t u m et non consummatu m 
oder die von ihm gegebene Erlaubnis zur Heirat 
wegen des präsumierten Todes des 
früheren Gatten (Verschollenheit) bringt ohne 
weiteres nötigenfalls Dispens vom Hindernis des 
Ehebruchs mit dem Versprechen oder Versuch 
der Eheschließung mit sich, keinesfalls aber dann, 
Ny enn das Verbrechen des Gattenmordes vorliegt 
(can. 1052 1053). 

Hat der Ordinarius die Todeserklärung ausge¬ 
sprochen, so tritt diese Wirkung nicht ein. Es bedarf 
also der besondern Dispens vom Hindernis des Ver¬ 
gehens. 

3 - Dispensgesuche. Die Dispensgesuche kön- 
ne n stets direkt an den Heiligen Stuhl gerichtet 
Werden. Ist dies geschehen, so dürfen die Ordi¬ 
narien ihre etwaigen Fakultäten — ohne beson¬ 
dern dringenden Grund — inzwischen nicht ge¬ 
brauchen. 

Gewöhnlich werden aber die Gesuche an den 
Ordinarius gerichtet, der nötigenfalls die Ver- 
m ittlung mit der in Betracht kommenden römi- 
Sc hen Kongregation übernimmt. 

. Bei den geheimen, bei der Beicht bekannt werden- 
de n Hindernissen übernimmt der Beichtvater die Ver¬ 
mittlung an den Ordinarius bzw. die Pönitentiarie unter 
V^gabe eines Decknamens (Caja, Titus). Die erteilte 
ls Pensvollmacht wird ebenfalls in der Beicht aus- 
ße(i bt. Das Dispensschreiben ist zu vernichten. 

Die Dispensgesuche sind wahrheitsgemäß zu 
^gründen (vgl. oben § 5» Nr. 2 » Reskript). Als 
'»kanonisch“ gelten nach der Zusammenstellung 
^ er Datarie (1901) achtzehn Gründe, die 
Je<J och nicht absolut vollständig sind. 

Diese Gründe sind entweder causae honestae 
° c * er inhonestae. 
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Die wichtigsten causae honestae sind: 
Angustia loci (Ortsenge, etwa bis 1500 katho¬ 
lische Einwohner); Df<n1lt 

Aetas f e m i n a e superadul ta (Alter der tsn 

über 24 Jahre); . 

Incompetentia dotis (ungenügendes Hcirats- 

gut der Frau); .... 

Bonum pacis (Beilegung von Streitigkeiten uni 
den Brautleuten oder deren Verwandten); . 

Vidua filiis gravata (Sorge einer Witwe 
mehrere Kinder; gleiches gilt jetzt auch für 
Witwer); „ f \. 

Oratrixparentibusorbata (elternlose Brau w» 
Periculum fidei (wenn die Gefahr einer Mise 
ehe oder der Trauung vor einem nichtkatholischen Ke 
gionsdiener droht); . -j 

Periculum civilis tantum matrimon 
(wenn die bloße Ziviltrauung zu befürchten ist); 

Spes conversionis (Aussicht auf Annahme 
katholischen Glaubens durch den nichtkatholisch 
Teil ). 

Zu den causae in honestae zahlen: 

Infamia et scandalum ex nimia f a m 1 1 1 
ritate (verdächtiges und ärgerniserregendes Zusa 

menwohnen'^ t praegnantia (Geschlechtsverkehr 

und Schwangerschaft). . . . rrhe 

Matrimonium null um (wenn eine nichtige ^ 

gültig gemacht werden soll); # ... Iin g 

Cessatio publici concubinatus (Beseitig 
eines öffentlichen Konkubinats). 

Entgegen den sonstigen Regeln sind die D lS ^ 
pensen trotz falscher Angaben in folg crl 
den Fällen gültig: 

Die Dispens von der B 1 u t s v e r w a n c 
schaft oder Schwägerschaft, falls de 
wirkliche Grad niederer ist als der angegeben 
oder wenn ein anderes Hindernis derselben Ar 
im gleichen oder niedereren Grad verschwiege 
wurde (can. 1052). 

Die Dispens von einem Hindern! 
niederen Grades ist stets gültig, s 
gar dann, wenn der einzige und au 
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schlaggebende Grund des Gesuches 
nicht stimmt (can. 1054). 

4. Die Aufbewahrung der Dispensschreiben 
hat, wenn die Dispens für das forum externum 
gegeben ist, im Pfarrarchiv zu erfolgen. 

Das Reskript der Pönitentiarie pro foro in- 
terno non sacra mentali ist im Ehebuch zu 
notieren und im Geheimarchiv des Ordi¬ 
nariats aufzubewahren. 

Wird dieses Hindernis später bekannt, so ist eine 
Dispens für das forum externum nicht erforderlich, 
wohl aber, falls die Dispens für das forum mternum 
sacramentale gegeben war. 

5. Taxen. Die Ordinarien dürfen für Dispensen 
nur eine mäßige Gebühr zur Deckung ihrer Aus¬ 
lagen verlangen, falls der Heilige Stuhl ihnen 
nicht ein Mehr ausdrücklich bewilligt hat. bei 
Übertretung sind sie zur Restitution verpflichtet. 

Von den Armen darf keine Gebühr erhoben 
'verden. 


Bei Ausübung einer vom Apostolischen .Stuhl erhal¬ 
tenen Vollmacht ist (in foro externo et mterno) das 


nnn.ii:.!. _ 1 _i. 


B. Die aufschiebenden Hinderni 

§ 80. Das einfache Gelübde. 


sse. 

Vk /tVMl f 



Can. 1058 bestimmt: „Das einfache Ge¬ 
lübde der Jungfräulichkeit, der vollkommenen 
Keuschheit, nicht zu heiraten, die höheren W eiben 
7 -U empfangen und in eine religiöse Genossen¬ 
schaft einzutreten, hindert die Ehe. 

x. Einfaches Gelübde ist der Gegensatz zum 
feierlichen Gelübde. Es ist gleichgültig, ob 
Cs von Ordensleuten oder von Laien, privat oder 


öffentlich abgelegt ist. 

In allen Fällen (die Jesuiten durch spezielles 
Päpstliches Gebot ausgenommen) macht das ein- 
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fache Gelübde jeglicher Gattung die Ehe nur un¬ 
erlaubt, nicht ungültig. Es macht sie unerlaubt 
nach göttlichem Recht, weil sie im Widerspruch 
mit dem Inhalt des Gelübdes steht. 

2. In Betracht kommen fünf Arten von Ge¬ 
lübden : 

a) das Gelübde der Jungfräulichkeit; es 
kann auf eine bestimmte Zeit begrenzt sein. Mit 
dem Ablauf der Zeit hört das Ehehindernis auf; 

b) das Gelübde der vollkommenen Keusch¬ 
heit, d. h. des Verzichtes auf jeden geschlechtli¬ 
chen Genuß, auch auf den durch die Ehe erlaub¬ 
ten, und überhaupt der Ablehnung aller Sünden 
gegen das 6. Gebot des Dekalogs in Gedanken, 
W orten und Werken. Es kann ständig oder zeit¬ 
lich begrenzt sein; 

c) das Gelübde, nicht zu heiraten; 

d) das Gelübde, die höheren Weihen zu 
empfangen; 

e) das Gelübde des Eintritts in eine reli- 
gtose Genossenschaft (status religiosus, 
nicht bloß Orden im engeren Sinn). 

.,nw e "T au< : h in , Bezug auf die Gültigkeit der Ehe 
r , en einfachen Gelübden kein Unterschied zwi- 
A" d V] öffentlich oder privatim abgelegten besteht, 
so besteht doch ein solcher in Bezug auf die Dispensa¬ 
tionskompetenz. Von dem Keuschheitsgelübde der Kon¬ 
gregationen päpstlichen Rechts kann nur der Papst, von 
den privaten Gelübden auch der Ordinarius dispensieren 
mit Ausnahme des Gelübdes der vollkommenen, ständigen 
Keuschheit und des Gelübdes zum Eintritt in einen Or¬ 
den mit feierlichen Gelübden, falls diese Gelübde nach 
dem vollendeten 18. Lebensjahr in absoluter Weise ab¬ 
gelegt sind. Vgl. can. 1309 und 3. Buch, § in. 

§ 81 . Die gesetzliche Verwandtschaft (Adoption). 

Die Kirche schließt sich hier dem zivilen 
Hecht an. 
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„In den Ländern, in denen nach dem Zivil- 
gesetz die aus der Adoption hervorgehende ge¬ 
setzliche Verwandtschaft die Heirat unerlaubt 
macht, ist die Ehe auch nach dem kanonischen 
Recht unerlaubt“ (can. 1059). 

Für Deutschland trifft dies zu. 


BGB § 1311: „Wer einen andern an Kindes Statt an¬ 
genommen hat, darf mit ihm oder dessen Abkömmlingen 
eine Ehe nicht eingehen, solange das durch die An- 
nähme begründete Rechtsverhältnis besteht. (Vgl. Bub 

§§ 1741 ff.) 


' r'V- ■' ] Hfl ’ r '- ' '‘i , 

ß 00 r* liHot* rfomiQf htofl RcllfTlOIl» 


\jv 


1. „Die Kirche verbietet überall strengstens die 
Eingehung der Ehe zwischen zwei getauften Per¬ 
sonen, von denen die eine katholisch ist, die 
andere aber einer häretischen oder schismatischen 
Sekte angehört. Wenn dabei die Gefahr des Ab¬ 
falls des katholischen Gatten und der Nachkom¬ 
menschaft besteht, ist die ITeirat auch durch das 
göttliche Gesetz selbst untersagt (can. 1060). 

Bei diesem Hindernis handelt es sich um die Ehe 
unter Christen verschiedener Konfessionen. Bei der 
innigen Lebensgemeinschaft, die die Ehe bedeutet, sollte 
die Familie vor allem im heiligsten Gut nicht gespalten 
sein; sonst können die Eheleute gerade im Wichtigsten 
einander nicht „mutuum adiutorium“ sein, sich ment 
gegenseitig Hilfe und Ergänzung bieten. 

NB. Die Zugehörigkeit oder ehemalige Zugehörigkeit 
zu einer atheistischen Sekte (Gottlosenbünde, Frei¬ 
denkervereine usw.) ist hinsichtlich aller rechtlichen 
Wirkungen auch in Bezug auf die Ehe, wie die Zuge¬ 
hörigkeit oder ehemalige Zugehörigkeit zu einer aka- 
tholischen Sekte zu behandeln (AK 30- /• * 934 )• 

2. Die Kirche dispensiert nur unter folgenden 
Voraussetzungen und Bedingungen: 

a) Es müssen gerechte und schwerwiegende 
Gründe dafür sprechen. 






KM-t/t 



3 . 
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b) Der nichtkatholische Teil muß dafür 
Bürgschaft geleistet haben, daß vom katholischen 
batten die Gefahr des Abfalls beseitigt ist. 

Beide Teile müssen die katholische Taufe 
(und nur diese) und Erziehung aller Kinder 
garantiert haben. 

c) Es muß die moralische Sicherheit (moraHs 

bestehen, daß die Versprechungen (cau- 
tiones) gehalten werden. 

d) Die Garantien sind regelmäßig schrift¬ 
lich zu geben (Revers). 

HeÜippn K aut »onsvorschrift wurde durch Dekret des 

Disofn« d? f f S V0 {” 14 Januar '932 verschärft. Die 

der VertnrlT 1 ” gege ~ be ,? ' verden . wenn die Innehaltung 
er Versprechen möglichst gesichert ist Deshalb 

mussen die eUva im Zivilrecht möglichen Sicherungen 

sorechen? ^nc g ’ notanelle Beurkundung, eidliches Ver- 
sprechen) angewendet werden. Sonst ist die Keüc- 
b e n e p , s p e n s n u 1! u n d n i c h t i g (In Deutsch¬ 
land gibt es derartige zivile Sicherungen nicht.) 

C \P e . r katholische Teil ist verpflichtet, in klu- 
ger Weise um die Bekehrung des andern Gatten 

106*1 106^) lSChCn Glauben besor gt zu sein (can. 

3 Ü ? iC , Nu P tu rienten dürfen weder vor noch 
d f. r ^tholischen Trauung sich von dem 
katholischen Geistlichen trauen lassen. 

Ist dem Pfarrer sicher bekannt, daß die Braut¬ 
leute Vorhaben, nach der katholischen Trauung 
sich noch von einem nichtkatholischen Geist¬ 
lichen trauen zu lassen, oder daß dies schon ge- 
schehen ist, so darf er ihrer Ehe nicht assistieren, 
es mußten denn schwerwiegende Gründe vor- 
liegen, kein Ärgernis entstehen und der Ordinarius 
seine Zustimmung geben (can. 1063). 

Betr. Strafe siehe unten 5. Buch, § 193). 

GeStllJe 1, in Cinem Landc der ^katholische 

Geistliche als Zollbeamter waltet, der zivilen Wir- 

jV/V \Y y ll H/t 
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kungen der Ehe wegen, von ihm sich „trauen zu lassen 
(can. 1063, § 3 ). 

4. Der CIC verpflichtet die Ordinarien und Seel¬ 
sorger, die Gläubigen von den gemischten Ehen 
möglichst abzuhalten. Wenn solche aber nicht 
zu verhindern sind, sollen sie mit allem Eifer da¬ 
für sorgen, daß diese nicht gegen die Anor d- 
■}4 nungen .Gottes und der Kirche geschlossen wer¬ 
den, und auch über die treue Einhaltung der ge¬ 
gebenen Garantien sorgfältig wachen (im eigenen 
wie im fremden Territorium). 

§ 83 . Einfache Eheverbote. 

Das kirchliche Rechtsbuch führt zwar das, was 
hier mit ,,einfache Eheverbote ‘ bezeichnet wild, 
unter den impedimenta impedientia auf. Sie sind 
trotzdem keine Ehehindernisse im eigentlichen 
Sinn, mit denen sie allerdings Ähnlichkeit haben. 
Wenn sie vorliegen, ist ja weder eine Dispens im 
rechtlichen Sinne noch ein Revers wie bei den ge¬ 
mischten Ehen erforderlich. Es handelt sich hier 
um rein katholische Ehen. 

1. Die Gläubigen sind von der Heirat mit 
solchen, die öffentlich den katholischen Glauben 

verleugneten, auch ohne Übertritt zu einer akatho- 

lischen Sekte, sowie mit notorischen Mitglie¬ 
dern der von der Kirche verurteilten Gesellschaf¬ 
ten abzuhalten. 

Der Pfarrer darf ihrer Eheschließung nur mit 
Zustimmung des Ordinarius assistieren. Der Or¬ 
dinarius kann die Trauung gestatten, wenn er der 
Überzeugung ist, daß die katholische Erziehung 
aller Kinder gesichert und für den andern Ehe¬ 
gatten keine Abfallgefahr droht. 

2. Wenn ein öffentlicher Sünder oder ein 
notorisch mit einer Zensur Behafteter sich wei- 
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j' ° r r^ er ^ 0c ^ ze *t zur Beicht zu gehen bzw. 
mit der Kirche sich zu versöhnen, so darf der 
rtarrer die Trauung nur beim Vorliegen eines 
wichtigen Grundes vornehmen. Wenn möglich, 

, 16 ustl ” 1 ” lun g des Ordinarius einzuholen 

(can. 1065 1066). 


C. Die trennenden Hinderni 


sse. 


§ 84. Die Impotenz. 

l,Vh„ B TT griff ‘ lJnter Im P°tenz ist das geschlecht- 
fcu V ?“P gen ZU verstehen - d. h. die Un- 
7 i,«hlw eit f dCn ehehchen Akt naturgemäß aus- 
nem) n ^ US ^ Cr SC a ^ tus ad P r °hs generatio- 

Eh S e ie nr' det ^.-turrechtHches Hindernis, da die 

des MeS dlC Haltung und Fortpflanzung 

Zwedlr h n nge f C1 CChtS bezweckt - Um dieses 

für I? 7 " hat der Schö P fer den Menschen 

ausp’priiQt mit entsprechenden Organen 

die zJnS ’ ° hn f dCren Existenz u nd Gesundheit 
die Zeugung nicht möglich ist. 

Von der Impotenz ist die Sterilität“ 711 
“ id T d ‘ h ; diC im P otei ' llia generandi, dü 
S,™ Jw f"’ 0l ™ 01 " dic Fähigkeit, den ehe- 
P, ' v na ur gemäß auszuüben, gegeben ist. 
trA „“ L , sa gt ausdrücklich: „Die Sterilität 

(can ioöS ^ d \ C EhC n ° Ch verbietet SwTReSelEf" 

tig In Di e e S?l nSCh # ft ist - der Begriff «Sterilität“ strit- 
Gasnarri ^. an T onisten > darunter insbesondere 

actus P coniuirafu h a" dle Impotenz nur gegeben, wenn der 
Wenn dieser pot ® nt,a coeundi, nicht möglich ist. 

liegt ImDotcn Ak - ul natur ß emaß er Weise möglich ist, 
entsprechet n U VOr ’ au i h falls bei der Gattin die 
Andere Kn" °. rgane , zur Fortpflanzung fehlen. 

Punkt dL I Imn°r!l en .- (Triebs) vertreten den Stand- 
vor wenn h ™ P °™r n: ^ le . gc trotz der potentia coeundi 
’ eim Weib die Fortpflanzungsorgane fehlen 
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(impotentia generandi). Sterilität läge nur dann vor, 
wenn die Organe der Begattung bzw. der Fortpflanzung 
vorhanden und so die potentia coeundi und generandi 
an sich gegeben wäre, aber trotzdem tatsächlich Un¬ 
fruchtbarkeit vorläge, weil die Organe nicht funktio¬ 
nieren. 

P x a k t i_s c h hat ob dieses Z w e i f e 1 s nur 
die i mp ot e n t i a coeundi als Hindernis zu 
gelte n. D e n n de r CIC sagt ausdrücklich. 
Die Ehe darf nicht verhindert wer d e n, 
wenn ein Zweifel, sei es dubium iuris oder 
facti, betr. des Hindernisses der Impo¬ 
tenz waltet (can. 1068, § 2). 

NB. Die künstliche Sterilität des Mannes ist der natür¬ 
lichen nicht gleichzusetzen. Die Eheschließung bei Vasek¬ 
tomie (Sterilisierung) des Mannes ist nicht zu hindern, 
da zweifelhaft ist, ob eine impotentia perpetua (can. 1068.. 
$ 1—2) dadurch bewirkt wird. 

2. Voraussetzungen. Die Impotenz bildet ein 
Ehehindernis, wenn sie folgende Eigenschaften 
hat: 

a) ante cede nSj.d. h. sie muß vor der Ehe¬ 
schließung vorliegen. Tritt sie erst nach derselben 
auf, so bleibt die einmal gültig geschlossene Ehe 
von ihr unberührt; 

b) perpetua, d. h. sie muß ständig sein, darf 
nicht bloß vorübergehend sein. 

Wenn sie durch eine nicht lebensgefährliche 
Operation zu beseitigen ist, kann sie nicht als 
perpetua gelten, wohl aber, wenn sie nur unter 
Gefahr des Lebens beseitigt werden kann, was 
allerdings heutzutage selten der Fall ist. 

3. Arten. 

a) Die Impotenz kann aufseiten des Man¬ 
nes oder aufseiten des Weibes vorliegen. 

b) Ihre Ursache kann eine organische oder eine 
psychische (nervöse) sein. 

c) Die Impotenz ist entweder eine absolute 
oder eine relative, d. h. sie liegt sowohl vor, 
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wenn der actus coniugalis überhaupt mit keiner 
Person möglich ist, als auch, wenn er nur mit 
dieser bestimmten Frau oder mit diesem be¬ 
stimmten Mann unmöglich ist. 

Auf die Kenntnis oder Nichtkenntnis des 
Hindernisses seitens der Nupturienten kommt es nicht 
an. Die Ehe ist infolge der Impotenz ungültig, mögen 
die Brautleute darum wissen oder nicht (can. 1068, § 1). 

Dispens von dem Hindernis der Impotenz gibt es, 
weil auf dem Naturrecht beruhend, nicht. 

§ 85. Das bestehende Eheband. 

1. Das bestehende E h e b a n d ist kraft 
göttlichen (positiven) Rechts ein trennendes Hin¬ 
dernis für jede andere Ehe. Jede gültig geschlos¬ 
sene Ehe, also nicht bloß die unter katholischen 
Christen oder Christen überhaupt geschlossene, 
sondern auch die unter Nichtchristen geschlossene 
gültige Ehe bildet ein trennendes Hindernis, so¬ 
lange dieses Band nicht gelöst ist, sei 
es durch den Tod des einen Ehegatten, sei es 
(im Falle des matrimonium ratum et non consum- 
111atum) durch die professio sollemnis oder die Dis¬ 
pensation des Heiligen Stuhles, sei es zufolge des 
privilegium Paulinum (siehe unten § 93). 

Der C 1 C hebt hervor, daß das Gesagte auch gilt vom 
matrimonium non consummatum. Auch dieses Band muß 
gelöst sein, bevor eine Wiederverheiratung möglich ist. 

Wenn eine Ehe durch das weltliche Gericht ge¬ 
schieden wird, so besteht bei den Ehen unter Christen 
das Band als Ehehindernis fort. 

2. Jede Ehe, auch die der Nichtkatholiken und 
der Nichtchristen, erfreut sich des „favor i uris“ 
(can. 1014), d. h. sie gilt so lange als gültig, bis 
das Gegenteil feststeht. Deshalb darf eine spätere 
Ehe nicht eher geschlossen werden, bis die Nich¬ 
tigkeit oder Auflösung der früheren vor der 
Kirche rechtmäßig festgestellt ist (can. 1069). 
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Der Pfarrer kann also die Trauung nur vornehmen, 
wenn der Tod des einen Ehegatten erwiesen ist, oder 
wenn der Gatte durch den Bischof (Papst), nicht durch 
die weltliche Behörde, für tot erklärt 1 s , o 

wenn durch die Kirche die Nichtigkeit der früheren 
Ehe festgestellt oder das Eheband gemäß des pnvüe- 
gium Paulinum oder beim matrimonium non co " su ™ 
matum durch die Dispensation des 1 apstes o r 
professio sollemnis gelöst ist. . i_ ccpn 

Der Pfarrer muß sich die Beweise vorlegen lassen, 

bevor er der Ehe assistiert. Vgl. unten § 166 (Eheprozeß). 

Bei Toterklärung wäre die Ehe ungültig, wenn der 
für tot erklärte Ehegatte tatsächlich noch lebte. 

Verl. 711 Toterklärung Instruktion SO 1 3 - 5 - 1 St'S>. 


§ 86. Die Religionsverschiedenheit, 
i. Während die Konfessionsverschiedenheit die 

Ehe nur unerlaubt macht, bewirkt die Relig jns- 
verschiedcnheit (disparitas cultus) ihre n & & 
keit, indes nur, wenn die Heirat zwtsc len i 
nicht getauften Person (Jude, Mohammedaner 
Heide) und einer in der katholischen Ivl ^l 
getauften oder zu ihr von einer bare isc ien 
schismatischen Sekte bekehrten erson s 
findet (can. 1070, § i). . 

Die Ehen der Protestanten und anderer nichtkatho¬ 
lischer Christen mit Nichtchristen fallen n i c h t unter | 
das Hindernis der Religionsvcrschiedenheit. 

Nach dem alten Kirchenrecht war dies der hall. 
Entscheidend ist indes n cht das * also 

kenntnis, sondern die Taufe. Das Gewordene 

auch für abgefallene oder konfessmnslos gewor^ne 
Katholiken und für Konvertiten, die sich wieder \o 

der Kirche getrennt haben. Kirche“ d h in 

Die Taufe muß „in der katholische Kirche . d., h. .in 

katholischer Weise gespendet sein. Wenn die Nottaufe 
von einem katholischen Geistlichen oder Laien einen 
Kinde nichtkatholischer Eltern gespendet wurde so ist 
es in der katholischen Kirche getauft, und das Hinder¬ 
nis bleibt in Geltung, auch wenn das Kind nicht katho- 
lisch erzogen wurde. 
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. D , e J des can - I0 7 °» § 1 berechtigt nicht dazu, 

die für die Trauungsform gemachte Ausnahme (can. 
1099, S 2) auf dieses Hindernis auszudehnen. 

1 d l e ,r.T aufe au ^ er der Todesgefahr gegen oder 
o ine den Willen der akatholischen Eltern stattgefunden, 
so hegt keine Taufe in der katholischen Kirche vor. 
(Vgl. can. 750 751). 


2. Die Ehe eines Katholiken mit einem Un- 
getauften ist also (ohne Dispens) ungültig. 

IIa L si . e i nd es stattgefunden mit einer Person, die 
zur Zeit der Hochzeit allgemein (communiter) 
ur getauft galt oder deren Taufe zweifelhaft war, so 
genießt diese Ehe den favor iuris und gilt als gültig bis 
zum Beweis, daß die eine Person ungetauft, die andere 
getauft war. 


3 - Das Hindernis beruht auf kirchlichem 
echt. Deshalb kann davon dispensiert werden. 
Die Kirche verpflichtet aber die Ordinarien und 
Seelsorger, die Gläubigen von der Heirat mit 
iN'ichtgetauften abzuhalten, und erteilt Dispens 
nur mit den Kautelen wie bei den Ehen ver¬ 
schiedener Konfession und drängt auf die Über- 
^vac mng der Einhaltung der gegebenen Garan¬ 
tien (can. 1070 1071). 


nicht nnt V ? h i! die Nl 1 chtchrist en den Kirchengesetzen 

KathnlsS 1 te -^ Cn, i bedarf eS d ° ch bd der Ehe VOn 

, ™ lt: s °lchen auch der Dispens von etwaigen 

a de F n hirchenrechtlichen Hindernissen, z. B. Ver- 
°° 5 1931)* USW * ^ ntscbe * dun ß der Propaganda vom 


§ 87. Die Hindernisse der Verwandtschaft. 

I. Die Blutsverwandtschaft . 

(can. 1076) 

L Das Hindernis der Blutsverwandtschaft liegt 
m der geraden Linie nach göttlichem 
lv echt bei allen Verwandtschaftsgraden (inter 
omnes ascendentes et descendentes, Eltern, Vor¬ 
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eitern, Kinder, Enkel) vor, mag es sich um ehe¬ 
liche oder uneheliche Abstammung handeln. Es 
gilt danach für alle Menschen und ist nicht 
dispensierbar. 

2. In der Seitenlinie liegt das Hindernis 
der Blutsverwandtschaft bis zum dritten Grad 
(einschließlich) vor, und zwar sovielmal, als die 
Nupturienten einen gemeinsamen Stamm haben. 

Nach dem alten Recht reichte das Hindernis bis 
zum vierten Grad. 

Gegebenenfalls stellt man von jedem der Brautleute 
einen Stammbaum auf (von den Urgroßeltern ange¬ 
fangen ). 

Sind die Linien gleich, so entspricht die Zahl der 
Grade der Zahl der Generationen in einer Linie. 

Sind die Limen ungleich, so entspricht die Zahl der 
Grade der Zahl der Generationen in der längeren Lime 
(can. 96, § 3; vgl. oben §, 8 ) 1 UiMO t _ . . ... 

Demgemäß bildet eine Verwandtschaft im dritten 
Grad berührend den vierten kein Hindernis. 

NB. Zu beachten ist, daß unsere staatliche Zählung 
von der kirchlichen abweicht. So sind z. B. die Ge¬ 
schwister nach der letzteren im ersten, nach der andern 
im zweiten Grad verwandt. 

Die Verwandtschaft unter Geschwi¬ 
stern behandelt die Kirche als Hindernis gött¬ 
lichen Rechts. Es ist undispensierbar. 

Die übrigen Verwandtschaftsgrade der Seiten¬ 
linie beruhen auf kirchlichem Recht. Von ihnen 
kann dispensiert werden. 

3. Im Zweifel, ob die Nupturienten in irgend 
einem Grad der geraden Linie oder im ersten 
Grad der Seitenlinie verwandt sind, darf im 
Gegensatz zu can. 15 (vgl. oben § 2) die Ehe nie¬ 
mals gestattet werden, weil es sich nicht um ein 
gewöhnliches dubium facti, sondern um das gött¬ 
liche Recht handelt. 

Der CIC hat die Frage, ob die Ehen unter Blutsver¬ 
wandten der geraden Linie allgemein und unter Ge- 
Uotzbacli, Kcclit der kathol. Kirche 16 
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schwistern kraft göttlichen Rechtes ungültig sind, nicht 
ausdrücklich entschieden. Er setzt dies indes voraus, 
wie die \ orschrift über die Dispens zeigt. Sie verbietet 
unter allen Umständen die Erlaubnis zur Ehe (nun- 
quam matrimonium permittatur) nicht bloß dann, wenn 
1C u *~ nvan dtschaft genannter Art feststeht, sondern 
auch dann, wenn nur ein Zweifel daran besteht, ganz 
entgegen dem can. 15, der in dubio facti dem Ordinarius 
die Dispens von legcs irritantes gestattet. Dieses Ver- 
o duldet keine Ausnahme (nunquam), also auch nicht 
in penculo mortis und beim casus perplexus, obwohl 
can. 1043, demzufolge der Ordinarius in diesen Fällen 
von den impedimenta iuris ecclesiastici dispen¬ 
sieren kann, bei den dort vorgesehenen zwei Ausnah¬ 
men diese Hindernisse nicht nennt. 


IF. Die Schwägerschaft. 

(can. 1077) 

1. Die Schwägerschaft entsteht (kraft kirch- 
lichen Rechts) aus jeder gültigen Ehe (der 
Christen) zwischen dem Mann und den Bluts¬ 
verwandten der Frau sowie zwischen der Frau 
und den Blutsverwandten des Mannes. 

Die Berechnung des Schwägerschaftsgrades ist 
dieselbe wie bei der Blutsverwandtschaft. Der 
Gatte ist mit den Blutsverwandten des andern in 
der gleichen Linie und in dem gleichen Grade 
verschwägert, wie der andere Gatte mit seinen 
Blutsverwandten verwandt ist. 

2. Ein trennendes Ehehindernis bildet die 
Schwägerschaft: 

a) in der geraden Linie bei allen Graden; 

b) in der Seiten 1 inie bis zum zweiten Grad 
(einschließlich). Es wird in dem Maße verviel- 
altigt, als das Hindernis der Blutsverwandtschaft, 
von dem es ausgeht, besteht; außerdem durch 
eine neue Ehe mit einem Blutsverwandten des 
verstorbenen Gatten. 
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Nach dem alten Recht bildete die Schwägerschaft 
ein trennendes Hindernis in der Seitenlinie ex copula 
licita bis zum vierten Grad und ex copula illicita bis 
zum zweiten Grad, beide Mal in der geraden Linie unein¬ 
geschränkt. 

Da das Hindernis auf kirchlichem Recht beruht, 
kann von ihm dispensiert werden. Tatsächlich wird von 
der affinitas in linea rccta matrimonio consummato 
nicht dispensiert. 

III. Die gesetzliche und die geistliche 
Verwandtschaft. 

(can. 1079 1080) 

1. Die aus der Annahmean Kindes Statt 
(adoptio) entstehende gesetzliche Verwandtschaft 
bildet ein trennendes Ehehindernis in den Län¬ 
dern, deren Recht dieses Hindernis als trennendes 
festsetzt. 

^ ln Deutschland ist die Adoption nur ein verbietendes 
Hindernis. Vgl. S. 232 f. 

2. Die geistliche Verwandtschaft bil¬ 
det ein trennendes Ehehindernis nur zwischen 
dem Täufling einerseits und dem Taufenden und 
Baten anderseits. (Vgl. can. jr68.) 

Früher bildete noch die geistliche Verwandtschaft 
zwischen dem Firmling und dem Paten und zwischen 
dem Paten und den Eltern des Firmlings ein trennendes 
Hindernis. 

§ 88. Die übrigen trennenden Ehehindernisse. 

1. Die öffentliche Ehrbarkeit (publica honestas). 
Das Hindernis öffentlicher Ehrbarkeit entsteht: 

a) aus jeder u n g ü 11 i g e n Ehe, auch aus der 
Putativehe (ex matrimonio invalido); 

b) aus dem öffentlichen oder notorischen Kon¬ 
kubinat (ex publico vel notorio concubinatu), 
Wozu jedenfalls die Zivilehe gehört. 


IG 



244 drittes Buch. Die geistlichen Angelegenheiten. 

Geschlechtsverkehr bringt nicht ohne weiteres das 
Hindernis hervor; es muß ein eheähnliches Verhältnis, 
ein Zusammenwohnen wie bei Eheleuten vorliegen. 
Deshalb liegt das Hindernis infolge bloßer Ziviltrauung 
nicht vor, solange die beiden nicht zusammengcwohnt 
haben (AK 12. 3. 1929). 

c) In beiden Fällen ist das Hindernis nur im 
ersten und zweiten Grad der geraden 
Linie zwischen dem Mann und den Blutsver¬ 
wandten der Frau und umgekehrt vorhanden (can. 
1078). 

2. Die Eheunmündigkeit. Ein Jüngling kann 
vor dem vollendeten 16. Lebensjahr, ein Mädchen 
vor dem vollendeten 14. Lebensjahr keine gültige 
Ehe schließen. 

Die Seelsorger sollen, obwohl die Ehen nach dem 
Erreichen des angegebenen Alters gültig geschlossen 
werden können, darauf drängen, daß die jungen Leute 
sich beim Heiraten bezüglich des Alters nach den 
Landesgewohnheiten richten. 

3. Die Kleriker höherer Weihen (vom Sub¬ 
diakonat aufwärts) können keine gültige Ehe 
schließen (can. 1072). 

4. Die Ordensleute können nach Ablegung der 
feierlichen Gelübde ebenfalls keine gültige 
Ehe eingehen (can. 1073). 

5. Die Entführung. Sie bildet ein trennendes 
Ehehindernis zwischen dem Entführer (raptor) 
und der — in Hinsicht auf die Ehe — entführten 
Frau, solange letztere in der Gewalt des Ent¬ 
führers sich befindet (can. 1074). 

Der Entführung ist das gewaltsame Festhalten an 
einem Platze gleichgestellt, wenn es wie die Entführung 
geschieht, um die Ehe zu erzwingen. 

Ist die Entführte wieder vom Entführer ge¬ 
trennt und an einem sicheren und freien Platz 
untergebracht, so hört das Hindernis von selbst 
auf. 
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6. Das Hindernis des Verbrechens (criminis). 
Dieses liegt vor: 

a) bei qualifiziertem Ehebruch, d. h. 
wenn die Ehebrecher zugleich sich gegenseitig 
(nicht einseitig) das Versprechen zur Heirat ge¬ 
geben haben oder die Eheschließung, wenn auch 
nur vor dem weltlichen Standesbeamten, ver¬ 
sucht haben — trotz des bestehenden Ehebandes; 

b) im Falle des (einfachen) Ehebruches, zu 
dem die Ermordung des unbeteiligten Gatten 
durch einen der Ehebrecher hinzukommt; 

c) im Falle des gemeinsam (physisch oder mo¬ 
disch) verübten Gattenmordes, ohne oder mit 
Ehebruch. 

Das Ehehindernis besteht zwischen den Personen, die j 
des Verbrechens schuldig sind. Es tritt nur ein, wenn 
wegen einer gültigen Ehe ein objektiver Ehebruch 
°der Gattenmord vorliegt (can. 1075). 

NB. Nur die in den §§ 80—82, 84—88 genannten Hin¬ 
dernisse sind Ehehindernisse im eigentlichen Sinn. Die 
Konscnsmängel, einschließlich Zwang und Furcht, die 
hu § 90 behandelt werden, sind Hindernisse im wei¬ 
teren Sinne. Indes gilt auch für sic can. 19 7L § 1 » dem¬ 
zufolge das Recht zur Eheklage allen denen entzogen 
ls t, welche die „causa impedimenti“ waren (AK 17. 7. 
• 933 ). 

Drittes Kapitel. Die Eheschließung selbst. 

§ 89 . Der Ehekonsens. 

(can. 1081 — 1093) 

1. Der Konsens ist das Wesentlichste beim Zu¬ 
standekommen der Ehe. „Die Ehe bewirkt der 
^wischen den dazu nach dem Recht fähigen Per¬ 
sonen gesetzmäßig ausgedrücktc Konsens“ (can. 
*081, § t). Er ist von so wesentlicher Bedeutung. 
f laß er durch keine menschliche Macht, 
also auch nicht durch kirchliche Dispens, ersetzt 
'Verden kann. Ohne den richtigen Konsens 
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beider Teile oder nur eines Teils, ohne ihren Ehc- 
willen, kommt eine wahre Ehe nie zustande. 

Ist der Konsens richtig gegeben, so ist die Ehe per¬ 
fekt. Es bedarf nicht, wie die Kopulationstheorie an¬ 
nahm, des ehelichen Verkeh rs. 

Der Konsens ist unbedingt notwendig, weil die Ehe 
ein gegenseitiger Vertrag ist. Der Ehewillc muß nicht 
bloß beiderseits vorhanden sein, sondern gegenseitig 
ausgetauscht werden. Erst wenn beide Teile ihr „Ja¬ 
wort“ gegeben haben, ist die Ehe geschlossen. 

Der Konsens muß äußerlich gegeben werden, er 
muß eine „Willenserklärung“ darstellen (manifestatus); 
die bloß innere Zustimmung genügt nicht zum Ehc- 
abschluß. 

Der Konsens muß zwischen zwei rechtsfähigen Per¬ 
sonen (iure habiles), d. h. solchen, denen das Recht zu 
einer gültigen Hochzeit nicht fehlt, ausgetauscht wer¬ 
den. 

Unfähig zur Ehe sind Personen, zwischen denen ein 
trennendes lihehindernis besteht. 

Geschäftsunfähige Personen (sui non compotes: Kin¬ 
der unter sieben Jahren und des Vernunftgebrauchs Be¬ 
raubte) können naturrechtlich keinen gültigen Konsens 
abgeben. 

Endlich muß der Konsens in gesetzmäßiger Weise 
abgegeben werden, d. h. für die Katholiken vor dem 
Pfarrer und zwei Zcugen( vgl. unten § 91). 

2. Der Ehekonsens (consensus matrimonialis) ist 
näherhin „der Willensakt, mit dem jeder Teil das 
immerwährende und ausschließliche Recht auf 
den Körper des andern in Bezug auf die an sich 
zur Erzeugung von Nachkommenschaft geeig¬ 
neten Handlungen gibt und empfängt“ („actus 
voluntatis, quo utraque pars tradit et acceptat ius 
in corpus, perpetuitm et exclusivum, in ordinc ad 
actus per se aptos ad prolis generationem“ [can. 
1081]). 

Demgemäß kann niemand einen wahren Ehe¬ 
konsens abgeben, der das Wesen der Ehe nicht 
kennt, der nicht mindestens weiß, daß sie „die 
dauernde Gemeinschaft zwischen einem Mann und 
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einer Frau zwecks Erzeugung von Kindern“ dar¬ 
stellt (can. 1082). 

Solche Unkenntnis wird bei den Geschlechtsreifen 
nicht präsumiert. 

Die Einzelheiten des ehelichen Aktes brauchen den 
*\ T upturienten nicht bekannt zu sein. 

3. Die Konsensabgabe muß erfolgen in 
Gegenwart der Kontrahenten selbst oder ihres 
Prokurators oder Dolmetsch. (Näheres siehe CIC 
can. 1089—1091.) 

Die Brautleute müssen ihren Konsens münd¬ 
lich ausdrückcn; nur wenn sie nicht sprechen 
können, ist der Ausdruck durch Zeichen gestattet 
(can. 1088). 

4. Bei einer Ehe, die wegen eines „Hinder¬ 
nisses“ nichtig ist, bei deren Abschluß jedoch 
der echte Ehekonsens geleistet wurde, wird 
dessen Fortdauer präsumiert, bis seine Zurück¬ 
nahme feststeht (can. 1093). 

Wichtig bei der Konvalidation der Ehe (sanatio in 
radice). 

§ 90 . Die Konsensmängel. 

(can. 1083—1093) 

Es gibt Mängel des Ehekonsenses, die die Ehe¬ 
schließung ungültig machen. In Betracht kom- 
nien hier die volle Unfähigkeit zum Ehewillen, 
Irrtum, Freiheitsbeschränkung und dem Konsens 
beigefügte Vorbehalte und Bedingungen. 

t. Geistige Gebrechen. 

Der CIC führt in dem Kapitel über den Kon¬ 
sens die geistigen Gebrechen nicht an, 
Weil diese Mängel selbstverständlich sind. Er er¬ 
wähnt sie bei andern Gelegenheiten (Grund¬ 
begriffe des Personenrechts, Ehegericht, Delikte 
ll nd Strafen). 
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Es sind zu unterscheiden: 

Geisteskranke (amentes und dementes), die 
ständig (habitualiter) des Vernunftgebrauchs be¬ 
raubt sind, und solche, die in einem bestimmten 
Zustande (actu, z. B. Rausch, Fieber), also nur 
vorübergehend ihrer Sinne nicht mächtig sind: 

Schwachsinnige (debiles), deren Geistes¬ 
leben nicht ganz gestört, sondern geschwächt ist. 

a) Die beim Eheabschluß des Vernunft¬ 
gebrauchs beraubten Personen können in diesem 
Zustande nicht gültig kontrahieren; ebenso nicht: 

b) die eigentlichen Geisteskranken (Idioten, 
Kretins, auch die dementes, d. h. solche, die nur 
auf dem einen oder andern Gebiet, also hier auf 
dem Ehegebiet, ein anormales Geistesleben haben). 

Wenn die Geisteskrankheit erst nach der Hochzeit 
entsteht, ist die Ehe nicht ungültig. Allerdings kommt 
es bisweilen vor, daß die schon vor der Hochzeit latent 
vorhandene Krankheit erst einige Zeit nach der Heirat 
offenbar wird (z. B. bei der dementia praecox, Schizo¬ 
phrenie). In diesem Fall ist die Ehe ungültig, es müßte 
denn sein, daß sie zur Zeit „der lichten Augenblicke“ 
(lucida intervalla), deren Existenz allerdings heute von 
manchen Sachverständigen geleugnet wird, geschlossen 
ist. 

c) Bei Schwachsinnigen (debiles) kommt 
es auf den Grad ihrer Krankheit an, ob sie zur 
Abgabe des Ehekonsenses fähig sind oder nicht. 

2. Irrtum. 

a) Der Irrtum in der Identität der zu 
heiratenden Person (error substantialis) 
macht die phe ungültig; der Irrende wflT ja diese 
Person gar nicht heiraten. 

Der Irrtum hinsichtlich der Eigenschaften 
der Person (error accidentalis) macht die Ehe 
nicht ungültig, auch wenn er den Beweggrund 
zur Heirat gibt. 


I. Teil: Die Sakramente. IV.Abschn.: Das Eherecht. 249 

Es gibt hiervon nur eine Ausnahme: Dieser 
Irrtum macht die Ehe ungültig, wenn er dem Irr¬ 
tum in der Identität der Person selbst gleich¬ 
kommt (si redundet in errorem personae), d. h. 
wenn es sich um eine Eigenschaft handelt, durch 
die sich die betreffende Person gerade von jeder 
andern unterscheidet, z. B. wenn ein Mädchen 
den Hoferben heiraten will und hierbei sich 
täuscht und mit einem andern Kind der betreffen¬ 
den Familie kontrahiert. 

Sonstiger Irrtum, z. B. über Vermögensver¬ 
hältnisse, Unbescholtenheit usw., macht den Kon¬ 
sens nicht ungültig. 

Kraft kirchlichen Rechts macht ein Irrtum über 
die Eigenschaft einer Person die Ehe ungültig, wenn die 
Ehe mit einem Sklaven (Sklavin) geschlossen wird, der 
irrigerweise für eine freie Person gehalten wird. 

b) Ebenso macht ein ..e i mf a che u jrrtum in 
Bezug auf EigenschafFcTn der Ehe (die 
E inh eit, Unauflöslichkeit und ihre sakramentale 
Würde) den £hckonsens nicht ungültig, auch 
dann nicht, wenn er den Anlaß zur Heirat gibt 
(anders bei „qualifiziertem Irrtum 4 , d. h. wenn 
eine Bedingung als conditio sine qua non beige¬ 
fügt ist. Vgl. unter 5). 

Ebenso kann (nicht muß) die Ehe gültig sein, 
obwohl man meint, die Ehe, die man zu schließen 
bereit ist, sei ungültig. Z. B. ist die Ehe gültig, 
wenn einer trotz der Meinung, es liege einHindei- 
nis vor, seinerseits fest zur Heirat entschlossen 
ist, aber das vermeintliche Hindernis tatsächlich 
nicht besteht. 

Vgl. auch oben § 9 die Ausführungen über Irrtum. 

3. Simulation und Vorbehalte. Das Recht prä- 
sumiert, daß die wahre Gesinnung beider Braut¬ 
leute oder einer Partei dem nach außen kund¬ 
gegebenen Willen entspricht. 
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Es kann aber der Fall sein, daß jemand inner¬ 
lich eine andere Gesinnung hat, als er kundgibt ; 
man kann eine Eheschließung Vortäuschen, sei cs 
aus diesem oder jenem Grunde. So geschlossene 
Ehen sind nichtig. 

Solche simulierten Ehekonsense liegen recht¬ 
lich pro foro extern o vor, wenn beide Teile 
oder nur ein Teil durch einen „positiven Willens¬ 
akt Vorbehalte machen, die sich beziehen auf: 

die Ehe selbst, 

auf das eheliche Recht, 

auf die wesentlichen Eigenschaften der Ehe 
(Einheit, Unauflösbarkeit). 

Der Vorbehalt muß ein „positiver Willcns- 
akt“ sein, d. h. es genügt nicht der innere Irrtum 
oder eine falsche Auffassung über die Ehe, sondern 
die Simulation muß durch besondern Entschluß ge¬ 
schehen. Die Ehe ist z. B. nicht schon nichtig, wenn 
man sie in der Meinung der Lösbarkeit schließt, 
sondern erst durch eigenen (beweisbaren) Vorbehalt 
der Lösbarkeit. 

Für das forum internum ist die Ehe ungültig, auch 
wenn der Vorbehalt nur in der Gesinnung vorhanden war. 

Der Vorbehalt in Bezug auf die Ehe selbst liegt z. B. 
beim Heiratsschwindler vor, dem es nicht auf die Ehe 
selbst, sondern die Mitgift der Frau oder die Befriedi¬ 
gung seiner Wollust ankommt. 

Ein Vorbehalt in Bezug auf „i u s ad coniuga- 
1 e m a c t u m“ liegt vor, wenn man die Übertragung 
des ehelichen Rechts auf den andern Gatten ausschließt 
(insbesondere Ausschluß des Kindersegens), mag der 
Ausschluß zeitlich begrenzt sein oder nicht 1 . 


1 Der CIC sagt, die Ehe ist ungültig, „si pars ex- 
cludat omne ius ad coniugalem actum“. 

Die Übersetzung von „omne ius ad coniugalem ac¬ 
tum“ mit „jegliches Recht auf den ehelichen Akt“ ist 
kaum richtig. Vielmehr ist wohl (mit Hilling) zu über¬ 
setzen: „das ganze (unteilbare) Recht auf den ehelichen 
Akt“. Wer es nicht ganz, nicht in perpetuum (can. 1081, 
§ 2), für die ganze Dauer der Ehe und lückenlos, ohne 
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Vo n dem Vorbehalt ist der sündhafte Wille 
zum Mißbrauch der Ehe zu unterscheiden, bei 
dem die ehelichen Rechte nicht beschränkt werden. 
Dieser sündhafte Wille macht die Ehe nicht ungültig. 

Ein Vorbehalt in Bezug auf wesentliche Eigen¬ 
schaften der Ehe liegt vor, wenn zwar der Ehewille 
da ist und die Übertragung der ehelichen Rechte statt¬ 
findet, aber die Unauflöslichkeit oder Einheit der Ehe 
ausgeschlossen wird (can. 1086). 

4 - Zwang und Furcht. 

a) Der physische Zwang (vis absoluta), der den 
freien Ehewillen gänzlich ausschließt, läßt natur- 
rechtlich einen echten Konsens nicht aufkommen. 
Dieser Zwang kann freilich nur statthaben, wenn 
der Konsens nicht durch die Sprache, sondern 
durch Zeichen abgegeben wird. 

Ebenso kann im Falle von Furcht ein wirk¬ 
samer Konsens nicht abgegeben werden, wenn 
sic einen so hohen Grad erreicht hat, daß sie die 
freie Entschließung völlig aufhebt. 

b) Die Furcht bildet auch, wenn der freie 
W illc nicht ganz benommen ist (vis moralis), ein 
trennendes Ehehindernis unter folgenden Voraus¬ 
setzungen : 

a) Die Furcht muß „ab cxtrinseco“, d. h. 
von außen her, und zwar von andern Menschen, 
cingeflößt sein, also nicht von einem äußern Er¬ 
eignis, auf das die Menschen keinen Einfluß 
haben, und sie darf nicht von innen her kommen 
aus Erwägungen, die der Nupturient selbst an¬ 
stellt. 

ß) Die Furcht muß schwer (gravis) sein. Das 
angedrohte Übel muß ein schweres Übel für den 

zeitliche Beschränkung, gewährt, sondern von dem 
Recht wesentliche Abstriche macht, kontrahiert un¬ 
gültig. Eichmann gebraucht den Ausdruck: „das volle 
Recht“. Die Spruchpraxis der Rota bestätigt diese Auf- 
' fassung. 
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Bedrohten darstellen, ein Übel, das selbst einen 
herzhaften Mann (vir constans) erschüttert (Ver¬ 
stoßung aus dem Elternhaus, Erschießung usw.). 

Das Übel kann absolut oder relativ, d. h. nur 
für diese bestimmte Person, schwer sein. 

y) Die Furcht muß ungerecht (iniuste) ein¬ 
geflößt sein, ungerecht in der Sache selbst oder 
in der Art (quoad substantiam oder quoad mo- 
dum). 

Wenn jemand zu einer Drohung berechtigt ist, so 
liegt das Hindernis nicht vor, es müßte denn sein, daß 
dabei das rechte Maß erheblich überschritten wird. 

Ebenso nicht bei bloßer Verletzung der Liebe. 

Freies Tun (Enterbung), nicht ein Ereignis (Herz¬ 
schlag) muß angedroht sein. 

ö) Die eingeflößte Furcht muß eine solche Lage 
herbeigeführt haben, daß keine andere Wahl 
bleibt, als das Übel selbst hinzunehmen oder die 
Ehe einzugehen (metus..., a quo ut quis se libc- 
ret, eligere cogatur matrimonium). Es muß dem¬ 
nach dem Drohenden nicht nur Ernst sein mit der 
Drohung, er muß auch in der Lage sein, sic aus¬ 
zuführen. 

Der Bedrohte muß versuchen, so gut es ihm 
möglich ist, das Übel abzuwehren und ihm zu ent¬ 
fliehen (can. 1087, § 1 )• 

e) Sie muß die Ehe nicht bezwecken (Gasparri). 

Eine nicht selten .vorkommende Art dieses Hinder¬ 
nisses ist der „metus reverentiali s“, d. h. die 
Furcht eines Kindes, sich die Ungnade seiner Eltern 
zuzuziehen, seine Nachgiebigkeit gegen deren Willen. 
Aus ihr entsteht nur dann das Ehehindernis, wenn sie 
„metus reverentialis qualificatus“ ist, d. h. 
wenn die Eltern das Kind zu einer ihm mißliebigen 
Heirat nicht bloß durch ihre einfache Willensäußerung 
bestimmen, sondern den ungestümen Bitten Beschwö¬ 
rungen und Beschimpfungen hinzufügen, also in un¬ 
gerechter Weise das Kind zu der Heirat moralisch 
nötigen, weil es sonst mit der Ungnade der Eltern 
rechnen müßte. 
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Es kommt dabei im Einzelfall sehr auf den Charakter 
des Kindes an. Bei Mädchen wird im allgemeinen dieses 
Hindernis eher als bei jungen Männern vorliegen, die 
nicht bloß widerstandsfähiger sind, sondern auch eher 
Möglichkeiten haben, sich dank ihres Berufes dem 
Zwang zu entziehen. 

5. Bedingungen, fr* 

Der Vorbehalt ist einseitig, auch dann, wenn 
beide Teilenden gleichen Vorbehalt oder verschie¬ 
dene machen. Bedingungen sind stets beider- 
s e i t i g ; der eine TeiTstellt sie, der andere nimmt 
sic an. 

Werden dem Konsens Bedingungen beigefügt, 
so sind vier Fälle zu unterscheiden: 

a) Wenn eine Bedingung für die Zukunft 'Jll — L* 
gestellt wird, die notwendig eintritt (z. B. daß der 
Vater der Braut einmal stirbt), oder die eine Un-/i^ 
mögiishkeit (z. B. daß der Bräutigam Wunder 
wirken werde), oder etwas Uns ittli ches enthält, > 

so gilt sie rechtlich als nicht gestellt (Rechts- 
vermutung bis zum Beweis des Gegenteils). 

b) Wenn eine Bedingung für die Zukunft ^ j , f 

gegen die Substanz der Ehe gestellt ist, - Ü— 

so ist die Ehe ungültig. 

In Betracht kommen Bedingungen gegen 

das l^o n u m p r o 1 i s , gegen die Nachkommenschaft 
selbst, nicht gegen IHre Erziehung (bonum physicum, 
nicht spirituale), oder gegen 

das bonum fidei, die eheliche Treue, wenn z. B 
der Marin sich das Recht einer Konkubine ausbedingt, 
oder gegen / 

das b o n 11 m s acramqpti , gegen die Unauflöslich¬ 
keit, zri 57 wenri‘ die Ehe auf Probe geschlossen wird 
(can. 1092). 

c) Wenn eine erlaubte Bedingung für die /(/?* ; 5^ 
Zukunft gestellt wild (z. B. „wenn du dein 
Examen gemacht hast“, „wenn meine Eltern zu¬ 
stimmen“), so schiebt diese Bedingung die Gültig¬ 
keit der Ehe so lange hinaus, bis sie erfüllt ist. 
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Die Ehe besteht also mit ihren Rechten und 
Pflichten erst von dem Augenblick an, in dem die 
Bedingung erfüllt ist. 

d) Wenn eine Bedingung für die Vergangen¬ 
heit oder für die Gegenwart gestellt ist, so 
kommt es darauf an, ob die Bedingung erfüllt ist 
oder nicht. Ist sie erfüllt, so ist die Ehe gültig; ist 
die Bedingung nicht erfüllt, so ist die Ehe ungültig. 

Die Braut macht z. B. die Bedingung sine qua non: 
Ich heirate dich nur, wenn du bereit bist, meiner reli¬ 
giösen Betätigung keinerlei Hindernisse in den Weg zu 
legen und alle unsere Kinder katholisch taufen und er¬ 
ziehen zu lassen. Der Bräutigam erklärt seine Bereit¬ 
willigkeit dazu, obwohl er nicht gesonnen ist, die Ver¬ 
sprechungen zu halten. Im Irrtum über diese Lage 
(error qualificatus) schließt die Braut die Ehe. Da stellt 
sich bald heraus, daß zur Zeit des Eheabschlusses sei¬ 
tens des Bräutigams die Bedingung nicht erfüllt war. 
Diese Ehe ist ungültig. 

Voraussetzung obiger Darlegungen ist, 
daß die einmal beigefügte Bedingung vor der 
Ehe nicht widerrufen ist. Ist sie wider¬ 
rufen, so treten die Wirkungen selbstverständlich 
nicht ein. Allerdings muß sie nicht actualis sein, 
es genügt die conditio virtualis. 

NB. Wohl zu beachten ist, daß sog. Bedingungen 
meist keine Bedingungen im eigentlichen Sinn, sondern 
„Auflagen“ (modus) sind, die die Ehe selbst nicht be¬ 
rühren. 


§ 91 . Die Trauung. 

(can. 1094—1183) 

Da die Ehe ein Vertrag ist, kann die Kirche 
zu ihrer Gültigkeit wie der Staat für Verträge 
auf seinem Gebiet auch eine bestimmte Form vor¬ 
schreiben. Die Notwendigkeit dazu lag für die 
Kirche angesichts des durch die „klandestinen 
Ehen“, d. h. geheim geschlossenen Ehen, verur¬ 
sachten Wirrwarrs offenkundig vor. 
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Der Darstellung des neuen Rechts ist in Kürze die 
geschichtliche Entwicklung vorauszuschicken, zumal 
für viele bestehende Ehen das alte Recht gilt. 

Das Ko nzil von Trien t forderte durch das Dekret 
»T a m c t s i“ zur Gültigkeit der Ehe ihren Abschluß in . f f 
facie^ccTesiae, d. h. „coram parocho (proprio der Braut- , V’ *'•' L 
leute oder eines von ihnen) et duobus testibus“. Das 
Dekret erlangte indes nur dort Geltung, wo es verkün- K Vr{ 
det wurde. An den zahlreichen andern Orten (Rcfor- ö- 

JUation!) waren nach wie vor die anders geschlossenen L , 
(clandestinen, heimlichen) Ehen gültig, wenn auch un¬ 
erlaubt. 


Die nach dem Papst Benedikt XIV. benannte „Bene- 
d j cti na“ (4. Nov. 1741) brachte eine Milderung des 
Dekretes. In einigen Gebieten (Holland, Belgien, Nord¬ 
deutschland u. a. in.) wurde das dort verkündete Dekret 
»Tametsi“ sowohl für die protestantischen als auch für 
die gemischten Ehen außer Kraft gesetzt. So blieb der 
Rechtszustand bis in die ersten Jahre des 20. Jahrhun¬ 
derts herein. Nun folgten rasch hintereinander wich¬ 
tige Änderungen speziell für Deutschland. 

Die Konstitution .. Provid a“ Pius’ X. bestimmte, 
daß vom 15. April 1906 ab alle rein katholischen 
Ehen im Deutschen Reich gültigerweise nur 
noch coram parocho catholico geschlossen werden kön¬ 
nen. Die protestantischen und die gemischten Ehen 
konnten allgemein in Deutschland in anderer Form 
gültig geschlossen werden, jedoch vom 19. April 1908 ab 
niit der Einschränkung, daß bei gemischten Ehen beide 
Brautleute in Deutschland geboren waren. Zugleich 
erklärte die „Provida“ alle am 14. 4. 1906 bestehenden, 
bloß wegen Formmangels ungültig geschlossenen prote¬ 
stantischen oder gemischten Ehen für gültig, falls der 
Konsens nicht zurückgenommen war (Sanatio in ra- 
dice). Der Unterschied zwischen tridentinischen und 
nicht tridentinischen Orten war also für das Deutsche 
Reich gefallen. 

Das Dekret „ Ne t e m e r e “ vom 2. Aug. 1907 führte 
n üt Wirkung vom 19. April 1908 ab schon das mit dem 
LlC übereinstimmende Recht ein, wodurch aber 
Deutschland und Ungarn nicht betroffen wurden. Mit 
dem Inkrafttreten des neuen kirchlichen Rechtsbuches 
ist dieser Ausnahmezustand beseitigt und einheitliches 
Recht für die ganze Kirche geschaffen worden. Jetzt 
Selten überall in der abendländischen Kirche die nun 
darzulegenden Vorschriften des CIC. 
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A. Die Ehen der Katholiken. 

I. Die ordentliche Form der Trauung. 

Nach dem CIC können die Ehen der Katho¬ 
liken mit Katholiken oder Nichtkatholiken (Ge¬ 
tauften und Ungetauften) regelmäßig nur gültig 
geschlossen werden „vor dem Pfarrer (co- 
ram parocho) oder dem Ortsordinarius 
oder einem von einem dieser beiden 
d e 1 e g i erten Priester und mindestens 
zwei Zeugen (duobus saltem testibus). 

Als katholisch gelten alle in der katholischen 
Kirche Getauften und alle zu ihr aus der Häresie oder 
dem Schisma Bekehrten, ob sie später abgefallen sind 
oder nicht. 

Wurden die Kinder eine Zeit lang katholischerzogen, 
aber später der Häresie usw. zugeführt, so gelten sie als 
katholisch. 

Die Orientalen sind an die Trauungsform dann ge¬ 
bunden, wenn sie die Ehe mit an diese Form gebunde¬ 
nen Lateinern eingehen. 

Näherhin ist bestimmt: 

i. Eheassistenz. Der CIC unterscheidet gül¬ 
tige und erlaubte Assistenz. 

a) Gültiger weise assistieren der Ehe: 

a) der Pfarrer (Ordinarius) von dem Tage 
an, wo er sein Benefizium bzw. sein Amt in kano¬ 
nischer Weise angetreten hat und 

innerhalb seines Territoriums und 

wenn er den Ehekonsens ungezwungen erfragt 
und entgegennimmt. 

Als „Pfarrer“ gelten auch Pfarrvikare, Pfarrverweser, 
Pfarrkuraten, der vicarius substitutus, vicarius adiutor, 
sacerdos supplens. Vgl. oben § 32. 

Der vicarius substitutus (can. 465, § 4) kann als 
solcher vor der bischöflichen Approbation nicht gültig 
assistieren; der vicarius (sacerdos) supplens (can. 
465, § 5) kann es vor der Approbation (AK 14. 7. 1922). 
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Exkommunizierte, I nterdizierte und v o m 
Amt Suspendierte (durch Urteil oder Erklärung) 
assistieren nicht gültig. 

Pfarrer und Ordinarius assistieren in ihrem Terri¬ 
torium allen Ehen gültigerweise, also nicht bloß den 
Ehen ihrer Untergebenen, sondern auch den Ehen 
hremder und Wohnsitzloser. 

Wenn ein Pfarrer (Ordinarius) infolge Zwangs oder 
schwerer Furcht (vis vel metus gravis) die Konsens¬ 
abgabe erfragt und entgegennimmt, so ist die Assistenz 
ungültig. Es genügt nicht die Konsensabgabe vor ihm; j 
er muß sie erfragen und entgegennehmen (keine Uber- I 
rumpclung mehr möglich!). 


ß) Der delegierte Priester. Die Dele¬ 
gation muß gegeben sein: 

von dem zur gültigen Eheassistenz be¬ 
rechtigten Pfarrer (Pfarrvikar, Pfarrver¬ 
weser usw.) oder Ordinarius; 

ausdrücklich (expresse), nicht stillschwei¬ 
gend, und zwar 

einem genau bezeichneten Priester und 
für eine genau bestimmte Ehe. 

Allgemeine Delegationen sind ausgeschlossen; nur die, 
vicarii cooperatores machen eine Ausnahme; ihnen Jcanij 
der Ordinarius oder der Pfarrer eine allgei H£ i & c Delej 
Kation geben. Ist dies der Fall, können sie auch sub 
delegieren. Vgl. oben § 15. 

b) Erlaubter weise assistiert der Ehe der 
zur gültigen Assistenz berechtigte Pfarrer (Ordi¬ 
narius): 

a) wenn der Ledigenstand der Nupturienten 
rechtmäßig festgestellt ist; 

ß) wenn außerdem feststeht, daß der eine oder 
andere Teil der Brautleute in seiner Pfarrei 
(Diözese) seinen Wohnsitz (Quasiwohnsitz) hat 
oder einen Monat daselbst weilt, oder ein Wohn¬ 
sitzloser (vagus) aktuell seinen Aufenthalt da¬ 
selbst hat; 

Lotzbach, Hecht dor katliol. Kirche 17 
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y) wenn er, falls das unter ß ) Gesagte für ihn 
nicht zutrifft, die Erlaubnis des Pfarrers 
(Ordinarius) hat, bei dem es zutrifft. 

Einer Erlaubnis bedarf es in einem Notfall nicht. 

Zur Trauung aller Vagi, auch derer, die einen Monat 
am Ort weilen, bedarf es, von Notfällen abgesehen, der 
Erlaubnis des Ordinarius (can. 1^32). 
cj^ Regelmäßig soll die Ehe vor dem Pfarrer der 
Braut geschlossen werden, wenn nicht eine gerechte Ur¬ 
sache entschuldigt; ausgenommen die Ehen zwischen 
Katholiken von verschiedenem Ritus, wobei der Ritus 
und die Pfarrei des Mannes maßgebend sind. 

? I Der ohne die notwendige Erlaubnis assistierende 
- Pfarrer hat kein Recht auf die Stolgebiihren; sie 
gehören dem parochus proprius der Brautleute. 

NB. Betr. Assistenz bei Ehen von Militärperso¬ 
nen vgl. * 12 . 

2. Über die Zeugen sagt der CIC nichts Näheres. 
Es kommen als Zeugen alle (Männer und Frauen) 
in Betracht, die den Eheabschluß bezeugen können; 
unfähig sind kleine Kinder, Geisteskranke, Be¬ 
trunkene usw. 

3. Ort der Trauung. Die Ehe unter Katholiken 
ist in der Pfarrkirche zu schließen. 

In andern Kirchen (öffentlichen oder halböffent¬ 
lichen Oratorien) darf es nur mit Erlaubnis des 
Pfarrers (Ordinarius) geschehen. 

In Privathäusern kann die Trauung nur 
in einem außerordentlichen Fall mit Genehmigung 
des Ordinarius stattfinden. 

Die Ehen zwischen Katholiken und Nichtkatholiken 
(Mischehen) dürfen nach allgemeinem Recht nicht in 
der Kirche geschlossen werden. Der Ordinarius kann 

( davon dispensieren, was in Deutschland allgemein ge¬ 
schieht; unter keinen Umständen darf damit die heilige 
Messe verbunden werden (can. 1109). 

4. Ritus der Trauung. Die Trauung ist nach 
den approbierten liturgischen Büchern und den 
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rechtmäßigen Gewohnheiten vorzunehmen. Sehr 
erwünscht ist die Verbindung der Missa pro spon- 
sis mit der Trauung katholischer Brautleute. 


Der Pfarrer soll darauf bedacht sein, daß die Braut 
leute die „bencdictio sollemnis“ empfangen, die nur in 
der heiligen Messe, auch noch längere Zeit nach der 
Hochzeit, erteilt werden darf. . 

Zu ihrer Erteilung (selbst oder durch andere) ist nur 
der Priester befugt, der der Ehe gültig und erlaubt assi¬ 
stiert. 

Bei Ehen mit verschiedener Konfession 
°der Religion sind alle sacri ritus wegzulassen. Zur 
Verhütung schlimmerer Übel kann der Ordinarius 
mit Ausnahme der heiligen Messe — die üblichen Zere¬ 
monien gestatten. 

NB. Außer der benedictio sollemnis gibt es neuer¬ 
dings einen außerhalb der heiligen Messe erteilten Braut¬ 
segen. Dazu bedarf es eines besonderen Apostolischen 
Jndults, das mehrere deutsche Diözesen (Freiburg, 
München-Freising, Meißen) für bestimmte Zeit er¬ 
langt haben. Das Formular für diesen Segen findet sich 
mi Appendix zum Rituale Romanum und darf von dem 
zur Trauung berechtigten Priester verwendet werden, 
Wenn die Brautmesse, bzw. die Messe mit dem Brau 
Segen erlaubt ist, aber nicht gehalten wird. 

Der Appendix des Rituale Romanum enthalt ferner 
»Gebete“, die bei der Trauung über die Gatten außer¬ 
halb der heiligen Messe verrichtet werden können, wenn 
die bencdictio sollemnis unerlaubt ist, d. h. wenn die 
praut (Witwe) ihn schon einmal empfangen hat, und 
J n der geschlossenen Zeit. Hierzu bedarf es gleichfalls 
^nes Apostolischen Indults, das verschiedene deutsche 
Diözesen (wie oben) besitzen. 

Bei gemischten Ehen sind dieser Brautsegen und die 


5 - Zeit der Trauung. Die Ehe kann zu jeder 
Zeit geschlossen werden. 

Indes ist die „sollemnis nuptiarum benedictio 
in der Zeit vom i. Adventsonntag bis zum Weih- 
n achtsfest (einschließlich) und vom Aschermitt¬ 
woch bis zum Ostersonntag (einschließlich) ver- 
“°ten (geschlossene Zeit). 


17 
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Der Ordinarius kann diese Feier in der verbotenen 
Zeit aus gerechtem Grund gestatten; die Brautleute sind 
zu mahnen, ut a nimia pompa abstineant (can. 1108). 


6. Ehebuch. Nach der Trauung ist vom Pfarrer 
(oder seinem Vertreter) der Eintrag in den Über 
matrimoniorum mit Angabe der Namen der Ehe¬ 
leute, des Assistenten und der Zeugen, des Orts 
und Datums zu machen. 

Ferner ist im Taufbuch die Ehe anzumerken. 
Hat die Taufe an einem andern Ort stattgefunden, 
so ist dem betreffenden Pfarrer zwecks Eintrags 
im Taufbuch von dem Eheabschluß Kenntnis zu 
geben (can. 1103). 


c *) 


II. Die Nottrauung . 


Die Ehe kann ohne die Einhaltung der ordent¬ 
lichen Trauungsform gültig geschlossen werden, 
wenn ohne große Schwierigkeit die ordentliche 
Trauungsform (coram parocho, Ordinario, sacer- 
dote delegato et duobus testibus) nicht eingehal¬ 
ten werden kann. Ein solcher Notfall liegt vor: 

1. In periculo (nicht bloß articulo) 
mortis, wenn ein Teil oder beide Teile sich in 
Todesgefahr befinden; 

V 

2. Extra mortis periculum, ohne Todes¬ 
gefahr, wenn nach kluger Voraussicht die Un¬ 
möglichkeit (physische oder moralische) der 
ordentlichen Trauung einen Monat lang andauert 
{Erkrankung des. Pfarrers, große Entfernung 
usw., Priesterverfolgung). 

Zur Gültigkeit der Nottrauung ist die Ab¬ 
gabe des Konsenses vor zwei Zeugen erforder¬ 
lich. 

.Zur Erlaubt heit ist außerdem in beiden 
hallen der Beizug irgend eines Priesters neben 
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den beiden Zeugen vorgeschrieben, wenn er zur 
Verfügung steht (can. 109S). 

Auch die Nottrauung (nicht die „Gewissensehe") ist 
genau so wie die ordentliche Trauung einzutragen. Der 
assistierende Priester, bzw. die Zeugen sollen um den 
Eintrag besorgt sein. 

III. Die Gewissensehe. 

Die Gewissensehe (matrimonium conscientiae) 
ist die Ehe, die wohl in der ordentlichen Form 
(also nicht klandestin), aber ohne Verkündung 
geschlossen und geheim gehalten wird. 

^ Sie kann nur vom Ordinarius selbst (nicht vom 
Generalvikar ohne besonderen Auftrag) und nur 
ex gravissima et urgentissima causa gestattet 
Werden. Der Eintrag dieser Ehe hat in einem 
besondern, im Geheimarchiv der bischöflichen 
Kurie aufbewahrten Buch stattzufinden, nicht im 
Pfarr-, Ehe- und Taufbuch. 

Die Pflicht zur Geheimhaltung hört für den 
Ordinarius in gewissen Fällen auf (can. 1104 bis 

Do 7). 

B. Die Ehen der Nichtkatholiken. 

1. Die Akatholiken, Getaufte und Nichtge- 
Dufte, sind an die von der Kirche vorgcschriebe- 
ben Trauungsformen (ordentliche Trauung und 
Nottrauung) nicht gehalten, wenn sie unter 
?*ch heiraten. Ihre Ehe ist gültig, wenn sie in 
j r gend einer Form einen wahren Ehekonsens er¬ 
klären (z. B. vor dem Standesbeamten, vor dem 
^katholischen Religionsdiener oder auch priva¬ 
ten). 

^ 2 - Als nichtkatholisch gelten (für die 
r auung) auch solche Abkömmlinge von Akatho- 
lke u, die zwar katholisch getauft, aber von 
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Kindheit an (ab infantili aetate) in der Häresie, 
im Schisma, im Unglauben oder ohne jede Reli¬ 
gion herangewachsen sind. 

Dies ist selbst dann der Fall, wenn ihre Eltern 
bei der Hochzeit die vorgeschriebene katholische 
Erziehung versprochen haben. 

Ebenso gilt es von den Kindern der abtrünni¬ 
gen Katholiken (AK 20. 7. 1929 u. 7. 4. 1930). 

C. Die Zivilehe. 

1. Da die Ehe der Christen ein Sakrament ist 
und der Jurisdiktion der Kirche unterliegt, ist 
jede Zivilehe, besonders die obligatorische, als 
Verstoß gegen die kirchlichen Rechte und Be¬ 
stimmungen grundsätzlich zu verwerfen. 

2. Die Katholiken dürfen indes, wenn die Zivil¬ 
ehe vorgeschrieben ist, vor dem Standesbeamten 
ihren Konsens als reinen bürgerlichen Akt 
abgeben, um der bürgerlichen Wirkungen der 
Ehe teilhaftig zu werden (can. 1063, § 3). 

In Deutschland ist die Zivilehe obligatorisch. 
Indes ist ausdrücklich bestimmt, daß die kirchlichen 
Verpflichtungen in Ansehung der Ehe durch die Vor¬ 
schriften des BGB. nicht berührt werden (BGB. §1588). 
Dci Pfarrer darf die kirchliche Trauung nicht vor der 
bürgerlichen vornehmen, außer wenn lebensgef ähr- 
1 i ch e" E rkrankung eines Verlobten keinen Auf¬ 
schub duldet. 

Das Reichskonkordat (20. 7. 1933) brachte 
eine weitere Ausnahme: -Die kirchliche Trauung darr 
auch im Falle eines schweren sittlichen, durch_jlie 
zuständige bischöfliche Behörde bestät igten Notstandes 
vor der Ziviltrauu-ng-statthaben.-Ern'soteher Notstand 
liegt z. B. vor, wenn es auf unüberwindliche oder nur 
mit unverhältnismäßigem Aufwand zu beseitigende 
Schwierigkeiten stößt, die zur Eheschließung erforder¬ 
lichen Urkunden rechtzeitig beizubringen. Von einer 
solchen Trauung hat der Pfarrer dem Standesamt so¬ 
fort Nachricht zu geben. 
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§ 92 . Die rechtlichen Wirkungen der Ehe. 

(can. 1110—111 7 ) 

1. Für die Gatten: 

a) Jede gültige Ehe schlingt ,,ein seiner Natur 
nach immerwährendes und ausschließliches Band 
um die Gatten; die christliche Ehe verleiht ihnen 
außerdem, wenn sic selbst kein Hindernis in den 
Weg legen, die Standesgnade. 

b) Beide Gatten haben vom Eheabschluß an 
gleiches Recht und gleiche Pflicht in Bezug auf 
die actus proprii coniugalis vitae. 

Gemeint ist nicht bloß der actus coniugalis, sondern 
Rechte und Pflichten des ehelichen Lebens überhaupt: 
Zusammenwohnen, gemeinsamer Tisch, gegenseitige 
Hilfe. 

Die Frau nimmt in Bezug auf die kanonischen 
Wirkungen teil am Stand des Mannes (Wohn¬ 
sitz, Gerichtsbarkeit, Heimat usw.). 

c) Die Eltern sind zur Erziehung ihrer 
Kinder (educationem tum religiosam et mora¬ 
lem, tum physicam et civilem) und zur V o r- 
sorge ihres zeitlichen W o h 1 e s nach ihren 
Kräften (gravissima obligatione) verpflichtet. 

2. Für die Kinder. Legitim (ehelich) sind so- yfi j 
'vohl die Kinder, die in einer gültigen Ehe emp¬ 
fangen oder geboren sind, als auch die Kinder aus 
einer Putativehe. 

Eine Ausnahme stellt der Codex für den Fall fest, 
daß zur Zeit der Empfängnis den Eltern infolge der 
feierlichen Profeß oder einer höheren Weihe der usus 
lr UUrimonii antea contracti verboten war (sacrilegi). 

Als Vater gilt der Ehemann der Frau, bis das 
Gegenteil erwiesen ist. 

Die Kinder werden als legitim präsumiert, wenn sie 
mindestens sechs Monate nach dem Hochzeitstage oder 
l nnerhalb zefin - 'Mbnatc nach der ‘Auflösung des ehe- 
lichen Lebens geboren sind. 
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Uneheliche Kinder werden durch die 
nachfolgende Ehe der Eltern legitimiert, und 
zwar sowohl durch die wirkliche, als auch durch 
die Putativehe, und zwar bei neuem Abschluß 
oder bei Konvalidation der Ehe, auch der nicht- 
konsumierten. 

Voraussetzung ist, daß die Eltern zur Zeit der Emp¬ 
fängnis, Schwangerschaft oder Geburt zum Eheabschluß 
unter sich fähig waren, d. h. daß kein trennendes Ehe¬ 
hindernis vorlag. 

Die Legitimation findet also nicht durch die Ehe 
selbst statt, wenn ein trennendes Hindernis vorlag. Dies 
geschieht indes eo ipso durch die Dispens vom Ehe¬ 
hindernis. Die Ausnahmen betr. vgl. oben S. 228. 

Es kann auch eine Legitimation durch päpstliches 
Indult stattfinden. 

Die durch die nachfolgende Ehe legitimierten Kinder 
genießen in Bezug auf die kanonischen Wirkungen die 
gleichen Rechte wie die ehelichen Kinder, soweit etwas 
anderes nicht ausdrücklich vorgesehen ist (z. B. Zu¬ 
lassung zum Kardinalat und Episkopat ausgeschlossen). 

Viertes Kapitel. Trennung der Gatten 
und Konvalidation der Ehe. 

§ 93 . Die Ehescheidung. 

(can. 1118—1127) 

1. Die gültige, konsumierte Ehe zweier Chri¬ 
sten kann nur durch den Tod getrennt werden. 
Keine Macht der Erde, also auch nicht der Papst, 
kann sie scheiden, weil hier ein göttliches Recht 
vorliegt. 

2. Die gültige, nicht konsumierte Ehe (zwi¬ 
schen Getauften oder, zwischen einem Getauften 
und einem nicht Getauften) wird gelöst 

eo ipso durch die „feierliche P r o f e ß“, 

durch die Dispensation des Apostolischen 
Stuhles, die aus gerechter Ursache auf Bitten 
eines oder beider Gatten, selbst gegen den Willen 
eines Gatten, gewährt wird. 
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3. Privilegium Paulinum. Die legitime Ehe un¬ 
ter Nichtgetauften (auch die konsumierte) wird 
zum Schutz des Glaubens (i n fav orem fidei) ge¬ 
löst, wenn ein Teil — nach der Hochzeit 
Christ wird (vgl. 1 Kor. 7, 12), und der nicht- 
getaufte Eheteil ein friedliches Zusammenleben 
verweigert. 

Dieses Privileg gilt also nicht für die zwischen 
einem Getauften und einem Ungetauften mit 
Dispens vom Hindernis der Religionsversclne- 
denheit geschlossene Ehe. 

Näherhin bestimmt der CIC: 

a) Der bekehrte und getaufte Gatte kann erst 
dann wieder gültig heiraten, wenn er den an¬ 
dern Gatten in terp elliert hat, ob er nicht 
auch selbst sich bekehren und taufen lassen wolle 
oder wenigstens mit ihm friedlich „sine contu 
melia Creatoris“ Zusammenleben wolle. 

b) Die Interpellation muß im Auftrag des Or- 
dinarius des christlichen Teils und nur aus " 
nahmsweise privatim geschehen. Jedenfalls muß 
der Vorgang und sein Ergebnis pro foro ex- 
terno durch Zeugen oder sonstwie fcstgestellt 
sein. 


Hat der Apostolische Stuhl aus besondern Gründen 
die Interpellation erlassen oder hat sie der nichtchris - 
liehe Teil ausdrücklich oder stillschweigend nega iv e 
antwortet, so ist der andere Gatte befugt, mit einer 
katholischen (und mit Dispens mit einer mchtka - 
lischen) Person sich wieder zu verehelichen, aber nur 
dann, wenn er dem ungläubigen Gatten nach seiner 
Taufe keinen gerechten Anlaß zum Weggang 
hat. Hat der christliche Teil nach der Taufe von neuem 
mit dem ungläubigen Teil zusammengelebt weil dieser 
die Interpellation positiv beantwortet hat, so bleibt ihm 
doch das Recht zu der neuen Heirat, wenn der andere 
Gatte seinen Willen ändert, ihn ohne gerechten Grund 
verlassen hat oder mit ihm nicht friedlich „sine contu- 
melia Creatoris“ zusammenlebt. 
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Das frühere Eheband wird erst mit d er n euen 
gültigen Ehe des gläub i gen Teils gelöst . 

Die besondern, von den Päpsten Paul III. (1537), 
Pius V. (1571) und Gregor XIII. (1585) getroffenen 
Bestimmungen betr. die Ehe der in Indien mit seiner 
Vielweiberei zum Christentum übergetretenen sind jetzt 
auf alle Gegenden mit den gleichen Verhältnissen aus¬ 
gedehnt. Vgl. die Dokumente VI—VIII im Anhang 
zum CIC. 

NB. pie Ehescheidung ist nicht zu verwechseln m it 
der N i c h t ig k e i t s e r k 1 5 ru ng~ ETne gültig ge¬ 
schlossene Ehe kann (von den genannten Ausnahmen 
abgesehen) nicht aufgelöst werden; eine ungültig 
geschlossene Ehe, die also wegen der entgegenstehen¬ 
den Hindernisse nie bestand, kann von der Kirche für 
nichtig erklärt werden. 

§ 94 . Die Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft. 

(can. 1128—1132) 

1. Die an sich gebotene Lebensgemeinschaft 
(communio vitae coniugalis) kann aus jedem 
gerechten Grunde, z. B. wegen Eintritts in 
einen Orden mit Zustimmung des andern Gatten, 
aufgehoben werden (separatio tori, mensae et 
habitationis). 

2. Wegen Ehebruchs des einen Gatten hat 
der andere — unter Fortbestand des Eheban¬ 
des — das Recht, die Lebensgemeinschaft dauernd 
aufzulösen, wenn er dem Verbrechen nicht selbst 
zugestimmt oder es verursacht oder es verzie¬ 
hen hat (ausdrücklich oder stillschweigend) oder 
selbst auch des Ehebruchs sich schuldig gemacht 
hat. 

Stillschweigende Vergebung liegt vor, wenn der un¬ 
schuldige Gatte nach erlangter Kenntnis des Ehebruchs 
mit ihm freiwillig und maritali affectu verkehrt hat. 

Sie wird präsumiert, wenn er nicht innerhalb se chs 
M onat en den schuldigen Gatten Verstößen oder ver¬ 
lassen oder rechtmäßig angeklagt hat. 
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Mag der unschuldige Teil infolge kirchlichen Richter¬ 
spruchs oder aus eigenem Recht den schuldigen lei 
verlassen haben, so hat er niemals die Pflicht, wohl aber 
das Recht, die Lebensgemeinschaft wieder zuzulassen. 


3. Für eine gewisse Zeit kann ein 
Gatte — sei es durch Anordnung des Ordinarius 
oder aus eigener Vollmacht — den andern recht¬ 
mäßig in folgenden Fällen verlassen: 

wenn der andere Gatte zu einer akatnoli- 
sclien (auch atheistischen) Sekte Übertritt, 

h) die Kinder akatholisch erzieht; 

c) einen verbrecherischen und schimpflichen 

Wandel führt; 

d) die Seele oder den Körper des Gatten schwer 
gefährdet (Mißhandlung, Verführung, an- 
steckende Krankheit); 

e) / das Zusammenleben durch Beleidigungen 
allzu schwer macht und 

f) aus andern ähnlichen Gründen. 

Die Trennung kann ohne die kirchliche Behörde er¬ 
folgen, wenn die Gründe dazu offenkundig sind, son. 
hat sie durch den Ordinarius auf gerichtlichem oder 
Verwaltungswege zu erfolgen. 

Indes ist in diesen Fällen die Lebensgemein¬ 
schaft wieder her zu st eilen, wenn der 
Grund der Trennung weggefallen ist. 

Wenn der Ordinarius die Trennung verfugt hat (au 
bestimmte oder unbestimmte Zeit) oder die Wieder¬ 
herstellung der Gemeinschaft verlangt, hat sich der 


4. Nach Durchführung der Trennung sind die 
Kinder beim unschuldigen Teil zu erziehen, 
ausgenommen die Mischehen (Konfessions- oder 
Religionsverschiedenheit), deren Kinder stets 
beim katholischen Teil, auch dem schuldigen, 
bleiben. 

Für beide Fälle kann der Ordinarius im Interesse der 
Kinder andere Anordnungen treffen. 
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§ 95 . Die Konvalidation der Ehen. 

(can. 1133—1141) 

I. Die einfache Konvalidation. 

Der CIC unterscheidet zwei Arten, durch die 
ungültige Ehen gültig gemacht werden können: 
die einfache Konvalidation (convajidatio simplex) 
und die sanatio in radice. 

Bei der einfachen Konvalidation sind dreier¬ 
lei Fälle zu unterscheiden: 

1. es lag beim Eheabschluß ein trennendes Hin¬ 
dernis vor; 

2. es fehlte am richtigen Konsens; 

3. es fehlte an der rechten Form. 

1. Die Fälle des trennenden Hinder¬ 
nisses. 

Wenn eine Ehe wegen eines trennenden Hin¬ 
dernisses ungültig ist, so kann sie erst nach Ent¬ 
fernung dieses Hindernisses gültig gemacht wer¬ 
den. Dies kann geschehen: 

durch Aufhören der Existenz des Hinder¬ 
nisses (z. B. wenn die Ehe ungültig ist, weil 
ein früheres Eheband noch bestand und der frü¬ 
here Gatte nun gestorben ist) oder 

durch Dispensation. 

Außerdem ist die Wiederholung des Ehe¬ 
konsenses erforderlich, und zwar kraft kirch¬ 
lichen Rechts, auch dann, wenn beide Gatten 
seiner Zeit den Konsens gegeben und nicht zu¬ 
rückgezogen haben. Das bloße Fortbestehen des 
Konsenses (consensus virtualis) genügt nicht. 

Hierbei ist Folgendes zu beachten: 

Ist das Hindernis ein öffentliches (publi¬ 
cum), so ist der Konsens in der üblichen Form, 
d. h. coram parocho et duobus testibus, zu er¬ 
neuern. 
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Ist das Hindernis geheim (occultum), so 
kommt es darauf an, ob ein Gatte oder beide 
Gatten darum wissen. 

Wissen beide darum, so müssen beide den 
Konsens wenigstens privat und geheim erneuern. 

Weiß nur ein Gatte um das Hindernis, so hat 
dieser allein privatim und geheim den Konsens 
zu erneuern, vorausgesetzt, daß der andere Gatte 
den ehedem gegebenen Konsens nicht zurück¬ 
gezogen hat. 

In beiden Fällen ist nichts weiteres erforderlich. 

2. D i e F ä 11 e der Konsensdefekte. 

Wenn die Ehe ungültig ist, weil bei einem 

oder bei beiden Nupturienten der richtige Kon¬ 
sens fehlte, so wird die Ehe durch die nachträg¬ 
liche richtige Konsensgebung des (der) Gatten 
konvalidiert. 

Die einseitige Konsenserneuerung genügt nicht, wenn 
der andere Teil den früher gegebenen Konsens zurück¬ 
gezogen hat. 

Näherhin ist zu beachten: 

War der Konsensdefekt nur ein rein in¬ 
nerer, nicht nach außen kundgegebener, so ge¬ 
nügt es, ihn innerlich zu geben. 

W ar der Konsensdefekt ein äußerlicher, ein 
nach außen kundgegebener (z. B. bei vis et me- 
tus), so ist der Konsens äußerlich kundzutun, und 
zwar: 

öffentlich (vor Pfarrer und zwei Zeugen), 
wenn der Defekt öffentlich (beweisbar) ist; 

geheim und privat, wenn der Defekt geheim ist. 

3. D i e FäJ 1 e des Fo r m fehler s. 

Ist die Ehe wegen des Mangels der kanoni¬ 
schen Form ungültig, so wird sie konvalidiert 
durch die Schließung der Ehe in der vorgeschrie- 
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benen Form, also durch die Trauung coram pa- 
rocho (Ordinario) et duobus testibus. 

II. Die sanatio in radice. 

1. Die sanatio in radice ist von der einfachen 
Konvalidation dadurch verschieden, daß kej ne 
Konsenserneuerung stattfindet und die Ehe von 
Anfang an als gültig geschlossen angesehen wird. 
SieAvTrcf allerdings tatsächlich erst durch die sa¬ 
natio gültig, aber das Recht nimmt an, sie sei 
immer gültig gewesen, und verleiht ihr die ka¬ 
nonischen Ehewirkungen von dem Zeitpunkt des 
ungültigen Eheschlusses ab ( fictio iuris ). 

2. Sie schl ießt in sicF'die^JDispensation (oder 
Zessation) von dem der Ehe etwa entgegen¬ 
gestandenen Hindernisse und.Von der Vorschrift 
der Konsenserneuerung. 

Letzteres hat zur unbedingten Voraussetzung, daß 

beide Gatten beim Eheabschluß den richtigen Konsens 
U gegeben und ihn nicht zurückgezogen haben. Der ICon- 
» sens ist ja durch keine menschliche Macht zu ersetzen. 

3. Jede Ehe, die mit dem richtigen Konsens 
geschlossen wurde (consensus naturaliter suffi- 

ciens), aber infolge eines trennenden kirchlichen 

(ni cht göttlich en^ Ehehindernisses oder wegen 
des Mangels der richtigen Form ungültig ist, 
kann bei Fortbestand des Konsenses durch die sa¬ 
natio in radice konvalidiert werden, und zwar 
auch ohne Wissen des einen oder beider Teile. 

Fehlte es bei der Eheschließung am Konsens, wurde 
derselbe aber später, während der ungültigen Ehe, rich¬ 
tig gegeben, so datiert die sanatio in radice von dem 
Moment des richtigen Konsenses ab. 

4. Die sanatio in radice ist grundsätzlich dem 
Apostolischen Stuhle Vorbehalten. 

In den Quinquennalfakultäten ist sie den Ordi¬ 
narien in gewissem Umfang zugestanden. 
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In der Praxis wird man um die sanatio in radice 
dann cinkommcn, wenn der einfachen Konvalidation 
große oder unüberwindliche Schwierigkeiten im Wege 
stehen. 

§ 96 . Zweite Ehen. 

(can. 1142—1143) 

(A n h a n g.) 

Die Kirche sieht in der keuschen W itwenschaft 
das Bessere (casta viduitas est honorabilior); aber 
wenn die Lösung des früheren Ehebundes kirchen¬ 
rechtlich fcststeht, ist eine (oder mehrere) spätere 
Ehe gültig und erlaubt. 

Einer Witwe, die schon einmal die bene die tio 
Sol lern nis empfangen hat, darf später der Braut¬ 
segen nicht mehr erteilt werden. 

NB. Über den Eheprozeß vgl. unten 4. Buch, §§ 161 ft. 

ZweiterTeil. Heilige Orte und heilige Zeiten. 

Erster Abschnitt: Heilige Orte. 

(can. 1154—1242) 

§ 97 . Einleitung. 

(can. 1154 — 1160) 

1. Begriff. Heilige Orte sind dem Gottesdienst 

Oder dem Begräbnis der Gläubigen gewidmete 
u nd nach den liturgischen Vorschriften kon- 
sekrierte oder benedizierte Orte. 

Dazu gehören die Kirchen, Oratorien (Kapel¬ 
an), Altäre und Friedhöfe (nicht Hauskapellen). 

2. Konsekration. Die Konsekration heiliger 
Orte ist Sache des Ortsordinarius mit bischöf¬ 
lichem Charakter. 

Der Generalvikar ist nur mit besonderem Auf¬ 
trag zuständig. 

Der Ordinarius ohne Bischofswürde kann in seinem 
Territorium jedem Bischof (desselben Ritus) die Kon¬ 
sekration gestatten. 
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3. Benediktion. Die Benediktion heiliger Orte 
steht dem Ortsordinarius (mit und ohne 
bischöfliche Würde) zu. 

Ausgenommen sind die zu einer exemten kleri¬ 
kalen Ordensgesellschaft (religio) gehörenden 
heiligen Orte; hier steht die Benediktion dem höheren 
Obern zu. 

Der Ordinarius loci (Superior maior) kann 
einen andern Priester zur Benediktion im 
Einzelfall delegieren. 

tjber die erfolgte Konsekration oder Benediktion ist 
eine Urkunde in doppelter Fertigung abzufassen und 
ein Exemplar bei der bischöflichen Kurie, das andere 
im Archiv der Kirche aufzubewahren. 

Ein konsekrierter oder benedizierter Ort darf nicht 
mehr geweiht werden. Im Zweifel soll die Konsekration 
oder Benediktion ad cautelam vorgenommen werden. 

4. Jurisdiktion. Die heiligen Orte unterstehen 
nicht der staatlichen, sondern nur der kirchlichen 
Jurisdiktion. Die rechtmäßige kirchliche Autori¬ 
tät (z. B. Pfarrer) übt sie darin frei aus. 

§ 98 . Die Kirchen. 

(can. 1161—1187) 

!• Begriff. ,,Kirche (ecclesia) ist ein heiliges, 
dem Gottesdienst geweihtes Gebäude, das vor¬ 
nehmlich für den Gebrauch aller C h r i s t g 1 ä u- 
bigen zum öffentlichen Gottesdienst be¬ 
stimmt ist.“ 

Die Oratorien (Kapellen) sind ,,dem Gottes¬ 
dienst gewidmete Orte (nicht immer ganze Ge¬ 
bäude, sondern Teile eines solchen), die nicht in 
erster Linie zum Gebrauch des ganzen gläubigen 
Volkes für den öffentlichen Gottesdienst“, son¬ 
dern nur für gewisse Anstalten oder Private zu 
ihrem Gottesdienst bestimmt sind. 

Der Begriff „Kirche“ setzt also keine bestimmte 
Größe voraus. Entscheidend ist. daß das Gotteshaus ein 
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selbständiges Gebäude darstellt und zum Gottesdienst 
für die Allgemeinheit bestimmt ist. So ist im recht¬ 
lichen Sinne manches Kapelle genannte Gotteshaus eine 
Kirche, und manches Kirche genannte Gotteshaus ist 
ein Oratorium. 

Der CIC kennt Kirchen verschiedene r A r t und 
verschiedenen Ranges. Er nennt die Kathedral- 
(Bischofs-), die Kollegiat- (Stifts-), die Konvent- (Klo¬ 
ster-) und die Pfarrkirche. 

Ferner ist die Basilika erwähnt, ein Titel, den 
eine größere Reihe von Kirchen kraft Apostolischer Ver¬ 
leihung (oder unvordenklicher Gewohnheit), führen 
(Dome von Bamberg, Mainz und Speyer, die Wall¬ 
fahrtskirchen in Vierzehnheiligen, Altötting, Maria¬ 
stein, die Klosterkirchen Maria Laach, Ottobeuren 
u. a. in.). Ihre Symbole sind das Conopaeum (Zeltvor- 
Kang), das Tintinnabulum (Glöckchen an einem Stab) 
und die Cappa Magna der Geistlichkeit. 

Diese Kirchen sind Basiliken niederen Grades 
lf n Gegensatz zu den sechs Patriarchalkirchen, 
den Basiliken höheren Ranges (in Rom: St. Johannes, 
St. Peter, St. Paul und Maria Maggiore, dazu St. Fran¬ 
ziskus und Portiunkula in Assisi). 

2. Kirchenbau. 

a) Ohne ausdrückliche schriftliche Zustimmung 
des Ortsordinarius darf keine Kirche erbaut 
werden. 

Der Generalvikar braucht für die Zustimmung ein 
besonderes Mandat. 

Die Zustimmung setzt voraus, daß das zum Bau und 
zur Erhaltung der Kirche und zur Sustentation des 
Klerus und für die andern Kultkosten Nötige voraus¬ 
sichtlich zur Verfügung steht. 

Der Ordinarius muß, damit durch die neue Kirche 
die schon bestehenden nicht geschädigt werden, vor der 
Zustimmung die interessierten Rektoren der benach¬ 
barten Kirchen „hören“. Diese haben ein Einspruchs- 
lcc ht (can. 1676). 

b) Die Grundsteinlegung und -Segnung 
(benedicere et imponere primarium ecclesiae la- 
Pidem) steht den gleichen Stellen zu, denen die 
Benediktion heiliger Orte zusteht. (Vgl. oben 
§ 97 , Nr. 3.) 

ftetzbach. Recht der kathol. Kirche 18 
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c ) ^ei der Herstellung und Ausstattung der 
Kirche sind die Formen der christlichen 
Überlieferung und die Gesetze des 
christlichen Kunst einzuhalten. 

Die Aufsicht darüber steht dem Ordina- 
nus zu, der sich gegebenenfalls mit Sachver- 
s andigen ms Benehmen zu setzen hat. 

Deut«r y 0 " / Cr F ,\ lldaer Bischofskonferenz 1932 für 

eutschland aufgestellten Richtlinien. 

3. Konsekration und Benediktion. Bevor die 
Kirche konsekriert oder mindestens benediziert 
ist darf m ihr kein Gottesdienst gehalten werden. 

, Konsekriercn sind die Kathedralkirchcn 
und wo möglich, neben den ICollegiat- und Kon- 
ventk.rchen besonders auch die P f a r r k i r c h e n. 

Mit der Kirchenkonsekration ist die Konsekra¬ 
tion des Hauptaltars (oder eines Nebenaltars), 
wenn jener schon konsekriert ist) zu verbinden. 

cr,^iL K ° n A S r ekr m‘°" von Kirchen aus Holz. Eisen oder 

ni^rr" M< j tall . lst untersagt (nicht die Benediktion). 
, Konsekration kann zwar an jedem Wochentag 

* nden ’ CS gczl . cmt sich aber, sie an Sonn- oder 
.reiertagen vorzunehmen. 

„,^ r na K0n r^? tOr w ie die um dic Konsekration Nach¬ 
suchenden (Stifter, Pfarrei) haben die Pflicht, tags zu¬ 
vor zu fasten (ieiunent). 

Der Konsekrator verleiht den Besuchern der Kirche 
am Konsekrationstag einen Ablaß von einem Jahr und 
den Besuchern am Jahrestag der Konsekration einen 
Ablaß von 50 Tagen (bzw. 100 oder 200 Tagen, wenn 
er Erzbischof bzw. Kardinal ist). 

4 - Kirchweihe (Dedicatio). Jedes Jahr ist 
das Fest der Kirchenkonsekration zu begehen 
(festum chori, nicht fori); ebenso das Titularfcst. 

Jede konsekrierte oder benedizierte Kirche muß ihren 
„titel haben d. h. auf den Namen eines „Heiligen“ 
f-Thw'i ^".Geheimnis (Dreifaltigkeit, Mariä Himmel- 
g ? weiht sein. Ist dies einmal geschehen, so kann 
eine Änderung nicht mehr erfolgen. 
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Einem Seligen darf eine Kirche ohne Apostolisches 
Hdult nicht dediziert werden. 

Vielfach findet mit Genehmigung des Apostolischen 
Stuhles der Jahrtag der Kirchweihe aller Kirchen an 
einem Tag in der ganzen Diözese statt. 

5 - Glocken. Jede Kirche soll Glocken besitzen, 
die Gläubigen zum Gottesdienst rufen. 

Sic sind nach den liturgischen Vorschriften zu 
konsekriercn oder zu benedizieren. 

Diese heiligen Funktionen stehen dem Ordina- 
riUs (Superior) zu, wie oben § 97, Nr. 2 und 3, 
an gegeben ist. 

Für die konsekrierten Kirchen kann der Bischof die 
J eihe der Glocken einem einfachen Priester (General- 
ykar, Domkapitular, Dekan usw.) nur mit besonderem 
Apostolischen Indult übertragen (Rituale Romanum). 

Über den Gebrauch der geweihten Glocken verfügt 
!? Ur dic kirchliche Autorität. Sie können zu rein pro- 
* a ncn Zwecken nicht verwendet werden, wenn nicht 
eine Notwendigkeit oder die Erlaubnis des Ordinarius 
°der eine rechtmäßige Gewohnheit vorliegt. 

Gewahrt bleiben die unter Billigung des Ordinarius 
etwa gemachten Bedingungen der Glockenstifter. 

Durch Dekret vom 20. 3. 1931 hat die Konzilskongre- 
ßation dic genaue Einhaltung dieser Vorschriften ein- 
Seschärft und die Ordinarien zur Überwachung und zur 
^estrafung des Ungehorsams, nötigenfalls zur Anzeige 
aer Ungehorsamen bei ihr ermahnt. 

6. Gottesdienste. In jeder konsekrierten oder 
Jenediziertcn Kirche können alle kirchlichen 
unktionen (omnes ecclesiastici ritus) vorgenom- 
! Ben werden, jedoch unter Wahrung der Pfarr- 
j echte, Privilegien und rechtmäßigen Gewohn¬ 
heiten. 

Außer der Pfarrkirche ist in den „Kirchen** z. B. die 
Abhaltung der Exsequien und die Taufwasserweihe ver- 
ö oten. 

Der Eintritt in die Kirche zu den Gottes- 
Insten muß gebührenfrei sein. Jede andere Ge- 
v ohnheit ist verworfen. 
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Zur bloßen Besichtigung und für Programme 
bei besondern Veranstaltungen dürfen Gebühren er¬ 
hoben werden. 

Die G ott esdicnstordnung ist Sache des Rek¬ 
tors der Kirche. Der Ordinarius kann aus gerechtem 
Grunde darüber, besonders über die Zeit des Gottes¬ 
dienstes, Anordnungen treffen, die exemten Ordens¬ 
kirchen ausgenommen. 

Vgl. noch oben S. 135, Nr. 3. 

7. Asylrecht. Die Kirche genießt Immunität 
und demzufolge das Asylrecht, d. h. die in sie ge¬ 
flohenen Angeklagten dürfen von dort nicht ohne 
Zustimmung des Ordinarius oder des Rektors ge¬ 
waltsam herausgeholt werden, wenn keine drin¬ 
gende Notwendigkeit vorliegt (allerdings heute 
ohne praktische Bedeutung). 

8. Pflege der Kirche. Die Rektoren der Kirchen 
sind verpflichtet, dafür zu sorgen, daß in den 
Kirchen die dem Haus Gottes geziemende 
Sauberkeit und Reinlichkeit herrscht. 

Es sind von ihnen alle Geschäfte und Märkte, 
auch wenn sie zu einem frommen Zweck veranstaltet 
werden (Devotionalienhandel), und überhaupt alles, was 
der Heiligkeit des Ortes widerspricht, fcrnzuhalten. 

Fahnen betr. hat die heilige Ritenkongregation (1924) 
entschieden, daß alle Fahnen (und Vereinsabzeichen) in 
die Kirche zugelassen (und benediziert) werden können, 
außer es handle sich um offenbar religionslose Vereine 
oder um Fahnen (und Abzeichen), die etwas Verbotenes 
oder Unzulässiges an sich haben. Vgl. auch oben S. 155. 

Beerdigung in den Kirchen und Totentafeln daselbst 
betr. siehe unten § 102. 

9. Vermögensverwaltung. Die Verwaltung der 
zur Reparatur und zur Ausstattung der Kirche 
und für den Kult bestimmten Güter (bona fabri- 
cae) steht dem Rektor der Kirche zu (bei 
der Kathedrale dem Bischof zusammen mit dem 
Domkapitel, bei der Stiftskirche ihrem Kapitel). 

Die Zuwendungen (oblationes) an die Pfarr¬ 
kirche oder an eine in der Pfarrei gelegene Kirche 
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verwaltet der Pfarrer, außer für den Fall, daß 
diese Kirche eine eigene Verwaltung hat, oder 
'venn besonderes Recht oder eine rechtmäßige Ge¬ 
wohnheit etwas anderes mit sich bringt. 

Vgl. unten 3. Buch, § 131. 

Es können andere (Geistliche und Laien) zur Ver¬ 
mögensverwaltung — als Beiräte — hinzugezogen wer¬ 
den (consilium fabricae ecclesiae, Kirchen¬ 
stiftungsrat). 

Die Mitglieder dieses Rates ernennt, wenn nichts 
anderes rechtmäßig bestimmt ist, der Ordinarius oder 
sein Delegat (Pfarrer). Er kann sie auch aus wichtigem 
Grunde absetzen. 

Diese Beiräte geht nur die Verwaltung 
des Vermögens an; sic dürfen sich in k e i- 
'E'r Weise in das geistliche Amt e in¬ 
dischen. Der CIC verwehrt ihnen ausdrücklich den 
Einfluß auf 

den Gottesdienst selbst; 

die Ordnung in der Kirche; 

das Glockengeläute; 

die Ait und Weise der Kollekten, Verkündigungen 
}md andern auf Gottesdienst und Kirchenschmuck sich 
beziehenden Handlungen; 

die Aufstellung der Altäre, der Kommunionbank, der 
Eanzel, Orgel, des Sängerchors, der Stühle, Opfer- 
stöckc und ähnlicher Dinge; 

. die Zulassung oder Zurückweisung von heiligen Ge- 
)r auchsgegenständen (Kelche, Paramente); 

die Abfassung, Anlage und Aufbewahrung der Pfarr- 
bücher und anderer Dokumente des Pfarrarchivs. 

io. Die niederen Angestellten. Diese (Sakristan, 
Organist, Sänger, Chorknaben, Glöckner usw.) 
"'erden vom Rektor der Kirche allein ernannt, 
beaufsichtigt und entlassen unter Wahrung der 
le chtmäßigen Gewohnheiten, etwaiger Abmachun¬ 
gen und der Autorität des Ordinarius. 

H. Die Baulast. Diese obliegt bei Pfarr- 
v i f chen zunächst der Kirchenfabrik (ausgenom- 
Irie n das zum Gottesdienst und zur ordentlichen 
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Kirchenverwaltung nötige Vermögen); dann sub¬ 
sidiär: 

dem Patron, 

den Beziehern von Einkünften der Kirche 
(Pfarrer, Benefiziaten, Körperschaften usw.) ent¬ 
sprechend ihren Bezügen und den Anordnungen 
des Ordinarius, und zuletzt 

den Pfarrkindern, die jedoch der Ordinarius 
dazu nicht zwingen, sondern ermahnen soll. 

Auch bei der Domkirche kommt in erster Linie 
die Kirchenfabrik in Betracht, in zweiter Linie Bischof 
und Kanoniker entsprechend ihren Einkünften und zu¬ 
letzt die Diözesanen, möglichst mittels freiwilliger Bei¬ 
träge. 

Entsprechend dem Gesagten ist bei allen andern 
Kirchen zu verfahren. 

§ 99 . Die Violatio der Kirche. 

(can. 1170—1177) 

1. Die Heiligkeit einer Kirche (eines Fried¬ 
hofes) wird durch einige genau bestimmte, in ihr 
vorgekommene Taten so verletzt, daß in ihr kein 
Gottesdienst mehr gehalten, kein Sakrament ge¬ 
spendet bzw. keine Beerdigung vorgenommen wer¬ 
den darf, bis die Rekonziliation stattgefunden hat. 

Solche die Kirche (Friedhof) gleichsam be¬ 
fleckende Untaten sind folgende vier: 

Mord (bewußte und beabsichtigte Tötung eines 
Menschen); 

ungerechtes und großes Blutvergießen; 

gottlose und schmutzige Verwendung der 
Kirche; 

Beerdigung eines Ungetauften (infidelis) oder 
Exkommunizierten. 

Die Befleckung der Kirche tritt nur ein, wenn eine 
jener Taten sicher oder notorisch feststeht und in der 
Kirche selbst (nicht Sakristei, Turm usw.) geschehen 
ist (actus certi, notorii, et in ipsa ecclesia positi). 
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Geschieht die Violatio während des Gottesdien¬ 
stes, so ist dieser sofort abzubrechen. 

Bei der heiligen Messe unterbricht der Priester die 
heilige Handlung, wenn die Violatio vor dem Kanon 
oder nach der Kommunion statthat; sonst setzt er die 
heilige Messe bis zur Kommunion fort. 

2. Die befleckte Kirche muß möglichst bald re- 
konziliiert werden; erst wenn dies geschehen, hört 
die Sperre der gottesdienstlichen Handlungen auf. 

Im Zweifel, ob eine violatio vorliegt, kann die Kirche 
a d cautelam rckonziliiert werden. 

Handelt es sich um eine benedizierte 
Kirche, so kann die Rekonziliation durch ihren 
Rektor oder jeden beliebigen Priester mit (wenig¬ 
stens präsumierter) Zustimmung des Rektors ge¬ 
schehen. 

Handelt es sich um eine konsekrierte 
Kirche, so steht die Rekonziliation dem Orts¬ 
ordinarius (dem Obern des exemten Klerikal¬ 
ordens), im Notfälle dem Rektor, der den Ordi¬ 
narius danach zu verständigen hat, zu. 

Der Ordinarius (Superior) kann einen einfachen 
Priester dazu delegieren, der bei der Funktion 
nach dem Ritus des Pontifikale zu verfahren hat 
(Rituale Romanuni). 

Die Rekonziliation einer benedizierten Kirche 
kann mit gewöhnlichem Weihwasser geschehen, die 
einer konsekrierten Kirche mit besonders ge¬ 
reihtem Wasser. Diese Weihe kann neben dem Bischof 
jeder rekonziliierende Priester vornehmen. 

NB. Durch die Violatio verliert die Kirche nicht ihre 
Konsekration oder Benediktion. Diese gehen nur ver¬ 
loren, wenn die Kirche ganz zerstört oder der größere 
Teil der Wände eingestürzt oder die Kirche durch den 
prtsordinarius profanen Zwecken überlassen worden 
Ist (Exsekration, Entweihung). 

Durch tatsächlichen Mißbrauch wird die Kirche nicht 
entweiht, aber eventuell violiert. 

Betr. Strafe für Violation vgl. can. 2329 und unten 
5 - Buch, § 194. 
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§ 100. Die Oratorien. 

(can. 1188—1196) 

1. Begriff. Siehe § 98, Nr. 1. 

2. Arten. Man unterscheidet: 

a) öffentliche (publica) Oratorien, d. h. 
solche, die wohl zum Vorteil eines Kollegiums 
oder Privater errichtet sind, aber doch so, daß 
allen Gläubigen, mindestens zur Zeit des Gottes¬ 
dienstes, das Recht (ius, nicht bloß Gnade) des 
Besuches zusteht. 

b) halböffentliche (semipublica) Orato¬ 
rien, d. h. solche, die zum Vorteil einer Kommu¬ 
nität oder für die Zusammenkünfte eines Vereins 
von Gläubigen errichtet sind, zu denen nicht jeder¬ 
mann freien Zutritt hat. 

c) Privat- oder Plausoratorien (Plaus- 
kapellen), die in Privathäusern zur Bequemlich¬ 
keit einer Familie oder Privatperson errichtet 
sind. 

Die Hauskapellen der Kardinale und Bischöfe (auch 
der Titularbischöfe) genießen alle Rechte und Privi¬ 
legien der oratoria semipublica. 

3. Recht. 

a) Für die öffentlichen Oratorien gilt das 
gesamte für die Kirchen geltende Recht (vgl. §98). 

Es dürfen in ihnen nach der Konsekration oder 
Benediktion alle heiligen Funktionen — unter 
Wahrung der gegenteiligen Rubriken — vorge¬ 
nommen werden. Vgl. NB. zu b). 

b) Die halböffentlichen Oratorien betr. 
ist zu bemerken: 

Die Errichtung bedarf der Erlaubnis des Ordi¬ 
narius; er darf sie erst geben, wenn er sich von 
der würdigen Einrichtung des Ortes überzeugt 
hat. 
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Ohne Erlaubnis des Ordinarius darf das einmal ge¬ 
stattete Oratorium nicht wieder zu profanen Zwecken 
verwendet werden. 

In den Kollegien, Konvikten, Gefängnissen, Kranken¬ 
häusern usw. darf neben dem Oratorium principale nicht 
noch ein Nebenoratorium (oratorium minor) errichtet 
werden, wenn nicht nach dem Urteil des Ordinarius 
dazu eine Notwendigkeit vorliegt oder ein großer v or¬ 
teil daraus zu erhoffen ist. 

Auch in den halböffentlichen Oratorien dürfen 
alle heiligen Funktionen vorgenommen werden, 
denen die Rubriken nicht entgegenstehen oder 
die der Ordinarius nicht ausgenommen hat. 

Im übrigen gilt für sie das Recht der „Kirche 
nicht (keine Konsekration, keine Benediktion, 
kein Titel, keine Glocken, kein Asylrecht, keine 
Violatio usw.). 

Benediktion ist erlaubt, nicht vorgeschrieben (Formular: 
hencdictio communis domorum). 

NB. Verboten sind nach den Rubriken in den O r a- 
torien (öffentlichen und halböffentlichen) die K e r- 
z e n weihe an Mariä Lichtmeß, die Asch en- 
Weihe am Aschermittwoch, die Palm weihe 
am Palmsonntag sowie die heiligen Funk¬ 
tionen der Karwoche. 

Die Ritenkongregation gewährt auf Ansuchen den 
Grtsordinarien auf fünf Jahre die Vollmacht, jene Funk¬ 
tionen in Oratorien, z. B. von Krankenhäusern und 
Sanatorien, zu gestatten. Dabei ist nach dem auf An- 
°rdnung des Papstes Benedikt XIII. I 7 2 5 für kleinere 
Kirchen ausgegebenen „M emoriale R i t u u m zu 
verfahren. 

Nicht verboten sind die im M i s s a 1 e nicht ent¬ 
haltenen, also die inoffiziellen Funktionen, 

B. die Kräuterweihe an Assumptio Mariae. 

c) Hauskapellen für private Andachts¬ 
übungen können von jedermann ohne weiteres 
errichtet werden. Aber solche, in denen die hei¬ 
lige Messe gelesen wird, bedürfen zur Errich¬ 
tung eines Apostolischen Indults. 
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z. B. die Kräuterweihe an Assumptio Mariae. 

c) Hauskapellen für private Andachts¬ 
übungen können von jedermann ohne weiteres 
errichtet werden. Aber solche, in denen die hei¬ 
lige Messe gelesen wird, bedürfen zur Errich¬ 
tung eines Apostolischen Indults. 
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Sie werden nach Art einer Kirche weder konsekriert 
noch bcnediziert, können jedoch mit der allgemeinen 
Benediktion für Orte und Häuser versehen werden. 

Gewöhnlich darf in ihnen — mit Ausnahme der hohen 
Feiertage — täglich eine stille heilige Messe (nur eine) 
gelesen werden. 

Mit besondern Gründen kann der Ordinarius auch 
an hohen Festen es fallweise gestatten* 13 . 

Andere heilige Funktionen dürfen darin nicht vor¬ 
genommen werden. Jedoch darf in ihnen die heilige 
Kommunion ausgeteilt werden (can. 869). 

Die Hauskapelle ist dem göttlichen Kult zu reser¬ 
vieren; profaner Gebrauch des Raumes ist untersagt. 

In Hauskapellen ohne päpstliches Indult kann der 
Ortsordinarius in einem außerordentlichen Fall und mit 
genügenden Gründen per modum actus (also nicht all¬ 
gemein oder habitualiter) die Feier einer heiligen Messe 
gestatten. 

Für private Grabkapellen steht ihm zu, dieses 
Recht habitualiter und auch für mehrere heilige Messen 
zu gestatten. 

Betr. Aufbewahrung des Allcrheiligsten und Erfül¬ 
lung der Sonntagspflicht in den Oratorien vgl. unten 

§§ 104, 107. 

§ 101. Die Altäre. 

(can. 1197—1202) 

1. Begriff und Arten. Der Altar ist ein zur Dar¬ 
bringung des heiligen Meßopfers bestimmter Tisch 
oder Stein. 

Man unterscheidet: 

festen Altar (altare fix um) und 

Tragaltar (altare portal ile oder mobile). 

Festen Altar nennt man den Altartisch (mensa), 
der zugleich mit seinem Unterbau (stipes) als einheit¬ 
liches Ganzes konsekriert ist. 

Tragaltar heißt der (meist kleine) Stein, der für 
sich allein konsekriert ist (petra sacra). 

2. Beschaffenheit. 

a) Die Mensa des fixen Altars wie auch der 
heilige Stein müssen aus einem einzigen, 
unversehrten und nicht zerbrechlichen 
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Naturstein (ex unico lapide naturali, in- 
tegro et non fragili) bestehen. 

Die Mensa des fixen Altars muß sich auf den 
ganzen Altar ausdehnen und mit dem Unterbau 
fest verbunden sein. 

Der Unterbau selbst oder mindestens die ihn 
tragenden Seitenstücke müssen auch aus Stein 
(ex lapide, also nicht Naturstein) bestehen. 

Der heilige Stein des Tragaltars muß mindestens so 
groß sein, daß die Hostie und der größere Kelchteil 
darauf Platz haben. 

b) Jeder Altar (unbeweglicher wie beweg¬ 
licher) muß ein Grab (sepulcrum) mit Hei- 
ligenreliquien haben, das, nach den liturgischen 
Vorschriften gemacht, mit einem Stein verschlos¬ 
sen ist. 

In der konsekrierten Kirche muß mindestens 
ein Altar, vor allem der Hochaltar (altare maius) fix, 
in der benedizierten Kirche können alle Altäre 
niobil sein. 

3. Konsekration. Die heilige Messe darf nur 
auf einem konsekrierten Altar zelebriert werden. 

Über die Konsekration der fixen Altäre vgl. 
oben § 97, Nr. 2. 

Die Konsekration der beweglichen Altäre 
können alle Bischöfe (auch die Titularbischöfe) 
ohne besondere Erlaubnis vollziehen. 

Außerdem andere Geistliche infolge besonderer 
Privilegien (Kardinäle, Apostolische Vikare und 
Präfekten, Äbte und Prälaten nullius ohne Bi¬ 
schofswürde). 

Nach den Quinqucnnalfakultäten können die Bi¬ 
schöfe den Generalvikar oder andere in einer ge¬ 
wissen kirchlichen Würde stehende Priester zu 
der Konsekration von fixen und beweglichen Al¬ 
tären delegieren. 
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Die Altarkonsekration kann mit oder ohne die 
Kirchenkonsekration stattfinden. Aber die Kirchen¬ 
konsekration bedingt die gleichzeitige Konsekration 
mindestens eines Altars, des Hauptaltars, oder wenn 
dieser schon konsekriert ist, eines Ncbenaltars (can. 
1165, § 5). 

Uber die Zeit der Konsekration bestimmt das Recht 
nichts. Jedoch „geziemt es sich, daß die Konsekration 
eines unbeweglichen Altars an einem Sonntag 
oder gebotenen Feiertag geschieht“. 

4. Exsekration. 

a) Der fixe Altar verliert die Konsekration 
mit jeder Trennung der Mensa vom Unterbau, 
mag sie auch nur einen Moment währen. 

In diesem Fall kann mit Erlaubnis des Ordinarius 
ein Priester die Konsekration nach einem kürzeren 
Ritus und Formular erneuern. Die Ritenkongregation 
hat hierfür 1920 eine besondere formula brevior heraus¬ 
gegeben. (Vgl. Anhang zum Rituale Romanum, For¬ 
mular I.) 

b) Beide Altargattungen verlieren die Kon¬ 
sekration: 

durch enormen Bruch, sei es, daß dieser 
an sich oder mit Rücksicht auf die gesalbte Stelle 
bedeutend ist; 

durch Entfernung der Reliquien und 
Bruch oder Beseitigung des Verschlusses des 
Sepuicrums. 

Ausgenommen ist der Fall, in dem der Bischof selbst 
oder sein Delegat den Deckel zwecks Befestigung, Wie¬ 
derherstellung oder Erneuerung desselben oder zwecks 
Visitation der Reliquien wegnimmt. 

Eine unbedeutende Verletzung des Verschlusses 
(levis fractio) hat die Exsekration nicht zur Folge; sie 
darf durch jeden beliebigen Priester vermittelst Zement 
beseitigt werden. 

NB. Auch in den unter b) genannten Fällen kann 
nach dem Appendix zum Rituale Romanum ein Priester 
zur Erneuerung der Konsekration delegiert werden. 

Diese Delegation setzt jedoch ein besonders Indult 
der Ritenkongregation voraus, das in den Quinquennal- 
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fakultäten den Bischöfen hinsichtlich des Generalvikars 
oder anderer in einer kirchlichen Würde stehender 
Priester gegeben ist. Der konsekrierende Priester hat 
in diesem Falle die formula II zu benützen (vgl. An¬ 
hang zum Rituale Romanum). 

c) Die Exsekration der Kirche bringt die der 
Altäre und umgekehrt nicht mit sich. 

5. Altartitel. Jeder Altar, mindestens jeder fixe, 
soll wie eine Kirche seinen eigenen ,,Titel“ (pro¬ 
prium titulum), kann aber auch deren mehrere 
haben. 

Der Haupttitel des Hochaltars muß mit dem 
Titel der Kirche identisch sein. 

Mit Erlaubnis des Ordinarius können die Titel be¬ 
weglicher Altäre, aber nicht die der fixen Altäre wie¬ 
der geändert werden. 

Den Seligen (beatis) können Altäre in den Kir¬ 
chen und Oratorien ohne Apostolisches Indult nicht 
geweiht werden, auch dann nicht, wenn dort die heier 
der heiligen Messe und das Offizium dieser Seligen 
konzediert ist. 

6. Verwendung. Jeder Altar ist für den Gottes¬ 
dienst und besonders für die Zelebration der hei¬ 
ligen Messe reserviert. Jegliche profane Verwen¬ 
dung ist auszuschließen. 

Unter dem Altar darf kein Toter beigesetzt werden. 
Die Stelle der Beisetzung muß mindestens ein Meter 
von ihm entfernt sein. Sonst ist die Zelebration der 
heiligen Messe an diesem Altar nicht gestattet. 

§ 102 . Das Begräbniswesen. 

(can. 1203—1242) 

Die Kirche hält an der urchristlichen Tradition 
der Beerdigung der Toten streng fest und 
verbietet die Leichenverbrennung. 

Hat jemand auf irgend eine Weise den Auftrag zur 
Verbrennung seiner Leiche gegeben, so dürfen die An¬ 
gehörigen seinen Willen nicht ausführen. Ist dieser 
Wille einem Vertrag, Testament oder einem andern 




286 Drittes Buch. Die geistlichen Angelegenheiten. 

Rechtsakt hinzugefügt, so ist er als nicht hinzugefügt 
zu behandeln. 

Das kirchliche Begräbnis besteht (sollte be¬ 
stehen) aus drei Akten: 

der Überführung der Leiche in die zuständige 
Kirche (translatio), 

den Exsequien und 

der Beisetzung (depositio). 

I. Der Friedhof. 

t. Die verstorbenen Christen sollen, wie sie im 
Leben zu einer heiligen Gemeinschaft gehörten, 
auch im Tode an einem gemeinsamen Ort in hei¬ 
liger Erde ruhen und der Auferstehung entgegen¬ 
harren. 

a) Der Friedhof (coemeterium) ist in feierlicher 
oder einfacher Weise zu bene di zieren (vgl. 
§ 97 » Kr. 2) und muß auf allen Seiten fest ge¬ 
schlossen (durch eine Mauer) und gut behütet 
sein. 

Epitaphien, Inschriften und Ausstattungen der Grab¬ 
maler, die der katholischen Religion und Frömmigkeit 
widersprechen, sind fernzuhalten. 

b) Die Kirche beansprucht das Recht auf eigene 
Friedhöfe. 

Jede Pfarrei soll in der Regel ihren eigenen 
Friedhof haben. 

Die exemten Orden dürfen ein besonderes 
Coemeterium besitzen. 

Moralischen Personen und Familien kann der Orts¬ 
ordinarius ein besonderes Grab (peculiare sepulcrum, 
extra commune coemeterium positum et ad instar coe- 
meterii benedictum) gestatten. 

Wird das Recht der Kirche auf eigene Friedhöfe 
nicht respektiert, so sollen doch die im Eigentum der 
zivilen Gemeinde stehenden Friedhöfe benediziert 
werden, falls die dort zu Beerdigenden größtenteils 
katholisch sind. Wenigstens soll darauf hingearbeitet 
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werden, daß für die Katholiken ein besonderer, zu bene- 
dizierendcr Raum reserviert wird. 

. Sind diese Zugeständnisse nicht zu erreichen, so ist 
Jedes Grab einzeln zu benedizicren. 


2. Für die kirchlichen Friedhöfe gelten noch 
folgende Bestimmungen: 

a ) Die Vorschriften der Canones über Inter¬ 
dikt, Violation und Rekonziliation der 
Kirchen finden auch auf die Friedhöfe Anwen¬ 
dung. 


b) Die Gräber der Priester (und aller 
Geistlichen) sollen möglichst von denen r 1 — 
Laien getrennt sein und sich an einem herv 
nurendrn P1 n 1 v dnntc dorontior) befinden. 


der 

or- 


Sic dürfen nicht in einer Kirche (auch nicht in der 
a ls Kirche verwandten Krypta) beigesetzt werden. 

Nur die Leiche eines regierenden Bischofs (Ab- 
tes oder Prälaten nullius) und Kardinals darf in der 
Cc clesia propria beerdigt werden. 


c) Für die Kinderleichen sollen tunlichst 
besondere Plätze vorgesehen sein. 

3 - Die einzelnen Gläubigen dürfen in den 
Lfarreifriedhöfcn mit schriftlicher Erlaubnis des 
Ortsordinarius (oder seines Delegaten) und in 
dem Friedhof einer moralischen Person mit 
(schriftlicher) Erlaubnis des Vorstehers sich eine 
besondere Grabstätte (sepulcrum particulare) er¬ 
achten und mit Zustimmung des Ordinarius oder 
' orstchers veräußern. 


Selbstverständlich dürfen auch die Laien nicht in 
^ en Kirchen beerdigt werden. 

.Epitaphien. Die Anbringung von Totentafeln 
jJÜt Inschriften und Namen verstorbener Gläubigen in 
ücn Kirchen und ihren zum Gottesdienst verwendeten 
^ypten ist verboten, falls es sich um Personen han¬ 
delt, die daselbst nicht beerdigt sind oder^ gemäß can. 
* 2 ° 5 , § 2 nicht beerdigt werden dürfen. (Entscheidung 
?.? r Ritenkongregation vom 20. 10. 1922.) Dies gilt auch 
Ur Kriegergedcnktafeln. 
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Für die Verstorbenen, denen das kirchliche Be¬ 
gräbnis verweigert wird, soll möglichst außer¬ 
halb des benedizierten Friedhofes ein besonderer, um 
schlossener und behüteter Ort vorgesehen sein. 

II. Die zuständige Kirche. 

Jede Leiche soll von dem Sterbehaus aus kirch- 
Iicherseits abgeholt und in die Kirche übergeführt 
werden, wo im unmittelbaren Anschluß daran die 
Exsequien nach den liturgischen Vorschriften ab¬ 
gehalten werden (Totenamt mit Absolution). 

Die Gewohnheit, die Leiche vor der Bestattung nicht 
in die Kirche zu bringen, ist reprobiert (AK 16. io. 
1919). Gleichwohl wird der einzelne Pfarrer in der 
Regel nicht allein eine Änderung treffen dürfen. 1 ° 
den größeren Städten stehen gesetzliche Schwierigkei¬ 
ten im Wege (Leichenhallenzwang). 

Nach dem Trauergottesdienst wird die Leiche 
auf den Gottesacker begleitet und dort nach den 
liturgischen Vorschriften beigesetzt. 

a) Nach dem ordentlichen Recht ist 
hierzu die Pfarrkirche des Verstorbenen (ec- 
clesia propriae defuncti paroeciae) zuständig, und 
zwar die Pfarrkirche des Sterbeortes, falls der 
Verstorbene mehrere Domizilicn hatte. 

Falls der Tod sich außerhalb der eigenen Pfarrei 
ereignet, so ist unter den Pfarrkirchen des Verstor¬ 
benen die am nächsten gelegene zu wählen, falls die 
Überführung zu Fuß gemacht werden kann. Sonst ist 
die Pfarrkirche des Sterbeortes (nicht die eigene Pfarr¬ 
kirche des Verstorbenen) zuständig. 

Jedoch haben die Angehörigen, Erben Und andere 
Interessierte auch bei weitem Weg das Recht, auf ihre 
Kosten die Leiche zur Pfarrkirche des Verstorbenen 
und ihrem Coemeterium zu bringen. 

Die Leichen residierender Bischöfe (Äbte und 
Prälaten nullius) sind in die Kathedralkirche (Abtei¬ 
oder Prälaturkirche) zu bringen oder, wenn dies nicht 
gut geht, in die ausgezeichnetste andere Kirche der 
Stadt oder des Ortes. 
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Die Leichen der residierenden Benefiziaten sind 
in die Kirche ihres Benefiziums überzuführen. 

Für die verstorbenen Ordensleute (Professi reli- 
giosi ac novitii) kommt die Kirche (Oratorium) ihrer 
Niederlassung oder Genossenschaft in Betracht. 

Wenn sic weit weg von ihrer Niederlassung oder 
vom Sitz ihrer Genossenschaft sterben, so sind sie in 
die Pfarrkirche des Sterbeortes überzuführen. 

Auch die ständig im Kloster weilenden gestorbenen 
Bediensteten werden, wenn sie daselbst starben, in die 
Klosterkirche vom Superior übergeführt; starben sie 
aber außerhalb des Klosters, so gilt die allgemeine 
Norm. 

Die Toten dagegen, die als Pensionäre oder der Er¬ 
ziehung oder einer Krankheit wegen sich in einem 
Kloster oder Kollegium aufhielten, ebenso die in einem 
Hospital Gestorbenen machen keine Ausnahme von 
der allgemeinen Regel, es müßte denn sein, daß parti¬ 
kulares Recht oder ein Privileg anderes gestattet. 

Nur die Insassen eines Seminars sind von der allge¬ 
meinen Norm kraft Gesetzes ausgenommen, weil das 
Seminar überhaupt von der Pfarrei exemt ist. 

b) Die freie Wahl stellt jedoch in Bezug 
auf die Kirche wie auf das Grab allen zu, denen 
cs das Recht nicht ausdrücklich verbietet. 

Die Gattin und Kinder über 12 bzw. 14 Jahren (pu- 
beres) sind hierbei von der ehelichen bzw. väterlichen 
Macht unabhängig, können also den Friedhof selbst be¬ 
stimmen. 

Verboten ist die freie Wahl: 

den Kindern unter 12 bzw. 14 Jahren (impuberes); 
an ihre Stelle treten die Eltern oder Vormünder; 

denen, die in einer religiösen Genossenschaft rro- 
feß abgelegt haben (einfache oder feierliche, Laten 
oder Geistliche), mit Ausnahme eines Bischofs 

Die Novizen haben das Recht der freien Wahl. 

Die Gültigkeit der getroffenen Wahl hat zur 
Voraussetzung, daß eine Pfarr- oder Regularkirche, die 
Patronats- oder eine andere das ius funerandi besitzende 
Kirche gewählt ist. , . , 

Die Kirche von Nonnen (momales) kann nur von 
Brauen, die dort als Bedienstete oder der Erziehung 
oder Krankheit oder zur Versorgung, nicht bloß bitt¬ 
weise (non precario), innerhalb der Klausur wohnten, 
gewählt werden. 

Rotzbach, Recht der kathol. Kirche 
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III. Der zuständige Priester . 

Der parochus proprius des Verstorbenen hat 
nicht bloß das Recht, sondern auch die Pflicht der 
Beerdigung (Abholung und Begleitung der Leiche 
zur Kirche, Exequien, Beisetzung); wenn der 
Verstorbene mehrere YV ohnsitze hatte, hat dieses 
Recht und diese Pflicht der Pfarrer des Sterbe¬ 
domizils. 

Starb das Pfarrkind außerhalb der Pfarrei und 
kann die Leiche leicht zu seiner Pfarrkirche übergeführt 
werden, so ist wohl der parochus loci zu verständigen, 
aber die Abholung, Begleitung der Leiche zur Kirche, 
die Exequien und die Beisetzung sind Sache des paro¬ 
chus proprius. 

Ist eine Regularkirche oder eine andere vom Pfarrer 
exem te Kirche vom Verstorbenen rechtmäßig ge¬ 
wählt worden, so ist es zwar Recht des parochus pro- 
pnus, die Leiche sub cruce ecclesiae funerantis ab¬ 
zuholen und in die Kirche zu geleiten, aber die Exe¬ 
quien hält der Rektor der Kirche. 

Ist aber die gewählte Kirche nicht vom Pfarrer 
exemt, so sind auch die Exequien Sache des Pfarrers, 
wenn der Verstorbene sein Pfarrkind war; sonst Sache 
des Rektors der Kirche. 

Die in einem Ordenshause verstorbenen Ordens¬ 
frauen und Novizinnen werden von den andern 
Schwestern an die Klausurgrenze gebracht. 

Bei „Nonnen" begleitet ihr Kaplan die Leiche in die 
Klosterkirche und hält die Exequien; bei den „Schwe¬ 
stern" der Pfarrer. 

Tritt der Tod außerhalb des Klosters ein, gelten die 
allgemeinen Normen für die Ordensfrauen. 

IV. Die Beisetzung. 

1. Die Beisetzung darf, besonders bei plötz¬ 
lichen Todesfällen, erst nach einer entsprechen¬ 
den Zwischenzeit, die jeden Zweifel am wirklichen 
Tod beseitigt, erfolgen. 

2. Sie hat auf dem Friedhof der Pfarrei des 
Verstorbenen zu erfolgen, wenn kein anderer 
rechtmäßig gewählt worden ist. Ist ein anderer 
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Friedhof gewählt worden, so hat sie hier stattzu- 
hnden, wenn der Friedhofseigentümer nichts da¬ 
ngen ein wendet. 

Ist der Friedhof eines Ordens gewählt, so bedarf es 
, r Zustimmung des Obern gemäß der speziellen Or¬ 
densregel. 

Besteht eine Familiengruft, so hat die Beisetzung in 
V r .? ta ttzufinden, wenn der Verstorbene nicht anders 
^erfügt hat oder die damit verbundenen Schwierig- 
'citen nicht zu groß sind. 

Die Frau ist in der Gruft ihres (letzten) Mannes 
De »zusetzen. 


3 * Der Priester, der die Exequien hielt, hat 
das Recht und die Pflicht, die Leiche (selbst oder 
durch einen andern Priester) zum Grab zu ge¬ 
leiten. 


p Führt der Weg durch das Territorium einer andern 

tarrei (oder Diözese), so kann der Priester ohne Er¬ 
laubnis des Pfarrers (Ordinarius) mit Stola und voran- 
ptragenem Kreuz hindurchschreiten. (Gilt auch für die 
l tanslatio.) 

Rann die Leiche nicht bequem zum Friedhof gebracht 
j^erden, so hat der Pfarrer (Rektor) der Beerdigungs- 
jUrche nicht das Recht, sie über die Grenzen des Ortes 
votadt) hinaus zu begleiten. 


4 - Vereine und Abzeichen, die der ka- 
uolischen Religion entgegen sind, dürfen bei der 
e erdigung nicht zugelassen werden. 

5 - Nach der Beerdigung ist der Name und das 
ylter des Verstorbenen, der Name seiner Eltern, 
H es Gatten, der Todestag, Empfang der heiligen 
^kramente und Ort und Zeit der Beisetzung im 

°tenbuch einzuschreiben. 


6 - Die Ausgrabung einer definitiv beigesetz- 
en Leiche darf nur mit Erlaubnis des Ordinarius 
^atthaben, und nur dann, wenn kein Zweifel über 
le Identität der auszugrabenden Leiche vorliegt. 

Über Leichenreden (elogia funebria) ■ be- 
Ini mt der CIC selbst nichts. Nach den Regeln der 
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Konsistorialkongregation für das Predigtamt (vom 
28. 6. 1917) dürfen aber keine Leichenreden ohne vor¬ 
hergehende ausdrückliche Erlaubnis des Ordinarius ge¬ 
halten werden. 

V. Taxen. 

1. Der Ortsordinarius hat nach Anhörung des 
Domkapitels (und der Landdekane und Pfarrer 
der Bischofsstadt) für die Diözese ein Verzeichnis 
aufzustellen, worin die nach den rechtmäßigen 
partikulären Gewohnheiten und nach allen per¬ 
sönlichen und örtlichen Verhältnissen festgesetz- 
ten Taxen benannt und für die verschiedenen 
Fälle die Rechte der einzelnen klar bestimmt sind, 
so daß die Gelegenheit zu jeglichem Streit und 
Ärgernis beseitigt ist. 

Es können mehrere Beerdigungsklassen vorgesehen 
werden, unter denen die Angehörigen der Verstorbenen 
wählen können. 

Es ist streng verboten, mehr zu fordern, als in dem 
laxenverzeichnis vorgesehen ist. 

2. Die Armen sind unentgeltlich, dezent und 
vorschriftsgemäß zu beerdigen (gratis omnino 
funerentur et sepeliantur, cum exsequiis). 

3. Die portio paroecialis (in dem oben 
genannten Verzeichnis festgesetzt) kommt dein 

parochus proprius des Verstorbenen auch zu, wenn 

die Beerdigungsfeierlichkeit nicht in der Pfarr- 
kirche abgehalten wird. 

• Konnte jedoch die Leiche nicht leicht zur Pfarrkirche 
des Verstorbenen gebracht werden, so hat der parochus 
proprius keinen Anspruch auf die Portio. 

Hatte der Verstorbene mehrere Wohnsitze und wurde 
ein anderer Friedhof freiwillig-gewählt, so ist die porti° 
paroecialis unter die parochi proprii zu verteilen. 

Jedoch gibt es in dieser Hinsicht meist partikulares 

Recht. 

VI. Die Begräbnisverweigerung. 

. 1. Das kirchliche Begräbnis ist allen Nicht- 
getauften zu verweigern. 
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Die ohne ihre Schuld ungetauft verstorbenen Kate- 
chunienen werden kirchlich beerdigt. 

2 - Von den Getauften sind von der Beerdi¬ 
gung auszuschließen: 

a ) die notorischen Apostaten, 

c He notorischen Anhänger einer häretischen 
(atheistischen) oder schismatischen Sekte, 

die notorischen Mitglieder eines Freimaurer¬ 
ordens oder einer andern ähnlichen (eiusdem ge- 
Ueris) Vereinigung (kirchenfeindliche und geheime 
Gesellschaften, also nicht jedes verbotenen Ver- 
eins ); 

b) die Exkommunizierten und Interdizierten 
(nach der richterlichen Sentenz oder der Erklä- 
r ung der Strafe); 

c ) die Selbstmörder (deliberato consilio); 

d) die im Duell Gefallenen oder an einer daraus 
en tstandenen Wunde Verstorbenen; 

e ) die die Verbrennung ihres eigenen Leich- 
na ms angeordnet haben (dagegen nicht, wenn 
a ndere sie angeordnet haben); 

. Das Verbot bleibt bestehen, wenn das Mandat gege- 
en > aber nicht ausgeführt wurde (AK 20. 11.1925). 

0 die übrigen öffentlichen Sünder (peccatores 
Publici et manifesti) * 14 . 

2 u beachten bleibt, daß immer Voraussetzung 
der Begräbnisverweigerung ist, daß die Betroffe- 
d en vor dem Tod keinerlei Zeichen von 
; e ue gegeben haben (aliqua poenitentiae 
Sl gna). 

Verweigerung des Begräbnisses schließt 
rweigerung der missa exsequial is und 
Rdcr öffentlichen Leichenfeierlichkeit 
s °\vie clcr missa anni versaria in sich. 


u i e 

die V c 


Ordinarius zu wenden. Sind die Zweifel nicht zu 
n ?heben, so ist — nach Beseitigung etwaigen Ärger¬ 
es — die Beerdigung vorzunehmen. 


Bei Zweifelsfällen hat man sich möglichst an 
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Zweiter Abschnitt: Heilige Zeiten. 


§ 103 . Grundsätze. 

(can. 1243—1246) 


1. Begriff. Heilige Zeiten sind die ,,dies festi 
(Gegensatz feriae). Zu ihnen gehören sowohl die 
Sonn- und gebotenen Feiertage als auch die 
Abstinenz- und Fasttage. 

2. Festsetzung. Die Festsetzung, Verlegung 
und Abschaffung von dies festi für die ganze 
Kirche ist ausschließlich das Recht der, höchsten 
kirchlichen Autorität (Papst und allgemeines 
Konzil). 

Die Ortsordinarien können für die Diö' 
zese oder für einzelne Orte derselben besondere 
Feste und Festtage per modum actus, d. h* 
für einige Zeit, „ansagen“; für immer können sie 
keine dies festi festsetzen. 


3. Dispensation. 

a) Die Ortsordinarien und die Pfarrer 
können in Einzelfällen mit gerechtem Grund 
einzelne ihnen untergebene Gläubige und Fa' 
milien, auch außerhalb ihres Territoriums, und io 
ihrem Territorium auch Fremde vom gemeinen 
Gebot der Feiertagsheiligung (heilige Messe und 
Verbot knechtlicher Arbeit) und vom Fasten' 
oder Abstinenzverbot oder von beiden dispensie' 
ren. (Vgl. den § 7 über Dispensation.) 

b) Die Ordinarien können ferner ihre ganze 
Diözese oder einzelne Orte vom Fasten- odef 
Abstinenzgebot oder von beiden dispensieren» 
wenn ein großer concursus populi (wenn auch 
nur in einer Pfarrei) oder die öffentliche Gesund' 
heit dies anrät. 

In den exemten klerikalen Orden können die Ober** 
so wie die Pfarrer (ad modum parochi) die Ordensleut> 
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und die andern in ihrem Kloster wohnenden Personen 
dispensieren. Den Orden stehen Kongregationen gleich. 

4 - Zeitberechnung. Der Fest- oder Fasttag geht 
von Mitternacht zu Mitternacht (12 Uhr). 

§ 104 . Die Festtage. 

(can. 1247—1249) 

1. Gebotene Festtage der ganzen Kirche sind: 

alle Sonntage und 

die zehn Feiertage: Weihnacht, Neujahr, Drei¬ 
könig, Christi Himmelfahrt, Fronleichnam, Un¬ 
befleckte Empfängnis und Himmelfahrt der Mutter 
Gottes Maria, St. Josef, St. Peter und Paul und 
Allerheiligen. 

Stephanstag, Ostermontag und Pfingstmontag sind 
keine allgemeinen, aber mit Zustimmung Roms in 
Deutschland gebotene Feiertage. 

Das Kirchen- und andere Patrozinienfeste sind keine 
gebotenen Feiertage. Der Ortsordinarius kann deren 
äußere Feier auf den nächstfolgenden Sonntag ver¬ 
legen. 

Ist irgendwo eines der oben genannten allgemeinen 
zehn Feste abgeschafft oder verlegt, so darf ohne Zu¬ 
stimmung des Apostolischen Stuhles keine Neuerung 
Vo rgenommen werden (z. B. das Fest des heiligen Jo¬ 
seph, das in den meisten deutschen Diözesen abge¬ 
schafft ist). 

2. Die Feier der Sonn- und Feiertage besteht 
tni Besuch der heiligen Messe, der Enthaltung 
von knechtlichen Arbeiten, Gerichtsverhandlungen 
Und, wenn rechtmäßige Gewohnheiten und be¬ 
sondere Indulte nichts anderes mit sich bringen, 
vom öffentlichen Handel, von Märkten und an¬ 
dern öffentlichen Käufen und Verkäufen. 

Der Pflicht, die heilige Messe zu hören, kommt 
man durch ihren Besuch nach, wenn sie nach 
j r gend einem katholischen Ritus im Freien, in 
irgend einer Kirche, in einem öffentlichen oder 
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halböffentlichen Oratorium oder in einer privaten 
Totenkapelle gefeiert wird. 

Durch den Besuch einer in einer Hauskapelle ge¬ 
lesenen heiligen Messe genügt man der Pflicht nur, wenn 
dies vom Apostolischen Stuhl ausdrücklich zugestanden ist. 

§ 105. Die Fast- und Abstinenztage. 

(can. 1250—1254) 

1. Das Abstinenzgebot verbietet den Genuß von 
Fleisch und Fleischbrühe. 

Der Genuß von Eiern, Milchspeisen und den aus 
Tierfett bereiteten Würzen ist nicht verboten; ebenso 
nicht der Genuß von Fischen. 

2. Das Fastengebot (Abbruchfasten) schreibt 
vor, an einem Tage nur einmal sich zu sättigen. 
Es verbietet nicht, morgens oder abends eine kleine 
Stärkung (aliquid cibi) zu nehmen, unter Einhal¬ 
tung der in Bezug auf Quantität und Qualität der 
Speisen bestehenden gebilligten örtlichen Gewohn¬ 
heiten (d. i. des Aufenthaltsortes. CC 15. 11. 1924). 

Es ist gestattet, bei der gleichen Mahlzeit Fisch 
und Fleisch zu essen und die Hauptmahlzeit abends 
und die kleine Stärkung mittags zu nehmen. 

Fleischgenuß ist den zum Fasten Verpflichteten 
täglich nur einmal gestattet (AK 20. 10. 1919). 

3. Bloße Abstinenztage sind alle Freitage, auf 
die kein gebotener Feiertag fällt; 

Abstinenz- und Fasttage zugleich sind: 

Aschermittwoch, 

die Freitage und Samstage der Fastenzeit, 

die Quatembertage, 

die Vortage von Pfingsten, Mariä Himmelfahrt, 
Allerheiligen und Weihnacht. 

Bloße Fasttage sind die übrigen Tage der 
Fastenzeit. 

An Sonn- und gebotenen Feiertagen ver¬ 
pflichtet das Fasten- und Abstinenzgebot nicht, ausge- 
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nommen die in die Fastenzeit fallenden Feiertage 
(sonst würde die Zahl 40 nicht erreicht). 

Die Vigilien werden nicht antizipiert. 

Am Karsamstag um 12 Uhr mittags erlischt das 
vierzigtägige Fastengebot. 

4 - Persönliche Ausdehnung der Gebote. Zur 
Abstinenz sind alle vom vollendeten 7* Lebens¬ 
jahr an, 

zum Abbruchfasten alle vom vollendeten 21. Le¬ 
bensjahr an bis zum Beginn des 60. Lebensjahrs 

verpflichtet. 

Die Abstinenz- und Fastenvorschriften ändern nichts 
an den partikulären Indulten, Gelübden einer physi¬ 
chen oder moralischen Person und an den Regeln und 
Konstitutionen der Ordensleute und ordensähnlichen 

Institute. 

Für Deutschland (ohne die neuen Gebiete) sind 
durch • den Heiligen Stuhl verschiedene Erleich¬ 
terungen zugestanden. Hiernach ist 

a) Abstinenz außer Freitags nur am Aschermitt¬ 
woch und Karsamstagvormittag geboten, der Genuß 
von Fleischbrühe nur am Karfreitag untersagt. 

. b) Die Gläubigen, die zum Fasten überhaupt 
mcht verpflichtet oder von ihm entschuldigt sind 
(schwere Arbeit, schwache Gesundheit), dürfen 
ai1 bloßen Fasttagen nicht nur zweimal - bei 
der Hauptmahlzeit und der abendlichen Stärkung 
wie die zum Fasten verpflichteten Gläubigen , 
sondern auch außerhalb dieser Mahlzeit unbe- 
schränkt Fleisch genießen. 

c) Trifft ein Tag, der von der ganzen Gemeinde 
wie ein gebotener Feiertag begangen wird (z. B. 
best des Kirchenpatrons, Tag einer althergebrach¬ 
ten Flurprozession, angelobter Feiertag), auf einen 

Fast- oder Abstinenztag, so fällt das Fasten- und 
Abstinenzgebot ganz fort. 

d) y om bloßen Fasten entschuldigt sind 
* r anke, genesende und schwächliche Personen so- 
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wie alle, die entweder schwere Arbeit zu verrich¬ 
ten haben oder durch Fasten verhindert würden, 
ihre Berufspflichten zu erfüllen. 

e) Die Abstinenz wird für alle Tage mit ein¬ 
ziger Ausnahme des Karfreitags erlassen: 

den Wanderern und Reisenden, auch dem Fahr¬ 
personal aller Verkehrsmittel; 

den Gast- und Speisewirten, Kostgebern und 
deren Hausgenossen sowie allen, die in Gast- oder 
Kosthäusern speisen oder aus solchen regelmäßig 
ihre Kost beziehen; 

den Personen, die in nichtkatholischen Plaus- 
haltungen ieben und dort beköstigt werden; 

den Militärpersonen und den Familien, bei 
denen Militärpersonen Wohnung und Verpflegung 
haben; 

allen, die sehr schwere Arbeit zu verrichten 
haben; 

denen, die sich die Kost für den ganzen Tag 
auf ihre Arbeitsstätte mitnehmen müssen. 

Dritter Teil. Gottesdienst und Gotteswort. 

Erster Abschnitt: Gottesdienst. 

§ 106 . Einleitung. 

(can. 1255—1264) 

1. Arten des Kultus. Der CIC versteht unter 
,,Gottesdienst“ (cultus divinus) nicht nur die Gott 
selbst unmittelbar erwiesene Verehrung, sondern 
auch die ihm indirekt durch die Verehrung der 
Engel, Heiligen und Seligen, der Reliquien und 
der Bilder erwiesene Ehre. 

Er unterscheidet: 

a) die „Anbetung“ (cultus latriae), die nur 
der heiligsten Dreifaltigkeit, den einzelnen drei 
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göttlichen Personen und Christus dem Herrn 
(auch unter den sakramentalen Gestalten) ge¬ 
schuldet ist und geleistet werden darf; 

die „Verehrung“ (cultus duliae), die den 
Engeln, Heiligen und Seligen („cum Christo in 
coelo regnantibus“) mit Ausnahme der Mutter 
Gottes gebührt; 

die „Hyperdulie“, die als höherer Grad der 
Verehrung (keine Anbetung) der seligsten Jung¬ 
frau Maria wegen ihrer besondern Stellung zu¬ 
kommt; 

b) cultus ab solutus und relativus; 

Die Gott und den Heiligen selbst erwiesene Ehre ist 
cultus absolutus; 

die den heiligen Reliquien und Bildern erwiesene 
Ehre ist ein „cultus relativus“, bezieht sich auf die 
Person, zu denen sie in Beziehung stehen. 

c) öffentlichen und privaten Kult. 

Der Kult ist öffentlich, wenn er im Namen 
der Kirche von den dazu rechtmäßig be¬ 
stimmten Personen und durch rl and- 
lungen, die nach der Anordnung der Kirche 
nur Gott, den Heiligen und Seligen zu er¬ 
weisen sind (heilige Messe, Brevier, Reliquien- und 
Bilderkult), geschieht (also drei Erfordernisse.). 

Jeder andere Kult ist privat; z. B. die private Ver¬ 
richtung einer Litanei, die Verehrung eines im Ruf der 
Heiligkeit verstorbenen Menschen. 

2. Gesetzgebung. Dem Apostolischen 
Stuhl ist die Ordnung der heiligen Liturgie 
selbst und die Approbation der liturgischen 
Bücher (Missale, Brevier, Pontifikale, Zere- 
moniale der Bischöfe, Rituale) Vorbehalten. 


Die einzelnen Diözesen 
»Proprium“, worin besondere 
diktionen usw. enthalten sind, 
den allgemeinen liturgischen 
des Heiligen Stuhles bedarf. 


haben gewöhnlich ihr 
Meßformulare bzw. Bene- 
das als Supplementum zu 
Büchern der Approbation 
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Die Ortsordinarien haben das Recht und 
die Pflicht der Aufsicht über den Vollzug der 
Liturgie. 

Die in den „Kirchen und Oratorien" zu verrichtenden 
Gebete und sonstigen Andachtsübungen bedürfen der 
ausdrücklichen Erlaubnis des Ortsordinarius. Sonst darf 
man sie nicht zulassen. 

Die Ortsordinarien haben darüber zu wachen, daß die 
gottesdienstlichen Vorschriften der Canones sorgfältig 
eingehalten werden, und besonders darüber, daß sich in 
den öffentlichen und privaten Kult der Gläubigen keine 
abergläubische Praxis (praxis superstitiosa) oder et¬ 
was dem Glauben Fremdes und von der kirchlichen 
Tradition Abweichendes oder etwas, das den Schein 
häßlicher Gewinnsucht in sich trägt, einschleicht. 

Sie sind demgemäß befugt, in ihrem Territorium 
entsprechende Vorschriften zu geben, an die auch die 
Ordensleute, die exemten eingeschlossen, gebunden 
sind. 

Neue, öffentlich zu betende Litaneien können die 
Ordinarien nicht approbieren (Sache des Apostolischen 
Stuhles). 

3. Gottesdienst- und Kirchenordnung. 

a) Die Geistlichen sind bei der Ausübung des 
Kultus nur von den kirchlichen Obern (nicht vom 
Kirchenvorstand, Stiftungsrat, Gemeindevor¬ 
stand, Staat) abhängig. 

b) Die alte und passende Gewohnheit der 
Trennung der Frauen und Männer in der 
Kirche beizubehalten, ist sehr zu wünschen (op- 
tandum). 

Die Männer wohnen dem Gottesdienst ent¬ 
blößten Plauptes, die Frauen mit Kopf¬ 
bedeckung und geziemender Kleidung (beson¬ 
ders beim Kommunionempfang) bei. 

c) Den Mitgliedern der Zivilbehörden 
(magistratibus) kann ihrer Würde und ihrem 
Rang entsprechend ein besonderer hervorragender 
Platz (locus distinctus) nach den liturgischen Vor¬ 
schriften (d. h. nicht im Chor) zugebilligt werden. 
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Sonst darf ohne ausdrückliche Zustimmung des Orts¬ 
ordinarius für niemand ein Platz reserviert sein. Die 
Zustimmung darf nur gegeben werden, wenn für die an¬ 
dern Gläubigen genügend gesorgt ist. Der Ordinariub 
kann die gegebene Zustimmung aus gerechtem Grunde 
jederzeit zurückziehen. 


4. Musik und Gesang. Betr. Musik sind die 
liturgischen Gesetze einzuhalten. 

Von Musik und Gesang ist alles Laszive un 
Sinnliche (lascivum aut impurum) fernzuhalten. 

Wenn Ordensfrauen in ihrer eigenen Kirche 
oder in einem öffentlichen Oratorium singen, sollen sie 
einen Platz einnehmen, wo sie vom Volk nicht gesellen 


werden können. , 

Im übrigen ist auf die liturgischen Vorschriften 

zu verweisen. 

5. Communicatio in sacris. Den Gläubigen ist 
irgend eine aktive Teilnahme oder M1 
Wirkung (assistere seu partem habere) am 
Gottesdienst der Akatholiken nicht erlaubt (Ehe¬ 
schließung vor dem akatholischen Geistlichen, 

Patenschaft bei der Taufe usw.). 

Die passive Teilnahme (praesentia Passiva 
seu mere materialis) kann bei Beerdigungen, 
Hochzeiten und ähnlichen Feiern der bürgerlichen 
Pflicht wegen oder honoris causa toleriert werden. 

Voraussetzung ist, daß ein wichtiger Grund 
(gravis ratio) dazu vorliegt und eine Gefahr des Ab 


§ 107. Aufbewahrung und Verehrung 
der heiligen Eucharistie. 

(can. 1265—127s) 

I. Die Aufbewahrung. 

1. Aufbewahrungspflichtige Kirchen sind, 
die Domkirche, 

die Hauptkirche der Abtei und Pralatur 
nullius, des Apostolischen Vikars und Präfekten, 
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alle Pfarrkirchen und 
jede Kirche, die mit dem Haus eines 
exemten Männer- und Frauen Ordens 
verbunden ist. 

2. Die Erlaubnis zur Aufbewahrung kann der 
Ortsordinarius geben für: 

die Kuratkirchen, die keine Pfarrkirchen 
sind (kraft Gewohnheitsrecht), 
die Kollegiatkirchen, 
das Hauptoratorium (öffentliches oder 
halböffentliches) eines frommen Hauses oder 
Klosters oder eines kirchlichen, von Welt- oder 
Ordensgeistlichen geleiteten Kollegs. 

Zu den „Frommen Häusern“ zählen auch die Woh¬ 
nungen der Bischöfe. Deshalb darf in ihrer Hauskapelle 
das Sanctissimum aufbewahrt werden. 

Die Aufbewahrung des heiligen Sakraments in einem 
Nebenoratorium einer frommen Anstalt oder eines 
Klosters ist verboten, wenn es schon in der angeglie¬ 
derten Kirche (Hauptoratorium) aufbewahrt ist und 
diese für die regelmäßigen täglichen Andachten benützt 
wird. In diesem Falle ist die Aufbewahrung nur in der 
Kirche (Hauptoratorium) erlaubt (AK 2. 6. 1018 zu can. 
1267). 

Ebenso ist sie innerhalb des Chores oder der Klau¬ 
sur eines Frauenklosters nicht gestattet. 

Jedes gegenteilige Privileg ist widerrufen. 

Für alle andern Kirchen oder Oratorien ist ein Apo¬ 
stolisches Indult erforderlich. 

Der Ortsordinarius kann für diese andern Kirchen 
und für öffentliche (nicht halböffentliche) Oratorien die 
Erlaubnis nur per modum actus (vorübergehend) er¬ 
teilen. 

NB. Voraussetzung für die Aufbewahrung der Eucha¬ 
ristie ist ausnahmslos, daß jemand (Geistlicher oder 
Laie) mit der Sorge um das Allerheiligste betraut ist 
und ein Priester regelmäßig mindestens einmal wöchent¬ 
lich in der Kirche (Kapelle) die heilige Messe zele¬ 
briert. 

Speziell für die Kapellen ist zu beachten, daß außer 
den Raumvorschriften des CIC selbst (can. 1192 u. 1196) 
die Vorschrift besteht, daß sich über der Kapelle, min- 
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bestens über der Stelle des Tabernakels, auch wenn er 
nnt einem Baldachin abschließt, kein Schlafraum befin¬ 
den darf. 

Da der CIC diese Bestimmung der Ritenkongregation 
. 4 . L 1908) nicht ausdrücklich aufgehoben hat, gilt sie 
hVn Stürmischen Gesetze gemäß can. 2 auch ferner- 

. Entspricht die Kapelle nicht dieser Vorschrift, so ist 
ein päpstliches Indult erforderlich, wie es z. B. ein 
?F m es Kloster unter der Bedingung erhalten hat, daß 
V ber dem Tabernakel ein Baldachin angebracht wird 
(2 3 . 11. 1880). 

3 - Verboten ist jedermann, die heilige Euchari- 
st | e zu Hause aufzubewahren oder auf der Reise 

sich zu führen. 

4 - Art der Aufbewahrung. Die Ehrfurcht vor 
^ er heiligen Eucharistie veranlaßte die Kirche 

detaillierter Regelung gerade dieser Materie. 
a ) Das heilige Sakrament ist „an dem her¬ 
vorragendsten und vornehmsten Ort 
^ er Kirche“ aufzubewahren. Dies ist in der 
i; e gel der Hauptaltar (von den drei letzten 
a £en der Karwoche abgesehen). 

, In den Kathedral-, Stifts- und Konventkirchen, in 
p Cne n am Hochaltar die Chorfunktionen stattfinden, ist 
/. Passend, daß das Allerheiligste auf einem andern 
tar (Kapelle) aufbewahrt wird. 

1 D. ie heilige Eucharistie darf ständig (continuo seu 
a, fu tualiter ) nur an einem Altar derselben Kirche 
auf w ahrt werden. Für kurze Zeit darf sie zugleich 
Mehreren Altären aufbewahrt werden. 

Die früher übliche Aufbewahrung in dem vom Altar 
Rennten „Sakramentshäuschen“ ist nicht mehr ge¬ 
battet. 

Die Rektoren der Kirche müssen zwecks For¬ 
mung der Verehrung des Allerheiligsten für 
a ' ne besondere, den Sakramentsaltar 
K üs zeichnende Ausstattung desselben 
es ° r gt sein. 
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b) Näherhin ist die heilige Eucharistie im 
Tabernakel aufzubewahren. 

Dieser muß unbeweglich sein und sich in der 
Mitte des Altars befinden. Außerdem soll er 
kunstgemäß hergesteilt, allseitig fest geschlossen 
und nach der liturgischen Vorschrift dezent ge¬ 
ziert sein. 

Andere Dinge als die zum heiligen Sakrament 
gehörigen dürfen darin nicht aufbewahrt werden. 

Schließlich muß er sorgfältig bewacht werden, 
um jede Gefahr einer sakriiegischen Profanation 
zu verhüten. 


Aus wichtigem und vom Ortsordinarius gebilligtem 
Grund ist es gestattet, die heilige Eucharistie nachts 
an einem andern sicheren Ort (Sakristei, Pfarrhaus,) 
aufzubewahren (auf einem Korporale und mindestens 
mit dem „Ewigen Licht“). 


c) Im Tabernakel ist das Allerheiligste im 
Speisekelch (pyxis) aufzubewahren. 

Dieser muß aus solider und dezenter Materie 
bestehen, rein gehalten, mit einem Deckel gnt 
verschlossen und einem weißseidenen und passend 
geschmückten Velum umgeben sein. 

Die Pyxis muß stets so viel konsekrierte Hostien ent¬ 
halten, daß sie für die Kommunion der Kranken und 
der andern Gläubigen ausreichen. 


d) Vor dem Sakramentsaltar muß das „Ewig e 
Licht“, d. h. mindestens eine mit Olivenöl oder 
Bienenwachs unterhaltene Lampe, Tag und 
Nacht ununterbrochen brennen. 


Im Notfall kann der Ortsordinarius andere Pflanzen¬ 
öle für die Unterhaltung des Lichtes gestatten. 

Elektrisches Licht ist verboten. 

e) Die heiligen Hostien müssen frisch (recen- 
tes) sein und deshalb häufig (frequenter) erneuet* 
werden. Die übriggebliebenen alten heiligen H o* 
stien sind vom Priester zu konsumieren. 

Nähere Anweisungen hierzu gibt der Ortsordinariu 5 ' 
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f) Der Schluss e 1 zum Tabernakel ist von dem 
mit der Sorge um die Kirche (Oratorium) betrau¬ 
fen Priester, oncrata graviter eius conscientia, mit 
aller Sorgfalt zu behüten. 

Vgl. zu Nr. 4 b und f die Instruktion der CS vom 
26 - Mai 1938 in den Acta Ap. Sed. oder den Diözesan- 

a nitsblättern. 


II. Die Verehrung. 

1. Allgemeine Verehrung. 

a) Die „Kirchen“, in denen die heilige Eucha¬ 
ristie aufbewahrt ist, besonders die Pfarrkir- 
c hen, müssen täglich mindestens für einige 
Stunden den Gläubigen offen stehen, damit 
rie dort ihre Andacht verrichten können (Visi- 
ta tio Sanctissimi). 

b) Die der christlichen Unterweisung obliegen¬ 
den Personen sollen alles tun, um die Liebe zum 
a jlerheiligsten Sakrament in den Herzen der Gläu¬ 
bigen anzuregen; sie sollen sie besonders dazu er¬ 
mahnen, nicht bloß an Sonn- und gebotenen Feier¬ 
tagen, sondern auch an den Werktagen so oft als 
möglich dem heiligen Meßopfer beizuwohnen und 
das heilige Sakrament zu besuchen. 

2. Aussetzung. Man unterscheidet: 

e *positio publica und privata. 

a) Die öffentliche Aussetzung, d. i. die 
Aussetzung in der Monstranz, ist in allen Kirchen 
(Oratorien) mit ständiger Aufbewahrung der hei¬ 
len Eucharistie an Fronleichnam und in der 
Oktav dieses Festes unter dem Amt (inter Mis- 
Sa rum sollemnia) und zur Vesper gestattet. 

Im übrigen ist sie nur bei einem wichtigen 
Und gerechten Grund und mit der Erlaubnis des 
Ortsordinarius (auch bei der Kirche eines exem- 
tcn Ordens) zulässig. 

Etzbach, Rocht der kathol. Kirche 20 
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b) Die private Aussetzung, d. i. die Aus¬ 
setzung im Speisekelch, ist in den Kirchen (Ora¬ 
torien), die das Allerheiligste aufbewahren dür¬ 
fen, aus jedem gerechten Grund ohne weiteres 
jederzeit erlaubt. 

3. Vierzigstündiges Gebet. In allen Pfarrkir¬ 
chen und den andern Kirchen mit ständiger Auf¬ 
bewahrung der heiligen Eucharistie soll an den 
mit Zustimmung des Ortsordinarius festgesetzten 
lagen mit möglichst großer Feierlichkeit das 
Vierzigstündige Gebet abgehalten werden. 

Wo dies nicht gut möglich ist, soll der Ortsordinarius 
besorgt sein, daß das Allerheiligste an den bestimmten 
Tagen einige Stunden unter feierlichem Ritus ausgesetzt 
wird, (gewöhnlich unmittelbar vor Aschermittwoch). 

Die „Ewige Anbetung“ ist fast allgemeine, aber nicht 
gemeinrechtliche Einrichtung. CIC erwähnt sie nicht. 

§ 108. Der Kult der Heiligen, der heiligen Bilder 
und Reliquien. 

(can. 1276—1289) 

1. Grundsatz. Die Verehrung der Pleiligen, 
der heiligen Bilder und Reliquien ist nicht 
Pflicht. Es ist jedoch „gut und heilsam, die mit 
Christus zusammen herrschenden Diener Gottes 
demütig anzurufen und ihre Reliquien und Bil¬ 
der zu verehren; vor allem sollen alle Gläubigen 
mit kindlicher Ergebenheit die seligste Jungfrau 
Maria ehren“. 

2. Verehrung der Heiligen (Seligen). 

a) öffentlich (cultu publico) dürfen nur die 
von der Kirche heilig oder selig gesprochenen 
Diener Gottes verehrt werden; und zwar dürfen 

die Heiligen überall und mit jedem Akt der 
dulia, 

die Seligen nur dort und so verehrt werden, 
wie es der Papst gestattet. 
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Private Verehrung darf man auch den nicht heilig 
( s elig) gesprochenen Dienern Gottes erweisen. 

b) Es ist empfehlenswert (laudabiliter), daß die 
Völker, Diözesen, Provinzen, Bruder¬ 
schaften, Ordensfamilien, morali¬ 
schen Personen usw. „Pleilige“ erwählen und 
sie durch die Bestätigung des Apostolischen Stuh¬ 
les zu ihren „Patronen“ ernennen lassen. 

Die „Seligen“ können nur mit besonderem Indult 
des Heiligen Stuhles zu Patronen erwählt werden. 

3 - Verehrung der Bilder. 

u) Niemand ist es erlaubt, in den Kirchen, die 
lernten eingeschlossen, und andern heiligen 
Orten ein ungewöhnliches Bild, ohne daß es 
v °m Ortsordinarius approbiert ist, aufzustellen 
°der aufstellcn zu lassen. 

Der Ordinarius darf Bilder zur .öffentlichen Ver¬ 
ehrung nur approbieren, wenn sie mit dem bewänrten 
Gebrauch der Kirche übereinstimmen. 

Niemals darf er in den Kirchen und an andern hei- 
hgen Orten Bilder eines falschen Dogmas oder un¬ 
passende und unschickliche (quae debitam decentiam et 
honestatem non prae se ferant) oder den Ununterrich¬ 
teten Gelegenheit zu gefährlichem Irrtum gebende 
Bilder zulassen. 

b) Die Benediktion der für die öffent¬ 
liche Verehrung bestimmten Bilder ist dem Or¬ 
dinarius reserviert (Delegation jedes Priesters zu¬ 
lässig). Betr. Kreuzweg s. * 15 . 

c ) Kostbare Bilder (imagines pretiosae), 
? ci es, daß sie durch ihr Alter, ihre Kunst oder 
l b f en Kult hervorragen und in den Kirchen 
(öffentlichen Oratorien) zur Verehrung aufge- 
stc Ut sind, dürfen ohne schriftliche Zustimmung 
Jes Ordinarius und ohne vorherige Beratung mit 
j^ lu gen und sachverständigen Männern nicht einer 
Reparatur unterzogen werden. 

Sie dürfen ferner nicht veräußert werden. 

20 • 






308 Drittes Buch. Die geistlichen Angelegenheiten. 

Es bedarf dazu der Erlaubnis des Apostolischen 
Stuhles. Ohne diese ist die Veräußerung ungültig* 

Auch dürfen sie nicht ohne Erlaubnis des Apo¬ 
stolischen Stuhles für immer (wohl aber 
vorübergehend) in eine andere Kirche über¬ 
tragen werden. 

4. Verehrung der Reliquien. Der Kult der Re¬ 
liquien ist sehr eingehend geregelt, um ihnen 
einerseits die gebührende Pietät zu erweisen und 
anderseits alles fernzuhalten, was ungebührlich 
ist. Der CIC unterscheidet: 

ausgezeichnete (reliquiae insignes) und 

nicht ausgezeichnete Reliquien (reliquiae non 
insignes). 

Zu den reliquiae insignes gehören: 

Der Körper, das Haupt, der Arm, der Vorderarm, 
das Herz, die Zunge, die Hand und das Gebein oder 
jener Körperteil, an dem der Märtyrer gelitten hat, falls 
er vollständig und nicht klein ist. 

Die übrigen Reliquien sind reliquiae non insignes. 

Die reliquiae insignes (von Heiligen und 
Seligen) dürfen ohne ausdrückliche Erlaubnis des 
Ortsordinarius in Privathäusern und Hauskapel¬ 
len nicht aufbewahrt werden; wohl aber die reli¬ 
quiae non insignes, die von den Gläubigen auch 
getragen werden dürfen. 

Der öffentliche Kult darf in den Kir¬ 
chen nur den Reliquien (insignes und non in¬ 
signes) erwiesen werden, deren Echtheit zu¬ 
folge eines authentischen Dokumentes eines Kar¬ 
dinals oder des Ortsordinarius oder eines andern 
dazu durch ein Apostolisches Indult bevollmäch¬ 
tigten Geistlichen festgestellt ist. 

Die Ortsordinarien sind verpflichtet, die Reliquien, 
deren Echtheit nicht feststeht, in kluger Weise der 
Verehrung der Gläubigen zu entziehen. 

Sind die betreffenden Urkunden verloren gegangen, 
so hat die öffentliche Aussetzung zu unterbleiben, so¬ 
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lange der Ortsordinarius (der Generalvikar im Auftrag) 
mr nicht zugestimmt hat. 

Jedoch ist an der Verehrung der alten, bisher ver¬ 
ehrten Reliquien festzuhalten, wenn nicht in einem 
b-inzelfall feststeht (certis aigumentis constat), daß sie 
oder unterschoben sind. 

Die Ortsordinarien dürfen auch nicht dulden, daß in 
der Predigt, in Büchern, Zeitungen, Zeitschriften usw., 
dj e für die Pflege der Frömmigkeit bestimmt sind, aus 
hloßer Vermutung oder Wahrscheinlichkeit oder aus 
v °rgefaßten Meinungen, besonders durch spöttische oder 
Verächtliche Bemerkungen, Fragen über die Echtheit 
d°r Reliquien erörtert werden. . . 

. Die Reliquien (insignes und non insignes), die in 
^ner Kirche öffentlich verehrt werden, dürfen (wie die 
kostbaren Bilder) nicht veräußert und nicht 
. lr immer ohne Erlaubnis des Apostolischen Stuhles 
ln eine andere Kirche transferiert werden. 


Die Reliquien sind nicht offen, sondern in 
Erschlossenen und versiegelten Kap- 
Eln auszustellen. Dabei darf eine Partikel des 
Eiligen Kreuzes nie in einer Kapsel gemeinsam 
niit Reliquien der Heiligen, sondern muß in einer 
e igenen Kapsel ausgestellt sein. 

• >.RB. Die Reliquien der Seligen dürfen in einer 
a lrc he nur dann ausgestellt werden, wenn ihr vom 
^Postolischcn Stuhl die Fakultät gegeben ist, das Ufh- 
* lu m (Brevier) und die heilige Messe von dem Seligen 
Zn feiern. , 

Auch dürfen sie bei Prozessionen nur kraft eines be- 
s °ndern Indultes mitgetragen werden. 

Jeder Verkauf von Reliquien ist schwer 
s ündhafte Simonie. 


Deshalb haben die Ortsordinarien, Landdekane, 
farrer und alle andern Seelsorger darauf achtzugeben, 
1keine Reliquien, besonders keine Partikel „des 
^üi gen Kreuzes“ bei einer Erbschaft oder Veräußerung 
JUner Gütermasse verkauft werden oder an Akatho- 
l Ken übergehen. „ , 

Die Rektoren der Kirche und alle andern, die es an- 
müssen darauf bedacht sein, daß jede Profanation 
, er Reliquien und ihr Verlust durch Menschenschuld 
nd jede ungeziemende Behandlung vermieden wird. 
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§ 109. Die heiligen Prozessionen. 

(can. 1290—1295) 

1. Begriff. Mit ,,heiligen Prozessionen“ be¬ 
zeichnet man „feierliche Bittgänge, die vom 
gläubigen Volk, unter Führung eines Geistlichen, 
in geordnetem Zug von einem heiligen Ort zu 
einem andern heiligen Ort (Altar, Kirche, Fried¬ 
hof) gemacht werden, um die Frömmigkeit der 
Gläubigen anzuregen, um Gottes Wohltaten zu 
preisen und ihm Dank zu sagen oder um Gottes 
Hilfe anzurufen“. 

2. Arten. Man könnte nach dem gegebenen Be¬ 
griff unterscheiden: 

Lob-, Dank- und Bittprozessionen. 

Der CIC selbst unterscheidet: 

ordentliche und außerordentliche 

Prozessionen. 

Ordentliche Prozessionen sind die jedes Jahr 
an den bestimmten Tagen nach den liturgischen Vor¬ 
schriften (und den Gewohnheiten der Kirchen) regel¬ 
mäßig abzuhaltenden Prozessionen. 

Gemeinrechtlich sind folgende sieben vorgeschrieben- 
an Mariä Lichtmeß, Palmsonntag, Gründonnerstag» 
Karfreitag, St. Markus, in der Bittwoche und an Fron¬ 
leichnam. 

Außerordentliche Prozessionen sind die in bc- 
sondern Fällen aus öffentlichen Gründen angesagten 
Prozessionen. 

3. Rechtliche Befugnisse. 

a) Der Ortsordinarius kann — nach Am 
hören des Domkapitels — aus einem öffentlichen 
Grunde außerordentliche Prozessionen ansagen. 

b) Der Pfarrer (oder jemand anders) kann 
ohne Erlaubnis des Ordinarius weder neue Pro' 
Zessionen einführen, noch die üblichen verlegen 
oder abschaffen. 

c) Der Pfarrer hat (von den Kapitelskirchen 
abgesehen) alle öffentlichen Prozessionen (nicht 
processio propria) außerhalb der Kirche in seiner 
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Pfarrei zu leiten, und zwar auch dann, wenn sie 
v *on einer andern Kirche (auch Ordenskirche) in 
seiner Pfarrei ausgehen, die keine Filialkirche ist 
u nd einen eigenen Rektor hat. (AK 12. 11. 1922). 

d) Die Orden (exemte eingeschlossen) dürfen 
außerhalb ihrer Kirche und Klausur Prozessio¬ 
nen nur mit Erlaubnis des Ortsordinarius führen. 

Für die processio propria in der Oktav von Fron¬ 
leichnam bedürfen sie jedoch keiner Erlaubnis (AK 
l0 * 11. 1925). 

4 - Feierweise. 

a) Eine besondere Stellung nimmt die theo- 
P h o r i s c h e Prozession an Fronleich na m 
ein. Falls nicht eine uralte Gewohnheit oder ört¬ 
liche Umstände nach dem klugen Ermessen des 
Bischofs (Episcopi) anders gebieten, darf am 
Besttag selbst an ein und demselben Ort 
(Stadt) nur eine einzige feierliche 
Prozession durch die öffentlichen Straßen, 
u nd zwar von der FIauptkirche (ecclesia dig- 
n ior) abgehalten werden. 

Zur Teilnahme an ihr sind verpflich¬ 
tet: 

alle Geistlichen (nicht bloß die an der Kirche 
an gestellten) des betreffenden Gebietes; 

alle männlichen Ordensfamilien (die exemten 
e ingeschlossen); ausgenommen die Regularen mit 
ständiger strengerer Klausur, wie z. B. die Trap- 
Pisten, oder die von der Stadt über 3000 Schritte 
(etwas mehr als eine Stunde) entfernt wohnen; 

die Bruderschaften der Laien. 

Sonstige Laien sind zur Teilnahme nicht verpflichtet. 

Die andern Pfarreien und Kirchen (auch Kirchen der 
Regularen) können innerhalb der Oktav des Fronleich- 
na msfcstes ihre eigene Prozession (processio propria) 
au ßerhalb des Kirchenbereichs abhalten, nötigenfalls 
* la ch den näheren Bestimmungen (Tag, Stunde, Wege) 
a cs Ortsordinarius. 
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Die Ordensfrauen sind nicht zur Teilnahme ver¬ 
pflichtet. 

b) An den andern ordentlichen und her¬ 
kömmlichen wie an den vom Ordinarius un¬ 
gesagten außerordentlichen Prozessio¬ 
nen haben alle zur Teilnahme an der Fronleich¬ 
namsprozession Verpflichteten teilzunehmen. 

c) An den besondern Prozessionen einer 
Kirche haben ihre Geistlichen teilzunehmen. 

NB. Betr. Wallfahrten (Pilgerzüge) s. * ,0 . 

§ 110. Die heiligen Geräte. 

(can. 1296—1306) 

Von den beim Gottesdienst gebräuchlichen Ge¬ 
rätschaften muß ein Teil konsekriert (Meßkelch) 
oder benediziert (Paramente) sein, ein Teil (Tep¬ 
piche, Leuchter) muß es nicht sein (sacra supel- 
lex im engeren Sinn — im weiteren Sinn). 

Für einige Geräte sind durch die Liturgie und kirch¬ 
liche Überlieferung in Bezug auf Materie und Form 
Vorschriften gegeben, die unter Beachtung der Kunst¬ 
gesetze streng einzuhalten sind. 

1. Zuständigkeit. Es sind zuständig: 

a) für die Benediktion der heiligen Geräte: 

die Kardinäle und Bischöfe (auch Titular- 
bischöfe) allgemein; 

der Ortsordinarius ohne bischöfliche Würde 
für die Kirchen (Oratorien) seines Territoriums; 

der Pfarrer für die Kirchen (Oratorien) in 
seiner Pfarrei; 

der Rektor einer Kirche für diese; 

der Ordensobere für die Ordenskirche (Orato¬ 
rien) und die Kirchen (Oratorien) der ihm unter¬ 
stehenden Nonnen; 

die vom Ordinarius (Superior) delegierten 
Priester. 
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Die Pfarrer und delegierten Priester können nicht 
subdelegieren, weil es sich um die potestas ordinis, 
nicht iurisdictionis handelt. 

b) Betreffend Konsekration vgl. oben § 9 7 - 

2. Verlust der Konsekration und Benediktion. 
Beide gehen verloren durch: 

a) Verletzungen und Änderungen der Gegen¬ 
stände von solcher Stärke, daß sie ihre bisherige 
Form einbüßen und zu ihrem Gebrauch nicht 
mehr tauglich sind; 

b) Verwendung zu unanständigem Gebrauch 
(ad usus indecoros); 

c) Aussetzung zum öffentlichen Verkauf. 

NB. Kelch und Patenc bleiben trotz des Verschwin¬ 
dens und der Erneuerung der Vergoldung konsekrier . 

Die strenge Verpflichtung, die Vergoldung recht- 
zeitig erneuern zu lassen, gilt nach wie vor. 

3 - Behandlung. 

a) Über den Bestand der Gerätschaften ist ein 
Inventar zu führen und sorgfältig aufzubewah- 
i*en. 

b) Kelch und Patenc und die bei der hei¬ 
ligen Messe gebrauchten und noch nicht gewa¬ 
schenen Purifikatorien, Pallen und Kor¬ 
poral icn dürfen nur von Klerikern und von den 
mit ihrer Obhut betrauten Personen (Mesner) 
berührt werden. 

_ c) Die Purifikatorien, Pallen und 
Korporalien dürfen nach ihrem Gebrauch bei 
der heiligen Messe Laien (auch Ordensleuten) 
erst nach einer Waschung durch einen Geist¬ 
lichen mit höherer W e i h e zu weiterer Be¬ 
handlung überlassen werden. 

Das bei der ersten W aschung benützte YV a s- 
t^r ist in das Sakrarium oder bei dessen Mangel 
ms Feuer zu schütten. 
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4. Spolien-(Heimfall-)recht. Als Rest des Spo¬ 
lienrechts, demgemäß im Mittelalter das ganze 
Vermögen der verstorbenen Geistlichen an den 
Bischof fiel, sind folgende Bestimmungen geblie¬ 
ben: 

a) Stirbt ein Kardinal in Rom, so fallen 
seine sacra supellex (mit Ausnahme der Ringe 
und Brustkreuze) und alle andern zum Gottes¬ 
dienst ständig bestimmten Gegenstände der 
päpstlichen Sakristei zu, ohne Rücksicht auf die 
Art und Natur der Einkünfte, aus denen sie an¬ 
geschafft wurden, wenn er sie nicht einer Kirche 
(Oratorium), einer kirchlichen oder einer Ordens¬ 
person schenkte oder vermachte. 

b) Beim Tod des residierenden Bischofs 
fällt seine sacra supeilex an die Domkirche, mit 
Ausnahme nicht bloß der Ringe und Brustkreuze, 
sondern auch aller andern Utensilien, soweit be¬ 
wiesen wird, daß sie vom Bischof nicht aus der 
Kirche gehörendem Gut angeschafft wurden, und 
wenn nicht feststeht, daß sie in das Eigentum der 
Kirche übergegangen sind. 

c) Das oben geschilderte bischöfliche Recht 
findet seine Anwendung auf den Klerus, der 
an irgend einer Kirche ein säkulares 
oder Ordens-Benef izium inne hatte. 

Alle Genannten sind verpflichtet, durch ein vor 
dem Zivilrecht geltendes Testament die Ausfüh¬ 
rung des kirchlichen Rechtes sicher zu stellen. 

Ferner haben sie schriftlich, und zwar in einer 
zivilrechtlich gültigen Form eine Person integrae 
famae zu benennen, die nach ihrem Tode die hei¬ 
ligen Geräte, Bücher, Dokumente und alles der 
Kirche Gehörige und in ihrer Wohnung Befind¬ 
liche an sich zu nehmen und dem Eigentümer zu¬ 
rückzugeben hat. 
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5 - Zelebrationsgebühr. Fremden Priestern soll 
zur privaten Zelebration der heiligen Messe in der 
Kirche das Notwendige im allgemeinen unent¬ 
geltlich zur Verfügung gestellt werden. 


Mit Erlaubnis des Ordinarius dürfen arme Kir- 
c h e n ein kleines Entgelt (m o d e r a t a s 11 p e s; 
verlangen, das durch den Bischof (nicht Kapitularvikar 
und nicht durch den Generalvikar ohne speziellen. Auf¬ 
trag) fcstzulegcn ist, und zwar für die ganze Diözese 
möglichst auf der Diözesansynode, sonst audito capi- 


tulo. 

Die Domkirche hat dem Bischof alles zur hei¬ 
ligen Messe und für die Pontifikalfunktionen Notige 
gratis zu stellen, ob er in der Kathedrale selbst oder 


6. Anschaffungslast der sacra supellex. Diese 
ruht, wenn nichts anderes vorgesehen ist, auf den- 

selben, auf denen die Baulast ruht (vgl. § 9 » 
Nr. 11). 

7 - Pflege. Die Kirchenrektoren und alle, denen 
die Geräte anvertraut sind, müssen sorgfältig auf 
ihre Erhaltung und Reinhaltung bedacht sein. 


§ 111. Gelübde und Eid. 

(can. 1307—1321) 


Gelübde 

chrung. 


und Eid sind Akte der Gottesver- 


I. Das Gelübde. 


1. Begriff. Das Gelübde ist „ein überlegtes und 
Gott gemachtes Versprechen in Bezug auf ein 
mögliches und besseres Gut und^ verpflichtet ex 
v irtute religionis zur Erfüllung. 


Ein Gelübde kann an sich jede des Vernunftge¬ 
brauchs fähige Person ablegen; aber rechtlich 
fehlt die Gelübdefähigkeit m bestimmten Fallen, 
B. kann niemand unter 16 Jahren “ 2 ' ch ^ v 
densgelübde, niemand unter 21 Jahren ein ewiges 
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(feierliches oder einfaches) Ordensgelübde ablcgcn 
(can. 572—573). 

Din unter schwerer und ungerecht ein¬ 
geflößter Furcht abgelegtes Gelübde ist kraft 
kirchlichen Rechtes nichtig. 

Das versprochene gute Werk muß physisch und 
ethisch möglich sein; auch zu an sich schon gebotenen 
Handlungen kann man sich durch ein Gelübde ver¬ 
pflichten. 

2. Arten. Das Recht unterscheidet: 

a) öffentliche und private Gelübde; 

Öffentlich ist nur das Gelübde, das namens der 
Kirche vom rechtmäßigen kirchlichen Vorgesetzten ab¬ 
genommen wird (Ordensgelübde). 

Privat sind alle übrigen Gelübde. 

b) feierliche und einfache Gelübde; 

Feierlich sind nur die Gelübde, die von der Kirche 
als solche anerkannt sind. 

c) persönliche, sachliche (reale) und gemischte 
Gelübde; 

Durch ein persönliches Gelübde wird eine Hand¬ 
lung des Gelobenden, 

durch das sachliche eine Sache, 

durch das gemischte beides zugleich Gott gelobt. 

d) reservierte und nicht reservierte 
Gelübde, je nachdem die Dispensation davon 
dem Apostolischen Stuhl Vorbehalten ist oder 
nicht. 

Von den p rivaten Gelüb den sind nur zwei dem 
Apostolischen Stuhl reservi ert: ~ "■■ _r,,n "~ 

das Gelübde vollkommener und ständiger 
Keuschheit und 

das Gelübde des Eintritts in einen Orden 
mit feierlichen Gelübden; 

beide nur dann, wenn sie unbedingt (absolute) 
und nach dem vollendeten 18. Lebensjahr 
gemacht worden sind. 

Die öffentlichen Gelübde sind alle dem Pap st vorhehal- 
ten, auch die in den Kongregationen bischöflichen Rechtes 
abgelegten Gelübde. 


3K 
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Bisweilen werden die öffentlichen Ordensgelübde ipso 
»ure gelöst (durch Entlassungsdekret, Säkularisierung). 
Vgl. S. 143 f. 150. 

3 - Ausdehnung der Pflicht. Das persönliche Ge¬ 
lübde verpflichtet den Gelobenden allein (Wall¬ 
fahrt!); die Verpflichtung des sachlichen Ge¬ 
lübdes geht wie auch die des gemischten Ge¬ 
lübdes, soweit cs sachlich ist, auf die Erben über. 

4. Erlöschen des Gelübdes. Das Gelübde er¬ 
lischt durch Ablauf der im Gelübde bestimmten 

Zeit; 

wesentliche Änderung der gelobten Sache, 

Wegfall des Gelübdezweckes; 
'^-Nichtvorhandenscin der beigefügten Be¬ 
dingung; 

Aufhebung (irritatio); 

Dispensation und Umwandlung. 

5 - Nichtigkeit des Gelübdes. Nichtig machen 
(irrita reddere) kann valide der Besitzer der 
potestas dominativa (Eltern, Vormünder) die Ge- 
iübde seiner Untergebenen und zugleich 1 1 c 1 1 e 
aus gerechtem Grund, und zwar so, daß spater die 
Verpflichtung nie mehr auflebt. 

Wer nicht über die Person des Gelobenden selbst, 
sondern nur über die gelobte Sache die Verf “ ß “"|*' 
Scwalt hat, kann die Erfüllung des Gelübdes so lange, 
als sie ihm schädlich ist, hinausschieben. 

6. Dispensation. Dispensieren kann — von den 
nichtreservierten Gelübden aus ge¬ 

rechtem Grund und, wenn niemand dadurch 
Unrecht geschieht: 

a) der Ortsordinarius alle seine Unter¬ 
gebenen und die in der Diözese weilenden 1 rem- 
den; 

b) der Superior eines exemten Klerikal¬ 
ordens die Professen, Novizen und die im Ordens- 
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haus wohnenden Diener, Zöglinge, Pensionäre 
und Kranken; 

c) die vom Apostolischen Stuhl dazu Dele¬ 
gierten. 

Vgl. oben § 7 über Dispensation. 

7. Umwandlung. Die Umwandlung des in 
einem nicht reservierten Gelübde versprochenen 
Gutes in ein besseres oder gleichwerti¬ 
ges Gut ist dem Gelobenden selbst gestat¬ 
tet. 

Die Umwandlung in ein geringeres Gut 
kann nur durch Personen, die von den Gelübden 
dispensieren können, geschehen. 

Die vor der professio religiosa abgelegten Gelübde 
bleiben während der Zugehörigkeit des Gelobenden zum 
Orden in der Schwebe (can. 1307—1315). 

II. Der Eid. 

Die Eidesablegung ist im kanonischen Recht 
vielfach vorgesehen (Ledigeneid, Zeugeneid, Sach¬ 
verständigeneid, Amtseid usw.). 

1. Begriff und Arten. Der Eid ist ,,eine An¬ 
rufung des göttlichen Namens als Zeugen der 
Wahrheit“. 

Eine Beteuerung ohne Anrufung des göttlichen Na¬ 
mens ist kein Eid im kirchenrechtlichen Sinne. 

Der Eid ist entweder Aussage- oder Ver¬ 
sprechungseid. 

Man unterscheidet ferner gerichtlichen und 
außergerichtlichen Eid (vgl. can. 2323), 

je nachdem er vor dem (kirchlichen) Gericht 
oder vor einer andern Behörde (einschließlich 
weltliches Gericht) abgelegt wird. 

Von „Uberzeugungseid“ redet man, wenn je¬ 
mand seine, vielleicht irrige Auffassung in einer 
Sache beschwört. 
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Der Eid darf nur in Wahrheit (in veritate), 
ini Gericht (in iudicio, d. h. aus wichtigem Grund) 
u nd in Gerechtigkeit (in iustitia, nichts Unrechtes 
Un d Sündhaftes) geleistet werden. 

Die Beschwörung einer bewußt falschen Aus¬ 
sage (Versprechen) ist „Meineid“; die schuldhaf- 
terweise, nicht absichtliche Beschwörung einer 
falschen Aussage nennt man „fahrlässigen Eid . 

Jede des Vernunftgebrauchs fähige Person ist bei 
der nötigen Erkenntnis eidesfähig. 

. Der durch Gewalt oder schwere Furcht erpreßte Eid 
ls t zwar gültig, kann aber durch den kirchlichen Obern 
ai ifgehoben werden. 

Der weder durch Gewalt noch durch Arglist gelei¬ 
tete Eid zum Verzicht auf ein privates Gut oder pn- 
yaten Vorteil, der einem von Gesetzes wegen zusteht, 
jt zu halten, sofern cs nicht zum Verlust des ewigen 
Heiles ausschlägt. 

2. Der Versprechungseid im besondern. 

a) Er folgt der Natur und den Bedingungen 
fles Hauptaktes des Versprechens oder Vertta- 
ges, dem er zur Bekräftigung beigefügt ist; d. h. 
er steht und fällt mit diesem. 


Der freiwillig geleistete Versprechungseid verpflich¬ 
tet ex peculiari religionis Obligation e. 

Wenn er einem Akte, der zum Schaden anderer oder 
Nachteil des öffentlichen Wohles oder des ewigen 
Heiles beigefügt wurde, so befestigt er keineswegs den 
^treffenden Akt, sondern ist nichtig. . . 

. Zu etwas Sündhaftem kann man sich niemals 
$ u rch einen Eid verpflichten, da man Gott mehr als den 
Menschen gehorchen muß. Falls man einen solchen 
geleistet hat, darf man ihn nicht halten. Das gleiche 
gilt, wenn von jemand mit B eru ffl. n ß ai jf seinen a H“ 
gemeinen Gehorsamseid etwas Sündhaftes verlangt 


b) Seine Verpflichtung hört auf durch. 
Eidesentbindung durch den, zu dessen Gunsten 
er geleistet wurde; 
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wesentliche Veränderung der beschworenen 
Sache, oder wenn sie infolge der veränderten 
Verhältnisse in sich schlecht oder ganz indiffe¬ 
rent wurde oder ein wichtiges Gut hindert; 

Wegfall des Zweckes des Eides; 

Nichtvorhandensein der gestellten Bedingung; 

Irritation, Dispensation oder Kommutation. 

c) Betreffs Aufhebung, Dispensation 
und Umwandlung gilt das von den Gelübden 
Gesagte. 

Wenn die Dispensation zum Nachteil anderer gereicht 
und diese die Eidesentbindung verweigern, kann nur 
der Apostolische Stuhl der Notwendigkeit oder des 
Nutzens der Kirche wegen dispensieren. Das allgemeine 
Wohl geht dem individuellen vor. 

d) Was die Auslegung betrifft, so ist der 
Eid stricte auszulegen nach dem Recht und der 
Intention des Schwörenden, und wenn dieser do- 
lose handelt, nach der Intention dessen, dem gc- 
schworen wurde. 

Betr. Strafe auf Meineid vgl. 5. Buch. 


Zweiter Abschnitt: Gotteswort. 

(can. 1322—1408) 

Vorbemerkung. Der 4. Teil des 3. Buches des 
CIC behandelt das kirchliche Lehramt (magisteriurn 
ecclesiasticum), das zur Jurisdiktionsgewalt der Kirche 
zählt. Zuerst werden allgemeine Grundsätze aufgestellt 
(can. 1322—1328); dann folgen die Canones über die 
Verkündigung des göttlichen Wortes, und zwar über 
die katechetische Unterweisung (can. 1329—36), über 
die heiligen Predigten (can. 1337—48), über die heiligen 
Missionen (can. 1349—51), über die Seminaricn (can- 
1352—71), über die Schulen (can. 1372—83), über die 
Bücherzensur und das Bücherverbot (can. 1384—1405) 

und über die Ablegung des Glaubensbekenntnisses 

(can. 1406—08). 
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§ 112. Grundsätze. 

(can. 1322—1328) 

L Kirchengewalt. Christus der Herr hat der 
Kirche den Glaubensschatz (depositum fidei) 
anvertraut, damit sie die geoffenbarte Lehre un¬ 
ter des Heiligen Geistes Beistand heilig bewahre 
und treu auslege. 

Die Kirche ist, ohne Abhängigkeit von 
irgend einer zivilen Gewalt, bei echtigt 
und verpflichtet zur Verkündigung des Evan¬ 
geliums an alle Menschen. 

Alle Menschen sind lege divina gehalten, diese 
Lehre recht zu erlernen und der wahren Kirche 

anzugehören. 

2. Gegenstand des Glaubens. Fi de divina 
c t catholica ist das Wort Gottes zu glauben, 
*-ias in der Heiligen Schrift und T. radition enthal¬ 
ten ist und von der Kirche als von Gott ge- 
°ffenbarte Wahrheit zu glauben vorgelegt ^vird, 
mag es durch einen „feierlichen Ausspruch“ oder 
durch die ordentliche und allgemeine 
Lehrgewalt vorgelegt werden. 

Die Verkündung einer Glaubenswahrheit durch einen 
feierlichen (unfehlbaren) Ausspruch (sollemne ludi- 
<aum) ist das Vorrecht des Allgemeinen Konzils und 
de s Papstes allein, wenn er ex cathedra spricht, d. h. 

oberster Hirt und Lehrer der ganzen Kirche eine 
Entscheidung trifft, die alle Christen zum Glauben ver¬ 
pflichtet. 

. Keine Glaubenssache ist als dogmatisch erklärt oder 
definiert anzusehen, wenn dies nicht offenkundig fest¬ 
steht. 

Es genügt nicht, daß die Gläubigen die häre¬ 
tische Verkehrtheit meiden, sondern sie müssen 
auch die zu jener mehr oder weniger hinfüh- 
re nden Irrtümer fliehen. 

Deshalb müssen alle auch die Konstitutio¬ 
nen und Dekrete beobachten, durch die die 

aotzbacli, Recht der kathol. Kirche 21 
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verkehrten Meinungen solcher Art vom Heili¬ 
gen Stuhl verurteilt und verboten worden sind. 

Zum ausdrücklichen offenen Glaubens¬ 
bekenntnis sind die Gläubigen verpflichtet, so 
oft ihr Schweigen und Verdecken (silentium, tcr- 
giversatio) und ihre Handlungsweise die Glau¬ 
bensverleugnung, Religionsverachtung, eine Be¬ 
leidigung Gottes oder ein Ärgernis für den Neben¬ 
menschen mit sich bringt. 

3 - Verfehlungen gegen den Glauben. 

a) Wer nach Empfang der Taufe — unter Bei¬ 
behaltung des christlichen Namens — eine fide 
divina et catholica zu glaubende Wahrheit hart¬ 
näckig leugnet oder in Zweifel zieht, ist Häre¬ 
tiker (h a e r e t i c u s). 

b) Wer nach der Taufe vom christlichen Glau¬ 
ben ganz abfällt, ist Apostat (apostata). 

c) W er zwar den katholischen Glauben beibe¬ 
hält, aber dem Papst den Gehorsam (grundsätz¬ 
lich, nicht im Einzelfall) verweigert oder es ab¬ 
lehnt, mit den dem Papst untergebenen Gliedern 
der Kirche in Verbindung zu treten, ist Schis¬ 
matiker (schismaticus). 

Die Katholiken sollen Disputationen, besonders 
öffentliche, mit Akatholiken vermeiden, wenn sie nicht 
die Erlaubnis des Apostolischen Stuhles oder in einem 
dringenden Fall die des Ortsordinarius haben. Diese 
Disputationen führen in der Regel ja doch nicht zu 
einem guten Ziel, sondern zu neuem Streit. 

4. Die Bischöfe. Sie sind für die ihrer Sorge 
anvertrauten Gläubigen unter der Autorität des 
Papstes echte Lehrer (veri doctores seu ma- 
gistri). 

Wenn sie vereinzelt oder auf einem Partikularkonzil 
eine Lehrentscheidung treffen, sind sie nicht u n- 
f e h 1 b a r. 
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§ 113. Die Verkündung des Wortes Gottes. 

(can. 1329—135D 

Die Verkündung des katholischen Glaubens ist 
in erster Linie Aufgabe des Papstes für die ganze 
Kirche und der Bischöfe für ihre Diözesen. 

Die Bischöfe müssen, soweit sie nicht recht¬ 
mäßig verhindert sind, dieser Aufgabe persön¬ 
lich nachkommen. Sie bedürfen aber der Mit¬ 
hilfe anderer. Deshalb haben sie die Pfarrer und 
andere geeignete Männer (viros, nicht bloß Geist¬ 
liche) zur heilsamen Verkündung des Evange¬ 
liums beizuziehen. 

Missio canonica. Die Lehrer der Heils- 
Wahrheit müssen vom rechtmäßigen 
Obern „gesandt sei n“. Ohne die „m i s s i o 

Canon i ca“ darf niemand dieses Amt aus¬ 
üb e n. 

~ Die Sendung ist teils mit der Übertragung eines Of- 
udums ohne weiteres verbunden (Amt des Canonicus 
theologus an den Stiftskirchen, die Seelsorgsämter) oder 
Y^d besonders gegeben (Lehrer und Lehrerinnen für 
( en Religionsunterricht in den Schulen). 

Die Verkündung erfolgt in Katechese, Predigt 
Und bei Missionen. 

I. Die katechetische Unterweisung . 

Die Sorge um den katechetischen Unterricht 
^ e s christlichen Volkes ist besonders für die 
^celenhirten strengste Pflicht. 

L Des Pfarrers Pflicht ist: 

a) die Kinder jedes Jahr zur festgesetz¬ 
ten Zeit durch einen zusammenhängenden, auf 
‘Hehrere Tage ausgedehnten Unterricht auf den 
re chten Empfang der Sakramente der Buße und 
Cr Firmung vorzubereiten; 

Hiit ganz besonderem Eifer in der Fastenzeit 

21 • 
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sic auf den würdigen Empfang (sancte Sancla) 
der ersten heiligen Kommunion vorzu¬ 
bereiten ; 

nach dem ersten Empfang der heiligen Kom¬ 
munion sie im Katechismus tiefer (uberius ac 
perfectius) zu unterweisen; 

b) den Erwachsenen an Sonn- und gebote¬ 
nen Feiertagen zu der für die frequentia populi 
geeigneten Stunde den Katechismus in einer der 
hassungsgabe des Volkes angepaßten Vortrags¬ 
weise zu erklären (Christenlehre). 

Der Pfarrer darf für die Unterweisung der Kinder, 
ja er muß, wenn er selbst rechtmäßig verhindert ist, 
die Mitwirkung anderer, in der Pfarrei wohnender 
Geistlicher, nötigenfalls auch frommer Laien, besonders 
der Mitglieder der (für jede Pfarrei vorgeschriebenen) 
Bruderschaft von der christlichen Lehre, in Anspruch 
nehmen. 

Priester und andere Geistliche, die nicht 
rechtmäßig verhindert sind, sollen ihrem Pfarrer (pa- 
rocho proprio) „in diesem heiligsten Werk“ Helfer sein. 
Gegebenenfalls kann der Ordinarius dies unter Strafe 
ihnen vorschreiben. 

Hier sind nicht so sehr die Vikare und Kooperatoren, 
die dem Pfarrer zur Mithilfe in der Seelsorge beigege¬ 
ben sind, sondern andere Geistliche gemeint. 

Falls nach dem Ermessen des Ortsordinarius die Mit¬ 
hilfe der Ordensleute erforderlich ist, sind die 
Obern, auch die exemten, auf Ansuchen des Ordi¬ 
narius gehalten, selbst oder durch ihre Untergebenen 
den Katechismusunterricht, namentlich in ihren eigenen 
Kirchen, zu erteilen (ohne Eintrag der Disziplin). 

Auch die Rektoren von Kirchen können vom Or¬ 
dinarius zur sonntäglichen Katechese in ihren Kirchen ver¬ 
pflichtet werden. 

Vgl. Verordnung der CC 12. Jan. 1935. 

2. Die Eltern und deren Stellvertreter, sowie 
die Herrschaften (heri) und Paten haben die 
Pflicht, um die katechetische Unterweisung aller 
ihrer Untergebenen oder Anvertrauten besorgt 
zu sein. 


DI. Teil: Gottesdienst und Gotteswort. II. Abschnitt. 325 


3 - Der Ortsordinarius hat das Recht, die für 
den christlichen Unterricht erforderlichen An¬ 
ordnungen zu treffen (Lehrbücher, Lehrplan usw.). 

Diese Anordnungen sind auch von den unterrich¬ 
tenden exemten Ordensleuten in ihrem Unterricht für 
die Nichtexemten zu befolgen. 

II. Die Predigt . 

I. Die Predigtvollmacht, die nicht schon mit 
dem Amt gegeben ist, verleiht der Ortsoidinarius 
den Welt- und nicht exemten Ordensgeistlichen 
für sein Territorium. 

a) Wird die Predigt bloß vor exemten 
0 r d e n s 1 c u t c n und den in ihren Häusern w oh- 
nenden Dienern, Zöglingen usw. gehalten, so er¬ 
teilt der Superior die Vollmacht gemäß den Kon¬ 
stitutionen den Ordensleuten des eigenen Ordens 
°der den (von ihrem Ordinarius für geeignet ge¬ 
fundenen) Ordensleuten eines andern Ordens oder 
Weltgeistlichen. 

Ist die Predigt vor andern oder vor den 
den Regularen untergebenen Nonnen 
halten, so erteilt der Ordinarius des Predigt- 
°rtes die Vollmacht auch den exemten Ordens¬ 
leuten. Außerdem bedarf der Prediger vor exem¬ 
ten Nonnen der Erlaubnis des Regularobern. 

Für die Predigt vor den So da len eines 
Laienordens, selbst eines exemten, gibt der 
Ortsordinarius die Vollmacht; der Prediger be¬ 
darf dazu der Zustimmung des Ordensobern. 

Die Prediger aus einem Orden be¬ 
dürfen in allen Fällen neben der erhaltenen facul¬ 
tas noch der licentia ihres Obern. . 

b) Priester aus fremden Diözesen, Welt- 
oder Ordensgeistliche sollen zum Predigen nicht 
Ungeladen werden, bevor die Erlaubnis des Ordi¬ 
narius des Predigtortes gegeben ist. Sie recht- 
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zeitig einzuholen, ist Sache des Pfarrers bzw. des 
Kirchenrektors, der ersten Dignität bei Stifts¬ 
kirchen, die nicht Pfarrkirchen sind, oder des 
Kaplans der Bruderschaft mit eigener Kirche. 

NB. Die Bischöfe der Fuldaer Konferenz 
haben 1918 allgemein die Erlaubnis erteilt, Prediger 
remder Diözesen mit cura in ihrer Diözese zur Predigt 
einzuladen. 

2. Nur Priestern und Diakonen kann die Pre¬ 
digtvollmacht erteilt werden. 

Andern Geistlichen (Subdiakon, Minoristen) kann sie 
in einzelnen Fällen nach dem Ermessen des Ordinarius 
aus einem vernünftigen Grunde erteilt werden. 

Verboten ist in einer Kirche die Predigt der 
Laien, auch der Laien-Ordensleute. 

3- Der Ortsordinarius ist befugt, in jeder be : 
liebigen, auch einer exemten Kirche seines Spren- 
gels zu predigen. 

4- Der Pfarrer hat die Pflicht zur Predigt (con- 
siieta homilia) an allen Sonntagen und gebotenen 
resten. Sie soll mit der am besten besuchten 
heiligen Messe verbunden sein (intra Missani 
nach dem Evangelium). 

Der Pfarrer kann sich durch andere, aber nicht ohne 
wichtigen, vom Ordinarius gebilligten Grund habitua- 
hter vertreten lassen. 

Der Ordinarius kann den Ausfall der Predigt 
an gewissen hohen Festen oder auch aus gerechter Ur¬ 
sache an einigen Sonntagen gestatten. 

Gewünscht wird, daß an den Sonn- und gebotenen 
Feiertagen bei der heiligen Messe in allen Kirchen und 
öffentlichen Oratorien eine kurze Ansprache gehalten 
wird. Der Ortsordinarius kann dies vorschreiben. Ist 
dies geschehen, so sind nicht bloß alle Weltgeistlichen, 
sondern auch die Ordensgeistlichen, einschließlich der 
exemten, in ihren eigenen Kirchen daran gebunden. 

5. Als Predigtstoff bezeichnet der CIC vor allem 
die Wahrheiten und Sittengesetze, die die Gläu¬ 
bigen zu glauben bzw. zu erfüllen haben, um das 
Heil zu erlangen. 
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Die Prediger werden vom Codex angewiesen, alle 
Profanen und abstrusen Gegenstände und Beweise, 
die die gemeine Fassungskraft der Zuhörer überschrei¬ 
ten, zu vermeiden und den Dienst am Evangelium nach 
des Apostels Weisung nicht mit der Überredungskunst 
menschlicher Weisheit und nicht mit dem profanen Ap¬ 
parat und dem Lockmittel eitler und ehrgeiziger Bered¬ 
samkeit, sondern in der Offenbarung des Geistes und 
der Kraft auszuüben, indem sie nicht sich selbst, son¬ 
dern Christus den Gekreuzigten verkünden. 

6. Die Gläubigen sind ernstlich anzuhalten, den 
Predigten häufig beizuwohnen. 

III. Die Missionen. 

Der CIC unterscheidet dreierlei Missionen. 

die Mission einer Pfarrei, 

die Mission für die Nichtkatholiken und 

die Mission für die Heidenländer. 

1. In jeder Pfarrei soll wenigstens alle zehn 
Jahre eine „sacra miss io“ abgehalten wer¬ 
den. Der Ortsordinarius hat darüber zu wachen, 
daß es geschieht. Der Pfarrer muß hinsichtlich 
ihrer Art den Anordnungen der Behörde Folge 

•eisten. 

2. Die Ortsordinarien wie die Pfarrer sollen 
sich auch die in ihren Territorien wohnenden 
^katholiken in Gott empfohlen halten. 

Zur Annahme des katholischen Glaubens darf nie- 
mand gezwungen werden. 

3 - Die Mission in den H e i d e n 1 ä n d e r n ist 
Ausschließlich der Sorge des Apostolischen Stuhles 
^serviert. 

§ 114. Die Seminarien. 

Die Kirche beansprucht auf Grund ihres We- 
s dis (societas perfecta) das ausschließliche 
^echt zur Vorbildung der künftigen Kirchen¬ 
diener. Dieser Aufgabe dienen die Seminarien, 
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1. Arten. Der CIC unterscheidet: 

a) Kleine und Große Seminarien (seminarium 
minus et maius). 


c^r u Iei " e , Seminar dient der allgemeinwissen- 
1Chc u V r orbe . reitu nß der Knaben (Erziehung, 
Volkssprache, Latein usw.). 

Das Große Seminar dient der näheren Vorbereitung 
rrlcr*, CI t ß l eistbcben Stand (philosophische und theolo¬ 
gische Lehranstalt neben der aszetischen Bildung). 


1 k? özesan- und Regionalseminare, 
a. h. Seminare für eine oder Seminare für 
mehrere Diözesen zugleich. 

2. Errichtung. Jede Diözese soll an einem 
V0 ™ Blscllof ausgewählten Ort ein Seminar, 
größere Diözesen ein Kleines und ein Großes 
Seminar haben. 


a s ein Diözesanseminar nicht errichtet werden 
jf nn °d e r in dem bestehenden die ausreichende Bi 1 ” 
ungsmoglichkeit fehlt, so soll der Bischof die Alumnen 
in ein anderes Seminar, gegebenenfalls in das Regio¬ 
nalseminar, schicken. 

Das R egionalseminar (seminarium interdioece- 
sanum; kann nur autoritate apostolica errichtet 
werden. (In Italien mehrfach geschehen.) 


3 - Die Unterhaltung des Seminars und der 
Alumnen ist zunächst von den Einkünften aus 
dem eigenen Vermögen der Anstalt zu bestreiten* 

Zu ihrer Ergänzung kann der Bischof fol¬ 
gende Anordnungen treffen: 

a) den Pfarrern und andern Rektoren der 
Kirchen (auch exemten) zu bestimmten Zeiten 
Kollekten in der Kirche vorschreiben; 

b) den Diözesanen eine Steuer (tributum 
seminaristicum) auflegen; 

c) dem Seminar einfache Benefizicn zur Nutzung 
zuweisen, wenn die beiden Mittel a) und b) nicht 
genügen. 
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Der unter b) genannten Steuer sind unterworfen, 
unter Ausschluß jeder Appellation, Aufhebung jedes an¬ 
ders lautenden Privilegs und Verwerfung jeder gegen¬ 
teiligen Gewohnheit: 

die tnensa cpiscopalis, 
alle B c n e f i z i e n , 

alle Pfarreien (Quasipfarreien), auch wenn sie 
außer den Oblationcn der Gläubigen keine andern Ein¬ 
künfte haben, 

die von der kirchlichen Autorität errichteten Hospi¬ 
täler. 

die kanonisch errichteten Vereine, 
die Kirchenfabriken mit eigenen Einkünften, 
alle Ordenshäuser (auch exemte), wofern die 
Ordensleute nicht bloß von Almosen leben oder im 
Hause zur Zeit ein Kollegium von Schülern oder Leh- 
re ni zum gemeinen Besten der Kirche unterhalten wird. 

Die Steuer muß allgemein (für alle genannten 
Anstalten) und für alle verhältnismäßig nach dem Bedarf 
des Seminars verteilt sein. Der Höchstsatz ist 5 Pro¬ 
zent des Reinertrags. 

4 * Die Leitung und Verwaltung des Diözesan- 
s cminars ist Sache des Bischofs (unter Wahrung 
der Vorschriften des Heiligen Stuhles in Sonder- 
fällen und bei den Regionalseminarien). 

Jedes Seminar soll seinen besondern geistlichen R e k- 
J.°r für die Disziplin, die Lehrer (Priester) für den 
Unterricht und den besondern Verwalter (auch 
baien), mindestens zwei ordentliche Bei c h t- 
v ä t e r und einen Spiritual (director spiritus) haben. 

Außer den ordentlichen Beichtvätern sollen n o ch 
andere Beichtväter bezeichnet werden, die die 
Alumnen in freier Weise angehen können. 

^ Wenn es sich um Aufnahme zu den Weihen oder um 
Entlassung aus dem Seminar handelt, darf das \ otum 
des Beichtvaters nicht eingeholt werden. 

Für die Disziplin und die Verwaltung ist je ein Rat 
(coctus deputatorum) auf sechs Jahre zu ernennen, der 
aus je zwei Priestern besteht, die vom Bischof nach An¬ 
kören des Kapitels ernannt werden (ausgeschlossen: 
Generalvikar, Verwandte des Bischofs, der Seminar- 
Rektor und der Verwalter sowie die ordentlichen 
Beichtväter). Bei wichtigen Angelegenheiten ist dieser 
Rat zu hören. 
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5. Aufnahme und Entlassung. 

a ) Vor der Aufnahme eines Zöglings sind von 
ihm der Tauf- und Firmungsschein sowie die Be¬ 
seitigung ehelicher Geburt und Zeugnisse über 
seinen Lebensgang und sein sittliches Verhalten 
vorzulegen. 


(mens n C " ( e . he,ichen ^°^ nen zählen auch die per subse- 
quens matrimomum Legitimierten. 

einem OrH , Kandi . dat von einem andern Seminar oder 

nur n-.Pt, d - n K C " a vT SCn .) VOrden - 50 darf cr vom Bischof 
daß nthf nahe ^ r Nachforschung und der Feststellung, 
~ . vorhegt, was für den geistlichen Stand un- 

passend ist, aufgenommen werden. 


b) L»geeignete Zöglinge sind aus dem Seminar 
wieder zu entlassen. Der CIC nennt: 


gibües U sedhio e s S i)? rHChen U " d Aufrührer ' schen (> ncorri - 

lichen’S^ndTch nicht denen"" 0 An ' aßC ^ de " gdst ‘ 
vorankomm^ e und die ^ Stüdium nkht genUß 

diejenigen, die sich vielleicht gegen die guten 
bitten oder den Glauben verfehlt haben 


6. Wissenschaftliche Ausbildung. Die Alumnen 
des Großen Seminars müssen mindestens 
zwei Jahre dem Studium der Philo- 
sop iie und der verwandten Fächer obliegen. 

Der eigentliche theologische Kurs dauert 
mindestens vier volle Jahre: Dogmatik, Mo¬ 
ral, Heilige Schrift, Kirchengeschichte, Kirchen- 
techt, Liturgie, Predigt, Kirchengesang, Pastoral 
(mit praktischen Übungen) und (nach der Enzy¬ 
klika Quadragesimo anno vom 15.5. 1931) Soziale 
Frage. 


. . \ e Professoren der Philosophie und Theologie haben 
sic 1 in ihrem Unterricht dem Doctor angelicus (St. Tho¬ 
mas von Aquin) anzuschließen 
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/. Aszetische und sonstige Ausbildung. Des 
Bischofs Aufgabe ist es, dafür zu sorgen, daß die 
Alumnen 

täglich gemeinsam das Morgen- und Abend¬ 
gebet verrichten, einige Zeit betrachten und der 
heiligen Messe beiwohnen; 

wenigstens wöchentlich beichten und 
häufig ^ur heiligen Kommunion gehen (fre¬ 
quenter, qua par est pietate); 

an Sonn- und Festtagen dem Haupt¬ 
gottesdienst und der Vesper (besonders in der 
Domkirche) beiwohnen, dabei ministrieren und 
sich in den heiligen Zeremonien üben; 

alljährlich einige Tage Exerzitien machen. 
Wöchentlich mindestens einmal ist ihnen 
ein geistlicher Vortrag mit einer abschließenden 
»>pia exhortatio“ zu halten. 

Die Rektoren und ihre Helfer sollen öfters che 
Alumnen über die Gesetze echter und 
christlicher Vornehmheit (vera et chri- 
stiana urbanitas) belehren und durch ihr eige- 
Ues Beispiel ihnen darin voranleuchten. 

Ferner sollen sie die Seminaristen zur Pflege 
üer Hygiene, zur Sauberkeit der Kleidung 
und des Körpers und zu einem freundliche n, 
Bescheidenen und zugleich ernsten Be¬ 
nehmen a n h a 11 e n. 

8. Exemtion. Das Seminar soll von der 
Jurisdiktion der Pfarrei exernt sein, rur 
die Alumnen und allen im Seminar Befindheben 
v ersielit der Seminar-Rektor (oder sein Delegat; 
das Amt eines Pfarrers (die materia matrimoma- 
Üs für die Dienerschaft ausgenommen). 

Die Alumnen des Seminars darf der Rektor nur in 
besondern Fällen auf deren Verlangen beichthoren. 

9. Priester und priesterlicher Nachwuchs. Alle 
Priester, vor allem die Pfarrer, sollen sich be- 
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mühen, die Knaben mit Anzeichen der Berufung 
zum geistlichen Stand besonders sorgfältig vor 
Befleckung durch die Welt zu bewahren, zur 
römmigkeit ihnen die Anfangsgründe 

der Wissenschaft beizubringen und den Keim der 
göttlichen Berufung in ihnen zu pflegen. 


§ 115 . Die Regelung in Deutschland. 

(A n h a n g.) 

In Deutschland und andern deutschsprachigen 
Bändern bestehen vielfach keine eigentlichen 
oeminaricn. Mit Zustimmung des Heiligen Stuhles 
erhalten d^ TheoJogen ,h rc Vorbildung an den 
p P 11 *. \? lcn Gymnasien und an den theologischen 
Fakultäten der staatlichen Universitäten, so daß 
, le Konvikte un d Seminarien sich in erster Linie 
der aszet, sehen Ausbildung widmen. 

Durch die Konkordate ist in dieser Hin- 
V C 1 . e . Inc R e ihe wichtiger Bestimmungen getrof- 
en, cie einerseits dem Staat entgegenkommen, 
anderseits die Grundsätze der Kirche nach Tun- 
lichkeit wahren. 


r i . V bayrischen Konkordat (1924) er- 

" r + n \ nnu , nß °^er Zulassung der Professoren 
RnVnl oder Dozenten an den theologischen 

cr . Tr en , , r Universitäten, philosophisch-theologi¬ 
schen Hochschulen sowie der Religionslehrcr an den 
( ueren Lehranstalten staatlicherseits erst, wenn gegen 
Aus ^. c ,r t genommenen Kandidaten von dem zu- 
s andigen Diozesanbischof kein Einwand erhoben wor¬ 
den ist. 

Wird ein im Amt befindlicher Lehrer wegen seiner 
e re oder seines sittlichen Verhaltens aus triftigen 
runden beanstandet, so sorgt die Staatsregierung für 
einen entsprechenden Ersatz. 

r P er Unterricht muß den Bedürfnissen des priester- 
iichen Berufes nach Maßgabe der kirchlichen Vorschrift 
Rechnung tragen (Art. 3 und 4). 

b; Bach dem preußischen Konkordat (1929) blei¬ 
ben die katholisch-theologischen Fakultäten in Breslau, 
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Bonn, Münster und Braunsberg erhalten. Ihr Verhält¬ 
nis zur kirchlichen Behörde regelt sich nach den lur die 
Fakultäten in Bonn und Breslau geltenden Statuten, 
d. h. bevor jemand zur Ausübung des Lehramtes ange¬ 
stellt oder zugclasscn werden soll, ist der zuständige 
Bischof zu hören, ob er gegen die Lehre oder den 
Lebenswandel des Vorgcschlagencn b e g r u n d e t e 
Einwendungen zu erheben habe. Die Anstellung oc er 
Zulassung eines derart Beanstandeten erfolgt nie 1 . 

Hat ein im Amt befindlicher Lehrer gegen die Lehre 
der Kirche oder die sittlichen Erfordernisse des priester- 
Üchcn Wandels verstoßen, so leistet der Minister auf 
Anzeige des Bischofs Abhilfe und hat für entsprechen¬ 
den Ersatz zu sorgen. , . . , 

Paderborn, Trier, Fulda, Limburg, Hildesheim und 
Osnabrück behalten ihre Seminarien zur wissenschaft¬ 
lichen Vorbildung der Geistlichen. Die Bischöfe dieser 
Diözesen geben dem Kultusministerium Kenntnis von 
den Statuten und dem Lehrplan. Zu Seminarlehrern 
werden nur Geistliche berufen, die in ihrem Fach eine 
den Anforderungen der deutschen wissenschaftlichen 
Hochschulen entsprechende Erziehung haben (Ar . i- 
u nd Schlußprotokoll). 

Das Pfarramt überträgt der Bischof nur solchen 
Geistlichen, die: 

a) Die deutsche Rcichsangehörigkeit besitzen, 
ß) ein zum Studium an einer deutschen Universität 
berechtigendes Reifezeugnis haben, 

y) mindestens ein dreijähriges philosophisch-theolo- 
ßisches Studium an einer deutschen staatlichen oder 
kirchlichen Hochschule oder an einem bischöflichen be- 
niinar oder an einer päpstlichen Hochschule in Rom zu¬ 
rückgelegt haben. 

c) Nach dem badischen Konkordat (1032) gelten 
hinsichtlich der Pfarrer die gleichen Bestimmungen 
wie in Preußen (Seminar ausgenommen). 

Für die übrigen Pfarrseclsorge-Geistlichen gelten die 

Vorschriften a) und ß) (nicht y). .. . 

Das Studium an einer österreichischen staatlichen 
Universität ist zugestanden. 

Die theologische Fakultät in Freiburg bleibt 
mit den zur Zeit des Vertragsabschlusses geltenden 
Hechten bestehen, unter besonderer Beachtung des CIC 
und der Constitutio Apostolica „Deus scientiarum Do- 
minus“ vom 24. 5* 193 * mit den dazu ergangenen Aus¬ 
führungsbestimmungen. (Ein sehr weitgehendes Ent- 
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Verordnungen Staates an die neu esten kirchlichen 

muß im Einverständnis mit dem 
-Lrzbischof aufgestellt werden. 

Dem Erzbischof ist gestattet, Konvikte und ein 
Rriesterseminar zu unterhalten und zu leiten. 

T pt, r 0 / Cr , Berufung, Zulassung oder Anstellung der 
fcS? an der theologischen Fakultät ist der Erzbischof 
(Lrzbistumsverweser) zu hören, ob gegen Lehre Le- 

men S tn an h dc ~° d 5 r Lehrbefähigung (ein ganz neues Mo- 
ment ) begründete Einwendungen erhoben werden. Bei 

1a««£!? en ,i BC ^ a . nsta " dun e en erfolgt keine Berufung, Zu¬ 
lassung oder Anstellung. 

Falls gegen einen im Amt befindlichen Lehrer der¬ 
artige Einwendungen gemacht werden, sorgt die Re¬ 
gierung im Einvernehmen mit dem Erzbischof für ent- 
sprechenden Ersatz. 

Fr?«,?“ ^ eic | h s k onk° rd at (1933) garantiert die 
Erhaltung der katholisch-theologischen Fakultäten an 
nVH i - f UC L n ', lr Verhältnis zur Kirchenbehörde 
riclitet sich nach den einschlägigen Konkordaten unter 
Beachtung der kirchlichen Vorschriften. 

Die Grundlage bietet die Apostolische Konstitution 
„Deus scientiarum Dominus“ und die Instruktion vom 
7- 7- 1932. 

Die Kirche hat, soweit nicht andere Vereinbarungen 
vorliegen, das Recht, philosophische und theologische 
Lehranstalten zu errichten, die ausschließlich von der 
irchenbehorde abhängen (falls keine Staatszuschüsse 
verlangt werden). 

Die Errichtung, Leitung und Verwaltung der Pric- 
sterseminare und kirchlichen Konvikte steht innerhalb 
der allgemeinen Gesetze ausschließlich den kirchlichen 
Behörden zu. 

Geistliche, die ein geistliches Amt be¬ 
kleid e n oder eine seelsorgerliche oder 
Lehrtätigkeit ansüben, müssen: 
a) deutsche Staatsangehörige sein, 
ß) ein zumStudium an einer deutschen höheren Lehr¬ 
anstalt berechtigendes Reifezeugnis erworben haben, 
y) auf einer deutschen staatlichen Hochschule, einer 
deutschen kirchlichen akademischen Lehranstalt oder 
emer päpstlichen Hochschule in Rom ein wenigstens 
dreijähriges philosophisch-theologisches Studium durch¬ 
gemacht haben. 
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Von den Erfordernissen kann bei beiderseitigem Ein¬ 
verständnis (Kirche und Staat) abgesehen werden. 

§ 116. Die Schulen. 

Alle Gläubigen sind von Kindheit an so zu un¬ 
terrichten, daß sie nicht bloß nichts der katho¬ 
lischen Religion oder den guten Sitten Wider¬ 
sprechendes gelehrt werden, sondern der Reli- 
gions- und Moralunterricht (institutio religiosa 
a c moralis) den ersten Platz einnimmt. 

Das Recht und die Pflicht hierzu haben die El¬ 
tern und deren Stellvertreter (ius et gra- 
vissinium officium cst curandi christianam libe- 
r oruin educationem). 

Staat und Kirche haben nur die Aufgabe, 
er gänzend einzuspringen, gewisse Anforde¬ 
rungen an die Unterweisung zu stellen und sie zu 
beaufsichtigen. 

,. Die Zvvangsschule widerspricht demnach katho- 
»schen Grundsätzen (Schulzwang wohl, aber keine 
Zwangsschulen). 

1. Konfessionelle Schule. Die Religion ist nicht 
bloß ein Fach neben andern Lehrfächern, sondern 
s 'c muß den Geist für den gesamten Unterricht 
geben. Die Schule ist ja ihrem Wesen nach ür- 
2 iehungsanstalt. 

Deshalb ist die institutio religiosa in allen 
Volksschulen (elementariae scholae) in einer 
c, cn Schülern entsprechenden Weise und auch in 
den mittleren und höheren Schulen (me- 
diae vel superiores scholae) zu erteilen. . _ 

In den mittleren und höheren Schulen ist sie in 
einer gründlicheren Art als in der Volksschule 
(plenior rcligionis doctrina) zu erteilen. Demge¬ 
mäß sind hier nur Priester die gegebenen Leh- 
r er (in der Volksschule auch Laien). 
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Der Religionsunterricht genügt aber nicht für 
sich allein. Die S c h u 1 e a 1 s solche muß katho¬ 
lisch sein. 

Der can. 1374 verbietet katholischen Schülern 
den Besuch von akatholischen (evangelischen), 
neutralen oder gemischten (auch Nichtkatholiken 
geöffneten) Schulen (Volks-und höheren Schulen). 

Die Verhältnisse raten oder zwingen nicht selten zur 
i^uldung der interkonfessionellen Schulen. Es ist allein 
le Aufgabe des Ortsordinarius, gemäß den Weisungen 
des Apostolischen Stuhles zu entscheiden, ob und mit 
welchen Kautelen unter den obwaltenden Umständen 
er besuch nichtkatholischer Schulen toleriert werden 
kann. 

2. Kirchliche Schule. Die Kirche bestreitet dem 
Staat keineswegs das Recht auf die Schule; aber 
sie verwirft das staatliche Schulmonopol und 
nimmt für sich das Recht in Anspruch, nicht bloß 
den Religionsunterricht in den Schulen zu erteilen 
und zu beaufsichtigen, sondern auch „Schulen 
jeder Disziplin, und nicht bloß Ele¬ 
mentar- sondern auch mittlere und 
höhere Schulen zu gründen“. 

Solche katholischen Schulen können die Ortsordi- 
narien gründen und sollen es tun, wenn keine vor¬ 
handen sind. 

Die Gläubigen sollen nach Kräften zu ihrer Gründung 
und Unterhaltung beitragen. 

Die kanonische Errichtung einer katholischen 
Universität oder Fakultät ist dem A p o s t o 1 i- 
sehen Stuhl reserviert. Ihre Statuten müssen 
vom Heiligen Stuhl (Kongregation der Seminare und 
Universitäten) approbiert sein, auch dann, wenn diese 
Anstalten einem Orden anvertraut sind. 

In der letzten Zeit wurden so errichtet: 

die Universitäten zu Lublin (1920), zu Mailand (1921)» 
zu Nimwegen (1923) und Santiago in Chile (1929) und die 
Fakultät zu Warschau (1920), Preßburg (1935), Riga (1938)- 

Die Kirche wünscht die Errichtung katholischer Uni¬ 
versitäten überall dort, wo die öffentlichen Universi¬ 
täten nicht vom katholischen Geist (sensus catholicus) 
erfüllt sind. 
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Sie wünscht ferner den Besuch der katholischen oder 
approbierten Universitäten (Fakultäten) durch Geist¬ 
liche zur Vervollkommnung ihrer philosophischen, theo¬ 
logischen und kanonistischen Studien und zur Erwer¬ 
bung der akademischen Grade. 

Die akademischen Grade mit ihren kanonisti¬ 
schen Wirkungen können die Fakultäten nur mit apo¬ 
stolischer Vollmacht erteilen. . 

Die Doktoren haben das Recht, außerhalb der hei¬ 
ligen Funktionen einen Ring (cum gemma) und dasbire- 
tum doctorale (vier Hörner) zu tragen. Die Geistlichen 
nfft einem akademischen Grad genießen, ceteris paribus, 
den Vorzug bei Verleihung gewisser Ämter und bene- 
fizien. 


3 - Religiöse Unterweisung. Diese unterliegt in 
D c n Schulen, besonders auch in den privaten 
Ur |d staatlichen, der Autorität und Aufsicht der 

Kirche. 

Der Ortsordinarius hat das Recht und die 
Pflicht, darüber zu wachen, daß in den Schulen 
seines Territoriums nicht etwas gegen die Glau¬ 
bens- oder Sittenlehre vorgetragen wird oder ge¬ 


schieht. 

Ebenso ist es seine Aufgabe, die Religions- 
büchcr wie die Rcligionslehrcr zu approbieren und 
bei Verstößen gegen die Lehre oder Sittlichkeit 
deren Entfernung zu verlangen. 

Demgemäß steht es ihm zu, in eigener Person 
°dcr durch andere die Schulen, Spiel-, Unterhal- 
Ruigs- und Kinderschulen usw. (oratoria, rccrea- 
to ria, patronatus usw.) hinsichtlich der religiösen 
u nd sittlichen Unterweisung zu visitieren. 


Die exemten Orden sind davon 
tc nien Schulen für ihre Profc 


hinsichtlich ihrer in- 
ssen ausgenommen. 


§ 117 . Das Schulrecht in Deutschland. 

(A nhan g.) 

Aus dem einschlägigen Inhalt der Konkor¬ 
date ist Folgendes hervorzuheben: 

Etzbach, Rocht der kathol. Kirclio 
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a) Das preußische und das badische 
Konkordat konnten angesichts der damaligen 
politischen Machtverhältnisse die Schule nicht in 
as Konkordat miteinbeziehen. Jedoch konnte für 
"i en , ni ' t se * ner (christlichen) Simultanschulc 
über den Religionsunterricht die Bestimmung ge¬ 
troffen werden, daß er in den Schulen nach Maß- 
gabe des Art. 49 der RV ordentliches Lehrfach ist 
und in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der 
katholischen Kirche erteilt wird. Baden verpflich¬ 
tet sich weiter in Anwendung der Reichs- und 
Landesverfassung, die bezüglich des Religions¬ 
unterrichts an den badischen Schulen (Volks-, 
Mitte -, Fachschulen usw.) geltenden Rechte der 
'.atliolischen Kirche künftig aufrecht zu erhalten 
(Art. XI und Schlußprotokoll). 

1 bayrische Konkordat enthält einge¬ 

hende Abmachungen in Bezug auf die Schule 
selbst und den Religionsunterricht im besondern. 

ayern behält seine bestehenden konfessio¬ 
nellen Schulen- Auf Antrag der Eltern oder 
sonstiger Erziehungsberechtigter sind in allen Ge- 
mein den neue katholische Volksschulen zu er¬ 
lichten, wenn bei einer entsprechenden Schüler¬ 
zahl ein geordneter Schulbetrieb möglich ist. 

Der Unterricht und die Erziehung der Kinder 
an den (staatlichen) katholischen Volksschulen 
'wird nur solchen Lehrkräften anvertraut, die 
geeignet und bereit sind, in verlässiger Weise in 
der katholischen Religionslehre zu unterrichten 
und im Geiste des katholischen Glaubens zu er¬ 
ziehen (Ausweis entsprechender Ausbildung). Die 
Erteilung des Religionsunterrichtes setzt die 
missio canonica des Diözesanbischofs voraus. 
Der Staat sagt Einrichtungen zu, die eine ent¬ 
sprechende Ausbildung des Lehrperso¬ 
nals sichern. 
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An allen Volksschulen bleibt (von einzelnen 
Ausnahmen abgesehen) der R e 1 i g i o n s u n t er- 
r i c h t ordentliches Lehrfach. 

Den Schülern der Volks-, Mittelschulen und 
höheren Lehranstalten wird im Benehmen mit den 
kirchlichen Oberbehörden geeignete und ausrei¬ 
chende Gelegenheit zur Erfüllung ihrer 
r e 1 i g i ö s e n Pflichten gegeben. 

Die Beaufsichtigung und Leitung des 
Religionsunterrichtes an den Volks- und 
Mittelschulen wie an den höheren Lehranstalten 
Werden der Kirche gewährleistet. 

Dem Bischof und seinem Beauftragten steht 
uas Recht zu, Mißstände im religiös-sitt¬ 
lichen Leben der katholischen Schüler wie 
* u ch ihre nachteiligen oder ungehörigen Beein¬ 
flussungen in der Schule, insbesondere etwaige 
Verletzungen ihrer Glaubensüberzeugung oder 
re Hgiöscn Empfindungen im Unterricht, bei der 
staatlichen Unterrichtsbehörde zu beanstan- 
die für Abhilfe Sorge trägt. 

.Orden und religiöse Kongregationen 

s üul unter den allgemeinen gesetzlichen Bestim¬ 
mungen zur Gründung und Führung von Privat¬ 
schulen zugelassen. 

Ordensleute können auch an andern Schulen 
jniter den allgemein gültigen Vorschriften als 
Lehrer verwendet werden. 

Die Zöglinge der Klosterschulen wer¬ 
den unter den allgemeinen Bedingungen zu den 
staatlichen Prüfungen zugelassen. 

c) Das Reichskonkordat wahrt die Ab¬ 
machungen des Heiligen Stuhles mit einzelnen 
Ländern und bringt dazu einige erfreuliche Fort¬ 
schritte: 

Der katholische Religionsunterricht in 
de n Volksschulen, Berufsschulen, Mittelschulen 

22 * 
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und höheren Lehranstalten ist ordentliches 
Lehrfach und wird in Übereinstimmung mit 
den Grundsätzen der katholischen Kirche erteilt. 
Tm Religionsunterricht wird die Erziehung zu 
vaterländischem, staatsbürgerlichem und sozialem 
Pflichtbewußtsein aus dem Geist des christ¬ 
lichen Glaubens- und Sittengesetzes 
mit besonderem Nachdruck gepflegt. Lehrstoff 
und Auswahl der Lehrbücher für den Reli¬ 
gionsunterricht werden im Einvernehmen mit der 
kirchlichen Oberbehörde festgesetzt. Derselben 
wird Gelegenheit gegeben, im Benehmen mit der 
Schulbehörde zu prüfen, ob die Schüler Religions¬ 
unterricht in Übereinstimmung mit den Lehren 
und Anforderungen der Kirche erhalten. 

Bei Anstellung von katholischen Re¬ 
ligio n s 1 e h r e r n findet Verständigung zwi¬ 
schen dem Bischof und der Landesregierung statt. 
Wegen ihrer Lehre oder sittlichen Führung be- 
anstandeteLehrer dürfen, solange das Hindernis be¬ 
steht, nicht als Religionslehrer verwendet werden* 

Die Beibehaltung und Neueinrich¬ 
tung katholischer Bekenntnisschulen 
bleibt gewährleistet. In allen Gemeinden, in de¬ 
nen Eltern oder sonstige Erziehungsberechtigte 
es beantragen, werden katholische Volksschulen 
errichtet werden, wenn die Zahl der Schüler unter 
gebührender Berücksichtigung der örtlichen 
schulorganisatorischen Verhältnisse einen nach 
Maßgabe der staatlichen Vorschriften geordneten 
Schulbetrieb durchführbar erscheinen läßt. 

An allen katholischen Volksschulen werden 
nur solche Lehrer an gestellt, die der 
katholischen Kirche an ge hören und 
Gewähr bieten, den besondern Erfor¬ 
dernissen der katholischen Bekennt¬ 
nisschule zu entsprechen. 
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Im Rahmen der allgemeinen Berufsausbildung 
werden Einrichtungen geschaffen, die eine Aus¬ 
bildung katholischer Lehrer entsprechend den be¬ 
sondern Erfordernissen der katholischen Bekennt- 
n isschule gewährleisten. 

Orden und religiöse Kongregationen 
sind im Rahmen des allgemeinen Gesetzes und 
gesetzlicher Bedingungen zur Gründung und Füll¬ 
ung von Privat schulen berechtigt. Diese 
Schulen geben die gleiche Berechtigung wie die 
staatlichen Schulen, soweit sie die lehrplan- 
mäßigen Vorschriften für letztere erfüllen. Hin¬ 
sichtlich der Zulassung von Orden oder religiö¬ 
sen Genossenschaften zum Lehramt und für die 
Anstellung an Volksschulen, mittleren und höhe- 
,( m Lehranstalten gelten die allgemeinen Be¬ 
dingungen (Art. 21—25). 


§ 118. Die Vorzensur der Bücher. 

(can. 1384 —1394) 

Vorbe m erk u ng. Zum Schutz des Glaubens 
schreibt die Kirche für gewisse Bücher die Vor¬ 
zensur (praevia censura librorum) vor, d. h. diese 
Bücher dürfen nicht herausgegeben werden, be- 
v °r -— nach einer entsprechenden Prüfung — die 
Druckerlaubnis von der zuständigen kirchlichen 
Stelle gegeben ist. 

Außerdem besteht für bestimmte schon heraus- 
^egebene Bücher das Leseverbot (prohibitio libro- 
r Um oder censura repressiva, index librorum pio- 
bibitorum seit 1559). 

f Als „Bücher“ (gedruckte Schriften größeren Urn¬ 
ings über ein bestimmtes Thema) gelten auch Bro¬ 
schüren (Schriften kleineren Umfangs über einen be- 
^mmten Gegenstand), Zeitungen (publicationes dianae), 
Zeitschriften (publicationes periodicae) und alle andern 
Gedruckten Schriften. 
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Manuskripte fallen nicht unter die Vorzensur 
(und das Bücherverbot), weil sie nicht öffentlich zu¬ 
gänglich sind. 

1. Zensurbedürftig sind folgende Werke, mögen 
sie Geistliche oder Laien zu Verfassern haben: 

a) Ausgaben der Heiligen Schrift selbst oder 
Anmerkungen (adnotationes) und Erklärungen 
(commentaria) dazu; 

b) die Bücher über die Heiligen Schriften, 
die Theologie (Dogmatik und Moral), die Kir¬ 
chengeschichte und das Kirchenrecht, 

die Bücher über natürliche Theologie, 
Ethik (Moralphilosophie) oder andere derartige 
religiöse und moralische Disziplinen; 

c) Die Gebets- und Andachtsbücher 
und die Bücher mit religiösem, moralischem, asze- 
tischem, mystischem und ähnlichem Inhalt sowie 
alle Schriften, in denen irgend etwas 
besonders die Religion und die Ehrbar¬ 
keit der Sitten an geht; 

d) die heiligen Bilder, gleichgültig, auf 
welche Weise sie vervielfältigt werden, und ob 
ihnen Gebete beigefügt sind oder nicht (Bilder, 
die nicht gedruckt werden, fallen nicht unter die 
Zensurpflicht). 

Die Approbation des Originaltextes eines Werkes gib 
weder für die Übersetzung in eine andere Sprache 
noch für neue Auflagen. Diese bedürfen neuer Ap¬ 
probation. 

Dagegen bedürfen Sonderausgaben von einzel¬ 
nen Aufsätzen (capita) einer Zeitschrift nicht der be- 
sondern Approbation. 

2. Zuständig für die Erteilung der Druckerlaub' 
nis sind verschiedene Ordinarien: entweder der 
Ordinarius proprius: 

des Ortes des Verfassers (nicht des Verlegers)» 

des Veröffentlichungsortes oder 

des Druckortes. 
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Der Autor, dem einer der genannten Ordinarien die 
Druckerlaubnis verweigert hat, darf einen andern nicht 
uni dieselbe angchen, ohne von der Lizenzverweigerung 
Erwähnung zu tun. (Vgl. oben § 5 *) ... 

Ordensleute bedürfen noch der Erlaubnis ihres hö¬ 
heren Obern. 

3- Profane Bücher unterliegen der Zensur nicht. 
Jedoch ist für den Klerus eine besondere Vor¬ 
schrift erlassen. 

Die W e 1 t g e i s 11 i c h e n bedürfen der Zustim¬ 
mung ihres Ordinarius, und die Ordensgeistlichen 
der Erlaubnis ihres höheren Obern u n d des Orts- 
°rdinarius zur Herausgabe von Büchern mit pio- 
fanem Inhalt und zur Mitarbeit bei Zeitungen, 
Blättern (folia) und Zeitschriften oder zu ihrer 

Leitung. 

, Diese Vorschrift stellt keine Vorzensur dar. Die pro¬ 
fanen Bücher der Geistlichen bedürfen also keines im¬ 
primatur. Die Vorschrift ist nur der Disziplin wegen 
gegeben. . . . . «• 

^ Zur Redaktion einer Zeitung und Zeitschrift ist.die 
Erlaubnis cinzuholen. Die Mitarbeit an kathol schai 
Zeitungen und Zeitschriften ist in Deutschland ohne bc 
sondere Erlaubnis gestattet. Die Fuldaer B'schofskon 

fe renz hat 1923 diese Mitarbeit ausdrücklich gewünscht. 
Auch die katholischen Laien ^ urf ,?! t ,öli S clc 

Jungen, Blättern und Zeitschriften, die die kathoi.sche 
Religion oder die guten Sitten anzugreifen P S . 
ohne gerechten, vom Ortsordinarius gebilligten Urun , 
lr gend etwas schreiben. 

4 - Sonderbestimmungen gelten noch für die ■> 
■aßbücher, die Ausgabe der Sammlungen der JJ - 
krete der römischen Kongregationen, ccr LJ!J* 
sehen Bücher, der Übersetzung der Heiligen 
Schrift und die Bücher über einen Selig- oder 

Elciligsprecliungsprozcß. 

Unter anderem ist Folgendes bestimm 
a) Alle Bücher, kurze Zusammenstellungen 
(Summaria), Broschüren, Blätter usw., die A b 1 aß- 
Bewilligungen enthalten, dürfen ohne Er- 
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laubnis des Ordinarius loci nicht herausgegeben 
werden. (Es ist nicht naher bestimmt, welcher 
Ortsordinarius gemeint ist, wohl der des Ver¬ 
öffentlichungsortes.) 

b) Bei Herausgabe der liturgischen Bü¬ 
cher oder ihrer Teile und der vom Heiligen 
S t u hl approbierten Litaneien muß ihre 
Übereinstimmung mit den approbierten Ausgaben 
durch eine Bestätigung des Ordinarius 
des Druck- oder des Veröffentlichungsortes fest¬ 
gestellt sein. 

c) Übersetzungen der Heiligen 
Schrift in eine Volkssprache dürfen nur ge¬ 
druckt werden: 

wenn sie vom Apostolischen Stuhl approbiert 
sind oder 

unter Aufsicht der Bischöfe ausgegeben 
werden und mit Anmerkungen, vorzüglich aus 
den heiligen Kirchenvätern und gelehrten katho¬ 
lischen Schriftstellern, versehen sind. 

5- Zensoren, die die Schriften zu prüfen und 
zu beurteilen haben, sind von den bischöflichen 
Behörden ex officio aufzustellen. 

Dazu sind, aus den Reihen des Welt- und Ordens¬ 
klerus solche Geistliche zu entnehmen, die sich durch 
Alter, Kenntnisse und Klugheit empfehlen und den mitt¬ 
leren und sicheren Weg bei der Billigung wie bei der 
Mißbilligung der Lehren einhalten. 

Die Zensoren müssen bei ihrem Urteil 
alle Parteilichkeit vermeiden und nur die 
kirchlichen Dogmen und die allgemeine 
katholische Lehre,die in den Dekreten der 
allgemeinen Konzilien oder in den Konsti¬ 
tutionen und Vorschriften des Apostoli¬ 
schen Stuhles und in dem consensus der 
bewährten Autoren enthalten ist, vor Au¬ 
gen haben. 

Der Zensor hat sein Urteil schriftlich abzugeben 

(„Nihil obstat“). 
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6 . Form der Erlaubnis. Bei einem günstigen 
L rtei 1 des Zensors hat der Ordinarius die Erlaub¬ 
nis zur Ausgabe des Buches schriftlich zu gehen 
(1,Imprimatur“). Der Erlaubnis ist regelmäßig 
das Urteil des Zensors mit dessen Namen voran- 
zustellen. 

. In besondern Fällen kann die Namensnennung unter¬ 
bleiben. Dem Verfasser ist der Zensor nie ehei zu 
nennen, als er ein günstiges Urteil gefällt hat. 

Die Erlaubnis des Ordinarius ist am Anfang oder 
Ende des Buches (Blattes, Bildes) nut Angabe d . es 9 r< " 
narius, des Orts und der Zeit der Erlaubnis abzu- 

drucken. , . 

Bei Verweigerung der Erlaubnis sind dem ^rum m 
tenden Autor die Gründe mitzuteilen, falls nicht 
nichtiger Grund anders gebietet. 

§ 119 . Das Bücherverbot. 

(can. 1395 — T 4 ° 5 ) 

1. Begriff. Das Verbot eines Buches bedeutet, 
°aß cs (ohne Erlaubnis) nicht neu herausgegeben, 
Spesen, aufbewahrt, verkauft, übersetzt od 
s °nstwie andern zugänglich gemacht wer en • 

2. Arten von verbotenen Büchern. Es gibt Bu- 

cllcr , die durch das gemeine Recht ohne wei¬ 
teres (ipso iure) verboten sind, und solche, die 
durch dn spezielles Dekret verboten und 
a uf den Index verbotener Bücher gesetzt wer cn. 
3 - Ipso iure verbotene Bücher sind. 

a) die von Nichtkatho 1 i ken vero^ntltc^ 

;n Ausgaben des Original ex , . 

igen Schrift und ihrer alten katholischen 

'ebenso 1 * dfe"von Nichtkatholiken hergestellten 
'er herausgegebenen Übertragungen cei 

b) die Bücher jeglicher Schriftsteller, 

„ c.iiitma verteidigen oder 


•en 
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die Fundamente der Religion auf irgend 
eine Art zu untergraben streben; 

c) die Bücher, die die Religion oder die 

guten Sitten systematisch (opera data) be¬ 
kämpfen; J 

d) alle ex professo über Religion handelnden 
Bücher von Nichtkatholiken, wenn nicht 
ieststeht, daß in ihnen nichts gegen den katholi¬ 
schen Glauben Verstoßendes enthalten ist; 

e) die Bücher der Heiligen Schrift oder 
Anmerkungen und Kommentare dazu, die nicht 
approbiert sind; ebenso ihre Übersetzungen ohne 
Apostolische Approbation oder ohne die vorge¬ 
schriebenen Anmerkungen und ihre Ausgabe 
ohne bischöfliche Aufsicht; 

f) die Bücher und Broschüren ohne Approba¬ 
tion, die neue Erscheinungen, Offenba¬ 
rungen, Gesichte, Prophezeiungen 
und Wunder berichten oder neue Andach¬ 
ten (auch Privatandachten) einführen; 

g) die Bücher, die irgend ein katholisches 
Dogma bekämpfen oder verspotten, vom Apo¬ 
stolischen Stuhl verworfene Irrtümerin Schutz 
nehmen, den Gottesdienst herabsetzen, die 
kirchliche Disziplin zu untergraben suchen 
und systematisch (opera data) "die kirchliche 
Hierarchie oder den geistlichen oder den Ordens¬ 
stand schmähen; 

h) die Bücher, die irgend eine Art von Aber¬ 
glauben, Zeichendeutung, Wahrsagerei, Zau¬ 
berei, Geisterbeschwörung und anderes Ähnliches 
lehren und empfehlen; 

i) die Bücher, die das Duell, den Selbst¬ 
mord und die Ehescheidung als erlaubt hin¬ 
stellen; 

die Bücher über frei maurerische Sekten 
und andere derartige Gesellschaften, die behaupt 
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ten, sic seien der Kirche und dem Staat nicht 
schädlich, sondern nützlich; 

k) die Bücher, die laszive oder obszöne 
Dinge ex professo behandeln, erzählen occr 

lehren; 

l ) die Ausgaben vom Apostolischen Stuhl ap 
probierter liturgischer Bücher, die nie 1 
genau mit den authentischen Ausgaben uberein- 

stimmen; 

m) die Bücher, in denen apokryphe oder vom 
Heiligen Stuhl verworfene oder widerrufene Ab¬ 
lässe verbreitet werden; 

n) die Bilder Christi, der seligsten 
Maria, der Engel und Heiligen und der ander 
Diener Gottes, die vom Sinn der Kirche unc 1 
Dekreten ab weichen. 

NB. Zensurpflichtige Bücher, denen das Impnrna ur 
fehlt, sei cs deshalb, weil es nicht verl g , 

deshalb, weil es verweigert wurde gehören 

°hne weiteres zu den „verbotenen 
4 - Durch Dekret verbotene Bücher 
c lcn zuständigen Obern besonc o-eltenden 

Schriften. Die in der ganzen Kirche * 

Verbote sind im „Index verbotener Bücher zu 

TÄ und di. Pflicht, glauhcnsgeßht. 

''tr^er^S-achet^sttmd 

be 5 'Ortsordinarien für ihre <” id,t 

für die Fremden und und 

dem Abt eines L1 S C1 m ten Klerikalordens, 

dem Generalobern eines c. 

in Verbindung mit dem Kapitel oder Rat, für 
Untergebenen. 
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e * I L\ er ^ )0t steht den Betroffenen das Rechts- 
mittel des Rekurses an den Heiligen Stuhl (S. Offi- 
) zu. Das Verbot bleibt inzwischen bestehen. 

6. Die Anzeige verderblicher Bücher hat an den 
Ortsordiriarius oder den Apostolischen Stuhl (Hei- 
tges Offizium), womöglich mit Begründung, zu 
erfolgen. 

Sie ist Pflicht für: 
alle Gläubigen; besonders aber für 
Geistliche und kirchliche Würdenträger und 
alle Gelehrten. 

Auf Grund eines b eso n dem Titels sind zur 
Anzeige verpflichtet: 

die Legaten des Heiligen Stuhles; 
die Ortsordinarien und 

die Rektoren der katholischen Universitäten. 
/. Ausnahmen vom Bücherverbot. 

a) Kraft des gemeinen Rechtes sind an das 
Bucherverbot überhaupt nicht gebunden: 

die Kardinale, 

d ! e Bischöfe (auch Titularbischöfe) und 
die übrigen Ordinarien. 

b) Der Gebrauch der oben unter 3 a) und e) be- 
zeichneten Bücher ist allen theologischen 
oder biblischen Studien Obliegenden 
gestattet, wenn die Ausgaben wortgetreu und 
vollständig sind (fideliter et integre editi) und in 
der Vorrede und den Anmerkungen die katholi¬ 
schen Dogmen nicht • bekämpfen * 17 . 

8. Dispens vom Bücherverbot. Es ist zu unter¬ 
scheiden zwischen den Verboten, die ipso iure 
oder zufolge eines Dekretes des Apostolischen 
Stuhles bestehen, und solchen, die von den Ordi¬ 
narien, Konzilien und Äbten erlassen sind. 

a) Die allgemeine Erlaubnis, ipso iure oder 
vom Apostolischen Stuhl verbotene Bücher zu 
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lesen usw., kann grundsätzlich nur der Aposto¬ 
lische Stuhl geben. 

b) Die Ordinarien können kraft des gemei¬ 
nen Rechtes Dispens vom Bücherverbot nur 
für einzelne Bücher und in dringenden Fäl- 
lc n geben. 

Wenn sie vom Apostolischen Stuhl eine Genc- 
r al Vollmacht (Quinqucnnalfakultäten) erhalten 
haben, dürfen sic ihre Untergebenen nur mit Aus¬ 
wahl und aus gerechtem und vernünftigem Grund 

dispensieren. 

Die Ordinarien (Äbte) können selbstverständ¬ 
lich von ihren eigenen Bücherverboten Dispens 
Steilen. 


Wenn man vom Apostolischen St uh 'Dispens 
vom Bücherverbot erlangt hat. so ist damit noch i mcat 
Dispens von den durch die Ordinanen erlassenen 
yerboten gegeben, wenn dies nicht ausdrücklich 

oi«, solche» F. k »l«. sind .«»,« 
(gravi praeccpto) verpflichtet, die vcr Tj änc ] e i- om _ 
s ° aufzubewahren, daß sie nicht in an 
men. . 

. Wenn man Erlaubnis zum Lesen verbotener Bücher 
kositzt, so ist man nicht befreit vom Erlaubnis 

r 5i'n.»l. PcHcnl™ 

.*»f BlÄS.d 1 er d«rlc„ 

Andere verbotene Bücher ur en _^ er „jemand ver- 
? c ler Erlaubnis feilhalten, d “ r • e voraussetzen kön¬ 
nen, wenn sie nicht verlangt. 

ncn , daß der Käufer sie rechtmäßig 1 Scelsor ger 
Die Ortsordinarien u Gelegenheit vor der 

°Hen die Gläubigen bei passe Bücher, war- 

-ektüre schlechter, besonders verbotener 


aen 
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§ 120. Das Glaubensbekenntnis. 

(can 1406—1408) 

1. Der katholische Glaube ist in verschiedenen 
(kürzeren oder längeren) Formeln (symbola fidei) 
zusammengefaßt: Apostolisches, Nizänisches, 
Athanasianisches , Tridentinisch - Vatikanisches 
Glaubensbekenntnis. 

Das Kiichenrecht schreibt für bestimmte Per¬ 
sonen und Gelegenheiten die eidliche Ablegung 
des Glaubensbekenntnisses, und zwar des (dem 
Codex vorangcstellten) tridentinisch - vatikani¬ 
schen Bekenntnisses vor. 

Sie hat persönlich (nicht durch einen Vertreter) 
und vor der geistlichen Behörde (nicht vor einem 
Laien) zu geschehen. 

II. Zur Ablegung des Glaubensbekenntnisses 
sind verpflichtet: 

1 • ^He Teilnehmer eines allgemeinen oder par¬ 
tikulären Konzils und der Diözesansynode, 
und zwar vor dem Vorsitzenden des Konzils oder 
der Synode oder vor dem Delegaten des Vor¬ 
sitzenden; letzterer selbst vor dem Konzil oder 
der Synode; 

2. der zum Kardinal Beförderte vor 
dem Dekan des Heiligen Kollegiums, dem rang- 
ältesten Kardinalpriester und Kardinaldiakon so¬ 
wie vor dem Kardinalkämmerer; 

3- der zum Bischof Beförderte vor dem 
Delegaten des Apostolischen Stuhles; 

4. der K a p i t u 1 a r v i k a r vor dem Domkapitel \ 

5. der auf eine Dignität oder ein Kanoni- 
k a t Beförderte vor dem Ortsordinarius (oder 
dessen Delegaten)-u n d dem Kapitel; 

6. die Diözesankonsultoren vor dem Ortsordi¬ 
narius (oder dessen Delegaten) und den andern 
Konsultoren: 
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/. cler G e n e r a 1 v i k a r, die Pfarrer und alle 
Benefiz iat en mit Seelsorge; 

der Rektor und die Professoren der Theologie, 
f lcs kanonischen Rechts und der Philosophie an 

Seminarien; 


eminaricn; 

alle bisher Genannten wenigstens beim Amts¬ 
antritt; 

die Minoristen vor der Subdiakonats- 
Weihe ; .... 

die Büch er Zensoren, die Beichtväter 
und Prediger vor Erteilung der betreffenden 
Vollmacht; 

alle unter 7 Genannten vor dem Ortsordinarius 
(oder Delegaten); . . .. 

8. der Rektor der (katholischen) Universität 
°der Fakultät vor dem Ordinarius (oder Dele¬ 
gaten); 

die Professoren einer kanonisch ciricitc en 
Universität (Fakultät) vor dem Rektor (oder 
Delegaten), und zwar . 

am Anfang jedes Schuljahres oder mindestens 

keim Amtsantritt. _ .. 

Ebenso nach bestandenem Examen die 
®*nem akademischen Grad Beförderten \or ein 
Ecktor (oder Delegaten); 

9 - die Obern von klerikalen Genossenschaften 
v or dem Kapitel oder dem Obern, der sie erna 
uat (oder dessen Delegaten). 

NB. Die Ablesung des Glaubcnsbe^enntn^se^niuß 
lederholt werden, wenn jemand - ßenefizium 

•lim aufgegeben und ein anderes A 
°der eine Dignität erlangt hat. dem Glau- 

, Der A n t i m o d c r n 1 s t e n e 1 d , seit J leisten 

1*p'sbekenntnis beigefügt, «* ®2 C £ vcS 22 3 1018). 
Entscheidung des Heiligen Offiziums vom 22. 3. W*)- 


1 






B. Die zeitlichen Angelegenheiten *. 

(can. 1409—1488) 

Erster Teil. Das Pfründewesen. 

§ 121. Begriff und Arten von Pfründen. 

(can. 1409— 1413) 

1. Begriff. Das Kirchenrecht kennt zwar auch 
geistliche Ämter mit dauerndem Charakter, deren 
Inhaber ihr Einkommen nicht aus einer mit dem 
Amt verbundenen Vermögensmasse beziehen; aber 
die Regel ist, daß mit dem geistlichen Amt ein 
vermögensstock (dos) verbunden ist, aus dem der 
Inhaber des Amtes sein Einkommen bezieht. 

Dahin gehören insbesonder die Pfründen (Prä" 
benden) der Bischofsstühle, der Dom- und Stifts- 
vapitel und der Pfarreien, häufig auch der Kaplä' 
neien und anderer geistlicher Ämter. 

An diesem, dem mittelalterlichen deutschen Le - 
henswesen entsprossenen System hält der CI^ 
grundsätzlich fest. 

Er definiert die kirchliche Pfründe (bencficium 
ecclesiasticum) folgendermaßen: 

„D i e kirchliche Pfründe ist eine juri¬ 
stische, von der zuständigen kirchÜ - 
chen Autorität für immer errichtete 
Anstalt, die aus dem geistlichen Amt 
und dem Bezugsrecht der Einkünfte 
aus der mit dem Amt verbundenen S t i f ■' 
tung besteht“ (ens iuridicum a competente ec- 
clesiastica auctoritate in perpetuum constitutum 
seu erectum, constans officio sacro et iure perci- 
piendi reditus ex dote officio adnexos). 


1 Literatur: Hilling. Das Sachenrecht des CIC. 1928* 
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a) Die Pfründe ist ein ens i u r i d i c ti m , eine j u r 
s t i s c li c Person, die das Recht hat, - ehen 

andere Rechte zu erwerben, Verbindlichkeiten eingehen, 
klagen oder verklagt werden kann. c: nn ; s t 

.b) Die dos, das Benefizn.ni im engeren Sinnest 

n *cht die Hauptsache; die Pfründe ist b te r "offi- 

ein accessorium des Amtes. „Beneficnim propter otft 

cium.“ 

Die dos beneficii kann bestehen. (Grund- 

in Gütern, die der Pfründe selbst gehören 1 

stücke, Wertpapiere usw.), Leistungen einer 

in bestimmten geschuldeten cStaat Ge- 

Familie oder moralischen Person (Staat, ue 

■"'“'L, tarnt.» frei willige« Lri»«.g.» dcr 

L 1 ä u b i g e n an den Inhaber des ^ cl1 . niözesantaxen 
in St ol gebühren im Rahmen der Diozesanu 

oder der rechtmäßigen Gewohnheit, oder 

in Choranteilen. , ^ (\ n n e r o e- 

c) Das Benefizium muß auf d *e Dauert b Pj bt P s0 

t u u m) errichtet sein. Die V ® rm .°?,prbunden und darf 
w .ie sie ist, immer mit dem Amt n biectiva). Die 
nicht vermindert werden (perpetui erDe tuita S sub- 
Yerleihung an den Inhaber auf immer (p P 
^ctiva) ist nicht erforderlich. „nfprschei- 

2. Arten von Pfründen. Es sind zu 

den: 

a) beneficia 
rialia* 

Zu den ersten Benefizien e^b^^iJ^Äistörium 
Wohnlich (nicht immer) im päpstlichen schon er . 
Verliehen werden; bisweilen wird d° r Bischofsamt 

folgte Verleihung bekanntgegeben (vom Bischofsamt 

aufwärts). Vgl. oben § i8* , consisto- 

Alle andern Benefizien gehören zu den non consisto 

r ialia. 

b) beneficia saecularia und religiosa, 

Die ersten können nur an Weltgeistliche, die andern 

n Ur an Ordensgeistliche verliehen wer • Charakter 
. Im Zweifel spricht die praesumptio für den Charakter 

^ues beneficium saeculare, wenn es ° 

denskirche oder eines Ordenshauses errichtet ist. 

c) beneficia duplicia (residentialia) und sim- 
PHcia (non residentialia); 

VafhoL Kirche ^ 


consistorialia und non consisto- 
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Mit den ersten ist die Residcnzpflicht verbunden (Bi¬ 
schöfe, Kanoniker, Pfarrer), mit den andern an sich 
nicht. 

d) beneficia amovibilia (temporaria, manualia) 

und inamovibilia (perpetua); 

Die ersten werden nicht auf Lebensdauer, sondern 
widerruflich, die andern auf immer verliehen (Quasi¬ 
pfarreien — Pfarreien). 

e) beneficia curata und non curata; 

Mit den ersten ist Seelsorge verbunden, mit den an¬ 
dern nicht. 

Keine Ben efizien sind im rechtlichen Sinn 
gewisse Ämter und Einkünfte, obwohl sie ihnen 
ähnlich sind, nämlich: 

die nicht auf immer errichteten Pfarrvikarien; 

die Laienkaplaneicn, die nicht von der zuständigen 
geistlichen Autorität errichtet sind; 

die Koadjutorien mit oder ohne Nachfolge (es fehlt 
die perpetuitas); 

die persönlichen Pensionen; 

die zeitliche Kommende, d. h. das jemand derart ge- 
machtc Zugeständnis auf den Bezug der Einkünfte einer 
Kirche oder eines Klosters, daß nach seinem Wegfall 
che Einkünfte wieder an die Kirche bzw. das Kloster 
fallen. 

3 - Nur für die beneficia non consistorialia geb 
len die in den nächsten Paragraphen behandelten 
Bestimmungen (wenn sich nichts anderes von 
selbst ergibt). 

Für die Pfründeämter (officia beneficialia) 
gelten außerdem die schon oben dargestellten Be' 
Stimmungen über die Kirchenämter überhaupt 
(can. 1409—1413). 

§ 122. Errichtung von Pfründen. 

(can. 1414—1418) 

1. Zuständigkeit. Abgesehen von den beneficia 
consistorialia, deren Errichtung dem Apostolb 
sehen Stuhl reserviert ist, kann — neben deru 


7'; 
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in seinem Territo- 


Papst — der Ordinarius 
num Pfründen errichten. 

Der Genera lvikar braucht dazu ein besonderes 
Mandat. Neue Dignitäten kann nur der Apostolische 
Stuhl errichten; der Bischof (episcopus) kann mit 
Zustimmung des Domkapitels eingegangene Dignitäten 
wieder hcrstellcn und den im Kapitel bestehenden ra¬ 
tenden andere (canonicales und beneficiales) Innzu- 
higen. 

2. Voraussetzung. Für die Errichtung von Bene¬ 
fizen ist die Sicherheit vorausgesetzt, daß eine 
dauernde und ausreichende Vermögensmasse (sta- 
fijlis et congrua dos) zur Verfügung steht, aus der 
d'e Einkünfte für immer fließen. 

Besteht die dos in barem Geld, so muß d ® r _°f" 

dinarius nach Anhören des Diö zesa n verwalt u ngsrate 
(V gl. § 131) um die baldigste Anlegung in siche 
fen und ergiebigen Grundstücken 

Es''£,* P „'lVht D v«Vb". e e 'n:Pfarreien (Quosipfar- 

re >en) zu errichten, obwohl die dos c ° ngr . u „ a nl h C gerech- 
Kebracht werden kann, wenn k ugerweise damU g^rech 
"et wird, daß für das Notwendige auf andere Weise ge 
s °rgt ist. 

Außerdem dürfen durch die Errichtung von 
ßenefizien die Rechte anderer nicht beein¬ 
trächtigt werden. 

Deshalb sind' vor der Errichtung einer ^en Pfründe 

d * Interessierten (Pfarrer, Pfarreimitgleder) Z uladen, 

«nd zu hören. Es steht ihnen unter Umstanden 
Einspruchsrecht zu. 

T TTru-m Frrichtune. Die Errichtung muß 
furch eine rechtmäßige Urkunde (insVumentum 
e gitimum) mit Angabe des Or es » 

(, er Vermögensmasse und der Rechte und Pflich¬ 
ten des Benefiziaten geschehen. 

■pv .. . "Rötnaf?rJiims kann mit Zustimmung 

e ”n e die Stiftungsurkunde aufzunehmende 
ft P rdlnanus ,n d ‘ ih liehe die dem gemeinen 

»»sren ,b«r ehrte 
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sein und dürfen der Natur des Benefiziums nicht wider¬ 
streiten. (Verrichtung von Gebeten für den Stifter, Zah¬ 
lung einer Rente, Besetzungsmodus usf.). 

Zugelassene Bedingungen kann der Ortsordinarius 
nicht wieder beseitigen oder abändern. Änderungen zu 
Gunsten der Kirche können mit Zustimmung des Stif¬ 
ters bzw. des Patrons vorgenommen werden. 

§ 123. Veränderung von Benefizien. 

(can. 1419—1430) 

1. Als Grundsatz gilt: Nihil innovetur ! 
Das Benefizium soll in seinem ursprünglichen Be¬ 
stand, mit seinem Vermögen, seinen Rechten und 
Pflichten möglichst erhalten werden. 

Es gibt aber Verhältnisse, die eine Änderung 
notwendig machen oder empfehlen. Das Heil der 
Seelen kann vielfach eine Änderung gebieten oder 
nahelegen. Der CIC läßt sie zu, wenn ein solcher 
Anlaß, eine „causa canon i ca“ vorliegt. 

2. Causa canonica. Die vom Ordinarius vor¬ 
genommenen Änderungen sind nur gültig» 
wenn eine causa canonica vorliegt. 

Für den Apostolischen Stuhl gilt diese Einschrän¬ 
kung nicht. Die Änderungen müssen durch eine 
authentische Urkunde, nach Anhören des Ka¬ 
pitels und aller Interessierten, besonders der Kirchen¬ 
rektoren, erfolgen. 

Gegen die Dekrete des Ordinarius haben die 
Interessierten das Recht des Rekurses an den Hei' 
ligen Stuhl (ohne aufschiebende Wirkung). 

3. Die Arten der Veränderung. Die Veränderung 
kann auf sechsfache Weise erfolgen, durch- 

Vereinigung eines Benefiziums mit einem andern 
(unio); 

Verlegung an einen andern Ort (translatio); 

Teilung (divisio); 

Abzweigung (dismembratio); 

Umwandlung (conversio) und 

Aufhebung (suppressio). 
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Der Änderung ähnlich sind neue Auflagen 
(Pcnsiones). 

4 - Über die einzelnen Änderungen ist noch Toi 
gendes zu bemerken: 
a) Die Vereinigung. 

a) Die unio beneficiorum ist eine vierfache. 

unio exstinctiva, 

unio aeque principalis, 

unio minus principalis sowie 

die Inkorporation. 

Die unio exstinctiva bringt die zusammengeleg¬ 
ten Pfründen zum Erlöschen. . m phr 

Dies geschieht entweder so, daß zwei oder 
Benefizien ganz aufgehoben werden un indem 

einziges neues Benefizium gemacht wird, einem 

ein Benefizium oder mehrere Benefizien mit eine 
ändern schon vorhandenen so vereinigt ''er > 
s ^lbst nicht mehr existieren. . , . .. zu _ 

Bei der unio aeque p r 1 n c 1 p a 1 s bestehen; 

Sa mmengelegtcn Pfründen, so wie sie * . 

es wird keine Pfründe von der andern abhängig g 
"Jacht; beide sind nur durch den gleichen Inhaber ge 

eint. j. 

ßci der unio minus princ 1 p a 11 sblei en^ 

sammengelegtcn Benefizien wohl b ^ s n a ^orium von 
mler mehrere von ihnen werden als ein 
Cln em Hauptbenefizium abhängig gerne 

D » Bei der unio exstinctiva gehen aUe 

Rechte und Pflichten der eingegange 

?uf das neue oder das verbleibende Benefizium 

«ber, wenn sic mit ihm vereinbar sind sonst m 

*e besseren Rechte und 
Bei der unio aeque P r 1 , pn- * 

t' le Pfründen ihre Natur, ihre R Geistlichen 

tc n und sind ein und demseipei. 
übertragen (Personalunion). 

•n . , . : nl , c nrincipa is erhalt der 

Bei der unio minus pruiuF . , 

'nhuber des 
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Die Inkorporation stellt eine besondere 
Gattung der Vereinigung dar: die Zusammen¬ 
legung einer Pfarrpfründe nicht mit einer 
Pfründe, sondern mit einer andern morali¬ 
schen Person (Domkapitel, Stiftskapitel, Klo¬ 
ster). Sie ist doppelter Art: pleno iure oder ad 
temporalia tantum L 

In beiden Fällen bleibt die Pfründe bestehen, Im 
ersten Fall wird die moralische Person parochus habi- 
tualis, im zweiten Fall ist sie bloß Nutznießerin der 
brächte des Benefiziums. 

Im ersten Fall versieht ein Vikar die Pfarrei, im zwei¬ 
ten Fall ein wirklicher Pfarrer. 

Naturgemäß nimmt das Kloster hier eine besondere 
Stellung ein. Liegt die Inkorporation ad t e m p o r a 1 i a 
tantum vor, so bleibt die Pfarrei parochia saecularis. 
Der Superior hat den Pfarrer aus dem Weltklerus 
dem Ortsordinarius zu präsentieren. 

Geschieht die Inkorporation pleno iure, so wird 
die Pfarrei eine parochia religiös a. Der Superior 
ernennt aus seinem Orden den Pfarrvikar, dem der 
Ortsordinarius die Institution gibt. Er ist hinsichtlich 
der Seelsorge der Jurisdiktion, Strafgewalt und Visita¬ 
tion des Ortsordinarius unterworfen. 

In allen Fällen der Inkorporation ist dem Pfarrer oder 
Pfarrvikar die portio congrua aus der Pfründe zu leisten- 

Betr. die Kapitel, die parochi habituales sind, vgl* 
oben S. 90. 

y) Zuständig ist 

aa ) der HeiligeStuhl ausschließlich: für die 
unio exstinctiva allgemein, 

für die unio aeque principalis wie die 
unio minus principalis von Ordens- 
b e n e f i z i e n mit weltgeistlichen Benefizien und 
umgekehrt, 

1 Die Kanonisten reden auch von einer 11 n i o p 1 c- 
nissimo iure. Sie liegt z. B. vor bei einer Abtei nul¬ 
lius, der die Pfarrei nicht bloß pleno iure inkorporiert* 
sondern auch als Ordinarius unterstellt, also aus dem 
Diözesanverband genommen ist. 
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für die Inkorporation pleno iure bedarf es 
stets eines päpstlichen Indults (can.452, b V*. 1 ? I V 
1423, § 3 untersagt dem Ordinarius ausdruck ic 1 
J c de Art Union einer Pfarrei mit irgend einer 
moralischen Person außer der Vereinigung einer 
Pfarrei mit einer in ihrem Gebiet gelegenen Dom¬ 
oder Kollegiatkirchc. 

Der im Mittelalter häufigen Inkorporation von (rei¬ 
chen) Pfründen sind also durch den CIC engste . ehr. 
ken gezogen. 

ßß) der Ortsordinarius (nicht der Kapitu- 
larvikar, der Generalvikar nur mit spezie 
Auftrag) in folgenden Fällen: 

Er kann wegen kirchlicher Notwendigkeit oder 
' v ege n erheblichen und offenkundigen kirchlichen 
Vorteils Pfarreien miteinander oder mit ein 
Ecnefizium ohne Seelsorge vereinigen (aeque ocl 
^'nus principaliter). 

„ Bei der unio minus principalis eines ® ene J Z ™ S j c °j em 
Seelsorge mit einer Pfarrpfründe tritt erstcres J 
* 1a ll in Abhängigkeit von letzterer. 

Der Ordinarius kann indes keine Pfarrei mrt der 
J^nsa des Kapitels oder des Bise 10 * 

Kloster, einer Klosterkirche oder emerandern mo 
ralischen Person, oder mit den ig . | 

Eenefizien der Kathcdral- oder einer Stiftskirche 

V( Teinigen. , 

p Uber die Union von ben ? fi ?jg Unterdrückung eini- 
Pf abenden der Kanoniker und “'. e . Gunsten der 

Präbenden an den Kapitelskirchen zu Ut 
ub ngblcibenden vgl. can. 394, S 3- 

• i,* kanten Pfründe kann 

Bei einer besetzten, nicht va zum Schadcn 

^ er Ordinarius eine \ cre g un „ n j e vor . 

‘bres Inhabers ohne dessen Zustimmung 

nC pk en ' i , er nicht die Zusammenlegung 
Ebenso kann er " 1C p tronatS recht mit 

PnnofivllllllS mit I * 
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einem solchen freier Verleihung ohne Zu¬ 
stimmung des Patronatsherrn durchführen. 

Er kann ferner nicht die Vereinigung von 
Pfründen verschiedener Diözesen, auch wenn die 
Diözesen vereinigt sind und ein und demselben 
Bischof unterstehen, oder die Vereinigung exem- 
ter oder dem Apostolischen Stuhl reservierter 
Benefizien mit andern Pfründen vornehmen. 

Jede Zusammenlegung, die der Ordinarius 
vornimmt, muß auf immer geschehen. 

b) Die Verlegung. 

Der Ordinarius ist berechtigt — aus kanoni¬ 
schen Gründen (Notwendigkeit oder Nützlich¬ 
keit) —, den Sitz eines weltgeistlichen Pfarr- 
benefiziums von seinem Platz an einen Platz 
derselben Pfarrei zu verlegen. 

Andere Benefizien können von ihm nur 
verlegt werden, wenn ihre Kirche verfallen ist 
und nicht mehr hergestellt werden kann. 

Die Verlegung hat an die Mutterkirche oder 
eine andere Kirche des gleichen Ortes oder benachbar¬ 
ter Orte zu geschehen. 

In der neuen Kirche sollen möglichst Altäre bzW* 
Kapellen unter den gleichen Titeln errichtet werden. 

Mit der Verlegung gehen alle Rechte und Pflichten 
an die betreffende Kirche über. 

c) Die Teilung und Abzweigung. 

Der Ordinarius kann — aus gerechten und 
kanonischen Gründen — Pfarreien, selbst g e " 
gen den Willen ihrer Leiter und ohne Zustim^ 
mung des Volkes, durch Errichtung einer stän^ 
digen Vikarie (Kuratie) oder einer neuen Pfarre 1 
teilen (dividerc) oder ihre Gebiete neu gliedern 
(dismembrare, Umpfarrung). 

Die Abzweigung von Einkünften ohne Errichtung 
eines neuen Benefiziums ist dem Apostolischen Stuhl 
Vorbehalten. 
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1. ICll. 1^03 * -- 

Ais kanonische Gründe gelten für die-Tei^ 
.1 Al .nur die zwei Tatsachen. 


ng und Abzweigung nur die zwei Tatschen¬ 
der Besuch der Pfarrkirche bereitet den Pfarr 

hindern erhebliche Schwierigkeiten (Entfernun* 
v on etwa drei Kilometer); , 10 

die Seelenzahl der Pfarrei ist zu g’ ;i ir 
durch Vermehrung der vicam c00 P era t te 
geistliches Wohl recht besorgt werden • 

Der Ordinarius muß der neueneH^gemäß can. 1500 
dle congrua portio zuweisen, ^^.'itorium bestimmt 
2u verfahren, d. h. für das ß al ] 2e . « billig zu vertei- 
pwesene Einkünfte und Schulden wohlerworbe¬ 

nen, unbeschadet des Stifterwillens und won 

n er Rechte. • _ nicht anders be- 

Die dos ist erst dann, wenn e der Mutte r- 

schaflt werden kann, aus den ,. a n cr dings ver- 
kirche zu nehmen, der das Notwendige aller 

bleiben muß. stierenden Mutter- 

. Der Ordinarius kann der Beerdigungen) vor- 

kirehe versehiedene R ech ‘f v ( ? on %apdsmalis 
behalten, keinesfalls aber die 

d) Die Umwandlung und Aufhebung^ 

«) K u r a t b c n e f i z 1 e n k° nn J| ;elsorffe> ßene _ 

J arius nicht in Benefizieii ohi^uratbenefizien, or _ 

fiz ien ohne Seelsorge nicht u we ltgeistliche 

d ensgeistliche Benefizien '" c [ iicht in or densgeist- 

und weltgeistliche Benefizie 

''che umgewandelt werden. Vollmacht des 

Soll es geschehen, so ist die 
Apostolischen Stuhles ei ! lzl V c ] ie Pfründen“ 

|uratbenefizien nic ht entgegenstehen. 

Bedingungen der Stiftung p frün den ist dem 
ß) Die Aufhebung von* 

Apostolischen Stuhl rescr\ 1 

e) Die Auflagen. kann keinem Bene- 

, a) Der Ortsordinariu Lebens- 

fizium dauernde oder zeitliche, aut 
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dauer eines Pensionärs ausgedehnte Pensionen 
auferlegen (für den Stifter, Patron, seitherigen 
Benefiziat). 

Er kann aber bei der V e r 1 e i h u n g eines Bene- 

ziums demselben aus gerechtem Grund eine zeit¬ 
liche, auf die Lebensdauer ctes Benefiziaten 
(nicht des Nachfolgers) ausgedehnte Pension auf¬ 
erlegen. 

Immer muß dabei dem jetzigen Benefiziaten die 
congrua portio verbleiben. 

ß) Der Pfarrpfrfinde speziell kann der Or- 
dinarius zu Gunsten des aus dem Amt scheiden- 
f en Pfarrers (Pfarrvikars) derselben Pfarrei eine 
lension auf Lebensdauer des Pensionärs auf¬ 
erlegen. Diese darf den dritten Teil der Netto- 
und sicheren Einkünfte des Benefiziums nicht 
ubersteigen. 

Demgemäß kann der Ordinarius auch den V er- 
z . lc 1 * au ^ eine Pfarrei cum reservatione pensio- 
ms ad vitam pensionarii zulassen (AK 20. 5. 1923). 

7) Der Pensionär kann die Pension nicht ver¬ 
äußern. Sic fällt mit seinem Tod fort. 

§ 124 . Die Pfriindeverleihung. 

(can. 1431— 1447) 

1. Zuständigkeit. 

a) Der Papst ist befugt, alle Benefizien in der 
ganzen Kirche zu verleihen oder ihre Verleihung 
(ständig oder im Einzelfall) sich vorzubehalten. 

Das gemeine Recht behält ihm bzw. dem 
Apostolischen Stuhl folgende Benefizien vor: 

a ) die Konsistorialbencfizien; 

ß) die Dignitäten an den Kathedral- und Stifts¬ 
kirchen. 

die durch die Konkordate zugestandenen Rechte 
an die Bischöfe und Kapitel vgl. oben S. 92. 
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y) Ferner sind noch reserviert: alle durch Tod, 
Beförderung, Verzicht oder Versetzung erledig¬ 
ten Benefizien der Kardinale, päpstlichen Legaten, 
höheren Beamten an den römischen Kongregatio 
n en, Gerichten und Ämtern; 

ö) die Benefizien der sog. Familiären des 
Bttpstes (Ehren- und Geheimkämmerer, aus 
Prälaten), falls sie diese Würde noch beim Frei¬ 
werden ihrer Pfründe innehaben; 

Die Würde des Ehren- und des G e heimkämmercrs 
Seht mit dem Tod des verleihenden Papstes w - 
dl ® des Hausprälaten bleibt, solange sie nicht entzog 

^Für die Kanoniker (nicht «r andere Geisdkhe) 
J n den bayerischen Diözesen und in der B . un „ 5 e tr. 
! Ur ß sowie in ganz Preußen ist die Bcsti ß 
^ Cr Familiären aufgehoben. 

e) die Benefizien außerhalb Roms, deren 

Inhaber in Rom stirbt; u»„»nRpne- 

. 0 die infolge Simonie ungültig verliehenen Bene 

fizien 

TTöiip bei denen der Papst 
-ÄS.:»“H-« gei.g, ha,“ (a(- 

ra„, wenn er die Wahl nu, eine 
gründe für ungültig erklärt oder den Wäldern 
^ Vornahme der Wahl verboten oder de " ^ 
*!cht auf eine Pfründe angenommen, ■ fizium 
^aten befördert, versetzt und ihm < zu ge- 

entzogen oder eine Pfründe als Kommende zuge 

diesen hat 

jf-hc Reservatio in den Faßen d^Benefizhiirns durch 

cn Einzelfall. Die Besetzung des -Bene Reserva . 

dc " Apostolischen Stuhl bringt nicht z B 

ein" fl ^ r die Zuk , unft mlt Rischof befördert, so wird das 
uen Domkapitular zum Bis Mal vom Papst be- 

SM Igewordene Kanonikat das ie i m kämmerer oder 

Setzt; ,.,»»» »in oäDstlicher denen»*. ^ Ci „ u , 













364 Drittes Buch. Die zeitlichen Angelegenheiten. 

Auf das durch seine Mitwirkung freigewordene, nicht 
auf das v*bn ihm besetzte Benefizium legt der Papst 
die Hand. 

Beneficia manualia (amovible) oder bene- 
ficia iuris patronatus (laicalis vel mixti) sind 
nie reserviert, es müßte denn ausdrücklich gesagt 
sein. 

Ebenso nicht die Ämter ohne Pfründe. 

Eine Verleihung reservierter Benefizien durch 
unbefugte Stellen ist ungültig. 

^> r d i n a r i e n entbehren nicht jedes Einflusses 
aut die Besetzung der reservierten Benefizien, die nicht 
Ivonsistorial benefizien sind. Sie reichen dem Papst (Da- 
p n ur (unverbindliche) Dreier - Vorschläge ein. (Vgl- 
die Weisungen der Datarie vom 11. 11. 1930.) 

Ferner d e v o 1 v i e r t die Besetzung von solchen 
J fründen, die nicht innerhalb sechs Monaten nach 
ihrer Erledigung besetzt werden (Pfarreien unter 
Umständen ausgenommen), an den Apostolischen 
Stuhl, falls nicht ein absolutus defectus subiecto- 
rum vorlag (AK 24. 11. 1920). 

b) Der Ortsordinarius ist im übrigen für 
die Verleihung aller vakanten Benefizien in sei- 
nem Territorium zuständig (der Generalvikar 
nicht ohne besondern Auftrag). 

Der Kapitularvikar kann, von den oben § 31, S. 99 f- 
genannten Fällen abgesehen, weder Pfarr- noch andere 
ständige Benefizien freier Kollatur besetzen. 

Die Verleihung muß innerhalb eines hal¬ 
ben Jahres nach der Erledigung des Beneli- 
ziums geschehen; sonst fällt sie an den Heiligen 
Stuhl. 

Eine Ausnahme ist unter gewissen Umständen bei 
Pfarrpfründen gestattet. (Siehe oben S. 100). 

2. Bedingungen. Zunächst ist an die Erfordere 
nisse für die Besetzung der Kirchenämter über¬ 
haupt zu erinnern. (Vgl. oben § 14.) Außerdem 
ist zu beachten: 


1 . Teil: Das Pfründewesen. 


365 


a) Gegen seinen Willen oder ohne seine aus 
drück liehe Annahme kann einem Geistlichen keine 
Pfründe gültig übertragen werden. 

, Bei vorausgegangener Bewerbung um eine Steile be¬ 
darf es selbstverständlich keiner besondern Annahme- 
c rklärung mehr. 

b) Niemand kann sich selbst ein Benefizium 

übertragen; - . r 

C) Alle Benefizien sind dem Benefiziateii auf 
seine Lebenszeit zu übertragen, wenn nie * 
Stiftung oder unvordenkliche Gewohnheit oder 
ein spezielles Indult etwas anderes mit sici 
bringen (subjective perpetuitas). . 

d) Kein Geistlicher kann gültiger weise 
mehrere incompatible Benefizien annehmen oder 
behalten, sei es mit festem Anstellungstitel ode 
a, s dauernde Kommende. 

Mit einander unvereinbar sind nicht : nur ^^^„icht 
den, deren sämtliche Pflichten derse Pfründen von 
s . clb st erfüllen kann, sondern auch 
denen die eine oder andere zu seiner 

ausreicht. 


C) Die Pfründen sind ohne Minderung (denu- 
mitio) zu übertragen (vgl. § J23 u n sind 

Als simonistische Ha Verleihers 

alI e dem Geistlichen zu Gunsten c y e rlei- 

fes Patronatsherrn oder anderer beim 

büngsakt zu machenden Abzüge aus ver _ 

jj e r Pfründe, Vergütungen und Zahlu g 

boten. 


. Gestattet ist eine mäßige Gebühr für gute Zwecke 
vcan. 1 cq") 

f) Weltgeistliche an"Geistfiche aus 

geistliche, Ordensbcnefizien nur ai 

d ' m °" SvesSr,“nstaUa- 

tio^i“ ÄS “SnsUtorialen Benefiz!«. 
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erforderlich. Mit ihr tritt man den Besitz der 
Pfründe an. Sie ist stets Sache des Ortsordina- 
nus, der einen andern Geistlichen (Dekan) damit 
betrauen kann. 

Ihre Form ist durch den Ortsordinarius zu regeln 
me^n ^ ema ^ der rechtmäßigen Gewohnheit vorzuneh- 

TTn*r^! S ^- e ^ nem - gere £hten. Grund kann er von dieser 
lspen^eren. Die Dispens gilt als capta possessio. 
eiei j. lc J?. e Einführung des Pfarrers, die an sich 
"f rC Bedeutun g hat, ist dann Besitzergrei- 

v ^. m rechtlichen Sinn, wenn die Anordnung des Or- 
dinarius oder die rechtmäßige Gewohnheit mit ihr die- 
sen Charakter verbinden, was tatsächlich da und dort 
aer rall ist. 

fTwLt In i£ h k. ber . t K 0 " s i s t o r i a 1 b e n e f i z i e n 

L .. ,° u . nd Prälaten nullius) nehmen von ihrer 

hnn^nu Besit ^ ‘ ndei ? si . e dem Domkapitel (Diözesan- 

vorlegen ren * ^ rdens h a P 1 tcl) die Ernennungsurkunde 

Wenn die Besitzergreifung ungültig war, so ist 
das Benefizium ersessen, wenn der Benefiziat bona 
nde drei volle Jahre in seinem ungestörten Besitz 

Y ar )A USgeschlossen ist d *e praescriptio im Falle 
der Simonie. 


§ 125 . Das Patronatsrecht. 

(can. 1448—1471) 

1. Begriff. Der CIC definiert das Patronatsrecht 
als den ,,Inbegriff der Privilegien und der damit 
verbundenen Pflichten, die durch ein Zugeständ¬ 
nis der Kirche den katholischen Stiftern einer 
Kirche, Kapelle oder eines Benefiziums selbst 
oder ihren Rechtsnachfolgern zukommen.“ 

Das Patronat beruht demnach nicht auf privatrecht- 
lichen Ansprüchen. Es ist vielmehr ein Zugeständnis 
(concessio), eine Summe von Privilegien, durch die ins¬ 
besondere die bischöfliche Kollatur der Benefizien ein¬ 
geschränkt ist. 
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Ber CIC hält zwar an den bestehenden Patro¬ 
naten fest (can. 4), wünscht aber deren Beseitigung 
du rch freien Verzicht. . 

Die Ortsordinarien sollen nämlich den * ^trona 
hc rren anraten, auf ihre Rechte, wenigstens auf ihr Pra- 
Se ptationsrecht zu verzichten und an deren Stelle sic 1 
ndt den spiritualia suffragia, etiam perpetua, für sich 
Un d ihre Angehörigen zu begnügen (AK 12. 11. 19 22 211 
c an. 1451 S i). . 

Für die Zukunft verbietet der CIC die Ent- 
St ^hung jedes Patronats. . , , nr 

Die Ortsordinarien können jedoch Stiftern nicht nur 
s Piritualia suffragia entsprechend ihrer Freigc *6 
gestehen, sondern auch bei der Stiftung eines 
^bms die Bedingung zulassen, daß es das erste Mal 
de| n geistlichen Stifter oder einem andern vom Stitter 
^zeichneten Geistlichen verliehen wird. 
Patronatsrechte kommen nach dem ger V^ 1 . .. qrec ht- 
katholischen Stiftern zu. p ew ?h n h^tsrech^ 
lc h kommen in Deutschland und österreic 
estanten in Betracht (can. 5)* ... . . TTnfpr 

Wiewohl der Codex bei den Benefizien keinen Unter^ 
sch le d macht, so sind doch die höhere . . te ns 
le n (Bischöfe, Dignitäten) vom Patro , 

' 0rn Laienpatronat, ausgeschlossen. 

2 - Arten. Man unterscheidet: . 

a ) dingliches und persönliches Patro¬ 

nat; 

. Bas erste ist mit einem 

hier Person verbunden. . 

b) geistliches, 1 a i k a 1 e s und g e m 1 s c i 

e s Patronat; . , . . 

ein 061 ’- Unterschied n ? pt da r il istHchen 1 al 7 so e ichMn oder 
, n geistlicher (von einem Geistli laikaler 

kirchlichen Anstalt aber nicht als Geist- 

i: ? n Laien, auch von Geistlichen, schließt (Stif- 

S? h «n stammender) ist, oder beides ns ich sen 
tu °g aus Laien- und Kirchengut zugleich;. 

c) erbliches, Familien-, Geschlechts- 
u hd gemischtes Patronat. 


Gut (res), das andere mit 


«rbl 
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Glieder der Familie oder des Geschlechts des Stifters 
übergeht oder nur auf solche Personen, die zugleich 
Erben und Glieder der Familie oder des Geschlechts 
des Stifters sind. 

Ähnlichkeit mit dem Patronat hat das 
Wahl- und Vorschlagsrecht von Gemeinden. Der 
Codex bestimmt darüber: 

Die Wahlen und Präsentationen des Volkes 
auf Pfründen können da, wo sie bestehen, tole¬ 
riert werden, wenn es aus drei vom O r t s Ordi¬ 
narius vorgeschlagenen Geistlichen 
einen auswählt. Sonst ist Volkswahl oder -Präsen¬ 
tation nicht mehr zulässig. 

3. Rechte des Patrons. Sein vornehmstes 
Recht ist die Präsentation des Geistlichen 
auf die vakante Kirche oder das vakante Benefi' 
zium dem Ortsordinarius gegenüber. 

Sie hat (regelmäßig) innerhalb vier Monaten 
nach der rechtmäßigen Mitteilung des zur Institution 
Berechtigten über die Erledigung der Stelle zu erfolgen- 
Sonst wird die Stelle für diesen Fäll zu einer solchen 
freier Verleihung. 

Der Präsentierte muß i d o n e u s sein, worüber der 
Ortsordinarius zu entscheiden hat. Bei Ablehnung des 
Kandidaten braucht er dem Patron die Gründe nicht 
zu offenbaren. 

Der Patron ist im Falle der Ablehnung eines Kandi¬ 
daten berechtigt, nur noch ein zweites Mal die Präsen¬ 
tation auszuüben. 

Legt er jedoch gegen die Ablehnung des zweiten 
Kandidaten oder legt der Abgelehnte selbst — inner¬ 
halb zehn Tagen — den Rekurs an den Apostolischen 
Stuhl ein, so unterbleibt die Verleihung des Benefi- 
ziums bis zur Erledigung des Streitfalles; nötigenfall 5 
weist der Ordinarius einstweilen einen Verweser an- 

Der geeignete Präsentierte hat nach seiner An¬ 
nahme der Präsentation das Recht auf die kanonische 
Institution, die Sache des Ortsordinarius (nicht de 5 
Generalvikars ohne speziellen Auftrag) ist und inner¬ 
halb zweier Monate nach der Präsentation zu g e " 
schehen hat, damit die Pfründe vorschriftsgemäß nicht 
länger als sechs Monate unbesetzt bleibt. 
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Sind 


—..v. mehrere Geistliche P r a sc nt ' ert ' 
wozu der Patron berechtigt ist, so hat der Ordinarius 
den c p (* i tr n ^ t c f r» .■» von ihnen zu nehmen (quem ma- 


den 


geeignetsten von ihnen zu nehmen (quem ma 
Bis idoncum in Domino iudicaverit). . . 

Jede an Simonie leidende Präsentation is 
«r etwa gefolgte Institution ipso iure u n g u>' ■**y . 

über weitere Einzelheiten im Falle eines wenn meh- 
tes wegen des Patronats selbst, im Falle, 
f ere Einzelpersonen Patrone sind oder e y 

bsche Person ist, oder wenn jemand infolge jerschie 
dencr Titel Patronatsrechte besitzt vgl. CIC c. . 4 a 

b's 1463. 


Außerdem steht dem unschuldig ti 
geratenen Patron eine Unterstu §> 
au s den Einkünften der Kirche odei es 
?>unis zu, soweit die Lasten der Kirche od - 
Jenefiziums und die honesta sustcntatio des bene 
fiziaten es gestatten. Ein schönes eis P , 
Dankbarkeit der Kirche gegen ihre W oh * tat , 

, Ferner hat der Patron in der Kirche verseht^ 
( cne Ehrenrechte. Sie sind vor al,c q C 
<*‘e rechtmäßige Gewohnheit bestimmt. Der Gi 
führt folgende an: ^ 

Anbringung des F a 111 i 11 e 11 - o d e rG c sc am ;ii ae ) 

Appens in der Kirche (stemma geotis vm äh 

,. die P r ä 2 e d c n z bei Prozessionen und anae 

'eben Funktionen vor den übrigen . \ - n <j er Kirche, 

einen besondern Sitz (digmor 0 line Baldachin 

?ber außerhalb des Presbyteriums und ohne 

'^eichen der Jurisdiktion). zustehende 

p^’B. Die Frau (uxor) übt das 1 r Minderjähri- 

atronatsrccht in eigener Person aus «l.e 

6en durch ihre Eltern und Vormünder. 


4- Pflichten des Patrons. ? hn * '"/dürfen, 

J^altung des Kirchengg« «nm etwaige 

Verschleuderung des Vermögens der K..cl.e 
'« Benefiziums aufmerksam z c h , (Repara . 

Fr hat die (subsidiäre) B 1 p a tronat ex 
tlo nen, Wiederaufbau), wenn 
Etzbach, Recht dor kathol. Kirche 
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tituloaedificationis stammt und diese Last 
nicht auf andern liegt (vgl. oben S. 277 f.). 

Er hat die Pflicht, die für Kult und B c n c f i- 
z 1 u mnot wendigen, aberfehlenden Ein¬ 
künfte entsprechend zu ergänzen, wenn das 

atronat ex t i t u 1 o donationis stammt. 

nJr*. 0 ' 6 £j rche verfal >en, wird sie nicht in der erfor- 
Winf. ,en -^ Ve 'u e r ^P ariert . und wenn die nötigen Ein- 
Patronatsrecht >eSC ^ a ^ werden, ruht unterdessen das 

Es rfkj- w 'eder auf, wenn der Patron innerhalb der 
D 0 m u. rd r' nanus unter Androhung des Verlustes des 
Hechtes festgesetzten Zeit seiner Pflicht nachgekoni- 
men ist. Andernfalls hört es ipso iure et sine ulla dccla- 
rationc auf. 

5. Erlöschen des Patronats. Außer in dem eben 
genannten Fall erlischt das Patronat in folgenden 
sechs Fällen: 

a) durch Verzicht (ganz oder teilweise, je¬ 
doch nicht möglich zum Schaden der Konpa- 
trone); 

b) durch W iderruf des Heiligen Stuhles oder 
Aufhebung der Kirche (Bcnefizien) durch ihn; 

c) infolge rechtmäßiger Verjährung; 

d) bei Untergang des Gutes, an welches das 
Patronat gebunden ist; 

beim Aussterben der betreffenden Familie, 
des Geschlechts oder der Linie; 

r e) durch Vereinigung der Kirche (Bene¬ 
fizium) mit einer andern Kirche (Benefizium) 
freier Kollatur, oder wenn die Patronatskirche zu 
einer Wahl- oder Regularkirche wird. In beiden 
Fällen ist für die Vornahme der Veränderung die 
Zustimmung des Patrons erforderlich; 

f) auf Grund folgender Verbrechen : 

Versuch des Patrons, das Recht auf einen an¬ 
dern in simonistischer Weise zu übertragen; 
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Abfall des Patrons, Übertritt zur Häresie oder 
ZUm Schisma; 

Ungerechte Aneignung oder Festhaltung dei 
Güter der betreffenden Kirche (Benefizium), 

■i ötung oder Verstümmelung des Rektors, 
5 -ines andern Geistlichen an der betreffenden 
Kirche oder des Benefiziaten, sei es in eigener 
er son oder durch andere. 

In den unter f) bezeichneten Fällen verliert 
nur der schuldige Patron sein Recht; jedoch im 
? u| etzt genannten Fall (Tötung und Verstumme- 

l,n g) auch die Erben. . . 

Der Verlust des Rechtes setzt die sententia de- 
c 1 a r a t o r i a (nicht gerichtliches Urteil) voraus. 
6- Ruhen des Patronats. Das Patronatsrec 1 

ruht; 

wenn und solange der Patron zensuriert 
0(1 er rechtlich infam ist, post sententiani 
c °ndemnatoriam vel declaratoriam. Die Pflichten 
(le s Patrons bestehen auch in diesei Zeit wei er. 

Nach gemeinem Recht ruht das Patronatsrecht 
auch, wenn Realpatronate an solche fallen, an die 
Persönliche unübertragbar sind, d. h. an 
U n g I ä u b i g e , öffentliche A p o s t a t e n, W a- 

! e t i k e r, Schismatiker, Mitglieder 

f 1 r c h 1 i c h verbotener Bünde oder r- x- 
0 ui m u n i z i e r t e, oder „ , 

, .'venn die Eltern oder Vormünder des 
Minderjährigen Patrons akatholisch sin 

§ 126. Die Rechte und Pflichten der Benefiziaten. 

(can. 1472—M82) 

r L Rechte. „Jeder rechtmäßig instituierte Eene 
7 -.iat genießt alle mit seiner Pfründe verbundenen 
'glichen und geistlichen R ecIlt ^ , 

P bezüglich der zeitlichen Guter sagt der 
Cl C noc h: „Auch wenn der Benefiziat andere bonia 







372 Drittes Buch. Die zeitlichen Angelegenheiten. 


non beneficialia (Privatvermögen) besitzt, kann er 
die zu seiner honesta sustentatio erforderlichen 
Früchte des Benefizituns frei genießen, ist aber 
verpflichtet, die überflüssigen Einkünfte (aus dem 
Benefizium) für die Armen oder fromme Zwecke 
zu verwenden.“ 

Der Benefiziat ist also nicht Eigentümer der Pfründe, 
sondern Nutznießer ihrer Güter. Das Benefizium bleibt 
Eigentümer und ist in seinem Bestand zu erhalten. 

.. .J as Nutznießungsrecht ist beschränkt; soweit 

die Einkünfte über das zur honesta sustentatio Nötige 
hinausgehen, darf der Benefiziat nicht frei darüber ver¬ 
fügen. Er ist vielmehr verpflichtet, sie für gute Zwecke 
zu verwenden. 

Über die nicht aus dem Benefizium (dos im oben 
o. 353 bezeichneten Sinn genommen) stammenden 
r riiehte kann er frei verfügen. 

Ansprüche hat er nur auf die „Früchte“, d. h. die 
regelmäßigen Einkünfte, nicht auf solche Einkünfte, 
mit denen eine Minderung der Substanz des Benefi' 
ziums verbunden ist Diese fallen vielmehr der Pfründe 
selbst zu (Entscheidung der Konzilskongregation vom 
12. i2. 1931). 

Wenn für ein Benefizium der Empfang einet* 
Weihe vorgeschrieben ist, so muß der Benefizm* 
diesen ordo vor der Verleihung des Benefizium 5 
empfangen haben. Es kann z. B. niemand, det* 
nicht schon Priester ist, eine Pfarrpfriinde antrC' 
ten. 

2. Pflichten. 

Der Benefiziat ist verpflichtet, die mit der 
Pfründe verbundenen besondern Pflichten treu 
zu erfüllen. 

Jeder Benefiziat ist verpflichtet: 

a) zum täglichen Breviergebet; 

Falls er ohne rechtmäßige Verhinderung die kanoiü' 
sehen Horen nicht verrichtet, gehören die BencfiziaP 
früchte pro rata omissionis nicht ihm, sondern sind 
der Kirchenfabrik oder dem Diözesanseminar zu übe 1 " 
geben oder für die Armen zu verwenden. 
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b) zur Verwaltung der Güter seiner Pfründe 
na ch den kirchlichen' Vorschriften. 

. Durch Nachlässigkeit oder auf andere Art schuld- 
hafterweise dem Benefizium zugefügte Schaden hat er 
mm zu ersetzen und ist vom Ortsordinarius dazu an 

zuhalten. 

Handelt es sich um einen Pfarrer, so kann er 
"fegen schlechter Verwaltung nach den N° rnle _? des 
C °dex am o viert werden (can. 2147 ff-1 V S*- . 

Bctr. Verwaltung gelten folgende Einzel Vorschriften. 
.Die mit der Verwaltung der Pfründe und " 1 ' t tl< j r 
I .ereinnahmung ihrer Früchte verbundenen or«nt- 
'chen Ausgaben hat der Benefiziat selbst zu tragen. 
Die Kosten für die außerordentlichen 

'es Benefiziumshatiscs sind von denjenigen • • 

denen die Wiederherstellung der Pfrundekirche 
'St, falls nicht die Stiftungsurkunde, rcc, ’ t " 1 “ ß ^ C * r . 
"tachungen oder Gewohnheiten etwas anderes 
St nen. _ 

,. Kleine Reparationen, die dem Bencfiziaten se »t 
/gen, hat er möglichst bald ausfuhren vermeiden 
' Ic Notwendigkeit größerer Reparationen zu vcrn cidcn. 

Bei Verpachtung von Pfründegutcrn s.n Abn - 

e'iungcn über Vorauszahlungen von m d' r ; ls n “ 
Kalben Jahr an den Benefiziaten (anticipatae solutio 
'es ultr*i - • ' 

kann 

r Beim Pfründewechsel infolge Todes des uene 

festen sind die Jahreseinkünfte zwischen dem Nac^^ 

,‘dger und dem Vorgänger bzw. dessen Erbe 

nnnK° H li des Dienstes ^‘der z “ * e des’ laufenden Jah¬ 
re " 8 aller Einnahmen und La * te ht ; ißiKC Gewohnheit 
Drf’ Sow eit nicht durch eine reci _ n j prcr gerechter 
?dcr besondere Vorschriften ein anderer gereenter 

"Sgleichsmodus eingeführt ist. Vcr- 

Nach Abzug aller Kosten. (auc .^ ,jj e e j ne 

2® - B » SÄ Ä 

r kalargcfälle, Tnterkalarfonds). 


tra semestre) verboten. Der^ Ö r t s o rdi n ^ 
sic in außerordentlichen Fallen , eines 

K. u .cI .„ .........JÄIS. 
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Der Ortsordinarius ist verpflichtet, über die Erhal¬ 
tung und gute Verwaltung der Pfründen zu wachen, 
wozu er sich der Landdekanc bedienen kann. 

Betr mensa und domus cpiscopalis vgl. can. 

M83, §§ 1—3. 


§ 127 . Verzicht und Tausch. 

(can 1484—1488) 

r. Verzicht. Den Verzicht auf die Pfründe soll 
der Ortsordinarius bei einem Geistlichen mit 
höherer Weihe nur dann zulassen, wenn feststeht, 
daß auf andere Weise für seine honesta sustefl* 
tatio gesorgt ist (Privatvermögen, Pension usw.J 
vgl. auch § 14, IV). 

Ist der Geistliche auf den Titel des Bencfiziums ordi¬ 
niert worden, so ist der Verzicht ungültig, wenn nicht 
ausdrücklich erwähnt ist, daß er auf diesen Titel geweiht 
und.mit Zustimmung des Ordinarius ein anderer recht¬ 
mäßiger Ordinationstitel an dessen Stelle gesetzt wurde* 

Zu einem Verzicht zu Gunsten dritter odc f 
m i t Bedingungen über die Verwendung der 
Einkünfte oder die Verleihung der Pfründe 
ist der Ordinarius nur kompetent in dem besondern 
hall, wo um ein Benefizium ein Prozeß entstanden E l 
und der eine Partner zu Gunsten des andern verzichtet* 

2. Tausch. Der Tausch von zwei dem Aposto¬ 
lischen Stuhl nicht reservierten Benefizien ist 
vvegen kirchlicher Notwendigkeit oder eines kirch' 
liehen Vorteils halber oder aus einem andern g e ' 
rechten Grunde, ohne Beeinträchtigung dritter, 
zulässig, indes nur mit Zustimmung d e s 
Ortsordinarius (des Generalvikars mit be¬ 
sonderem Auftrag, nicht des Kapitularvikars) und 
gegebenenfalls des Patrons. 

Der Tausch muß schriftlich oder mündlich vor zW cl 
Zeugen geschehen. 

Zwischen den ungleichen Benefizien darf keij 1 
Ausgleich durch Vorbehalt von Früchten oder dufC 11 
eine Geldleistung oder ähnliches stattfinden (Simonie!)* 

Der Tausch kann immer nur zwischen zwei Bene' 
fiziaten erfolgen. 
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§ 128. Andere kirchliche Anstalten ohne kollegialen 
Charakter. 

(can. 1489—1494) 

(A n h a n g.) 

1 • Hospitäler, Waisenhäuser u n d a n- 
d e rc ähnliche Institute, die zur Pflege der 
Religion oder der Werke der geistlichen und leib- 
liehen Barmherzigkeit bestimmt sind (pH insti- 
futa, pia causa), können vom Ortsordinarius 
er r i c h t c t und durch ein Dekret zu j u r 1- 
s * i s c h e n Personen gemacht werden. 

Sic bilden das Gegenstück zu den kollegialen 
Anstalten (Korporationen und Vereine). 

Die Gründung solcher Anstalten kann auch von 
anderer Seite ausgehen. In diesem Fall werden sie 
v °m Ordinarius approbiert und kirchlich er¬ 
achtet. Er soll die Approbationen ihnen nur gc- 
^on, wenn ihr Zweck wirklich nützlich ist unc 
ei ” Grundstock (dos) gebildet ist, der in Erwä¬ 
gung aller Umstände zur Erreichung des vorge- 
s teckten Zieles genügt. 

, ^ic Kirche nimmt das Recht a 1i f d 1 c fr c i e Be t a ü ß “ n g 
Liebe für sich selbst und ihre Glieder n 
De >- Staat oder die Gemeinden haben kein' 
f e< rht in dieser Hinsicht. Gerade dm öffentlichen O g 
•’aben wie allgemein so speziell auch ■n te « , aMS ( 
Pfege nur ergänzend und regelnd einzuspringen, * 

, Ie kirchliche und freie Wohlfahrtsp S 

c rungen nicht genügen. , » t diesem Grundsatz 

Bas Reichskonkordat 0933) . . . nnffen und der 

»i»R«hnu„ e und.icl«rtd.na™chg^.J-to 

., ‘‘tigkeit der katholischen karitative ]} er 

nd Verbände den staatlichen Selm katholischen 

??ritasverband ist als Spitzenverband der^kathol.scnen 

r le bestätigkeit staatlich ane ^f n / 1 if 1 hrtsDflege eine Ar- 
r ?i übrigen Verbänden der WohlfahrtspUege 

Gemeinschaft als gleichbere l t ß Staat un d den 
Die Kirche bestreitet «her anen dag Recht auf 

^oddfahrfs^Tflegc ^'n' der Angegebenen Begrenzung und 
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\ erlangt keine Unterstellung der staatlichen oder städ¬ 
tischen Anstalten unter die kirchliche Autorität. 

Die Verwaltung solcher Anstalten ist Sache 
ihrer Rektoren nach Maßgabe der Stiftung. Diese 
haben dieselben Pflichten und Rechte wie die 
Verwalter anderer kirchlicher Güter. 

2. In der Stiftungsurkunde hat der Stifter ge¬ 
nau die Verfassung der Anstalt, ihren Zweck, die 
Dotation, die Leitung und Verwaltung und die 
Verwendung des Vermögens im Falle der Auf¬ 
lösung der Anstalt zu beschreiben. 

Lin Exemplar der Urkunde ist im Archiv der An¬ 
stalt, ein zweites im Archiv der Behörde aufzube¬ 
wahren. 

3. Der Ortsordinarius ist berechtigt und ver¬ 
pflichtet, solche Institute ohne Ausnahme zu 
visitieren. 

Ist eine Anstalt einer Ordcnsgesellschaft iuris 
pontificii anvertraut, so erstreckt sich die vigi' 
e Piscopalis nur auf die Religionslehre, die Sitten» 
die Übungen der Frömmigkeit und die Verwaltung des 
Gottesdienstes und der heiligen Sakramente. 

Bei den Ordcnsgesellschaften iuris diocccsani 
erstreckt sie sich auf alles. 

Wenn durch die Gründung, Ersitzung oder ein Apo¬ 
stolisches Privileg eine Anstalt von der Jurisdiktion 
oder der Aufsicht des Ortsordinarius exemt ist, so 
steht ihm trotzdem das Recht zu, Rechenschaft z« 
verlangen. Jede gegenteilige Gewohnheit ist verworfen- 

Wenn der Stifter will, daß die Verwalter zu dieser 
Rechenschaft nicht gehalten sind, so darf die Stiftung 
nicht angenommen werden. 

Der Ordinarius muß darüber wachen, daß der Wille 
der Stifter genau cingehalten wird. 

4. Die Anstalten dürfen ohne Erlaubnis des 
Apostolischen Stuhles nicht aufgehoben, mit an' 
dern Anstalten vereinigt oder zu irgendwelchen 
der Stiftung fremden Zwecken verwendet werden, 
falls in der Stiftungsurkunde nicht etwas anderes 
vorgesehen ist. 
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5 * Die geschilderte Regelung gilt nur für die 
»kirchlichen“ Anstalten im engeren Sinn. Die 
katholischen Anstalten mit den gleichen Zwecken 
'vie jene kirchlichen Anstalten sind zu allermeist 
kirchenrechtlich private Anstalten, die dieser \e 
gelung des CIC nicht unterliegen. Man kann 
daraus aber ersehen, in welchem Geist sie zu tuli- 


r en sind. 

Soweit Geistliche an ihrer Leitung mul^hendc 1 B 

beteiligt sind, kann der Ordinarius entsprechendeste 
dmgungen stellen und die Geistlichen 

Wenn ciV. urorrlrn. 


aiLIIV.ll imv* 

Vcn n sic nicht erfüllt werden. 

über das religiöse und sittliche Gebiet p^LlHvatrccht- 
jj'iiarius auch in den katholischen Atisfaltci pr: ^ 
icheti Charakters selbstverständlich die • 

_ 6. Piac domus fwohltätir“ A-etoltcn'l ^ ann 


Zweiter Teil. 

Das kirchliche Vermögensrecht. 

§ 129 . Einleitung. 

(can. 1495 —'498) 

'• Begriff. Kirchengut (bona ecclesiastica) sind 

a) zeitliche, bewegliche oder u ” e ö . ( | 

[w t e r (bona corporalia), die c< - r . £j„ entU ni 
lrc blieben moralischen Personen) als E. ö entu 

e .hören; , ,t er Kirche auf eine 

b) Forderungsrechte c 

er mögenswerte Leistung; . Sache 

e) kirchliche Rechte 

*e Pfandrecht, Servitut (bona incorpora ; 

P>e einzelnen Kirchengütcr heiß j^Qpgg^ration oder 
ho na sacra, wenn s1 ?. t bestimmt sind (Kelch, 
?nediktion für den Gottesdienst bestin 
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bona pretiosa. wenn ihnen wegen ihrer künst¬ 
lerischen Art, ihres Alters und Materials ein beträcht¬ 
licher wert (notabilis valor) zukommt. 

Eigentümer des Kircliengutes ist entweder: 

die ganze Kirche und der Apostolische 
Stuhl oder 

eine andere unter der Autorität des Apostoli¬ 
schen Stuhles stehende (kirchliche) mora¬ 
lische Person (Kapitel, Kloster, kanonisch er¬ 
richteter Verein usw.). 

^cr CIC hat die alte Streitfrage, wem das 
Kirchengut gehört (Gott, Kirchenpatron, Papst, Bene- 
nziat. Gesamt- oder Einzelkirche) zu Gunsten der sog- 
Institutstheorie entschieden. 

2. Grundsätze. 

a) Der katholischen Kirche und dem Apostoli' 
sehen Stuhl steht als einer societas perfecta das 
angeborene Recht (nativum ius) auf Eigen' 
tum zu. Sie ist befugt, frei und von der Zivilge- 
^valt unabhängig zur Verfolgung der ihr eigenen 
Ziele zeitliche Güter zu erwerben, zu be¬ 
sitzen und zu verwalten. 

Den einzelnen Kirchen und den andern 
moralischen, von der Kirche als juristische 
Personen errichteten Personen, steht 
das Recht (nicht das angeborene) zu, — im Rah¬ 
men der Canones — zeitliche Güter zu erwerben» 
zu besitzen und zu verwalten. 

Die Kirche lehnt also die Beschränkung des Eigen¬ 
tumsrechts der Kirche (Erwerb, Verwaltung) durch 
den Staat als ungerechten Eingriff in ihre gottgegebc- 
nen Rechte ab (Amortisationsgesetze, Stiftungsgesetze)- 

Das deutsche Recht gestattet der Kirche die freie 
Vermögensverwaltung. 

Das Reichskonkordat sichert den katholischen 
Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbänden, den 
Diözesanverbändcn, den Bischofsstühlcn, Bistümern und 
Kapiteln, den Orden und religiösen Genossenschaften 
sowie den unter die Verwaltung kirchlicher Organe g e ' 
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stellten Anstalten. Stiftungen und Vermögensstucken 
der katholischen Kirche die Rech t s fa hi g ' C1 
den staatlichen Bereich (Art. 13/- 

b) Die Kirche besitzt speziell, unabhängig von 
der Zivilgewalt, das Steuerrecht gegenu er 
ihren Gläubigen, soweit der Gottesdienst, ie 
standesgemäße Lebenshaltung der Geistlichen und 
anderer Bediensteter und die übrigen dei irc ie 
e igenen Zwecke es erfordern. 

Für unnötige Ausgaben, für Luxuszwecke usw. 
ansprucht die Kirche kein Steuerrcclit. der 

Das deutsche Recht erkennt das Steuerrecnt 
Kirche an. 

§ 130. Der Eigentumserwerb. 

(can. 1499 —’a 1 ?)- 

Die Wege des Erwerbs von Ei ^ en ^ , " 1 ^ 
mannigfaltig. Die Privaten erwerben es du 
beit, Kauf, Tausch, Schenkung, Ejbschaft^sw. 

Bei den natürlichen Gesellscha ’ , ere jr r - 
Gemeinde usw., kommen noc 1 
'verbsarten hinzu, wie Gebühren, • ^ 

x. Die Kirche beansprucht für *‘ cl Natur I 

..zeitliche Güter auf jede J^andern gestattete 
oder vom positiven Geset. < modis iuris 

Weise zu erwerben“ (omnibus 1 a jjj s ii C ct). 

s ive naturalis sive positivi, qm 

w. Kirche schließt &**»£&* f 
'verbsmethoden aus und laßt nur b alle Erwerbs- 

Sie beansprucht keine beso > g taat j st nicht be¬ 

sten, die andern offen stellen. ...„enthalten oder zu be¬ 
rechtigt, ihr eine Erwerbsart Kirche eine societas 

schneiden (Erbschaft). Da a Erwerbsarten Pri- 

Perfecta ist, stehen ihr tcn wie Steuern, Gc- 

vater noch andere Erwerbsarten, 

bühren zu. XX VII neben der 

2. Der CIC behandelt im T» ^ Gebi etsteilung 

Vermögenstellung nn p er son (can. 1500) 
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und dem Heimfallrecht beim Untergang einer 
kirchlichen moralischen Person (can. 1501) den 
Zehnten und die Erstlingsfriichtc, die 
Sammlungen, das sog. Cathedraticum. 
die Auflagen an B e n e f i z i a t e n und 
kirchliche Institute, die Taxen, die 
Ersitzung und Verjährung, die Sc h c n- 
k u n g u n d das V c r m ä c h 111 i s. 

* ^ j? f Cn ^ e k n tcn und die Ersllingsfrüchte angcht, 
sind die besondern Vorschriften und löblichen Gewöhn- 
neiten jedes Landes zu beobachten. 

In Deutschland sind sie abgeschafft. 

Ar hinsichtlich der S a m ni lunpen haben nur die 
endikantcnordcn das oben S 141 beschriebene Recht. 
Die Sammlungen Privater (Geistlicher wie Laien) 
lur ein frommes oder kirchliches Institut oder fiir einen 
frommen oder kirchlichen Zweck sind ohne (schrift¬ 
liche) Erlaubnis des Apostolischen Stuhles oder des 
eigenen u n d des Ortsordinarius verboten. 

Das Cathcdraticu m ist eine mäßige, vom Pro¬ 
vinzial konzil oder der Bischofskonferenz bestimmte 
Jahresabgabe aller Kirchen, Benefizien und Laienbru- 
„ r ? c , . en . an den Bischof als Zeichen ihrer Unter¬ 
tänigkeit (signum subiectionis). 

Was die Auflagen betrifft, so ist schon erwähnt 
w orden, daß durch den Ortsordinarius für das S e m i- 
n a r bestimmten Stellen eine Steuer auferlegt werden 
kann (vgl. S. 328 t.); ebenso, daß den Benefizien Pen¬ 
sionen auferlcgt werden können (vgl. S. 362). 

Außerdem kann der Ortsordinarius, 
wenn cs die spezielle Notlage der eigenen 
(nicht einer fremden) Diözese erfordert, 
allen Benefiziaten (Weltgeistlichen und 
Ordensleuten) eine außerordentliche und 
m ä ßige Abgabe auflege 11. Besteuerung fiir 
die Diaspora ist nur mit päpstlicher Voll¬ 
macht gestattet, wie Berlin, Breslau und 
P ade rborn sie auf Zeit erhalten haben. 

Line an.dcre Abgabe, sei cs für die Diö¬ 
zese, sei es für den Patronatsherrn, kann 
der Ordinarius Benefizien und andern 
kirchlichen Instituten nur bei dexr Grün¬ 
dung oder Konsekration (in actu fundatio- 
nis vel consecrationis) auflegen. 
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Auf die Mcßstipcndie n (gestiftete oder Manual¬ 
stipendien) kann nie eine Auflage gemacht werden, tin- 
zelne Ordinarien haben vom Heiligen Stuhl das r ’ 
bei weiterzugebenden Stipendien einen Teil ur 
nche Zwecke zurückzubehalten. ;, 17 

Die Festsetzung der in der ganzen Kirchenprovinz 
zu erlegenden T a x e n für die versehtedenen Akte d 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, für die Ausführung p 
'eher Reskripte oder gelegentlich der P Aufgabe 
heiligen Sakramente und Sakramentalen Ri sc i,öfe 

Provinzialkonzils oder des Konvents der Btsc ofe 
der Provinz. Die Festsetzung der Taxen bedarf |u ihrer 
Gültigkeit der Approbation des Apos ° ‘ ' vg , oben 

Betr. der Gebühren bei ß e c ‘ S hptr S H C r Gerichts- 
§ '02, bei Dispensationen § / 9 . betr - der 

^Einc "eingehendere Behandlung verlangen Prjslmp- 
l'on (Ersitzung und Verjährung), Schenkung un 
ITl ächtnis. 

I. Die Ersitzung und Verjährung. 

..Praescriptio“ bat im CIC »«> fPf*'“ 
*^inn: es bedeutet sowohl einen 1110 us 1 , 

a 's auch einen modus sc liberandi; d. h.*»» kann, 
"’ie wir im Deutschen sagen, , eine v j ltunJ? 

••Ersitzung“ erwerben und von emer Verpflichtung 
durch Verjährung“ befreit werden, b 
"«.tct der lateinische Ausdruck 

a ) Die Kirche übernimmt für * e * e * Landes¬ 
währung im allgemeinen die jeweil g vQm 

Gesetzgebung, macht aber bes in ? n V j. 

Göttlichen Recht geforderte Vorbehalt . 

erjährung. . •R P cit 7 einer beweglichen 

„ Durch zehnjährigen ma n im guten 

Sache wird man ihr Eigentümer, 

Glauben besessen bat. .. fr : st beträgt dreißig 

Die regelmäßige \ cr . ja l p ,.;;H 1 en verjähren in zwei, 
Ja hrc. Eine Reihe von Ansprüchen verj 

an dere in vier Jahren . vverden in bestimm- 

. Beide, Ersitzung und Verjanrung, 

Ihn ‘C'.. 11 __U r* l-i r> n 
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b) Die vom CIC gemachten Vorbehalte sind 
folgende: 

Der Präskription unterliegen nicht: 

a) was göttlichen (natürlichen oder positiven) 
Rechtes ist; 

ß) was nur durch ein Apostolisches Privileg er¬ 
langt werden kann; 

?) die geistlichen Rechte, die die Laien nicht 
>esitzen können, falls es sich um praescriptio zu 
Gunsten von Laien handelt; 

( 5 ) die sichere und unbezweifelte Abgrenzung 
d ^. r Kirchenprovinzen, Diözesen, Apostolischen 
\ ikariate und Präfekturen, Abteien und Präla- 
turen nullius sowie der Pfarreien; 

£ ) die Almosen und Meßverpflichtungen; 

f) das °' lne Titel erlangte kirchliche Bene- 
nzium; 

] l) das Visitationsrecht und das Recht auf Ge¬ 
horsam, so daß die Untergebenen überhaupt von 
keinem Prälaten mehr visitiert werden können 
und keinem Prälaten mehr unterworfen sind; 

0 ) die Zahlung des Cathcdraticum. 

Die im privaten Eigentum stehenden res sacra c 
können von Privaten wohl ersessen, dürfen aber nicht 
zu profanen Zwecken verwendet werden. Haben die 
Gegenstände ihre Weihe eingebüßt, so können sie für 
profanen, aber nicht unanständigen Gebrauch (ad usus 
sordidos) erworben werden. 

Die nicht in Privateigentum stehenden 
res sacrae können nur von einer kirchlichen morali¬ 
schen Person gegen eine andere kirchliche moralische 
Person ersessen werden. 

c) Die Frist der praescriptio beträgt bei 
unbeweglichen Gütern, den res pretiosae, Rech¬ 
ten und Klagen dreißig Jahre. 

Ist indes der Apostolische Stuhl Eigentümer 
solcher Güter oder Inhaber solcher Rechte, beträgt die 
Frist hundert Jahre. 
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d) Ersitzung und Verjährung kommen nur 
zustande, wenn sie auf gutem Glauben beruhen, 
l| nd zwar nicht bloß anfänglich, sondern während 
ganzen Zeit des Besitzes. 

II. Schenkung und Vermächtnis. 

(can. 15 1 3—*5*7) 

•1) Grundsatz. Der CIC stellt den Grün d s a t z 
auf: Jede, nach dem Natur- oder nach dem Kir¬ 
chenrecht zur Verfügung über ihre Guter fähige 
Person kann sie durch Rechtsgeschäft unter Le- 
henden oder durch Testament (ad pias causas 
sive per actum inter vivos sive per actum moi is 
causa) frommen Zwecken zuwenden. 

Dagegen verstoßende weltliche Vorschriften beruh 
fen die Gültigkeit der Schenkung oder der letztwilligen 
er fügung nicht. 

. Hinsichtlich der Testamente zu Gunsten 
der Kirche wünscht die Kirche, da *e 
des Zivilrechtes möglichst einge 1a e 
den. Wenn dies nicht geschehen ist und mfolge- 
dessen der letzte Wille der Verstorbenen zivil- 
r echllich nicht anerkannt wird so sind die Erben 
f« ermahnen, den Willen des Testators ( hin ® 1 ^ 1 * 

h ch des kirchlichen Vermächtnisses) zu erfüllen. 

Die Testamente ad pias causas gehoreii _jhre Natuf 

cn nach zu den res spirituales. tators nach, auf 

nicht bloß der Intention des Verlöbnis auf die 
twas Geistliches hin, ähnlich wiekirchlichen Gesetz- 
hinzielt und demgemäß von , ^ie Regelung 

gf«ng erfaßt ist. Infolgedesse^ ^.teht ^.e ^ J 

Icher Testamente a u * 3 pültißkeit der letztwilligen 
V Diese verlangt von der Gült g Weise (durch 

fci£ rfügungcn nur ’ d a . ß .? uf jpr vor zwei Zeugen usw.) 
einhändige Unterschrift oder vor jw« 

der Wille des Testators sicher fest» n . cht ^ 

d Der letzte Wille steht zu Ji] e j n , ohne Zeugen, 

Ä das und das. gleiche. 
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liegt kein letzter Wille vor, wenn der Verstorbene 
früher einmal versprochen hat, etwas an die Kirche zu 
stiften, das Versprechen aber tatsächlich nicht in seinem 
letzten Willen berücksichtigt hat, sei es absichtlich 
oder aus Vergeßlichkeit. 

Die früher vor dem kirchlichen Gericht zuläs¬ 
sige Klage auf Erfüllung des zivilrechtlich ungültigen 
Testaments gestattet der CIC nicht mehr. Aber an der 
Pflicht der Erfüllung der vor der Kirche gültigen 
letztwilligen Verfügung hält er fest. Die Auslegungs¬ 
kommission hat am 17. 2. 1930 entschieden, daß der 
Ausdruck „heredes moneantur“ eine wahre Erfüllungs¬ 
pflicht in sich schließt. 

Bei etwaigen Härten der Testamente gewährt CC bzW- 
P. entsprechenden Nachlaß. 

Es ist indes wohl zu beachten, daß der can. 1513, § ~ 
sich nur auf Vermächtnisse an die Kirche und 
andere juristische Personen (Anstalten und Ver¬ 
eine), nicht auf solche an Privatpersonen, katholische An¬ 
stalten und Vereine ohne den Charakter einer kirchcnrccht- 
üch juristischen Person usw. bezieht. 

Wie steht es nun mit den Vermächtnissen an nicht¬ 
kirchliche Vereine (St. Vinzenz-, St. Elisabeth vereine usw.) 
oder Anstalten und Privatpersonen zu frommen Zwecken? 

Soweit die Vereine und Anstalten Korporationsrechte 
nicht besitzen, ist die Lage klar. Sie sind nicht erwerbs¬ 
fähig, so daß Testamente an sie nicht verpflichten. 

Nicht so einfach liegt die Sache, wenn sie Korpora¬ 
tionsrechte haben, und wenn es sich um Privatpersonen 
handelt, z. B. bei einem Vermächtnis an einen Geist¬ 
lichen mit der Verpflichtung zur privaten Persolvierung 
heiliger Messen. Es kommt darauf an, ob man solche 
Testamente zu den res spirituales zählen muß oder 
nicht. Man braucht der pia causa gewiß nicht die weit e 
Auslegung der Kanonisten und Moralisten früherer 
Jahrhunderte zu geben; aber man wird doch Vermächt¬ 
nisse für religiöse Zwecke dazu rechnen müssen, auch 
wenn sie nicht direkt an die Kirche oder kirchliche 
Vereine und Anstalten gemacht sind. Ist dies der Falb 
dann unterliegen sie nicht dem Zivilrecht, sondern den 1 
Naturrecht, d. h. sie sind gültig, wenn der Wille des 
Testators auf irgend eine Weise ganz sicher feststeht, 
solange die Kirche nicht zu ihrer Gültigkeit besondere 
Formvorschriften erlassen hat, was bis jetzt nicht d cr 
Fall ist. 
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. Es bleibe nicht unerwähnt, daß einige neuere Kano¬ 
nisten und Moralisten eine andere Meinung vertreten. 

b) Wille der Stifter. Der Wille der Stifter ist 
nach allen Seiten sorgfältig zu erfüllen. 

Vollstrecker aller frommen Verfügungen 
(Schenkung und Vermächtnis) ist der Ordinarius. 
Er kann und muß darüber wachen, daß die Ver¬ 
pflichtungen eingehalten werden. 

Die beauftragten Exekutoren sind ihm Rechen¬ 
schaft schuldig. Hiergegen verstoßende Klauseln 
'ni Testament finden keine Berücksichtigung. 

Wenn einem Geistlichen oder Ordensmann 
baten) Güter zu frommen Zwecken anyertraut sind ts» 

''duciaric accepit, Treuhänder) hat er hiervon den Ordi 
"arius zu verständigen und ihm alle anvertrau en Gu 
, cr mit den Verpflichtungen zu benennen. Schließt d^ 
onator dies aus, so soll man den Auftrag ( 

'ebnen. 

f Ordinarius ist, wenn ein Religiöse d*e Güter em^ 
j??8en hat, der Ortsordinarius, falls d, e Ga Unter¬ 
teile des Ortes, die Diözese oder für die Unter 
futzung der Einwohner oder piaecausae bestimmt ist, 
s °t^t der eigene Ordinarius des ° rde " S ^ der a nver- 
t Der Ordinarius muß auf sichere An age d 
(muten Güter drängen und über die Ausiunrum, 
r °irimen Willens wachen. 

c ) Reduktion und Änderung. D' e 

Ul >d Änderung der letztwilligen Verfügungen 
0>c iusta et necessaria causa vorgenom 
(ler >- Zuständig ist .. . 

.«) der Apostolische St u h 1 
iVcht der Fundator selbst die Vollmacht 8 
'•ch dem Ortsordinarius zugestanden hat. 

. ß) Der Ordinarius kannovennd«e ErfuUung 
£ Mid««" »cg« Mj?S g 0 h»e Schuld 

«1.7 V eVwaT. ”g( uniögüd« geworden ist. 

na ch Anhören der Interessierten und unter mog 
• ... -1 
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liebster Wahrung des Stifterwillens, die Pflichten 
in billiger Weise ermäßigen. 


Ausgenommen ist die reduct 
die allein der Apostolische Stuhl 
Urdinanen können sie nur mit 
Vollmacht vornehmen. 


io m i s s a r 11 m , für 
kompetent ist. Die 
spezieller päpstlicher 


§ 131 . Die Verwaltung des Kirchengutes. 

(can. 1518—1528) 

» 1 ' , De ™ Pa Pst stellt grundsätzlich die 
oberste Verwaltung und Verfügung über alle 

Kirchenguter zu (supremus administrator et dis- 
pensator). 

I atsachlich beschränkt er sich auf die Venval- 
tung des Gutes der Gesamtkirche und des Aposto¬ 
lischen Stuhles (Apostolische Kammer). 

Vnrh r , n r Wichtige Fälle macht der ClC 

Vorbehalte für den Apostolischen Stuhl (Ver¬ 
äußerung Verpachtung usw. von Gütern mit be- 
ni" 1 ert und Deduktion von Lasten froni- 

§ 132 i3 3 ) Ungen - VgK Can ’ 1551 f ' und Ullten 

P i 2 n'!| S 0 nde f/ Verwal,er h at das Vermögen der 
-e nen Kirchen und sonstigen k i r c b- 
■chen juristischen Personen (der Ordi- 
J o, be r ‘ der ™ ensa episcopalis, der Benefiziat 
*,,T fiZ T’ dCr Direktor > Vorstand usw. bei 
c „. , hen R Anstalten und Vereinen je nach de.» 

drafe) 1 ’ BlSC lof und D °ml<apitel bei der Käthe- 

V„ 3 ' ] ° rt ® ordinarius hat die Aufsicht über die 
\eiwaltung des gesamten Kirchengutes in seinem 

men) (dlC exemten Institute ausgenom- 

Vnrl u r -r hat in Berücksichtigung der kirchlichen 
HmAiu n Und rechtmäßiger Gewohnheiten 
ouren besondere Instruktionen für eine 


II. Teil: Das kirchliche Vermögensrecht. 


geordnete Verwaltung des gesamten Kirchen¬ 
gutes Sorge zu tragen. 

In praxi sind die verschiedenen Dienstweisungen und 
Statuten zu vergleichen. 

b) Insbesondere ist von ihm an seinem Sitze ein 
♦»Consilium“, ein von ihm selbst präsidierter 
Un d aus mindestens zwei geeigneten, im kanoni¬ 
schen und Zivilrecht erfahrenen, im Benehmen 
diit dem Domkapitel von ihm ausgewählten Per¬ 
sonen bestellender Diözesanrat (Kanoniker, 
andere Geistliche oder Laien) zu bilden, falls nicht 
schon auf eine andere aequivalente Weise recht¬ 
mäßig für die Verwaltung gesorgt ist. 

Von diesem Consilium sind die nächsten Blutsver¬ 
wandten und Verschwägerten des Ortsordinarius aus- 
z uschließen. 

Bei allen wichtigen Angelegenheiten ist der Diöze- 
s ^nrat zu „hören“. Stimmrecht haben die Räte nur dann, 
W'enn cs im Sonderfall durch das gemeine Recht aus¬ 
drücklich oder durch die Fundationsurkunde ver¬ 
engt i st 

Für mehrere Fälle ist der Konsens des Rates bzw. 
( essen Anhörung vom CIC ausdrücklich vorgesehen. 

Die Zustimmung des Rates ist zur Gültigkeit der 

echtshandlung erforderlich in den Fällen des can. 1532, 
S .* 539 . § 2 und 1541, § 2, Nr. 2. 

Die Anhörung des Rates ist zur Gültigkeit der Rechts¬ 
handlung notwendig in den Fällen der can. 1415, § 2: 

*532, § 2; 1541, § 2, Nr 2 3. 

1 .Räte haben vor dem Ordinarius den Eid abzu- 
le gen, ihr Amt gut und treu zu verwalten. 

Das Seminar hat seinen besondern Rat. 

c) bür die Verwaltung des Vermögens einer 
Kirche oder einer frommen Anstalt, die nach dem 
gemeinen Recht oder ihrer Stiftungsurkunde k e i- 

en besondern Verwalter haben, hat der 
Ordinarius „viros providos, idoneos et boni testi- 
hionii“ zu bestellen, die nach drei Jahren, wenn 
, le örtlichen Umstände nicht anders anraten, 
ourch andere zu ersetzen sind. 


25 * 
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• X Yf nn ^ a * en eine Verwaltung führen, so sind 
sie Verwalter nomine ecclesiae, die der Aufsicht 
und den v orschriften des Ordinarius unterstehen und 
ihm Rechenschaft schuldig sind. 

Vor der Übernahme ihres Amtes haben die Verwal¬ 
ter den Lid vor dem Ordinarius oder dem Landdekan 
zu leisten. 

Ls ist ein genaues, von den Verwaltern zu unter- 
schreibendes Inventar in zwei Exemplaren herzu- 
tt~ ^ eines für das Archiv der Kurie, das andere zu 
Händen des Verwalters). In beiden sind die Än¬ 
derungen des Bestandes zu notieren.. 

t_t * e y er ) 7 alter der »»Sorgfalt eines guten 

verpflichtet ^ Verwaltun S des anvertrauten Gutes 


4. Die sozialen Vorschriften sind besonders be¬ 
achtenswert. Can. 1524 schreibt vor: 

»»Alle, besonders die Geistlichen, Ordensleute 
und Verwalter von Kirchengut, müssen bei Dienst- 
und Werkverträgen (in operum locatione) den Ar¬ 
beitern einen anständigen und gerechten 
Lolin (honestam iustamque mcrcedem) fest* 
setzen. 

Sie müssen besorgt sein, daß dieselben genü¬ 
gende Zeit für die Übungen der F r ö m m i s k e i t 
haben. & 

Sie dürfen sie keinesfalls von der Sorge um 
1 h r e F a m i 1 i e (domestica cura) und dem S p a r- 
sinn ablenken und ihnen 

^ nicht mehr an Arbeit aufladen, als ihre 
Kräfte leisten können, und nichts, was mit 
ihrem Alter und Geschlecht unvereinbar 
ist. 


Win man den Sinn dieser Vorschrift in concreto 
recht beachten, muß man die beiden Enzykliken Rerum 
novarum (15. 5. 1891) und „Quadragesimo anno“ (l5- 
5 - 1931) zu Rate ziehen. 


5. Geschäftsführung. Zur Rechcnschaftsablagc 
gegenüber ihrem Ordinarius sind alle Verwalter 
\on Kirchen, auch von der Kathedrale, von einer 
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kirchlichen Anstalt oder Bruderschaft alljährlich 
verpflichtet. 

Jede gegenteilige Gewohnheit ist verworfen. Dies gilt 
auc h, wenn etwa noch andern Stellen gegenüber die 
Rechenschaft vorgeschrieben ist. 

Zur Prozeßführung bedürfen die Verwal- 
J^r jedesmal der (schriftlichen) Erlaubnis des 
Ortsordinarius; in dringenden Fällen mindestens 
der des Dekans, der den Ordinarius sofort ver¬ 
ständigt. 

Falls sie ein außerordentliches Rechts¬ 
geschäft ohne vorherige schriftliche Erlaubnis des 
Ortsordinarius vornehmen, sind die betreffenden 
Geschäfte ungültig. 

Laufende Geschäfte können sie jederzeit 
tll, f Grund ihres Amtes vornehmen. 


§ 132 . Verträge über Kirchengut. 

(can. 1529—1543) 


1 • Begriff und Arten der Verträge. Der Vcr- 
L’ a g ist ein zweiseitiges Rechtsgeschäft, das durch 
die Willcnscinigung von mindestens zwei ge¬ 
schäftsfähigen Personen zustande kommt. 

Man hat zu unterscheiden: 


a) einseitige oder gegenseitige Ver- 
tr äge (contractus unilaterales, bilaterales oder 
synallagmatici), je nachdem beide Parteien oder 
n ur eine Verbindlichkeiten übernimmt. 

* b) B e n a nnte und it 11 benannte Verträge 
(nominati und innominati). 


Uiq ersten sind Verträge, die wegen ihrer bestimm- 
n und häufig vorkommenden Eigenart feststehende 
czeichnungen haben, wie Darlehen (mutuum), Leihe 
Uoinmodatum), Verpfändung (pignus), Verwahrungs- 
ertrag (depositum) usw. 

andern ? ind yerträge, die keine regelmäßig wie- 
fpct k * h u Cn j e f-'ßentiimlichkeit und deshalb auch keine 
feststehende Bezeichnung haben. 
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Man führt sie gewöhnlich auf die vier Formeln zurück: 
do ut des. do ut facias, facio ut facias, facio ut des. 

2. Vertragsrecht. Ein besonderes Vcr- 
tragsrecht hat das Kirchenrecht im allgemei- 
nen nicht. Vielmehr bestimmt can. 1529: 

...” D !f. Vorschriften des Zivilrechtes eines Landes 
toer le Verträge im allgemeinen wie im beson- 
c .? ri ?' seien es benannte oder unbenannte, sowie 
ie orschriften über die Verbindlichkeiten (solu- 
tiones) sind nach dem kanonischen Recht in kirch- 
iclien Angelegenheiten mit den gleichen Wir¬ 
kungen zu beobachten, falls sie nicht dem gött- 
ichen Recht zuwider sind oder vom kanonischen 
Kecht etwas anderes vorgesehen ist.“ 

Demnach gelten für Deutschland grundsätzlich 
die einschlägigen Bestimmungen des BGB. 

2 Buch^Rpphf’H 5 b u C m itt: L Rechtsgeschäfte §§ 

ii AhL', T erSchuldvcrhältnissc §§241 ff.; 3. Buch, 

SS "•>«- ”»» * Abschnitt: 

Besondere Vorschriften gibt der CIC über die 

l-nn^ U ?n rUn F T°? Kirchen gut (alienatio), Schen- 
'■ung (donat'o), Leihe (commodatum), Belastung 
und Schuldaufnahme (hypotheca, contractus de 
und w e " 0) ’ Kauf / und Tausch heiliger Sachen 
ZtZ? £T [eT \ ( v / enditi0 > Permutatio), Pacht 
ocatio) Erbpacht (emphyteusis) und Darlehen 
(mutuum), die nun im einzelnen darzulegen sind. 
3 - Veräußerung von Kirchengut. Kirchengut 

den % Un l SatZllCh ™ Ö 2 ,ichst nicht veräußert wer¬ 
den Es können aber Gründe zur Veräußerung 
yorhegen; nämlich Not oder Nutzen der Kirche 

o7e C r%l% Cvk ' c " s «Se) 

oder Pietatspflicht (gegen Arme usw.) 

Voraussetzungen für die Veräußerung sind- 

daN eYzn SCh °n- ° bCn J § Io8 ’ S ‘ 3°7 ff.) erwähnt, be- 
‘ f es zur gültigen Veräußerung von rel iquiae 
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1 n s i g n e s , imagines pretiosae und anderer 
'om Volk hoch verehrter Reliquien oder 
1 1 f l c r der Erlaubnis des Apostolischen 
Stuhles. 

Das gleiche gilt von allen V o t i v ge s c h e n- 
Der Votivcharakter ist bei Geschenken zu 
Dasuniieren (Entscheidung der Konzilskongrega- 
10n vom 17. 5. 1919 und 16. i. 1922). 

k) Die Veräußerung von andern beweglichen 
° dcr unbeweglichen Gütern, die nicht so wie so 
211111 Verkauf bestimmt sind (Früchte), darf nur 
geschehen, wenn: 

a ) eine msta causa zur Veräußerung vorliegt, 
ß) der Wert des zu veräußernden Gutes von 
rechtschaffenen Sachverständigen in schriftlicher 
° r m geschätzt worden ist, 

7 ) der rechtmäßige Obere die Erlaubnis erteilt 
a *n ^ ^ 11 c diese Erlaubnis ist die V e r- 
tl u ß c r u n g u n g ü 11 i g. 

Der rechtmäßige Obere ist: 
ji Der Apostolische Stuhl, wenn es sieb 
^/ndelt um res pretiosae oder um Güter mit 
J nem (rechtmäßig geschätzten) Wert von mehr 
,s 3 oooo Fr. (24000 RM.); 

p Die Vorschrift gilt auch dann, wenn ein und dieselbe 
al SOn mc l ir cre Gegenstände im Gesamtwerte von mehr 
3 oooo Franken zugleich veräußert (AK 20. 8. 1929). 

ßß) der Ordinarius im übrigen. 

cs sicl1 11111 Güter mit einem Wert zwischen 
der 7 lnd . 3000 ° r<r - handelt, bedarf der Ordinarius dabei 
'Valtifn l ’ s c 1,n ! munß Domkapitels, des Diözesanver- 
ungsrates und der Interessenten (Bencfiziat usw ) 
dio 11 c t sc breitet der Wert 1000 Fr nicht, so genügt für 
de s £r!. aubmsertei l u ng des Ordinarius das „Anhören“ 
ten Dlozesamates ll nd die Zustimmung der Interessen- 

n ieht i Z u Ü hör n en m 1 " ‘ *" 1 m ° m c n ‘ j ist dcr Diözesanrat 
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holnnS d A. t e p S . lch u Um Cin tei,bares Gut. so ist bei Ein- 
^ d r ^ rIaubn,s °‘ler Zustimmung zur Veräuße- 
wurdc" 1 "sonst <r>n ) ’ ,. Ua n ^ av , on Füller schon veräußert 

urde. bonst ist die Erlaubnis ungültig. 

c) Außerdem ist folgendes zu beachten: 

Die Veräußerung darf nicht unter dem 

R o"n Z r/ S ^ rt erfoI S cn und soll (in der 
gel ) auf dem VVe ge der öffentlichen Vcrsteige- 
rung oder wenigstens der öffentlichen Bekannt- 
^11° liehen. Das Gut ist in Würdigung 

aller Umstande dem Meistbietenden zu überlassen. 

7P „Z V °i S ’f, Caute - tuto et utiliter zum Nut- 
' der lyche (der Veräußerin) anzulegen. 

rinn !r rC p k ° mmt (vor dcm kirchlichen Gc- 

Person Dmrl il° * S r ? 3 1 k 1 a g e ge ^ cn diejenige 
die vöril H , e Erb , t : n) zu - die Kirchengut ohne 
s> sc i ln ebene l'orm veräußert hat, 

gen* C jcdcn''Re■ f• ♦ ^ “ ngüIti S er Veräußerung ge- 

ecfren rlr. v - T’ der w,cder sei ne Ansprüche 

t,f !" d " Ver f ußerer geltend machen kann. Das 

äuEr 5 ' St< ni ' licsem |; »"c auch dem Ver- 
äußerer, dem Obern (dessen Nachfolger) und je- 

Kirdfe eS zu aC ' Sten Gcistlicllen an d er betreffenden 

nitate«f* C , un J cr geschilderten Formen (sollem- 

Verträge" 

£©*■ 833=^5 

duns. Belastung (Sta£? HiSS' ' n "“'" S ’ 

aichn„ ,s 4SeSi A v^ E r.!s d " Si,a,c im can - a>1 
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4- Schenkung. Die Prälaten (vgl. oben §21) und 
Rektoren dürfen kleine und bescheidene ortsüb¬ 
liche Geschenke aus dem beweglichen Kir¬ 
chengut machen; andere Geschenke dürfen sie aus 
dem beweglichen Gut machen, wenn eine iusta 
causa remunerationis aut pictatis aut christianae 
caritatis vorliegt. 

. eine donatio ohne solchen Grund erfolgt, so kann 
Slc durch die Nachfolger des donator zurückverlangt 
Werden. 

Geschenke aus dem unbeweglichen Gut 
sind nicht ausdrücklich verboten, können aber 
jedenfalls mutatis mutandis nur unter den glei¬ 
chen Voraussetzungen und unter denselben For¬ 
men wie die unter Nr. 3 behandelte Veräußerung 
gemacht werden. 

Geschenke an die Kirchenrektoren gelten bis zum 
beweis des Gegenteils als Geschenke an die Kirche. 

Ohne Erlaubnis des Ordinarius darf ein Geschenk 
die Kirche nicht abgelehnt werden. Unberechtigte 
Ablehnung hat eventuell die actio restitutionis in inte- 
Kruin vel indemnitatis zur Folge. 

5 . Leihe. Der CIC bestimmt nur, daß res sacrae 
mcht zu einem ihrem Charakter widerstreitenden 
Gebrauch ausgeliehen werden dürfen (z. B. Para¬ 
mente und Kelche für Theaterspiele). 

6. Verpfändung und andere Belastungen. Ist 
die Verpfändung einer beweglichen Sache oder 
die hypothekarische Belastung eines Grundstücks 
oder die Aufnahme einer Schuld begründet, so hat 
der rechtmäßige Obere (Apostolischer Stuhl oder 
Ordinarius, je nach dem Gegenstand oder Wert, 
um den es sich handelt; vgl. unter Nr. 3) zu ver¬ 
langen, daß vorher alle Interessenten gehört wer¬ 
den, und' dafür zu sorgen, daß die Schuld sobald 
als möglich durch die von ihm bestimmten Jahres¬ 
raten getilgt wird. 
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7. Kauf und Tausch. 

i 3 f J? ei Verkauf oder Tausch von res sacrae 
darf die Konsekration oder Benediktion in keiner 
' Clse in Anrechnung gebracht werden. 

Y] ?' C Verwalter können Inhaberpapierc (tituli 
a orem) gegen andere Wertpapiere umtau- 
mi Wenn i dieSC sicherer und ergiebiger oder 
jen P t ^t nS eber, s° s ‘. cber un d ergiebig sind wie 
oder St ,c ab , ei ^ eder Schein eines Handels 

oder Geschäfts (Spekulation) untersagt. 

lst , für den Umtausch die Zustim- 
alleAnte^entet 113 ' 1115 ’ d “ Diözesan -tes und 

tera 2 ^, Güter dürfen ihren Verwal- 
bcsondor/pT ? acllst , en Verwandten nicht ohne 
besondere Erlaubnis des Ortsordinarius verkauft 
(oder verpachtet) werden. erKa 

hat ? iC Y er f achtu ng eines Grundstücks 

oder minrl P ^ e§ ) a ^ öffent 'iehe Vergebung 

und 

,41 1 tSÄ h f b :?: 

Z V von au ßerordentlichen FälUn ateesehel. 

cvu ime dcs Pacht 

bes Jahr hinaus ohne ErHnh«;* r a r 
narius nicht gestattet. Iaubnis des Ortsordi- 

Außerdem verlangt der CIC: 

J°w P0S , t0,ische Genehmigung wenn 
der Wert der (kapitalisierten) Pacht 10000 Fr 

& RM '> und die ««jSSabS: 
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b) Beträgt der Pachtwert wohl mehr als 
3 oooo Fr., ist aber die Pachtzeit nicht länger als 
neiln Jahre, so ist die Erlaubnis des Ortsordina- 
riu s erforderlich, der die Zustimmung des Dom¬ 
kapitels, des Diözesanrats und der Interessenten 
cinholen muß. 

Das gleiche gilt, wenn der Pachtwert zwischen 
1 000 und 30000 Fr. und die Pachtzeit über neun 
J a hre beträgt. 

c ) Beträgt die Pachtzeit aber nicht mehr als 
neun Jahre, so bedarf es der Erlaubnis des Orts- 
ordinarius, der den Diözesanrat „hören“ und die 
Abstimmung der Interessenten einholen muß. 

Das gleiche gilt, wenn der Pachtwert 1000 Fr. 
nic ht, die Pachtzeit aber neun Jahre überschreitet. 

c 0 Beträgt die Pachtzeit nicht mehr als neun 
J a hre, so kann die Verpachtung vom Verwalter, 
Bonito Ordinario, getätigt werden. 

9 - Erbpacht. Bei der Erbpacht (in Deutschland 
^ c hr selten!) bleibt die Kirche Eigentümerin 
Grundherr), der Erbpächter (emphyteuta) ist wie 
^ine Erben im Besitz des Gutes und hat dessen 
Nutznießung. Hierfür muß er einen jährlichen 
»»Kanon“ an die Kirche leisten. 

Kür diesen Pachtvertrag gelten neben den all¬ 
gemeinen Regeln über Pacht noch die folgenden: 

a ) Der Erbpächter kann den Erbzins nur mit 
uer Erlaubnis des zuständigen Obern (Apostoli¬ 
schen Stuhls oder Ortsordinarius, je nach dem 
Gegenstand und dem Wert des Gutes) ab lösen. 

Wird eine Ablösung zugelassen, so muß die 
Ablösungssumme mindestens dem Erbzins ent¬ 
sprechen, d. h. mindestens soviel Ertrag geben, 
der Kanon ausmacht. 

b) Von dem Erbpächter ist für den Kanon und 
um Erfüllung der Pachtbedingungen eine con- 
S r ua c aut io zu verlangen. 
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. c \ ll P. Pacht vertrag ist das kirchliche Gericht 
als Schiedsgericht zur Schlichtung der unter 
Umstanden zwischen den Parteien entstehenden 
Streitigkeiten zu bestimmen und ausdrücklich zu 
w , aren ’. c d ' e vom Pächter vorgenommenen 
zufinen tl0nen dCm B ° den (ol,nc Entschädigung) 

P r ?V P a . rlehen - Im Gegensatz zu Miete und 
acht, bei denen es sich um nicht vertretbare Gfi- 
_er (res non fungibiles) handelt, und bei denen der 

treffTn ? 61 r d f r Y 1 er P ächter Eigentümer des be- 
I , en Gutes bleibt, handelt es sich beim Dar¬ 
lehen (mutuum) um vertretbare Güter (res fungi- 
bdes), die in das Eigentum des Darlehensnehmers 

chenTe Vf”’ m,t r dCr Ver P flicIlt “»S> eine entspre- 
,i " d * ^ Cnge Gut , er dcr gleichen Art an den Dar¬ 
lehensgeber zuruckzugeben (z. B. 1 Ztr Weizen 

"efen !n '^S en der gleichen Sorte, 1000RM- 
gegen 1000 RM.). 

a) Der CIC bestimmt (can. 1543) darüber: 
„Wenn eine res fungibilis jemand so gegeben 
nurd daß sie dessen Eigentum wird und später 
nur in derse ben Art (genus) zurückzuerstktten 
ist, SO kann kein Gewinn (nihil lucri) wegen des 
Vert r a g es selbst (ratione ipsius eontractus) an¬ 
genommen werden. Es ist jedoch nicht an sich 
unerlaubt, gelegentlich der Hingabe einer res fun- 
gibilis den gesetzlichen Gewinn (de lucro legali). 
wenn n lcht dessen Ungereimtheit feststeht *nii 

• stet esse immoderatum) oder auch 

einen höheren Gewinn (de lucro maio’re), wenn ein 
gerechter und verhältnismäßiger Titel (iustus ac 
proport.onatus titulu») vorlieg,, tu 

b) Mit diesem zur Berühmtheit gewordenen 
Kanon ha, die Kirche die alte Streitfrage 
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11 b e r dt* n Zins offiziell entschieden. Die 
Regelung gilt zwar formell nur für den Vertrag 
kirchlicher Personen mit kirchlichen Personen, 
°der der Kirche mit der Welt und umgekehrt, aber 
tatsächlich gilt sie allgemein. Was der Kirche ge¬ 
stattet ist, kann in diesem Punkt erst recht dem 
Laien nicht verwehrt sein. 


Es bleibt dabei, daß der Darlehensvertrag s e i- 
?em Wesen nach ein unentgeltlicher Vertrag 
ls L Es kommt an sich nicht darauf an, unter wel¬ 
chen Verhältnissen der Darlehensnehmer lebt, oh 
Cr in Not oder nicht in Not ist. Deshalb darf man 
w cgen des Darlehens allein keinen Zins verlangen 
°dcr empfangen. Es wäre ein zur Restitution ver¬ 
pflichtender Verstoß gegen die Gerechtigkeit, 
lll cht bloß gegen die Liebe. 

Indes darf hei Gelegenheit des Darlehens, 
gleichsam durch einen Neben vertrag, aus 
äußern, nicht im Darlehensvertrag selbst liegen¬ 
den Gründen oder Titeln, ein hierum, gewöhnlich 
.schlich Zins (natürlicher Ertrag) genannt, ver- 
^nbart werden, wie die Moral schon bisher lehrte 
(Wegen lucrum cessans, damnum emergens, 
^sikoprämie). 

Der CIC erwähnt nur das lucrum legale, 
p Cn durch Gesetz oder Gewohnheit festgesetzten 
^vinn. Falls ein solcher besteht, so ist zu präsu- 
^ieren, daß er selbst wie sein Ausmaß durch die 
er hältnisse des Landes berechtigt ist. Deshalb 
ai 'f man ihn auch ausbedingen. Wenn nur ein 
)c rechtigter Zweifel an seiner Gereimtlieit be- 
^Rht, ist dessen Vereinbarung oder Annahme doch 
1 aubt. Man darf sogar das lucrum legale über¬ 
leiten, wenn dazu besondere Gründe vorliegen 
Eigene entsprechende Schädigung, entgehender 
^sprechender Gewinn, besonderes Risiko). 
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§ 133 . Fromme Stiftungen. 

(can. 1544— 1551) 

1. Begriff Während nach dem BGB die Stif- 
irörrf Cn iara bter einer juristischen Person 
IatS; V 'f Steht , d f S K,rchenr echt unter „piae fun- 
.... CS , zeitliche Güter, die einer kirchlichen 

-Xn ? 1 ? 1 Per f n mit der Verpflichtung über- 
deren Z \ d,e r Dau ^ oder eine Zeit lang aus 
Messet 11 1C ien Erträgnissen eine Anzahl von 
kirchlieheP ze . Iebrieren od er andere bestimmte 
Werl-e , c l^ktionen vorzunehmen oder gewisse 
zuüben ^ romrni 6keit oder Barmherzigkeit aus- 

kirdiHchTi!”” 6 " .? t, . ftun g en sind demnach einer 
aber e^ t J ^! Stlscbei1 Person vermacht, haben 

rechtmäßig , keir ? e Korporationsrechte. Sind sie 
rechtmäßig durch die moralische Person (Pfarrei) 

contractus s”' n babe " sie d en SaKer des 
contractus synallagmatici: do ut facias (vgl. oben 

die’ SST' P er 0 r t s ordinarius setzt 
dotiO f PQ j. S 10 lc ^ er Stiftungsgabe (quantitas 
dotis) fest und regelt die Verteilung ihres Er¬ 
liefet Ä 6 e ' ner ,Stiftung setzt die (schritt- 
ntä Zustimmung des Ortsordinarius voraus- 

moralic h " U P ertC1 4 werden - wenn die betreffende 

morahsche Person neben den neuen Ve 

kommefkann R °a bi ? her ^stehenden nach- 
r i. ? Besonders ist darauf zu sehen daß 

z e s a n s it t e* 'i h r e n* Verjfff iehtungen e^echen ^ 
«SÄ wWim A,S h |er £" 
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ralischen Person, ein anderes im Archiv der Kurie auf¬ 
bewahrt. 

3- Das Kapital. Das Kapital der Stiftung ist 
cau te und utiliter nach dem klugen Ermessen des 
Ortsordinarius nach Anhören der Interessenten 
Und des Diözesanrates anzulegen (und nicht mit 
a ndcrem Vermögen zu vermischen). 

4. Die Verpflichtungen. Die Verpflichtungen 
^ Cr Stiftungen sind gewissenhaft einzuhalten. 
Deshalb ist in jeder Kirche ein Verzeichnis aller 
Verpflichtungen aus frommen Stiftungen zu füll¬ 
en und vom Rektor sicher zu verwahren. 

Ferner ist außer dem bereits oben (S. 177 f.) er¬ 
mähnten Meßstipendienbuch der Kirchenrektoren 
n och ein Buch über die Stiftungen, ihre Verpflich¬ 
tungen mit Notierung ihrer Erfüllung und der Al¬ 
mosen zwecks Rechenschaft gegenüber dem Ordi 
Uarius zu führen. 

5 - Die Reduktion. Die Reduktion der Verpflich¬ 
tungen steht ausschließlich dem Apo sto¬ 
ischen Stuhl zu, wenn nicht die Stiftungs- 
llI kunde selbst ausdrücklich etwas anderes be- 
s tinnnt. 

Wenn ohne Schuld der Verwaltung die Er- 
ullung der Pflichten nicht mehr möglich ist, so 
ls t der Ordinarius zuständig. 

Ein I n d u 11 zur Reduktion gestifteter Messen er- 
^reckt sich weder auf andere übernommene Messen 
n °ch auf andere Werke der Stiftung. 

Ein allgemeines Indult zur Reduktion der 
/lichten frommer Stiftungen berechtigt, wenn 
Ueht das Gegenteil feststeht, eher dazu, andere Werke 
tl, s Messen zu reduzieren. 

b f NB -. Bci Stiftungen an exemte Klosterkirchen (auch 
iarrkirchen) tritt hinsichtlich der Rechte und Pflich- 
J“ 11 des Ortsordinarius ausschließlich der Sunerior 
^aior an dessen Stelle. P 
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Das Prozeßrecht 1 . 

(can. 1552—2194) 


Erster Teil. Die Gerichte überhaupt. 

§ 134 . Einleitung. 

(can. 1552—1555) 

Unter dem Titel „De processibus“ vereinigt der 
mehrere wesentlich verschiedene Verfahren. 
, 1 ™ n ! t dcn Ausdruck im weiteren Sinn und 

handelt int ersten Teil des 4. Buches von den 
„Oer ich teil“ (Gerichte überhaupt und einige 
besondere Gerichte wie Kriminal- Ehe- und 
Weihegerichte), im 2. und 3. Teil von g e r i c h t s- 
ahn liehen Verfahren (Selig- und Heiligsprc- 
c lun S> Amotion der Pfarrer, Verfahren gegen 
concubinarii usw.). Hier handelt es sich um das 
Oericht (Prozeß) im engeren Sinn. 

1. Begriffe. 

. a )Das Gericht im engeren Sinn bedeutet, wie 
? e . r sel bst (can. 1552, § 1) sa g t) „die ge¬ 

setzmäßige Verhandlung und Entscheidung der 
der kirchlichen Gerichtsbarkeit unterworfenen 
Streitigkeiten vor dem kirchlichen Gerichtshof“ 
(controversiae in re, de qua Ecclesia ins habet 
cognoscendi, coram tribunali ecclesiastico legi- 
tima disceptatio et definitio). 

™. e '? rer ^wiesent: 1 kh° Z Me:rkmale)° a:ndeh^°sich - 

nächst be. ihm j mmer um controv ersiae, und zwar 

Das Prozeßrecht des ClC 
(9 ). Wernz-Vidal, De processibus (1927ff.). 
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^echtsstreitigkeiten. Voraussetzung ist stets 
ly Vorhandensein eines Klägers und eines Beklagten, 
the Angelegenheit muß in den vom Gesetz vorge- 
Sc ” r i c h e n e n F o r m e n erörtert werden (Klage- 
Sc nrift, Zitation des Beklagten, Streiteinlassung, Beweis- 
Verfahren usw.). Die Verhandlung hat vor dem zu¬ 
ständigen Gerichtshof stattzufinden und mit dem tlr- 
tc, l zu enden. 

b) Ganz verschieden davon ist das Verwal- 
Ut n g s v c r f a li r c n , das bei vielen Streitigkei- 
* Cn nach dem Ermessen der Behörde zur Anwen- 
ntuig kommen kann. 

, Verfahren führt die Behörde (Ordinariat), nicht 
Cr Richter; es vollzieht sich in „summarischer Weise“, 
* h. ohne genau bezeichnete Formen, und endet mit 
e ni Dekret der Behörde, nicht mit dem Urteil. 
Sonderfälle betr. s. S. 462 ff. 

Ij. ^ cc htsmittel gegen Dekrete ist Rekurs an den Bischof 
£ie zuständige Kongregation innerhalb zehn Tage, 
nt Berufung an Obergericht. Can. 1601. 

2 - Prozeßarten. 

. Man unterscheidet zwei Arten von Prozessen 
hn engeren Sinn: 

Zivil- und Kriminalprozeß (iudicium contcn- 
ll °sum und criminalc). 

p bn ersten Fall handelt cs sich um Streitigkeiten von 
zw 1Vatpcrsonen (physischen oder moralischen), und 
tu ,um den Schutz gefährdeter Rechte (z. B. Eigcn- 
Rp u I a ? e > °^ er 11111 d * e Wiederherstellung verletzter 
stnii ^ 7 r ?• Schadenersatzklage) oder um die Fest¬ 
ig Uu "S juristischer Tatsachen (z. B. Ehenichtigkeits- 

v n l zwc hen Fall handelt cs sich um die Bestrafung 
er h rcc hen, sei es, daß die Strafe vom Gericht erst 
(j, I . Inn ! t » sei es, daß von ihm erklärt wird, daß sie 
dom 1 dlc . , CO ipso eingetreten ist (sententia con- 
n natoria oder dcclaratoria). 


3 - Gerichtsbarkeit. So gut wie im Staat muß in 
jer Kirche das Recht auf geordnete Weise <r e - 
cuitzt sein. Als vollkommene Gesellschaft he¬ 
tzt die Kirche auf ihrem Gebiete iure divino 

et 2bacb. Hecht der katliol. Kirche 
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eigene (vom Staat u n ab liä n g i ge) u n d 
ausschließliche Gerichtsbarkeit. 

Dazu kommt die Gerichtsbarkeit iure c c c 1 e- 
s iastico (privilegium fori). 

i 3 ?- Sa ^’ ,: hierzu: Aus eigenem und aus¬ 

schließlichem Recht erkennt die Kirche: 

o) über die causae, die die res spirituales und 
ue ihnen adnexen Angelegenheiten betreffen; 

über die Verletzung der kirchlichen Gesetze 

nd über a ics, bei dem es sich um die Sünde als 
solche handelt (de Omnibus, in quibus inest ratio 
peccati), sofern es um die Feststellung der Schuld 
und die Auferlegung kirchlicher Strafen geht; 

y) über alle Streitfälle (zivile und kriminelle) 
der Personen, die das Privilegium fori genießen. 
(In Deutschland durch Gewohnheitsrecht besei¬ 
tigt.) 

b) Persönlich erstreckt sich die Gerichtsbar¬ 
keit auf alle Getauften und nur auf diese. 

c) Die weltlichen Angelegenheiten (der 
-aien) fallen nicht unter die kirchliche Gerichts¬ 
barkeit. 

d) E s gibt Fälle, in denen Kirche und Staat zu- 
g eich Gerichtsbarkeit besitzen (causae mixt' 
ton) Hier gilt das Recht der praeventio, d. h. 
die Stelle die zuerst die causa durch die Vor¬ 
ladung aufgreift, hat sie allein zu behandeln. 

, ,^ lng ? r ei " c causa mixti fori vor das geist- 

veHliSe Gerifm r t ‘ U " d bringl sic " a <*her vor das 
«nri r . i ^ kann er gestraft werden (can 2222) 
SKS,*“ . R ' C . h *. «. gleiche Per' on i,, der- 

che„ sa“"ff“r nd ' n Si " 
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Erster Abschnitt: Die Gerichtsverfassung. 

§ 135 . Der Gerichtsstand. 

(can. 1556—1568) 

Die Wahl des Gerichtes kann wie beim Staat 
ailc h in der Kirche den Gläubigen nicht überlassen 
deiben. Das Tribunal, vor dem man „zu Recht 
Hellen“ bzw. „Recht nehmen“ muß, ist durch das 
gemeine Recht bestimmt (forum competcns). 
^äherhin gelten folgende Regeln: 

G Ohne Gerichtsstand ist der Apostolische 
v (Prima Sedes a nemine iudicatur). 

2 - Sondergerichtsstand. Bestimmte hochge- 
s tel 1 te Gläubige haben einen besondern Gerichts- 
stanc ); ihre Angelegenheiten sind mit Rücksicht 
auf ihre Stellung in der Kirche oder im Staat 
” c a usac maiore s“. 

a ) Dem Papst selbst reserviert das Recht aus¬ 
schließlich das Gericht über: 

( Hc Staatsoberhäupter, ihre Söhne und Töchter 
1,1 lc l die nächsten Thronfolger; 

die Kardinale und Legaten des Apostolischen 

Stuhles; 

die Bischöfe (auch Titularbischöfe) in Krimi- 
lla lsachen (nicht Zivilsachen). 

•>) Den Gerichtshöfen des Apostoli- 
* c .en Stuhles ist das Gericht reserviert über: 

die regierenden Bischöfe (nicht die Titular- 
Gscliöfe) in Zivilstreitigkeiten; 

die Diözesen und andere kirchliche moralische, 
Papst unmittelbar unterstellte 
\ c xemte Klöster, monastische 
Usw.). 

c) Andere vom Papstvorsein Gericht 
gezogene causae verhandelt der 
s onders bezeichnete Richter. 


Personen 
Kongregationen 


von ihm be- 


2iJ “ 
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ln all diesen Fallen liegt die „incompeten- 
tia absoluta“ der andern Richter vor; sonst ist 
die Unzuständigkeit stets nur eine relative. 

Urteil absoIut inkompetent, so leidet sein 

barer NiJhf- t®'?® , UntCr allen U ™tänden an (unheil- 
Jh dÄ ke ! t l l5t ? re,ativ inkompetent, so kann 

StreiteinH-c C ' e ncbten > ( a Hs der Beklagte nicht vor der 
otreiteinlassung seine Unzuständigkeit geltend macht. 

3 - Notwendiger Gerichtsstand. Ein „forutn 
necessanum“ haben, im Interesse der sachge- 
maßen Erledigung, (neben den Spolienklagen) 
die Streit,gkenen um ein Benefizium (zu- 

*Hi? g Qt ,St -° rtsordina '-ius des Bencfiziums); 
me Streitigkeiten wegen der Verwaltung 

v n Ircli e n gut (Ordinarius des Ortes der 

Verwaltungstätigkeit); 

T ^*’^:' t 'Skciten um Erbschaften und fromme 
Uegate (Ortsordinarius des Domizils des Testa- 
tors). Handelt es sich dabei bloß um die A u s- 

Norme,! lg ^ LegatS ’ 50 gellen die allgemeinen 

-m 4 ' ?f dentlic he r Gerichtsstand. Dieser greift in 
allen übrigen Fällen Platz. 

a) Zuständig ist in der Regel als erste Instanz 

sitL=? e T ht • dCS , Wohnsitzes (Quasiwohn- 
"es) oder eines beliebigen von mehreren Wohn¬ 
sitzen des Beklagten, nicht des Klägers (Ac- 
lor sequitur forum rei). 

Gerichtsbarke t it°vint na i r - US nUr bber se hie Untergebenen 

uencntsbarkeit hat, können nur diese vor sein Gericht 
gezogen werden; die Untergebenen jedoch auch dann, 

n . D .* e f r e 1 e W a h I zwischen dem Forum des 
^T 1Z . lls de s Beklagten und einem andern Forum 
steht dem Klager in folgenden Fällen zu: 
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rat io ne rci sitae kann er das Gericht des 
G f tcs der belegenen Sache wählen, wenn die 
^ a § e eine actio in rem, nicht gegen die Person 
des Beklagten, darstellt; 

rationc contractu s kann er das Gericht 
des Ortes des Vertragsabschlusses oder seiner Er- 
u 11ung wählen, falls der Beklagte an einem dem 
rdinarius des Vertrags- oder Erfüllungsortes 
Unterstellten Orte anwesend ist (AK 14. 7. 1922). 

Beim Vertragsabschluß können die Kontrahen- 
Cn den Gerichtsstand frei bestimmen; 

c )rationc delicti kann der Verbrecher auch 
x °i dem horum des Tatortes (forum in loco pa- 
1 cl ti delicti) belangt werden; 

/*) rationc con nexionis sind die m i t- 
f 111 a 11 d e r z u s a m m e 11 h äuge 11 den c a u s a e 
|°n dem Richter der Hauptsache zu verhandeln, 
' Vc, ? n 1<clnc gesetzliche Vorschrift (z. B. Sonder- 
k r cricht) entgegensteht; 

. c ) r a 1 i o n c praeventio 11 i s ist, falls in 
l"' Qr . Sacllc zwe i oder mehr Richter in 
k r eich er Weise zuständig sind, der Rich- 
^ zur Prozeßführung berechtigt, der zuerst den 
(-‘Klagten rechtmäßig vorgcladen hat. 


§ 136. Die Gerichtshöfe im allgemeinen. 

(can. 1569—1571) 

1 . ** Arten. Das kirchliche Recht kennt Gerichts¬ 
höfe verschiedener Art und verschiedenen Gra- 
0 c s. Sic sind: 

a) o r d c n 1 1 i c h c oder delegierte Gerichte, 

o) Untcrgerichte oder Obergerichtc. 

2. Oberster Richter. Der oberste Ricliter für die 

Sw ka J hoI !f chc 1 W J c,t lst der P a P s t. Er spricht 
eibst oder durch die von ihm errichteten Ge- 
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Recht* 10 * 6 ° der die V ° n (Iele g' ertcn Richter 

Ki/ch S e iZ ;,Vht Se , tZg ^ Un | Und VerwaUung sind in der 
getrennt rU» '£. lm Staate üblich, voneinander ganz 
Ordnuncr 1 r . ennu £ 8 widerspräche der göttlichen 

terlirh? g r ? he - dem Papst (Bischof) auch die rieh- 
terhehe Gewalt in der Kirche (Diözese) verleiht. 

a) Deshalb steht jedemGläubigen auf dem 
ganzen katholischen Erdkreis das Recht zu. sci- 
nen Streitfall (Zivilsache oder Kriminalsache) vor 
p Cn , . e . 1 'S en Stuhl zur Verhandlung und 
Entscheidung zu bringen, und zwar in jedem 

iind i dC - ? enc i ltcs - d - h - scl, °» in erster Instanz, 
und bei jedem Stadium des Verfahrens. 

Cf. fi Paps t kann sich in beliebiger Weise 
‘ , treitsa chen s t a n d i g reservieren oder Einzel- 
alle an sich ziehen, ohne bei ihrer Behandlung 

die Normen des gemeinen Rechts gebunden 
zu sein. ^ 

Stuh'rvorhphnifp S gemeine Rccht dem Apostolischen 

011,111 \orbchaltencn causae siehe § 135, Nr. 2. 

3 - Die übrigen Gerichtshöfe. Die dem Papst 
bzw dem Apostolischen Stuhl nach dem gemei¬ 
nen Recht nicht reservierten und im Einzelfall 
jicht an ihn gezogenen causae werden entschie- 

von den ordentlichen territorialen Gerichts¬ 
ofen (Diozesan- und Metropolitangerichte), 
den ordentlichen Gerichtshöfen des Apostoli- 

Apo'stoüca) öd«“““ R ° mana R ° la Ct Si S" a “’ ra 

v°n delegierten Gerichten. 

» me ? Sa "?"' 1 '’' 0 behandeln cinc in 

die Obergerichte in zweiter oder dritter Instanz. 

iss: ü-JSftys 
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4 - Gerichtshilfe. Die einzelnen Tribunale haben 
au / Ansuchen einander Gerichtshilfe zu leisten 
(Verhör der Parteien und Zeugen. Einsicht von 
Dokumenten oder der strittigen Sache, Mittei- 
hing 

von Beschlüssen usw.). 


§ 137. Der ordentliche Gerichtshof der ersten Instanz. 


I. Der Richter . 


(can. 157-— 1579 ) 

T * Der Ortsordinarius. Er ist in seiner Diözese 
tl »r alle vom Recht nicht ausdrücklich ausgenom- 
^enen Fälle der ordentliche Richter erster In- 
s ^uz. Er iiht diese Gewalt selbst oder durch an¬ 
dere aus. 


Handelt es sich um Rechte und Güter des Bischofs 
p.. Cr des bischöflichen Tafelgutes oder 11m Rechte und 
j uter der Diözesankurie (Generalvikar, Offizial, Defen- 
S? r . v * ncu b usw.), so ist der Objektivität halber der 
tr eitfall, mit Zustimmung des Bischofs, vor ein kollc- 
P a * Cs Diözesangericht (Offizial und die zwei ältesten 
ynodalrichter) oder vor den nächst höheren Richter zu 
,)ri ngen. 


2. Der Offizial. Der Offizial, < lessen Bestellung 
(Cs Bischofs Pflicht ist, besitzt die potestas 
° r dinaria (vicaria) iudicandi und bildet zusam- 
! 11Cn niit dem Bischof ein Tribunal. Er kann indes 
ln den Fällen, die der Bischof sich vorbehält, 
lll clit Richter sein. 


. Dem Offizial können Stellvertreter (vice-officiales) 
‘ Ir Unterstützung beigegeben werden, 
m'f Offizial soll, von kleinen Diözesen abgesehen, 
^dem Generalvikar nicht identisch sein, 
n yffizial und Vizeoffizial müssen Priester von gutem 
d . 1111 d Doktor des kanonischen Rechts oder doch 
a nn erfahren und mindestens dreißig Jahre alt sein. 

;l ^ le können nach dem Ermessen des Bischofs ans 
* lr em Amt entfernt werden. 

kann - Dnabsetzbarkeit der Richter ist demnach dem 
a nonischen Recht fremd. 
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o, u- C ‘"*i C a '! 1 c blelbcn sic im Amt und können 
tU !f rV o ar nicht daraus entfernt werden, bc- 
urfen aber der Bestätigung des neuen Bischofs. 

3 - Die Synodalrichter. Als Synodalrichter sind 
in jeder Diözese aus dem Klerus der eigenen oder 
einer andern Diözese Priester (höchstens zwölf) 
\on tadelloser Lebensführung und mit Erfahrung 
im kanonischen Recht auszuwählen, die „pote- 
Mate dclcgata Recht sprechen. Bestallung und 
Enthebung wie bei Examinatoren. Siehe S .67. 

4. Die Gerichtsräte (assessores consulentes). 
, c * ai ) n c, er Einzelrichter bei jedem Prozeß aus 
der Reihe der Synodal- (Prosynodal-)Richter bei- 
zielien. Sie nehmen nicht an der Rechtsprechung 
teil, sondern unterstützen den Offizial durch ihren 
Kat und ihre Gutachten. 

5 - Einzelrichter und Kollegialgericht. 

a) Wenn das Recht nicht ausdrücklich anders 
bestimmt, kann ein einzelner Richter (Offizial) 
Recht sprechen. 

b) Das kollegiale Gericht schreibt der ClC, 
unter \ erwerfung jeder andern Gewohnheit und 
Widerruf jedes gegenteiligen Privilegs, in folgen¬ 
den Fallen vor: 

a) Einem Gericht mit drei Richtern sind vor- 
behalten: 

1 d ‘? ?,! :rci, „ igen Prozessc um die Gültigkeit 
der heiligen Weihe oder der Ehe und um die 
Kechte und Guter der Domkirchc* 
die Kriminal prozesse, bei denen es sich 
um die Privation eines bencficium inamovibile 

Ä,“:da)'ha^r ,mmika,i0n (ilrOSi “’‘ la vcl 

ß) Einem Gericht von fünf Richtern sind die 
Knminalprozessc Vorbehalten, bei denen es sich 
um Absetzung (depositio), dauernde Entziehung 
er geistlichen I rächt oder Degradation handeit- 
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Der Ortsordinarius k a n n bzw. soll 
a uch andere wichtige und schwierige Fälle einem 
kollegialen Gericht mit drei oder fünf Richtern 
übertragen. 

Die Richter des Kollegialgerichts sind vom Ordi¬ 
narius aus der Reihe der Synodal- (Prosynodal-) Rich- 
ler > in der Regel per turnum. zu entnehmen. 

Wenn der Bischof cs sicli nicht Vorbehalt, kann auch 
der Offizial das Gericht aus den Synodalrichtern bil¬ 
den (AK 28. 7. 1932). 

Sie sind den Parteien der Einrede wegen sofort zu 
nennen, ebenso die Änderungen. 

Die wichtigeren Gcrichtshandlungen haben collcgialitcr 

geschehen, z. B. Annahme oder Ablehnung der Klage, 
Fällung von Zwischenurteilen, nicht litis contestatio und 
^eugenverhör. 

Der Offizial (Vizeoffizial) leitet den Prozeß und führt 
den Vorsitz bei der Verhandlung. Einen von den Richtern 
Ernennt er zum Berichterstatter (Poncns, Relator), 
der in der Hauptverhandlung über die causa ein Referat 
n ä!t und nach der Fällung des Urteils es schriftlich 
abfaßt (c an. 1584). Die Sentenz wird nach der Mehr¬ 
heit der Stimmen (ad maiorem suffragiorum partem) 

gefällt. 

6 . Sind Ordensleute an Prozessen beteiligt, so 
ls t u. a. noch Folgendes zu beachten: 

Bei Streitigkeiten zwischen ex cm teil Re¬ 
ligiösen aus dem gleichen Klerikalorden ist der 
lll dcx primae instantiae der Provinzialobcrc, 
i^lls die Konstitution des Ordens nichts anderes 
v orsieht; ist das Kloster sui iuris, so ist der lo¬ 
kale Abt Richter erster Instanz. 

Spielt der Prozeß zwischen Personen verschie¬ 
dener Orden oder zwischen Ordensleuten dessel¬ 
ben nicht exemten oder laikalen Ordens oder 
^wischen einer Ordensperson und 
? i n e m Weltgeistlichen oder Laien, so 
1 s t der Ortsordinarius des Beklagten 
der Richter erster Instanz. 
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II. Der Notar, der Amtsanwalt und der 
Amtsverteidiger. 

(can 1585—1591) 

•[. De /' Notar - An jedem Prozeß muß als Ge- 

£ hre f' r l ' nd zur Beurkundung der Akten 
ein Aotar teilnclnnen. 

aus falls^nic^it un . tcr ^ cn Notaren der Kurie 

V °"i' A ! ;lliai ' geschriebenen ober min- 
t I fr h n erschlichenen Akten gelten als nich- 

o * 

n.^.S^1 i , r Ä r k "» ^ Bei Krimi- 

(can. 373 § 3 )° 4 Mer «s nu,B er Priester sein 

2 kür jede Diözese ist sowohl ein Amtsan- 

•e te r m ° n? titiae) als a “di ein Amts- 
tcidiger (defensor vinculi) zu bestellen. 

Zivil ^ Amtsanwalt - Er vertritt bei kirchlichen 
Prozessen die kirchlichen öffentlichen 


fntprpccon , , mrcnnchen öffentlichen 

bei KHmi” 30 ] 1 fem ^ rmess en des Ordinarius; 
der Kläger. Pr ° ZeSSen iSt Cr ausschließlich 

b) Der Amtsverteidiger. Er wirkt bei den Pro- 

Srder U Eh d ? a S ,tigkCit dCr hd,i ^ Weihe 
Gescfäasumfa r „ g k t n s n ^,ät einCr Ha " d ^ 

OrdinarhTs" “allgemein" • J j 6nncn durch dcI ’ 

oder für Einzelfälle bestell? wefdcn^F «™ 1 c , ausn ™ m) 
ster guten Rufes dir- Doid er , n * Ls sind dazu Pric- 

lÄftSta' fc S ”"' außerdem 
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Aus gerechtem Grunde kann der Bischof (nicht der 
Generalvikar) den Anwalt oder den Verteidiger des 
Amtes entheben. 

Beide Ämter hören sede c p i s c o p a 1 i vacante 
nic ht auf und können vom Kapitularvikar nicht entzo¬ 
gen werden; die Inhaber bedürfen aber der Bestätigung 
des neuen Prälaten. 

In den Fällen, in denen die Anwesenheit des 
^nitsanwaltes oder des Anitsvcrteidigers erfor- 
derlich ist, hat der Richter sie zu laden. 

Die • Akten sind ungültig, wenn der Anwalt bzw. Ver¬ 
teidiger nicht zitiert ist, jedoch gültig, wenn er trotzdem 
^gegen war oder, obwohl geladen, fehlte. Im letzteren 
a ll sind ihm die Akten zur Veranlassung des Nötigen zu 

unterbreiten. 

Beide dürfen wie der Richter in Prozessen, wo 
s,c befangen sind, nicht mitwirken. Vgl. S. 416. 


III. Pas übrige Gerichtspersonal. 
(can. 1580—1583, 1591—1593) 


Die Auditoren. Der Ordinarius kann einen 
°. er mehrere Auditoren für ständig oder für 
( mien Einzel fall, in der Regel aus der Reihe der 
ynodal- (Prosynodal-)Richtcr bestellen, die den 
Richter bei Vorarbeiten durch Ladung der Zeu- 
^ Cn > deren Verhören usw. zu entlasten haben, an 
( Cr Urteilsfällung aber nicht beteiligt sind. 

Auch der Richter kann einen Auditor bestimmen, 
nn der Ordinarius es nicht schon getan hat. 


2. Die Zustellungs- und Vollstreckungsbeamten. 
l b- die Zustellung der Gerichtsakten sind, falls 
* e me andere erprobte Gerichtsübung besteht, all- 
ß^niein oder für den Einzelfall Boten (cursores) 
Uid ebenso für die Vollstreckung der Urteile oder 
ckrete Gerichtsvollzieher (apparitores) zu be¬ 
leben, deren Beurkundungen öffentlich Glauben 
genießen. 
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Beide Ämter können in einer Hand liegen. 

(j e ~ S s0 ^ cn dazi * ('n der Regel) Laien genommen wer* 

§ 138 . Das ordentliche Gericht zweiter Instanz. 

(can. 1594—1596) 

1. Zuständigkeit. 

a) Det Metropolit bildet die zweite Instanz 
tur das Gericht eines Suffraganbischofs. 

’iir das Gericht des Erzbischofs ohne Suffra- 
gane und für die Gerichte der dem Apostolischen 

tu hl unmittelbar unterstehenden Ortsordinarien 
(exemtc Bischöfe, Äbte und Prälaten nullius) bil¬ 
det derjenige benachbarte Metropolit die zweite 
Instanz, den jene selbst unter Billigung des Apo¬ 
stolischen Stuhles für immer (für ihre Teilnahme 
an einer Provinzialsynode) erwählt haben (vgl- 
can. 385). 

b) I'ur das Gericht des M c t r o p o 1 i t c n bildet 
derjenige Ortsordinarius die zweite Instanz, den 
er sich selbst dafür mit Billigung des Apostoli¬ 
schen Muhles für immer bestimmt hat (z. B Rot- 
tenburg für Freiburg, Augsburg für München, 
Wurzburg für Bamberg). 

ö? rdc . nsleut en bildet für alle vor 
caüsaf X V r' n r a ° be [ n i V- StCT Instanz verhandelten 

rTrirm d A ^ !! C i ° b , C , rC d,c zweite Instanz; für das 
Jensverbandes Ab ‘ CS der Gencralobcrt des Or- 

Für die Streitigkeiten, die der Ortsordinarius 
in erster Instanz entschieden hat (vgl. oben S 409)* 

^teh^ode^den 0 'T J. ene . r Ortsordinarius unter- 
zweitc Instanz MCh f " r lmmer erwäh 't hat, die 

2. Zusammensetzung und Geschäftsführung- 
Das Appellationsgericht muß ebenso zusammen¬ 
gesetzt sein wie es das Untergericht war, und 

verfaliren 6 bCn ’ ^ Sachlage an gcpaßten Regeln 
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War das Gericht erster Instanz ein kollegiales, so 
»miß auch das Appellationsgericht kollegial sein, und die 
2 ald der Richter darf nicht geringer als bei der ersten 
Instanz sein. 

, Der Ortsordinarius kann in Anbetracht der Verhält¬ 
nisse als Appellationsgericht ein kollegiales Gericht auch , 
Qann bilden, wenn in erster Instanz der Einzelrichter 
beeilt gesprochen hat (can. 1576, § 2). 

§ 139 . Die ordentlichen Gerichtshöfe des Apostolischen 
Stuhles. 

(can. 1597 —1605) 

Der Papst ist für den ganzen katholischen Erd¬ 
kreis der iudex supremus. Er bildet die dritte In¬ 
stanz, wenn nicht eine besondere Ausnahme ge¬ 
macht ist. 

Das Freiburger Gericht ist z. B. dritte Instanz für 
^’ln, das Bamberger für München. 

Der Papst spricht Recht durch die drei Ge- 
Dchtshöfe: 

das Sanctum Officium, 

die Sacra Romana Rota, 

die Signatura Apostolica. 

. Das Heilige Offizium richtet nach eigenem Recht, 
I11( :ht nach dem des CIC. Deshalb scheidet es hier aus 
(ca ". 1555 , § 1). 

1 • Die Heilige Römische Rota l . Sie ist ein K o 1- 
e gialgericht (zur Zeit elf Auditoren), an 
dessen Spitze ein Dekan als primus inter pares 
steht. 

Sic spriclit in zweiter Instanz Recht in den 
causae, die in erster Instanz vor den Gerichts¬ 
höfen der Ordinarien verhandelt und durch Ap¬ 
pellation vor den Heiligen Stuhl gebracht wur¬ 
den. 

1 Die Rota (Kreis, Rad) ist ein tief in das Mittel¬ 
ster zurückreichender, von Pius X. wiederhergestcll- 
y v 9 er * cI ?. tsh . 0 f. Ps ist nicht genau bekannt, woher 
uie eigentümliche Bezeichnung stammt. 
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Sie spricht als letzte Instanz Recht in den 
causae, die vor ihr selbst oder vor den andern 
Gerichten in zweiter oder in einer weiteren In¬ 
stanz schon verhandelt waren, aber noch nicht 
7 -ur res iudicata geworden, d. h. noch nicht end¬ 
gültig entschieden sind. 

Die Rota ist also grundsätzlich Appellations¬ 
gericht. Sie ist jedoch auch Richter erster 
Instanz in den Streitigkeiten, die den Gerichts¬ 
höfen des Apostolischen Stuhles Vorbehalten sind 
um in allen Fällen, die der Papst aus eigenem 
Antrieb oder auf Antrag der Parteien an sich ge¬ 
zogen und der Rota übertragen hat. 


In diesen Fällen ist sie auch in der RcrcI zweite und 
dritte Instanz, wobei die Richter wechseln 

Die causae maiores (vgl. oben S. 403) gehören nicht 
zur Kompetenz der Rota. b 


R Dekrete der Ordinarien kann an d* e 

Rota weder Appellation ergriffen noch Re¬ 
kurs eingelegt werden. In diesen Fällen hat man sich 

, " dle , z 11 * \? n d 1 S r e . Kongregation zu wenden 
(can. 1601, AK 22. Mai 1923). 


2. Die Signatura Apostolica 1 ist ein Kollegial- 
gericht von Kardinälen (zur Zeit sechs) mit dem 
Kardinalpräfekten als Vorsitzendem und bildet 
den höchsten Gerichtshof der Kirche (supremum 
tribunal). Sie richtet teils potestate ordinaria, 
teils potestate delegata. 


Sie richtet potestate ordinaria u. a. über Klagen, 
die einen Rotarichter als solchen oder ein Urteil der 
Rota betreffen oder bei Kompetenzstreitigkeiten zwi- 
SC p n Untergerichten ohne Metropolitangericht. 

Pnn^t e cr S 1 f d , e e r§ ata , erkennt sie übcr die an den 
?n dVc Rou! GeSUche um Übertragung einer causa 


ki D l Name u Stamnit v £ n der Tatsache, daß die De- 
hnf^Q dieses al ten, von Pius X. erneuerten Gerichts- 
£° fle . s £ on ? Pa PSt unterzeichnet werden mußten um 
Rechtskraft zu haben (Gnadensachen). 
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Da die Apostolische Signatur der höchste Ge¬ 
richtshof ist, besitzen ihre Entscheidungen Rechts¬ 
kraft. Eine Appellation ist also ausgeschlossen 
(Kassationshof). 

§ 140. Das delegierte Gericht. 

(can. 1606, 1607) 

Neben dem Heiligen Stuhl können auch die Or¬ 
dinarien ein Gericht für ständig oder für einen 
Einzel fall delegieren (nur in ihrem Gebiet). 

, Die delegierten Richter sind an die allgemeinen 
Vorschriften über Delegation gebunden (can. 199 
),s 207, 209; vgl. oben § 15). 

. Die Untcrgcrichtc können, etwa um eine beschlcu- 
5 * 8 te Urtcilsfällung zu erhalten, den Heiligen Stuhl im 
’^nzelfall ersuchen, ein inländisches Gericht als dritte 
n stanz zu delegieren. 


Zweiter Abschnitt: Die Gerichtsordnung. 


§ 141. Der Richter und das Gericht. 

(can. 1608—1645) 


Der CIC behandelt unter dem Titel ,,De dis- 
c *Plina in tribunalibus servanda“ in fünf Kapiteln 
die Pflicht der Richter und der andern Gerichts- 
Personen (can. 1608—1626), die einzuhaltende 
Reihenfolge der Erkenntnisse (can. 1627—1633), 
cl *e Termine und Fristen (can. 1634/35), den Ge- 
üchtsort und die Gerichtszeit (can. 1636— 1639), 
dje Zulassung zu den Verhandlungen sowie die 
Herstellung und Aufbewahrung der Akten (can. 
16 4 o-i 6 4S ). 

'Vir entnehmen daraus nur folgende Bestim¬ 
mungen: 


.1. Aufgabe des Richters. Der zuständige 
Achter darf dem gesetzmäßig Rechtsuchen- 
d en seinen Beistand nicht versagen. 
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Er hat die Klage abzu weisen, wenn die 
nötigen Prozeßvoraussetzungen fehlen. 

Er muß unbefangen u n d u n p a r t e i i s c h 
sein. 

Die Parteien können ihn wegen Befangenheit ableh¬ 
nen (exceptio suspicionis). 

Er darf nicht in einer Sache, in Streitigkeiten, die 
ihn selbst irgendwie berühren, Recht sprechen. (Nahe 
Verwandtschaft, intimer Verkehr, Vormundschaft» 
Feindschaft usw.) 

Er (wie die Gehilfen) darf gelegentlich einer ge¬ 
richtlichen Verhandlung keinerlei Geschenke an¬ 
nehmen. 

In Zivilstreitigkeiten, die nur das Pri¬ 
vat r e c h t betreffen, hat der Richter eine Sache 
nur auf Antrag der Partei aufzugreifen und den 
Prozeß vorwärtszutreiben nach dem Grundsatz: 
Kein Richter ohne Kläger! (Nemo iudex sine 
actore). 

Es steht ihm also nicht zu, die Beweise der Partei 
oder die ihr möglichen Einreden selbst vorzubringen 
oder zu ergänzen (Verhandluhgsprinzip). 

Bei Zivilstreitigkeiten, die das bonuni c om¬ 
ni u n e der Kirche oder das Heil der Seelen 
betreffen, und bei Delikten handelt der Richter 
ex officio. 

In diesen Fällen ist er berechtigt und verpflichtet, 
die Beweise und Einreden, die der Promotor iustitiac 
oder defensor vinculi vorbringt, gegebenenfalls zu er¬ 
gänzen (Offizialprinzip). 

Die Erledigung der Prozesse soll der 
Richter möglichst beschleunigen. 

Vor der ersten Instanz dürfen die Sachen höch¬ 
stens zwei Jahre, vor der zweiten Instanz höch¬ 
stens ein Jahr liegen bleiben. 

2. Termine und Fristen. Das Gesetz oder der 
Richter oder auch die Parteien setzen für gewisse 
Handlungen Termine, d. h. einen bestimmten 
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Zeitpunkt (z. B. am 30. Juni, vormittags 9 Uhr) 
oder Fristen, d. h. einen Zeitraum, innerhalb 
dessen die Handlung vorzunehmen ist (z.B. inner¬ 
halb zehn Tagen), fest. 

Die vom Gesetz bestimmten Termine und Fristen 
kennen vom Richter nicht verlängert werden; sie sind 
»»fatalia legis", sie wirken „fatal", wenn man sie nicht 
e mhält. 

r pie vom Richter (oder den Parteien) festgesetzten 
fisten können vor ihrem Ablauf aus gerechtem 
rund nach Anhören oder Antrag der Parteien ver¬ 
engert werden, soweit die Erledigung der Sache da- 
Uu rch nicht über Gebühr hinausgeschoben wird. 

P Fällt der angesetzte Termin auf einen (gerichtlichen) 
Vertag, so gilt ohne weiteres der nächste freie Tag 
'dies non feriata) als Termin. 

. 3 - Ort und Zeit. In der Regel sollen die Ge¬ 
richtsverhandlungen in einem Gerichtssaal (aula) 
airi Sitz des Bischofs stattfinden. 

Der Ordinarius soll öffentlich die Tage und 
Stunden kundgeben, an denen das Gericht regel¬ 
mäßig angegangen werden kann. 


Jedoch ist es das Recht jedes Gläubigen, auch zu 
Anderer Zeit mit gerechtem Grund, und besonders wenn 
pfahr im Verzüge ist, zum Schutze des eigenen Rech¬ 
ts oder des Gemeinwohles den Dienst des Gerichts in 
^Spruch zu nehmen. 

Gesetzliche Gerichtsferien sind die Sonn- 
und die gebotenen Feiertage sowie die letzten drei 
j, a ße der Karwoche. An ihnen ist jede gerichtliche 
.Handlung (Zustellung, Zeugenverhör, Beweisaufnahme, 
H r teilsfällung, Vollzug usw.) verboten, wenn nicht die 


Ni 


°t, die christliche Liebe und das öffentliche Wohl an- 


A Crs 8 e hictcn oder der Richter im Einzelfalle nicht eine 
Us nahme zuläßt. 


4 - Eigentümlichkeiten des kirchlichen Pro- 
* e sses. Eine Eigentümlichkeit des kirchlichen 
r ozesses ist der grundsätzliche Ausschluß 
. e r Öffentlichkeit von den Gcrichtsverhand- 
Un gen. Nur diejenigen Personen sind zugelassen, 

^ e hbacli, Rocht der kathol. Kirche 27 
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deren Anwesenheit dem Richter notwendig er- 
scheint. 

Eine weitere Eigentümlichkeit des kirchlichen 
Prozesses ist die Schriftlichkeit, nach dem 
alten Grundsatz: Quod non est in actis, non est in 
mundo. 


Hafurf M 86 !?- H D ndl “ ngen > die den Streit selbst, z. B. 

die Beweise usw., betrelTen, wie diejenigen. 
h,n^ h .^ dlC ^ ro ^. ßform . z. B. die Zitation, die Zustel- 
“”? a “ sw ’ b etreften, sind schriftlich festzulegen (acta 
causae — acta processus). 

chiv* 9 ericht verbleibenden Akten sind im Ar¬ 
chiv der Kurie zu verwahren. 

leum^er/cl-tf C ’ „ an0 [ ly me und andere offenkundig ver¬ 
leumderische Zuschriften sind zu vernichten. 

des D fc"‘ e werden in der Regel nach der Fällung 
des Urteils den Parteien zurückgegeben. 


§ 142. Die Parteien. 

(can. 1646—1666) 

I. Kläger, und Beklagter. 

1. Partei- und Prozeßfähigkeit. 

Parteifällig sind alle kirchlich rechtsfähig^ 

eisonen; aber nicht alle parieifähigen Person^ 1 
sind prozeßfähig, d. h. nicht alle können vor Ge¬ 
richt handelnd auftreten. Bei den einen ist die 
Prozeßfähigkeit beschränkt, bei andern fehlt ^ e 
ganz; manche bedürfen eines Prokurators andere 
eine'r Erlaubnis. 

2. Klagefähig ist demgemäß jede physische oder 
moralische Person, der es nicht durch die kireb' 
liehen Gesetze verboten ist: 

Beklagt werden können alle rechtsfähigen pby~ 
sischen und moralischen Personen. Während di e 
vlage ein Recht ist, hat der Beklagte die Pflicht 
voi Gericht Rede und.Antwort zu stehen. 
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. Bie Ungetauften sind zur Klage nicht berech¬ 
nst (vgl can. 87). Sic können auch nicht verklagt 
'Verden. 

A katholische Christen können nicht klagen, 
al) er beklagt werden (can. 87). So kann z. B. bei einer 
gemischten Ehe nur der katholische Gatte die Ehe an- 
kchten. 

Die Minderjährig e n und die des Gebrauchs der 
P^rnunft Beraubten werden als Kläger wie als 
pklagte von ihren Eltern oder Vormündern vertreten. 
Jn geistlichen Sachen können die Minderjährigen mit 
v °llendctem 14. Lebensjahr selbst klagen oder verklagt 
"*erdcn. 

Moralische Personen vertritt regelmäßig ihr 
'ektor oder Verwalter. 

Entmündigte und Geistesschwache wer- 
in der Regel durch ihre Kuratoren vertreten. Sie 
k bnnen aber wegen ihrer Delikte selbst Rede und Ant- 
"°rt stehen. 

Bie Exkommunizierten sind nach der gefäll- 
Cn Sentenz im allgemeinen nicht klagebercchtigt. 

. Es ist ihnen jedoch gestattet, in eigener Person 
? u . rc h eine Klage die Gerechtigkeit oder Gesetzmäßig¬ 
st ihrer Exkommunikation zu bestreiten. 

^ Handelt es sich um einen andern Schaden für ihre 
p C ele, so können sie zwar klagen, aber nur durch einen 
9 k u r a t o r. 

P Bi e Ordenslcutc haben im allgemeinen nicht das 
, ec ht zur Klage ohne Zustimmung ihrer Obern. Sie 
sind jedoch in folgenden drei Fällen dazu berechtigt: 
' v 'cnn es sich um die Geltendmachung von Rechten, 
sie gegenüber ihrer Genossenschaft durch ihre Pro- 
erworben haben, handelt; 

. Wenn hei einem rechtmäßigen Aufenthalt außerhalb 
° e s Klosters der Schutz ihrer Rechte dringlich ist; 

Wenn sie gegen den Superior selbst eine Anzeige er¬ 
matten wollen. 

3 * Legitimation. 

Im konkreten Falle muß man nach dem Recht 
dieser Klage (aktive L.) befugt sein bzw. durch 
Sle beklagt werden können (passive L.). 

S° ist z. B. in Strafsachen nur der Amtsanwalt der Diö- 
des Verbrechers oder des Tatortes zur Anklage hefnert" 
Betr. Eheklage vgl. unten § 163. g * 


27 * 
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Die Ordinarien sind namens der Kathedrale oder des 
bischöflichen Tafelgutes prozeßfähig, bedürfen aber des 
Rates bzw. der Zustimmung des Domkapitels und Diö- 
zesanverwaltungsrates. 

Die Benefiziaten können sämtlich im Namen 
ihres Benefiziums Kläger und Beklagte sein, sic bedür¬ 
fen jedoch für die Klage der Erlaubnis des Ordinarius 
oder mindestens des Dekans. 

T r^l e Y ors teher von Sodalitäten und von 
\ o 11 e g 1 e n überhaupt können in deren Namen nur 
mit Zustimmung der Kommunität gemäß deren Sta¬ 
tuten vor einem Gericht stehen. 


II. Prokuratoren und Anwälte . 

1. In den Zivilstreitigkeiten ist es itn 
allgemeinen den Parteien freigestellt, einen Stell' 
v ertreter (procurator) oder einen Anwalt 
(advocatus) zu bestellen. 

Jedoch soll der Richter in Zivilstreitigkeiten der 
Minderjährigem und in solchen, in denen das öffentliche 
Wohl in Betracht kommt, der Partei, die keinen Vertei¬ 
diger hat, einen solchen ex officio beigeben. 

2. Beim Kriminal prozeß muß der B e ' 
klagte immer einen Anwalt haben. E r 
kann ihn selbst bestimmen; unterläßt er es, so hat 
der Richter selbst einen Anwalt zu bestellen. 

Gewöhnlich kann nur e i n Prokurator für einen Pr°' 
zeß, wohl aber können mehrere Anwälte zugleich 
bestimmt werden. 

Prokurator und Anwalt können identisch sein. 

Prokuratoren und Anwälte müssen katholisch, ge¬ 
reiften Alters, guten Rufes und im Recht erfahren seid* 

Akatholiken sind nur ausnahmsweise und aus No* 
zuzulassen. 

Der Advokat bedarf der Approbation des Ordi¬ 
narius (allgemein oder für den Einzelfall), der Proku¬ 
rator bedarf ihrer nicht. 

Beide bedürfen einer schriftlichen Vollmacht bz' v * 
eines schriftlichen Auftrags der Partei. 


I-Teil: Die Gerichte. II. Abschn.: Gerichtsordnung. 421 


§ 143. Klage und Einrede, 
(can. 1667—1705) 


I. Allgemeines. 

Jedes Reckt kann auf doppelte Weise geschützt 
Werden : 

durch die Klage (actio) und 
durch die Einrede (exceptio). 

1. Begriffe. 

a) Durch die Klage macht der Kläger sein 
^echt gegen den Beklagten geltend. Man nennt 
sie 


a ctio petitoria, wenn um die Wieder¬ 
herstellung des verletzten Rechts, 
a ctio possessoria, wenn um den Schutz 
des gefährdeten Rechtes gestritten wird. 

b) Die Einrede ist das Abwehrmittel des Be¬ 
klagten gegen den Kläger. 

, Bcr Angeklagte macht z. B. geltend, daß die For- 
erung oder das Verbrechen verjährt ist, oder daß der 
^chter inkompetent, der Offizial usw. befangen ist. Vgl. 
* 4i6. Sie ist gewöhnlich vor der Streiteinlassung zu 
aach cn und von der zuständigen Stelle sofort und end- 
suitig zu entscheiden. Can. 1614, 1628 ff. 


2 - Klagearten. Man unterscheidet: 

a) Die Nichtigkeitsklage (actio nullitatis) bei 
llI1 Riiltigen Rechtsakten (Ehenichtigkeitsklage). 

Rechtsakte sind ungültig, wenn entweder ihnen 
s clbst etwas Wesentliches abgeht, oder wenn die 
x °ui Recht unter der Strafe der Nichtigkeit gefor¬ 
derte Form nicht eingehalten ist (z. B. die Form 
er Eheschließung). Im übrigen sind sie gültig. 

b) Die Anfechtu ngsklage (actio rescis- 
? 0r *a), wenn jemand eine an sich gültige Rechts- 
^ndlung (Vertrag) anficht, weil er sie infolge 
^gerecht eingeflößter schwerer Furcht oder in- 
°lge Täuschung vorgenommen hat. 
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c) Die Wiedereinsetzung in den vori¬ 
gen Stand (restitutio in integrum) ist ein außer¬ 
ordentliches Rechtsschutzmittel, das (neben den 
ordentlichen Rechtsschutzmitteln) den Minder¬ 
jährigen und moralischen Personen zur Wieder¬ 
gutmachung des erlittenen Schadens auf ihre 
Lutte oder ex officio gewährt wird, wenn cs sich 
um ein zwar gültiges, aber anfechtbares, sie 
schwer schädigendes Rechtsgeschäft handelt. 

b-s wird unter Umständen auch den Volljähri¬ 
gen zugestanden, wenn ihnen die actio rcscissoria 
oder andere ordentliche Rechtsmittel fehlen. 

Durch sie wird die vor dem schädigenden 

Rechtsgeschäft bestandene Rechtslage wieder- 
lergestellt. Beide Teile haben also die Leistungen 
gegenseitig zurückzuerstatten, unter Wahrung 
der von andern bona fide vor der Stellung des Ge¬ 
suchs um dieses Rechtsmittel erworbenen Rechte. 

d) Die Widerklage (reconventio), in der 
egel nur zulässig bei Zivilprozessen, besteht 
arm, aß der Beklagte den Kläger vor demselben 
vichter und bei demselben Prozeß anklagt, um 
dessen Forderung ganz oder teilweise abzulehnen. 


II. Erlöschen (Verjährung) der Klage. 

1. Die Klagen de statu personarum (z. B- 
um die Nichtigkeit der Ehe, Weihe, Profeß usvv.) 
verjähren nie. 

2. Die Zivilklagen verjähren nach den Nor¬ 
men des jeweiligen weltlichen Landesrechtes, mit 
den Ausnahmen, die bereits oben § 130 angegeben 


3- Straf klagen erlöschen: 
mit dem Tode des Angeklagten; 
du 5 c J 1 _ Verzicht seitens der zuständigen Kir- 
chenbehorde (condonatio legitimac potestatis); 
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u r c h A b lauf de r K läge f r i s t (tempus 
utile). 

4 * Die K 1 a g c f r i s t beträgt bei der S t r a f- 
Klage regelmäßig d r c i J a h r e. 

A nsgcno m m e n hiervon sind: 
a ) die dem Heiligen Offizin m reservierten 
e nkte (Glaubenssachen, wie Häresie und Apo- 
s .t as ic, Sollicitatio). Wie schon erwähnt, richtet 
(11CSc Behörde nach eigenem Recht; 

.k) die Beleidigungsklagen, die in 
e,n em Jahr verjähren; 

I. c ) die Klagen wegen qualifizierter D e- 
f !. t c gegen das 6. und 7. Gebot Gottes, die in 
1111 f Jahren verjähren; 

( 0 die Klagen wegen Mordes u n d S i m o n i e, 
lc in zehn Jahren verjähren. 

5 - Die Klagefrist beginnt: 

in ^ ^ * v * I s t r e i t igkei ten mit dem Zeitpunkte, 
11 dem Klage erstmals erhoben werden konnte; 

Kr im i 11 al k 1 agen mit dem Tage, an dem 
as Verbrechen begangen wurde. 

‘Inders bei den. „Einheitsdelikten"; sie beginnt 
Jdm Daucrdclikt (si habcat tractum successivum) am 
j des deliktischen Zustands (Bigamie); 
y . c * m Gewohnheitsdelikt (d. habituale) nach dem letzten 
jurechensakt; ebenso 

dg» v- * ort ß cselzten D., dessen einzelne Taten einem cin- 
Vorhaben entspringen (d. continuatum, Konkubinat). 
D 0 i-, ir d der Verbrecher wegen eines nicht verjährten 
s 0 ,j vtcs angeklagt, so ist er auch für ältere, mit den- 
Vo^ -., en zusammenhängende, im einzelnen genommen 
Wahrte Delikte haftbar. 

l^l a ^ tr ‘ttig ist die Frage, ob die Frist bei den Kriminal- 
b e i?f n crst läuft, wenn die Behörde Kenntnis von dem 
;i n 1 ^ t bekommen hat, oder schon vom Tage der Tat 
U 111 cr CfC gesteht freilich ausdrücklich ein tempus 
Sein £' zl !’ d *. h ; cine Fris b die für den nicht läuft, der 
Kecht nicht verfolgen kann, weil er um die Ver- 
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letzung nicht weiß oder an der Verfolgung verhindert 
ist (can. 35). Vgl. oben § 8. Da indes can. 2147 
voraussetzt, daß die Bestrafung wegen Verjährung eines 
alten, neuerdings erst entdeckten Verbrechens nicht zu¬ 
lässig ist, muß man wohl (mit Wernz-Vidal, De pro- 
cessibus s _ 316) sich dahin entscheiden, daß die Frist in 
allen Fallen mit dem Tag der Tat beginnt. 

Zu beachten ist jedoch, daß mit dem Ablauf der Klage- 

lnst bei Kriminalsachen weder die Schadenersatzklage 

noc i das Recht des Ordinarius auf die nötigen Maß' 
lischt 1 ° lne Strafcharakter (amotio, suspensio) 


Dritter Abschnitt: Der Prozeßgang. 


§ 144. Die Eröffnung des Prozesses. 

(can. 1706—1741) 

Der Gang des Prozesses, sein Beginn und sein 
Fort schreiten (procedere) bis zum Abschluß > st 
in \ , C eingehend geregelt. Wir müssen uns hier 
auf die Richtlinien beschränken. 


1. Klageschrift. Eingeleitet wird der Prozeß 
mit der Einreichung der Klageschrift (libellum) 
durch den Kläger vor dem kompetenten Gericht- 
Ihr Inhalt ist gesetzlich festgelcgt. 


• ? e i' ß e " t . halten d,e Angabe des angerufenen Ge- 
nchtes, den Klageantrag und dessen rechtliche Stütze, 
den Namen und Wohnort des Beklagten und des Kl»' 
gers (Prokurators) zwecks Zustellung der Ladung us' v - 

K-.f'lwv “ nt f er genauer Angabe des Datums von 1 
Klager (Vertreter) unterschrieben sein. 

Die mündliche Vorbringung der Klage >' it 
nur ausnahmsweise zu gestatten. b 


Nach Einreichung der Klage hat der Richter 
über ihre Zulässigkeit oder Ablehnung zu ent' 
scheiden. 


Gegen die Ablehnung kann der Kläger innerhalb zehn 

Jin?egen, temPUS Ut,le) bd dcr höheren ^stanz Rekurs 
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2. Vorladung. Wird die Klage vom Richter zu¬ 
gelassen, so muß der Beklagte vorgcladen werden 
(vocatio in ins, citatio) nach dem Grundsatz: 
audiatur c l altera pars. 

Ohne die (in vor geschrieben er kor m 
vollzogene) Vorladung ist die Sentenz 
samt dem ganzen Prozeß nichtig. 

Die Ladung braucht als zwecklos nicht stattzu¬ 
finden, wenn beide Parteien sich von selbst vor dem 
Richter in der Sache cinfinden. Diese Tatsache muß 
vom Gerichtsschrciber in den Akten bemerkt werden. 

Die Ladung des Beklagten geschieht durch den 
Richter in der vom Recht nach Inhalt und 
Form vorgeschriebenen Art. Dem Kläger wird 
hiervon Kenntnis gegeben, damit er sich zur Ver¬ 
handlung zugleich mit dem Beklagten vor dem 
Gericht einfinden kann. 

Die Ladung muß enthalten: die Aufforderung, zu 
( lem bestimmten Termin vor Gericht sich zu stellen, 
fien wesentlichen Inhalt der Klage, den Namen des 
Klägers und Beklagten. Sie muß vom Richter (Audi¬ 
tor) und Notar unter Beifügung des Siegels unter¬ 
schrieben sein. 

Zugcstcllt wird sic durch die Gcrichtsboten oder 
durch die Post (eingeschriebener Brief) oder auf eine 
andere sichere Weise. 

Ist der Aufenthalt des Beklagten nicht zu entdecken, so 
hat die Ladung „per edictum“ (Anschlag am Tor der Kurie 
oder Aufforderung in einem öffentlichen Blatt) zu erfolgen. 

Für Unmündige und Geisteskranke ist ihr Kurator zu 
laden (can. 1648 ff.). 

Der Beklagte ist verpflichtet, der Ladung Folge 
? -u leisten und Rede und Antwort zu stehen. Wei- 
Rert er sich zu erscheinen, so ist er für säumig 
(contumax) zu erklären (vgl. unten § 146). Ist er 
für säumig erklärt, so kann der Prozeß ohne ihn 
seinen Fortgang nehmen. 

Flat die Ladung in richtiger Weise stattgefun- 
flen, oder haben die Parteien von selbst sich vor 
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fo/rrpr^rl^ 1 \*v■ C |' n ^ c ^" U11en > so treten unter anderem 
tolgendc Wirkungen ein: 

me a hr?ntefr Che ' T die e . s ? ich handelt, ist nicht 

z B nirtif ra ’ l° ndcrn str ' lt, *£ (res litigiosa), darf 
z- B. nicht mehr veräußert werden 

u i^teTbroch en" ^ Un<1 Ersltz ung werden 

ciom. D N„Ä i'“ £ ccl,tshä "gi!r (Hs pendere in- 
innovetur' Wäl CF Grundsatz: ,itc pendente nihil 
gegenständ Z f ? CS Strcits darf a ™ Klage- 
den die zum l ^" der . un S vorgenommen wer- 
wenn die “ Ho N P teil e,ner Parlei ^reicht, und 
fiir den Kl? e Partei nicht zustimmt. Dies gilt 
(vgl. can. 185J). romotor ) w ie für den Richter 

den ° Cr Bckla ^- der es auf 

einlassen « .« nko f , ! n ? en la sscn, sich in den Streit 

testatio Jn l’ ” S d f' U bek ennt“ (litis con- 
’l" . \ seinen Widerspruch gegen den 

fe “ , A " l ;fS überhaupt oder %%„ c i„- 

der Kll'e e„ C d bC " -' md ' So der Inhalt 

ncr lvläge endgültig präzisiert. 

lemnkät. ^Es , kci "? r bestimmten Sol; 

verwickelten Fällen mit rf" V. ar ! c ' en sc| bst (bei 

ex r 0ffici0) der Klageinhalt 

nicht* erforderi'ich 3 1 s a c h e n is t die litis contcstatio 

BeweisverFa hre n*”°schreften Richtc ' r . nicht zunl 

abgesehen). reiten (von einigen Ausnahmen 

bo?a e fide e zu Z s e em einer fre ” lden Sache hört jetzt auf, 

Hat p InSta, ?. ti f H £ s - Mit der Streiteinlassung hat 
beLnnen (T 1C t Pr ° zeßverfah ren, der Rcchtszug, 

begonnen (Instantiae mitium fit litis contesta- 
ne) und ist nun in der vorgeschriebenen Form 
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amtlich bis zur Urtcilsfällung, gegebenenfalls vor 
e,ner zweiten oder dritten Instanz (Instanzenzug) 
weiterzuführen, wenn cs nicht rechtmäßig unter“ 
^rochen (Verzicht, Tod) oder eingestellt (Ver¬ 
gleich, Schiedsspruch) wird oder erlischt. 


Es erlischt, wenn beim Gericht der ersten Instanz 
ohne Verhinderung innerhalb zweier Jahre oder beim 
Berufungsgericht innerhalb eines Jahres keine pro¬ 
zessuale Handlung vorgenommen wurde. Im letzteren 
.h erlangt das bekämpfte Urteil Rechtskraft (transit 
,n rem iudicatam). 


5 - Vernehmung der Parteien. 

a ) Nach der litis contcstatio ist die Zeit für das 
He weis ver fahren gekommen. 

Zu dessen Erleichterung und Vereinfachung 
können die P a r t e i e n (auch der Promotor iusti- 
tlae und der Defensor vinculi) vor dem Richtei 
gegeneinander Behauptungen (a r t i c u 1 i, 
Position es) aufstellen, über die der Richter 
die Gegenpartei hört und vielleicht von ihr ein 
Geständnis erhält. 

.. Der Richter selbst muß bei Klagen von 
öffentlichem Interesse und bei andern Klagen be¬ 
züglich der von den Parteien selbst vo r ge¬ 
machten Beweisgründe zur Erforschung der 
yvahrheit Fragen (interrogationes) stellen; im 
übrigen kann er es auf Antrag der Parteien tun. 

Die Fragen können vom Richter in jedem Stadium 
Qes Prozesses gestellt werden. 


b) Die Parteien sind verpflichtet, dem Richter 
Antwort zu geben und die Wahrheit zu gestehen. 

Der Verbrecher hat die Pflicht des 
Geständnisses nicht. 


Die Lüge ist dabei natürlich nicht erlaubt. 

Die unberechtigte Verweigerung der Antwort oder 
lügenhafte Antwort ist vom Richter mit dem 
Ausschluß von den kirchlichen gesetzlichen Akten zu 
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ner^n/vh Li 1 8 ! ^. ineid vor - so ist der Laie mit dem 
rionzi beslrlfen * Geislliche mit d « Suspen- 


c) Die Eidesabnahme der Parteien ist: 
bet Zivilstreitigkeiten von öffentli¬ 
chem Interesse geboten, 
bei Zivilstreitigkeiten ohne offen t- 
ic tes nteresse nach dem Ermessen des Rich¬ 
ters gestattet; 

bei Kriminalklagen ist dem Richter ver¬ 
boten, den Angeklagten zu vereidigen. 


§ 145. Das Beweisverfahren. 

(can. 1747—1837) 

I. Allgemeines. 

1 Eines Beweises bedürfen nicht: 

a) die notorischen Tatsachen, d. h. die t a t- 
sachlich öffentlich bekannten Tatsachen (no- 

orietas facti) oder die g e r i c h 11 i c h feststehen- 
? T e " Tatsachen (notorietas iuris, z. B. die durch 
Urteil, Geständnis vor Gericht erwiesenen Tat¬ 
sachen); 

b) das vom Gesetz Präsumierte; 

c) die vom Beklagten zugestandenen Tatsachen, 
falls nicht das Recht oder der Richter trotzdem 
den Beweis fordern. 

r D t - S j V ? r , dem P icht ? r von einer Partei abgelegte 
Geständnis (confessio ludicialis) befreit falls 
es sich um eine Privatsache handelt, die andere Partei 
von der Beweislast; aber nicht bei den Prozessen mit 
öffentlichem Interesse (z. B. bei Ehenichtigkeitskla- 

Das der Gegenpartei oder andern außerhalb des 
Gerichtes gemachte und ins Treffen geführte Geständ¬ 
ig ( H C ° n T eS f- ,0 , eXtraiudiciali ^ ist vom Rich ' 

ter den Umstanden entsprechend zu bewerten. 
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2. Die B e we i s 1 a s t obliegt dem Kläger (oder 
f ler die Einrede vorbringenden Person). 

3- Der Beklagte ist, falls dem Kläger 
der Beweis nicht gelingt, freizuspre¬ 
chen. 

4- Zum Beweis dienen: 

Zeugen, 

Gutachten von Sachverständigen, 
der Augenschein, 

Urkunden, 

Präsumptionen, 
der Parteieneid. 

II. Die Zeugen. 
t. Zeugnispflicht. 

Die vom Kläger (Amtsanwalt oder Amtsver¬ 
teidiger) zu benennenden und vom Richter in der¬ 
selben Form wie die Beklagten zu ladenden Zeu¬ 
gen sind zum Erscheinen und zur Antwort unter 
Strafe verpflichtet. 

Von dieser Pflicht sind befreit: 
die Pfarrer und alle Priester betr. der ihnen 
amtlich außerhalb der Beicht an vertrauten Dinge; 

die zum Amtsgeheimnis verpflichteten bürger¬ 
lichen Beamten, Ärzte, Hebammen, Anwälte und 
Notare, sowie die durch vertrauliche Beratung 
zum Schweigen verpflichteten Personen in Bezug 
auf das Amtsgeheimnis bzw. die anvertrauten An¬ 
gelegenheiten; 

alle Personen, die infolge des Zeugnisses für 
sich, ihre Blutsverwandten oder Verschwägerten 
Infamie, grobe Belästigung oder ähnliche schwere 
Übel zu fürchten haben. 

Die sich selbst als Zeugen anbietenden Personen 
kann der Richter nach seinem Ermessen zulassen oder 
2 urückweisen. 
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2. Ausschluß von der Zeugenschaft. 

a) Völlig ungeeignet (non idonci) sind die 
Gcsclileclitsunreifen (impuberes) und die Geistes¬ 
schwachen (mente debiles). 

b) \ erdächtig (suspecti) und deshalb nicht 
zugelassen sind: 

Exkommunizierte, Meineidige, Infame (nach 
der Urteilsfällung); 

die ob ihrer schlechten Sitten Unglaubwürdi¬ 
gen; 

die öffentlichen und schweren Feinde einer Par- 


c) Unfähig (incapaces) sind (neben den Par¬ 
teien und ihrem Vertreter, dem Richter, An¬ 
walt usw.) auch: 

die Priester betr. der Beicht, auch wenn 
sie vom Sigillum entbunden sind; selbst das, was 
sie irgendwie gelegentlich der Beicht gehört ha- 
^)en, caif nicht einmal als Indizium gewertet wer- 

der Gatte in einer causa des andern Gatten; 

der Blutsverwandte und Verschwägerte in Sa- 
chen des Blutsverwandten oder Verschwägerten, 
in allen Graden der geraden und dem ersten Grad 
der Seitenlinie (ausgenommen u. a. Eheklagen). 

d) Ablehnbar sind andere ex iusta causa (des¬ 
halb rechtzeitig gegenseitige Zeugenbenennung! 
can. 1764). 

3. Vereidigung. 

Die Zeugen müssen (in der Regel) vor ihrer 
Aussage den Kid „de tota ac sola veritatc di" 
cenda“ leisten (promissorischer Eid) und können 
nach der Aussage zum Eid „de veritatc dicto- 
rutn veranlaßt werden (assertorischer Eid). 

1 V w S ! n Ü , ? h fa j sc , he Aussagen oder Verschweigung 
zu r a™n (can i 7 5s, iS ‘ V ° m Richter 
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4. Das Verhör hat gewöhnlich am Sitz des 
Gerichts stattzufinden. Von dieser Regel sind 
ausgenommen: 

a) hohe Persönlichkeiten (Kardinale, Bischöfe, 
hohe weltliche Personen). Sie können den Ort 
ihrer Vernehmung selbst bestimmen; 

b) die Kranken und sonstige durch körperliche 
und geistige Gebrechen oder durch die gemein¬ 
same Lebensweise (Nonnen) Verhinderten; sic 
werden zu Hause verhört; 

c) die außerhalb der Diözese Weilenden, die 
nicht gut an den Gerichtsort kommen können. Sie 
werden vom Gericht des Aufenthaltes nach den 
Instruktionen des zuständigen Richters vernom- 
nien; 

d) die in der Diözese weit vom Gerichtssitz 
Wohnenden; sie werden im Auftrag des Richters 
v pn einem benachbarten Priester unter Assistenz 
einer als Notar fungierenden Person nach den ge¬ 
gebenen Instruktionen vernommen (sehr häufig 
bei Ehepr ozessen!). 

Das Verhör nimmt der Richter selbst oder 
s ein Delegat vor. Rs muß dabei stets ein Notar 
2 Ugegcn sein. 

Wollen die Parteien (der Amtsanwalt oder Amts- 
v crteidiger) dem Zeugen noch andere Fragen vor- 
ßelegt haben, so müssen sie diese dem Richter Vor¬ 
schlägen, der sie an den Zeugen stellt. 

Die Antworten der Zeugen sind vom Notar genau 
2 u protokollieren. Das fertige Protokoll ist dem Zeugen 
v orzulesen und nach etwaiger Verbesserung vom Zeu¬ 
gen, Richter und Notar zu unterzeichnen. 

5. Beweiskraft. 

Die Würdigung des Zeugnisses steht dem Rich¬ 
ter zu. 

Dabei kommt es darauf an, ob der Zeuge aus eige- 
n em Wissen die Aussagen macht oder ob er das Ge- 
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j”^* e *r? I \ an ^ ern erfahren hat (testes de visu, testes 

schwant, ’ K b ^ r scinen Aussa gen fest bleibt oder 

oder nifi * ° * le ^ cu K cn unter sich iibereinstinimen 

oacr nicht usw. 

B e D w 3 /i s 2 ^! m ä ß! g "ni A?!? in" reiCh ' Z ° 

Sac E hTa3ch q tät“g wir. 31 “ 5 8CnÜgt ’ Wen " er in ^ 

Der Beweis gilt als erbracht, wenn unter 
1 ^ e 1 ° d e r d r e i einwandfreie Perso- 

n (klassische Zeugen) über eine 
acie oder Tatsache aus eigenem 
issen u )ereinstimmende Aussagen 
machen. 

Vo?iiLen IC vnn r ka 5 n •? , wichtigen Fällen oder beim 

noch eine nrni Z ? Z ^ eii . e ln berechtigenden Umständen 
noen eine probatio plenior fordern. 


III. Die übrigen Beweismittel. 

i. Sachverständige (periti). Die Gutachten von 
sachverständigen können zum Beweis dienen, 
ln gewissen Fällen ist ihre Einholung (z. B. 
e-hemchtigkeitsklage wegen Geisteskrankheit) 

vorgeschrieben. 


Die Sachverständigen werden vom Richter bestellt, 
ei reinen Privatsachen auf Antrag der Parteien, bei 
andern Klagen nach Anhören des Amtsanwaltes bzvv 
des Amtsverteidigers. 

leisten m ^ SSen ^ en de mu| iere fideliter implendo 

Wer nicht Zeuge sein kann, kann auch nicht als 
Sachverständiger zugelassen werden. 


2. Augenschein (recognitio iudicialis). Beim 
Streit um einen Ort oder eine Sache kann der 
Richter den Besuch des Ortes bzw. die Einsicht¬ 
nahme der Sache anordnen und selbst oder durch 
Beauftragte, gegebenenfalls unter Zuhilfenahme 
von Sachverständigen, durchführen 
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In gewissen Fällen ist der Augenschein 
v °rgeschrieben (Ehenichtigkeitsklagen we¬ 
tten Impotenz und Dispensation a matrimonio non 

consummato). 

3 - Urkundenbeweis. In allen Prozessen werden 
7 * u m Beweis sowohl öffentliche (kirchliche 
ll nd weltliche) als auch private Urkunden 
(Briefe, Verträge, Testamente) zugelassen, deren 
Beweiskraft selbstredend verschieden ist. 


Sic si 
* Cn dem 


nd im Original oder in beglaubigten Abschrif- 
Gcricht vorzulcgen. 


4 - Praesumptiones. Unter Präsumption versteht 
^ian eine solche Vermutung, nach der eine ungc- 
^ lss e Sache als bewiesen gilt. Sic ist entweder 

Praesumptio iuris oder h o m i n i s. 

erste liegt vor, wenn das Recht selbst sie auf- 
die andere, wenn der Richter sic wegen einer 
Slc heren und bestimmten Tatsache aufstellt * 18 . 

Uie gesetzliche Präsumption ist: 

Praesumptio iuris simpliciter oder iuris 
c t de iure. 

Im ersten Fall kann man direkt und indirekt den 
, J . c genbcweis antreten; im zweiten Fall ist nur der in- 
lrc ktc Gegenbeweis zulässig; d. h. gegen die Tatsache, 
die sich die Vermutung stützt. 

, 2 . B. genießt nach can. 1904, § 1 ein rechtskräftiges 
ur teil die praesumptio iuris et de iure. Man kann 
rechtlich nicht nachweisen, daß das Urteil ungerecht 
! st » sondern man kann die Sentenz nur dadurch anfech- 
, Cl h daß man beweist, daß in Wirklichkeit überhaupt 
e me endgültige Entscheidung vorliegt. 

Wer eine praesumptio iuris für sich hat, ist der 
- a st des Beweises enthoben. Sein Gegner muß 
den Gegenbeweis führen. 

5 - Parteieneid. Es wurde oben schon angeführt, 
( aß cler Richter die Parteien vor dem Eintritt in 
das Beweisverfahren (und in jedem Stadium des- 
Se lben) vereidigen kann, um den Prozeß zu ver- 

Hctzbacli, Recht der kathol. Kirche 90 
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einfachen. Hier handelt es sich um etwas anderes, 
nämlich um den Ergänzungseid (iusiurandum sup- 
p ctorium), Schiedseid (iusiurandum decisorium) 
oder Schätzungseid (iusiurandum aestimatorium). 


, a ^ Ps kömmt vor, daß das Beweismaterial zum vol- 
L e ?J 0 ew P s nicht genügt. In solchen Fällen kann der 
r Ä r ln beschränktem Umfang ex officio oder 
_• n p ra ? Pai : te,en (Amtsanwalt, Amtsverteidiger) 
ner i artei das „iusiurandum suppletorium“ auflegen, 
es jegrundeterweise ablehnen oder der Gegenpartei 
zuschieben kann. 

in b L! ern ^ können die Parteien in gewissen Fällen 
T S l | ad 1 lum des Prozesses vereinbaren, daß der 

^rhHrhl U f rCh d i Cn El n , e . lner Partei vergleichsweise ge- 
schlichtet werden soll (iusiurandum decisorium). 

c) Handelt es sich im Prozeß um Wiedergutmachung 

Hn ne p* ni i C . ht S i che [ 1 zu bestimmenden Schadens, so kann 
der Richter der klagenden Partei den Schätz ungs- 
eid (iusiurandum aestimatorium) abverlangen. 


§ 146 . Zwischenverfahren. 

(can. 1837—1857) 

Vor der Beendigung des Hauptverfalirens kann 
die Losung einer von den Parteien (Amtsanvvalt 
oder Amtsverteidiger) aufgeworfenen und mit der 
Hauptfrage in Verbindung stellenden Frage durch 
Dekret oder Urteil des Richters erforderlich sein- 
/-ur Sonderart des Verfahrens s. * in . 

Der CIC behandelt unter dem Titel „de cau- 
s '. s jnHctentibus“ die Versäumnis (contumacia). 
die Beteiligung oder Einmischung dritter am Pro¬ 
zeß interessierter Personen und die während des 
schwebenden Streites von einer Partei oder vom 
Richter selbst zum Schaden einer Partei unter¬ 
nommenen Versuche („attentata“) zur Änderung 
des Inhalts der Klage oder der Termine. 

Hier genügt es, den (besonders bei Ehepro- 
zessen nicht selten vorkommenden) Fall der Ver¬ 
säumnis zu behandeln. 
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Versäumnis (contumacia). 

Sowohl der Beklagte wie der Kläger kann vom 
Richter als „contumax“ erklärt werden. 

1. Der Beklagte, der gesetzmäßig geladen 
ls t und ohne gerechten Grund selbst (oder dessen 
Vertreter) nicht vor Gericht erscheint, kann auf 
Antrag der Partei (des Amtsanwaltes oder Amts- 
'erteidigers) für säumig erklärt werden, wenn 
‘°lgende Voraussetzungen gegeben sind: 

Es muß feststehen, daß die rechtmäßig ge¬ 
schehene Ladung ihm in der zulässigen Frist 
(tcinpus utile) zur Kenntnis gekommen ist oder 
mindestens hätte kommen müssen; 

daß er versäumt hat, sein Fernbleiben iiber- 
mupt zu entschuldigen oder keinen gerechten 
^ r und dafür beigebracht hat. 

Diese Feststellung kann z. B. durch Wieder¬ 
holung der Ladung gemacht werden. 

Die Wirkung des Versäumnisurteils besteht 
darin, daß der Richter das Prozeßverfahren fort- 
Se tzen, das Urteil fällen und vollstrecken kann, 
ohne daß der Säumige dagegen Berufung einlegen 

kann. 

Allerdings kann ihm vom Richter auf seine Bitte 
das außerordentliche Mittel der Wiedereinsetzung in 
een vorigen Stand gewährt werden. 

2. Der Kläger, der sich zum Termin, an dem 
der Beklagte sich erstmals vor dem Richter ein- 
hndet, unentschuldigt nicht stellt, ist vom Rich¬ 
er auf Antrag des Beklagten von neuem zu la¬ 
den; leistet er wieder keine Folge oder versäumt 
Qr > den Prozeß zu beginnen oder weiterzutreiben, 
s ° ist er auf Antrag des Beklagten (unter den¬ 
selben Voraussetzungen wie unter Nr. i) für con- 
thmax zu erklären. 

Hierdurch büßt der Kläger das Recht ein, den 
* r ozeß weiter zu treiben. 


28 * 
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Amtsanwalt oder Amtsverteidiger verlieren das Recht 
nicht, soweit es sich um öffentliche Interessen handelt. 

Der Beklagte hat das Recht auf Freisprechung 
bzw. auf Beendigung des Prozesses in Abwesen¬ 
heit des Klägers. 

Betr. Prozeß kosten siehe can. 1851. 

§ 147. Das letzte Stadium des Verfahrens. 

(can. 1858—1867) 

1. Publikation des Prozesses. Nach Abschluß 
des Beweisverfahrens ist der gesamte Inhalt der 
Akten zu veröffentlichen, d. h. den Parteien und 
ihren Anwälten die Erlaubnis zu erteilen, von 
ihm Einsicht zu nehmen und eine Abschrift davon 
(auf ihre Kosten) zu verlangen. 

2. Aktenschluß. Falls nach der Veröffentlichung 
er Akten die Parteien keine weiteren Bcweisan- 

träge mehr stellen, die für die Beibringung neuen 
Beweismaterials vom Richter festgesetzte Zeit 
\erstrichen ist oder der Richter die Streitfrage 
für genügend geklärt hält, verfügt das Gericht 
durch Dekret die ,,conclusio in causa“. 

Nach dem Aktenschluß ist die Vorbringung neuer 
Beweise nicht mehr zulässig. 

Ausgenommen sind die causae, die nie zu einer res 
iudicata werden (ungültige Ehe), oder wenn ein DokU" 
ment erst nachträglich gefunden wird oder die Zeugen 
vorher wegen eines gesetzmäßigen Hindernisses nicht 
erscheinen konnten. 

Die Gegenpartei muß von dem neuen Beweismaterial 
unterrichtet werden und genügend Zeit erhalten, um 
ihre Einwendungen machen zu können. 

3. Verteidigung. Nach dem Aktenschluß hat der 
Richter den Parteien eine der Sache entspre' 
chende Zeit zur schriftlichen Abfassung 
ihrer Verteidigung zu bestimmen. 

Die Verteidigungsschrift ist dem Gericht zu über' 
geben. Außerdem tauschen die Parteien ihre Verteil 
gungsschriften gegenseitig aus. Die Parteien könne* 1 
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au * sie in der Regel nur noch einmal antworten (Re- 
PÜk). 

4 - Schlußverhandlung. Zum Abschluß des Ver¬ 
fahrens setzt der Richter die Schlußverhandlung 
k*st. Vorher kann noch, besonders auf Antrag einer 
Partei, vor dem Richter (den Richtern) und einem 
*\°tar seitens der Parteien (Anwälte) eine be¬ 
schränkte mündliche Erörterung zur näheren Auf¬ 
klärung des Sachverhaltes (moderata disputatio) 
st attfinden. Verteidigungsreden (informationcs 
0ra les) von Anwälten sind ausdrücklich verboten. 

Nun wird das Urteil gesprochen. 


§ 148. Das Urteil. 

(can.1868—1877) 

}■ Begriff. Das Urteil (sententia) ist „der recht¬ 
mäßige Spruch, durch den der Richter den von 
( . Cn streitenden Parteien vorgclegten und auf gc- 
bchtliche Weise verhandelten Rechtsfall ent- 

scheidet". 

Das Urteil ist entweder End - oder Zwischen- 
, rt eil (definitiva oder interlocutoria), je nachdem es 
cn eigentlichen Streitfall (causa principalis) oder einen 
w l sc hcnstrcit entscheidet. 

Bie andern Sprüche des Richters heißen „decreta“. 

. 2 * Pflicht des Richters. Der Richter muß, um 
pH Urteil fällen zu dürfen, die moralische 
. c wißheit in der zu entscheidenden Sache be¬ 
izen. 

Hat er diese Sicherheit nicht, so muß sein Spruch 
. a hin lauten, daß „das Recht des Klägers nicht 
es tsteht“ („non constare de iure actoris“) und 
lll *ß den Beklagten freisprechen. 

^ Biese notwendige Gewißheit gewinnt der Richter aus 
Akten und den vorgebrachten Beweisen, nicht aus 
n dern Quellen. Quod non est in actis, non est in 
p Un do! Die Würdigung der Beweise ist regelmäßig die 
er sönliche Gewissenssachc des Richters. 
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Eine Ausnahme von der Regel, daß im Zweifel der 
Beklagte freizusprechen ist, machen die vom Recht be¬ 
günstigten Streitfälle (causae favorabiles). So gilt die 
Ehe für gültig, solange das Gegenteil nicht nach¬ 
gewiesen ist. Beim Privilegium Paulinum ist im Zweifel 
zu Gunsten des Begünstigten zu entscheiden. 

3. Kollegiales Gericht. Wird ein Rechtsfall 
durch ein kollegiales Gericht entschieden, so ist 
folgendes zu beachten: 

a) Den Termin für die Beratung der Richter 
setzt der Präses des Gerichts fest. Sie ist in der 
Regel am Gerichtssitz abzuhalten. 

b) Die einzelnen Richter bringen ihre schriftlich 
abgefaßten Gutachten mit und geben sie zu den 
Akten. 

c) Der als Referent bestellte Richter berichtet 
an erster Stelle über den Rechtsfall; darauf geben 
die andern Richter ihre Auffassung wieder. 

Es folgt unter der Leitung des Präses eine be¬ 
schränkte Diskussion, die sich besonders auf den 
dispositiven Inhalt des Urteils beziehen soll. 

Es steht nichts im Weg, daß die Richter bei der 
Abstimmung von ihrer vorherigen Auffassung ab' 
stehen. 

Es ist zulässig, daß das Gericht die Urteil 5 ' 
fällung auf eine zweite Sitzung (innerhalb acht 
Tagen) verschiebt. 

d) Die Abfassung des gefällten Urteils ist Auf' 
gäbe des Referenten. 

4. Inhalt und Form des Urteils. 

a) Das Urteil muß den Streit entscheiden (defi' 
nire), es muß also den Angeklagten freisprech el1 
oder verurteilen. 

Handelt es sich um Leistungen, so hat es zu be¬ 
stimmen, was der Verurteilte zu leisten hat, wovon 
sich zu enthalten hat, wie, wann und wo die Pflicht z u 
erfüllen ist. 
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Das Urteil muß die rechtlichen und tatsächlichen 
Gründe angeben, auf die es sich stützt, und betr. der 
Kostentragung Bestimmungen treffen, 
b) Das Urteil wird im Namen Gottes, der immer 
Beginn der Sitzung anzurufen ist, gefällt. 

Es hat zu enthalten: 

die Angabe des Richters (Gerichtshofes), die Be¬ 
zeichnung des Klägers, des Beklagten (und des \ er- 
treters) mit genauer Adresse und gegebenenfalls die 
Bezeichnung des Amtsanwaltes und Amtsverteidigers, 
eine kurze Darstellung des Tatbestandes mit den An¬ 
lagen der Parteien und . 

den dispositiven Teil des Urteils mit den Urteils- 
ßründen. 

Das Urteil schließt mit der Angabe des Tages und 
des Ortes, an denen es gefällt wurde, und ist vom 
Richter (bzw. von allen Richtern) und vom Notar zu 
Unterzeichnen. 

5 * Veröffentlichung des Urteils. Das Urteil soll 
s obald als möglich verkündet werden. Dies kann 
a tif dreifache Weise geschehen: 

durch feierliche Vorlesung des Urteils durch den 
Richter vor den zu diesem Zweck geladenen Parteien; 

durch die Mitteilung an die Parteien, das Urteil 
könne beim Gerichtshof eingesehen und 
davon eine Abschrift verlangt werden; 

durch Übersendung eines Exemplars des 
Ur teils an die Parteien durch die Post. 


Vierter Abschnitt: 

Die Rechtsmittel gegen das Urteil. 

§ 149. Die Berufung. 

(can.1879—1891) 

Urteile können anfechtbar sein, weil der Richter 
s *ch in der Beurteilung der Sache selbst geirrt 
°der formelle Fehler begangen hat 1 . 

. 1 Hat sich bei der schriftlichen Abfassung des Urteils 
e 'n Irrtum cingeschlichcn, so kann der Richter ihn 
selbst berichtigen und muß es nach einem Gerichts- 
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Als ordentliche Rechtsmittel kommen in 
Betracht: 

die Berufung (appellatio), 

die Nichtigkeitsbeschwerde (qucrela nullitatis). 

Als außerordentliche Mittel: 

der Einspruch eines Dritten, 

die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (nur 
gegen rechtskräftige Urteile). 

Für die Berufung (Appellation) gelten fol¬ 
gende Regeln: 

1. Wer kann appellieren? 

Jede durch ein Urteil sich beschwert fühlende 
1 ai tei (Beklagter und Kläger) kann gegen das 
Urteil des Untergerichts beim Obergericht Be¬ 
rufung einlegen. 

Dieses Recht steht auch dem AnitsanwaU 
und dem Amtsverteidiger bei den Pro¬ 
zessen, an denen sie teilnahmen, zu. 

2. Ausschluß der Berufung. 

Die Berufung ist indes u. a. in folgenden Fällen 
ausgeschlossen : 

a) vom Urteil des Papstes oder der Aposto¬ 
lischen Signatur; 

b) von einem ungültigen Urteil; 

c) von einem rechtskräftigen Urteil; 

d) von einem Zwischenurteil (Dekret) ohne 
wesentlichen Einfluß auf das Endurteil * ,7 ; 

e) von einem Urteil gegen den Säumigen: 

f) von einem „baldigst“ zu fällenden Urteil: 

K) bei ausdrücklichem schriftlichem Verzicht 

darauf. 


beschluß tun, wenn eine Partei es verlangt und die 
andere nicht widerstrebt. Widerstrebt eine Partei, so 
entsteht ein Zwischenverfahren, das durch Dekret z u 
erledigen ist Das Dekret wird auf der Rückseite des 
korrigierten Urteils vermerkt. 
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3- Form der Berufung. 

Sic ist mündlich gleich nach der Vorlesung 
des Urteils oder schriftlich innerhalb zehn Tagen 
hach der Mitteilung des Urteils beim Richter ein¬ 
zulegen. der es gefällt hat (iudex a quo), und beim 
höheren Richter (iudex ad quem) innerhalb eines 
Monats nach ihrer Einlegung einzuführen. 

Zu letzterem genügt die Anrufung des Oberrichters 
xur Verbesserung des Urteils unter Anfügung eines 
Exemplars des Urteils und der an den Vorrichter ein- 
ßereichten Appellationsschrift. 

Sind die Appellationsfristen ungenützt ver¬ 
strichen, so erlischt die Berufung. 

4 - Wirkung der Berufung. 

Die Wirkung der Berufung besteht darin, daß 
das Urteil nicht ausgeführt werden kann; cs bleibt 
in der Schwebe. 

Ausnahmsweise hat die Berufung in den vom Recht 
ausdrücklich vorgesehenen Fällen diese Suspensiv- 
jyirkung nicht. Z. B. tritt die vom Richter ver¬ 
hängte Zensur ein, auch wenn Berufung eingelegt wird 
tcan. 2243, § 1). 

Hier hat die Berufung nur devolutiven Cha¬ 
rter; die letzte Entscheidung geht an den Oberrichtcr 
über. 

5 - Gegenstand der Berufung. 

Vor der Berufungsinstanz kann kein neuer 
Antrag, sondern nur der gleiche Gegenstand, der 
Inhalt der Klage vor dem Untergericht war, ver¬ 
handelt werden. 

j. Es steht nichts im Wege, vor der Oberinstanz neue 
beweise beizubringen. 

§ 150. Die Nichtigkeitsbeschwerde. 

(can. 1892—1897) 

Das Urteil kann an einer unheilbaren oder an 
e, ner heilbaren Nichtigkeit leiden. 
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i. Es leidet an der unheilbaren Nichtigkeit 

*& ttCn V?, von c ' ncm absolut unzuständigen 
Richter gefallt worden ist (vgl. oben S. 404); 

besetzt" war d3S Gericht nicht vorschriftsgemäß 

nm C) die Parteien °fier eine von ihnen nicht 

prozeßfalug waren; 

ein^ p VC ? n - Jemand ° ,1ne gesetzmäßigen Auftrag 
eine Partei vertreten hat. 

kann^ch Ein h rpj^ arer ^' ichti K kcit leidende Urteil 
innerhalb dreißig T Ü mmCr °. dcr auf dcnl Wege der Klage 
Richter der ef 5 Ä FC u " ach seincr Publikation vor dcn> 

» s gefallt hat, angefochten werden. 

2. Das Urteil leidet an einer heilbaren Nich¬ 
tigkeit in folgenden Fällen: 

a) wenn die Ladung nicht oder nicht recht er¬ 
folgt ist; 

b) wenn im Urteil die Begründung fehlt; 

c) wenn es nicht rechtmäßig unterschrieben ist; 

d) wenn ihm die Angabe des genauen Datums 
und des Ortes des Gerichtes fehlt. 

Die Nichtigkeitsbeschwerde ist mir gegen ein 
Erteil von heilbarer Nichtigkeit zulässig. 

7P h S n e T k , a CT nn in , Verbindung mit der Berufung innerhalb 
mrh Tpr S v °- d rr r % r f‘ ch aIle,n lnner balb drei Monaten 

nach der Veröffentlichung des Urteils vor den Richter. 

von e a gefal u lat ’ S ebracht werden, und zwar sowohl 
' on den Slch beschwert fühlenden Parteien als auch 

dem Gerkht'bei wohn, 

nichf 6 Fnfl tan i Z W p eC u? U demnach bei der Beschwerde 

Richter als verdächtig angesehen wird, 
ist nicht ein anderer Gerichtshof, sondern nur ein 

rw^‘ü!* r ( ,\ nde ? e Rich . ter ) zu bestimmen, 
fällige: \ C ^ ter se ^hst kann eine nichtige, von ihm ge- 
can^iRn* tCn 5 C q off J cl ° zu rückziehen und innerhalb der 
ca- 189 3 und 1895 festgesetzten Frist verbessern 

saniert ^ Ung *™ tZt verstrichcn > ist die Nichtigkeit 
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§ 151. Der Einspruch Dritter. 

(can. 1898—1901) 

Wenn irgend jemand durch ein Endurteil eine 
Verletzung seines Rechts fürchtet, so kann er das 
Urteil vor seiner Ausführung (nicht mehr nach 
derselben) anfechtcn und seiner Ausführung sich 
entgegensetzen (oppositio tertii). 

Der Einspruch kann entweder vor dem Richtet, 
der das Urteil gefällt hat, zwecks Revision des 
Urteils oder durch Berufung an den Oberrichtei 
geschehen. 

Im ersten Fall gelten für die Behandlung des Ein¬ 
spruchs die Vorschriften über das Zwischenverfahren, 
un andern Fall die Vorschriften über die Berufung. 

Gelingt dem Dritten der Beweis der Schädi¬ 
gung, so ist das frühere Urteil vom Richter ent¬ 
sprechend abzuändern. 

§ 152. Die Rechtskraft des Urteils. 

(can. 1902 —1903» * 9 * 7 —1924) 

1. Rechtskräftig und vollstreckbar (res iudicata) 
ist ein Urteil: 

a) wenn in der gleichen Sache zwei überein¬ 
stimmende Urteile ergangen sind; 

b) wenn innerhalb der gesetzlichen Frist die 
Berufung nicht eingelegt wurde, oder wenn die 
Berufung beim Richter a quo zwar eingelegt, aber 
beim Richter ad quem nicht oder nicht recht¬ 
zeitig eingeführt wurde; 

c) wenn es sich um ein einziges definitives Ur¬ 
teil handelt, von dem es keine Berufung gibt (Ur¬ 
teil des Papstes, der Apostolischen Signatur, Ur¬ 
teil gegen einen Säumigen usw.; vgl. oben S.440). 

2. Niemals endgültig rechtskräftig werden die 
Urteile de statu personarum (Ehe, Weihe). 
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lautender *TTr»nM n ß . rlln< * sätz '.' c * 1 trotz mehrfacher glcich- 
RechtsmittSn , ‘T" 1 ^ Wledcr n,it den ordentlichen 

zweSrrern ” g M OChte l? wer . den : Jedoch ist nach 
ze ß nur zurrel^c^lautendem Urteil ein weiterer Pro- 

rial beigeSht wi’rd^" 11 " eUeS Wichtißes Beweismate- 

zuL™:^' ^' C rCS * ud,cata gilt nach der ihr 
zukommenden praesumptio iuris et de iure als 

ordentIM unc ' kann "ich* mehr mit den 

keUsbe H en - der Berufu "g und Nichtiß- 

ist h b a \ Verde , bekam P ft werden. Der Prozeß 
den b p? d / g ’ ü ? dd u S Ürteil schafft endgültig unter 

vollstreckbar. "" U «» »*•»> Koch, *,d b. 

auS e bd i niS’ nivlrf UntC u r bestimmten Voraussetzungen 

iS SSK: u “°" z ' SSUÄ 

§ 153. Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. 

(can. 1905—1907) 

lni ! te , V '"" ei " er t?" le j <Ue ord «"‘»d>en Rechts- 
HÄ e T Urte i' "!cM mehr .„kommen, 
o kann ihr das außerordentliche Mittel der 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand resti¬ 
tutio in integrum), die Wiederherstellung ihres 

duÄJrft r ,C er VOr dcr Rechtsverletzung 
durch das Urteil bestand, gewährt werden. Ist ihr 

dies zugestanden, dann kann sie das rechtskräftig 

nicÄ K? 1 ™ lern, «'"och 

ru n ’i' ir geworden wäre, kann also Be- 
ung oder die Nichtigkeitsbeschwerde einlegen. 
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2. Dieses Mittel kann nur bei bestimmten Vor¬ 
aussetzungen zur Anwendung kommen: 

Us kann gewährt werden an Minderjährige und juri¬ 
stische Personen hei schwerer Schädigung durch das 
er ßangene Urteil, an Volljährige nur nach dem Nach- 
weis, daß ein gerechter Grund für dieses außerordent- 
hche Rechtsmittel vorliegt und sie keine Schuld an dem 
Cr littenen Schaden trifft. 

Es muß außerdem die Ungerechtigkeit des Urteils 
Cv ident sein. Der Codex zählt erschöpfend die Fälle 
auf, in denen die Ungerechtigkeit evident ist: 

wenn das Urteil sich auf später als falsch befundene 
Dokumente stützt; 

. wenn nachträglich Dokumente entdeckt werden, die 
Cl ne neue und gegenteilige Entscheidung fordernde Tat- 
s ache klar beweisen; 

wenn das Urteil infolge Hinterlist (ex dolo) einer 
artei zum Schaden der andern ausfiel; 
wenn die gesetzlichen Vorschriften offenkundig nicht 
beachtet wurden. 

3 - Zuständig für die Gewährung dieses Rechts¬ 
mittels ist der Richter, der das Urteil gefällt hat, 
die Berufungsinstanz, wenn der Richter selbst die 
Vorschriften verletzt hat. 

4 * Der Antrag auf Gewährung desselben hemmt 
niIr die unbegonnene Urteilsvollstreckung. 


Fünfter Abschnitt: Das übrige Gerichtswesen. 

§ 154 . Die Gerichtskosten. 

(can. 1908—1916) 

1. In den Zivilprozessen können die Par¬ 
tien zwecks Ersatzes der Gerichtskosten zu einem 
Beitrag verpflichtet werden. 

Gegebenenfalls kann von den Parteien eine ent¬ 
brechende Sicherheitsleistung im v o r- 
a us verlangt werden. 

Der unterlegene Teil hat regelmäßig dem Ob¬ 
siegenden die Gerichtskosten zu ersetzen. 
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2. Das Provinzialkonzil oder die Bischofskon¬ 
ferenz soll eine Gebührenordnung (Leistung 
der Parteien, Gebühren für die Vertreter und An¬ 
wälte, für Abschriften und Übersetzungen usw.) 
aufstellen. 

3. Arme Personen haben Anspruch auf un¬ 
entgeltlichen Rechtsschutz, Minderbemittelte auf 
eine Ermäßigung der Gebühren. 

4. Bei Strafprozessen werden keine Gebühren 
erhoben, Kosten eventuell dem Schuldigen auferlegt. 

§ 155. Wege zur Verhütung eines Prozesses. 

(can. 1925—1932) 

I. Der Vergleich . 

*t. Da es der Kirche erwünscht ist, daß Prozesse 
unter den Gläubigen nach Möglichkeit vermieden 
werden, soll der Richter bei rein privaten 
Angelegenheiten vor Beginn des gerichtlichen 
Verfahrens oder in dessen Verlauf bei einiger 
Aussicht auf Erfolg den Vorschlag zu einem Ver¬ 
gleich, d. h. zu einer gütlichen Vereinbarung 
(transactio) machen und gegebenenfalls durch 
einen andern Priester (Synodalrichter) die dazu 
nötigen Verhandlungen führen lassen. 

Für den Vergleich gelten die jeweiligen Landes¬ 
gesetze, soweit sie dem göttlichen oder kirchlichen 
Recht nicht entgegenstehen. 

2. Der Vergleich ist ausgeschlossen: 

in Strafsachen; 

in der Ehenichtigkeitsklage; 

in Bcnefizialsachen, wenn es sich um den Titel 
des Benefiziums selbst handelt und die kompe- 
tente kirchliche Behörde nicht zustimmt; 

in geistlichen Dingen, wenn die Leistung einer 
zeitlichen Sache statthat (Simonie). 
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Der Vergleich ist bei zeitlichen Kirchengütern und 
auch bei geistlichen Dingen adnexen Gütern gestattet, 
wenn sie von den geistlichen Dingen getrennt be¬ 
trachtet werden können (Kelch). . 

^ Je nach der Lage der Sache sind hierbei die für die 
Veräußerung von Kirchengut vorgesehenen Formen 
(sollemnitates) einzuhalten. 

II. Das Schiedsgericht . 

1. Zur Vermeidung des gerichtlichen Austrags 
eines Streites können die Parteien sich auch dahin 
einigen, daß die Lösung entweder der nach den 
Normen des Rechts oder der nach dem bil¬ 
ligen Ermessen zu treffenden Entschei¬ 
dung einer oder mehrerer Personen 
überlassen wird (Schiedsrichter, arbitri; Schieds- 
männer, arbitratorcs). 

Für das Schiedsgericht gelten wie für den Ver¬ 
gleich die Zivilgesetze des betreffenden Landes. 

2. Das Amt eines Schiedsrichters (arbitcr) kön- 
n en in kirchlichen Angelegenheiten Laien, Ex¬ 
kommunizierte und Infame nicht gültig ausüben. 

Zweiter Teil. Besondere Prozesse. 

Erster Abschnitt: Der Strafprozeß L 

§ 156. Allgemeines. 

(can. i 933 —t 959 ) 

t. Gegenstand. Gegenstand des Strafprozesses 
s ind die „öffentlichen Delikte“, d. h. mit 
Strafe belegte, schuldhafte äußere Gesetzcs-(Bc- 
fehls-)übertretungen, die entweder schon einem 
größeren Kreis bekannt sind oder es den Um¬ 
ständen nach wahrscheinlich werden (vgl. can. 

2 i 95 ). 

Geheime Verbrechen sind nicht straflos; sie unter¬ 
liegen nur nicht dem Strafprozeßverfahren. 


1 Literatur: Häring, Der kirchliche Strafprozeß. 1931. 
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2 - Ausnahmen. Nur öffentliche, aber nicht alle 
öffentlichen Delikte sind Gegenstand des Straf¬ 
prozesses. Ein Teil ist ihm durch das Recht selbst 
entzogen, ein feil kann auf andere Art geahndet 
werden. 


a) Durch das Recht selbst sind dem Prozeß 
entzogen: 


a) einige öffentliche Delikte der 
e 1 s 11 i c h e n , sic sind einem besondern k ii r* 

zeien Verfahren unterworfen, weil das Heil 
der Seelen hier schnellste Abhilfe erfordert (cle- 
nci non residentes, concubinarii, parochi in ad- 
tmplendis paroccialibus officiis ncgligcntcs); 

ß) gemischte Verbrechen. Bei gemischten 
\ erbrechen, d. h. solchen, die von der Kirche wie 
vom Staat bestraft werden, geht der Ordinarius 
gegen Laien nicht vor (wohl aber gegen Geist¬ 
liche) wenn die staatliche Macht durch die Straf¬ 
verfolgung des Schuldigen für die Wahrung des 
Gemeinwohls Sorge trägt. 

b) Strafbefehl. Bestimmte Strafen (poeni- 
entia, remedium poenale, excommunicatio, sus- 

pcnsio und interdictum) können auch per modutn 
praecepti ohne gerichtliche Verhandlung auferlegt 
werden; indes nur dann, wenn die Übertretung 
des Gesetzes (Befehls) sicher feststeht. 

Andere Strafen, wie Versetzung und Absetzung 
von Benefiziaten, Degradation, Infamie usw., kön¬ 
nen durch Strafbefehl nicht aufcrlegt werden. 


Die Bestrafung per modurn praecepti steht in keinem 
Zusammenhang mit dem durch Strafandrohung sank¬ 
tionierten praeceptum. Vgl. can. 24 und 2tio sowie 
unten 5. Buch, § , 9 i. Deshalb ist die" Ansicht? es könne 
bloß die Übertretung solcher sanktionierter Befehle 
durch Strafbefehl geahndet werden, abzulehnen. 
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3. Tatsächlich ist der Kriminalprozcß eine 
Seltenheit. Die meisten Delikte werden per Hin¬ 
du m praecepti bestraft. 

Betr. die einzuhaltenden Formalitäten vgl. can. 
2225 und unten 5. Buch. § 1S1. 

§ 157 . Anklage und Anzeige. 

(can. 1934— 1938) 

1. Strafklage. Diese ist ausschließlich 
Sache des Amtsanwalts. 

2. Anzeige. Die Anzeige eines Verbrechens 
stellt jedem Gläubigen zu, sei es um Genugtuung 
l, nd Schadenersatz für sich selbst zu fordern, sei 
°s aus Liebe zur Gerechtigkeit, zur Beseitigung 
c üics Ärgernisses oder sonstigen Übels. 

Fs gibt Fälle, wo eine Anzeigepflicht durch das 
Naturrecht oder das positive Gesetz (die Anzeige der 
Sollicitatio) gegeben ist. 

Die Anzeige geschieht schriftlich (mit Namen, nicht 
anonym) vor dem Ortsordinarius, dessen Kanzler, dem 
Dekan oder Pfarrer. Ist hei den beiden letzten Stellen 
die Anzeige mündlich erfolgt, so wird sie protokolliert 
ll nd der Behörde sofort übermittelt. 

• Anonyme und von öffentlichen Feinden oder nichts¬ 
würdigen Personen stammende Anzeigen sind nicht zu 
beachten (can. 1442, 1645, § 4). 

3. Antragsdelikte. Beleidigung und üble 
Nachrede sind grundsätzlich Antragsdelikte. 

Deshalb wird in der Regel vom Amtsanwalt die 
Klage erst nach vorausgegangener Anzeige oder Be¬ 
schwerde der verletzten Partei erhoben. 

Wenn cs sich um eine schwere Beleidigung oder 
Verleumdung eines Geistlichen oder einer 
Grdensperson, besonders in hoher Stellung, oder 
bm solche* durch Geistliche oder Ordens- 
1 cute gegen andere begangene Delikte handelt, kann 
der Amtsanwalt auch von Amts wegen die Klage er¬ 
heben. 

kotzbach, Rocht der katliol. Kirche 21) 
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§ 158 . Die Voruntersuchung. 

(can. 1939—1946) 

1 . Die Voruntersuchung (incjuisitio) ist nicht 
erforderlich, wenn das Verbrechen öffentlich be¬ 
kannt ist oder ganz sicher feststeht. In diesem 
hall kann die Anklage ohne weiteres erfolgen. 

Wenn die Straftat bloß durch Gerücht, Anzeige 
oder Beschwerde, eine allgemeine Fahndung (im 
quisitio generalis) oder sonstwie zur Kenntnis der 
Behörde kommt, muß der Anklage eine vom Ordi¬ 
narius anzuordnende besondere diskrete, in der 
Regel durch einen Synodalrichter (Untersuchungs¬ 
richter, inquisitor) vorzunehmende Untersuchung 
vorhergehen, um festzustellen, ob die Beschuldi¬ 
gung begründet ist und worauf sie sich stützt. 

Der Untersuchungsrichter kann nicht Richter in der 
gleichen Sache sein. 

2 . Nach der gegebenenfalls im Benehmen mit 
dem Amtsanwalt erfolgten Beendigung der Vor¬ 
untersuchung und Berichterstattung des Unter¬ 
suchungsrichters an den Ordinarius ordnet dieser 
(der Generalvikar nur mit besonderem Auftrag) 
an, was nun zu geschehen hat. 

Bei mangelndem Fundament der Anzeige wird da? 
Verfahren nicht cingeleitet; die Akten werden jedoch 
im Geheimarchiv der Behörde aufbewahrt. 

Beim Vorliegen von zur Klageerhebung nicht 
nügenden Indizien des Verbrechens ordnet der Ordi¬ 
narius die Verwahrung der Akten im Geheimarchiv und 
die Überwachung des Lebenswandels des Beschul¬ 
digten an. 

Er kann den Beschuldigten auch in der Sache hören 
und ihm eine Verwarnung (monitio) geben. 

Wenn sichere oder wenigstens wahr¬ 
scheinliche und genügende Anhalts¬ 
punkte für die Straf klage Vorhände * 1 
sind, läßt der Ordinarius den Beschul' 
digten vor laden (nicht vor das Gericht, son¬ 
dern vor das Ordinariat). 
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§ 159 . Der gerichtliche Verweis, 
(can. 1947—>953) 


i. Der vor den Ordinarius geladene Delinquent 
kann und soll dem gerichtlichen Prozeßverfahren 
durch das Geständnis möglichst entgehen. . n 
Stelle des Urteils des Strafprozesses tritt der „ge¬ 
richtliche Verweis“ (correptio iudiciahs). 


Der gerichtliche Verweis kann ein zweites Mal (nicht 
mehr) gegen denselben Beschuldigten angewendet 

Er kann vom Ordinarius auch nach Beginn des 
Strafprozesses, aber nur vor dein Aktenschluß ange- 
"•endet werden. In diesem Fall wird das Prozeß e - 
fahren eingestellt. Wenn aber der Verweis sich als 
fruchtlos herausstellt, wird cs wieder aufgenommen und 

IÖrtfTnfli Krl 


2 . Mit dem Verweis sind neben ,,heilsamen Er¬ 
mahnungen“ als Sühne und zur Gutmachung des. 
Ärgernisses meist entsprechende Auflagen (Bußen, 
Exerzitien usw.) verbunden, die in ihrer Harte 
geringer sein müssen, als die unter Umständen 
v om Gericht aufzuerlegende Strafe cs wäre. 

Über dieformaleScit e des Verweises vgl. 5 - Buch. 

3 . Ausgeschlossen ist die correptio iudi- 
Galis in folgenden Fällen: 

a) bei den Delikten, die mit der dem Aposto- 
lischcn Stuhl specialissimo oder speciali modo re¬ 
servierten Exkommunikation belegt sind; 


b) auf denen die Strafe des Benefiziumentzugs, 
der Infamie, Absetzung oder Degradation liegt, 

c) wenn es sich um die Feststellung der durch 
das Delikt eo ipso cingetretenen Strafe oder Zen¬ 


sur handelt; 

tl) wenn nach Ermessen des Ordinarius der Ver¬ 
weis als Sühne oder Gutmachung des Ärgernisses 
Ungenügend ist. 


29* 
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§ 160 . Die Eröffnung des Strafprozesses. 

(ran. 195-1—1959> 

1. Wenn der gerichtliche Verweis nicht in An¬ 
wendung kommen kann, läßt der Bischof (Epi- 
scopus) oder der Offizial mit besonderem Auftrag 

(he Untersuchungsakten dem Amtsanwalt xu- 
stellen. 

Dicsei fei ligt sofort die A n k 1 a g e s c h r i l l 
aus und stellt sie dem Gericht zu. 

2 . Der Richter zitiert zunächst den Ange¬ 
klagten womit der Prozeß beginnt und seinen 
gewöhnlichen Lauf nimmt (die litis contestatio 
Ulfe hier nicht statt; der promotor iustitiae be¬ 
stimmt allein den Inhalt des Prozesses) 

3. Als V er w a , t u n g S m a ß reg e ! (nicht zur 

Mrafe) kann der Ordinarius bei groben De¬ 
likten den Angeklagten nach Anhören des Amts¬ 
anwalts vor der Verurteilung suspendieren 
bzw. von der heiligen Kommunion ausschließen. 

Falls die Befürchtung obwaltet, der Angeklagte 
könne auf irgend eine Weise den Prozeß behin¬ 
dern (Flucht, Bestechung, Bedrohung der Zeugen 
usw). so kann der Richter ihm auf Zeit den 
Aufenthalt an einem Ort verbieten 
oder den Aufenthaltsort mit beson¬ 
derer Überwachung (Kloster) vor- 
schreiben (Sicherheitshaft). 

Beide Maßnahmen können erst nach Beginn des Pro- 
zesses getroffen werden, d. h. wenn der Angeklagte P c ' 

oder n i^ a v U1 ? f C , h St ,?" tc oder bci 4 er ersten Ladung 
° 4 er im Verlauf des Prozesses säumig war. 

Rechtsmittel dagegen gibt es nicht. 
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Zweiter Abschnitt: Der Eheprozeß 1 . 

§ 161 . Das zuständige Gericht. 

(can. i960—1965) 

E Grundsatz. Die Eheprozesse zwischen 
Getaufte n gehören kraft eigenen und aus¬ 
schließlichen Rechtes vor das kirchliche Gericht. 

. Über die Ehestreitigkeiten unter N i c h t g e t a u f t e n 
nehtet die Kirche nicht. 

Die Klagen uni rein bürgerliche Wirkungen 
( * * c r E h e gehören vor das weltliche Gericht, wenn sic 
selbständig erhoben werden. Falls sie m i t der Haupt- 
|dage verbunden werden, kann sie auch der kirchliche 
lichter aus eigenem Recht erkennen lind entscheiden. 

, 2. Zuständigkeit. Zuständiger Richter ist der 

Richter: 

des T rauu ngsortes oder 
des Wohnsitzes (QuasiWohnsitzes) des Beklagten 
°der hei Mischehen der katholischen Partei. 

Die vom Manne böswillig verlassene Frau muß die 
^beklage vor dem Ordinarius des Domizils (Quasi- 
( |°niizils) des Mannes, nicht vor dem Ordinarius ihres 
e t\yaigen eigenen Domizils, Vorbringen (AK 14. 7. 1922). 

Die nicht rechtmäßig von ihrem akatholischcn Mann 
Getrennte katholische Gattin kann die F.hcklage vor den 
Ordinarius des Domizils des Mannes oder ihres eigenen 
pomizils bringen. 

3 - Sondergerichte. 

a ) Die S a k r a m cnlsko n g r e g a t i o 11 ent¬ 
scheidet ausschließlich über die causac dispensa- 
ü°nis super matrimonio rato ct non consummato. 

Der gewöhnliche Richter darf also ohne spezielle Voll- 
^cht des Apostolischen Stuhles in einer solchen Sache 

1 Die CS hat eine Eheprozeßinstruktion erlassen, die 
Manche Zweifel löst und das gemeine Prozeßrecht in eini- 

* Cn Punkten ändert (15.8.1936). 

, Literatur: Häring, Der kirchliche Eheprozeß 3 . 1937. _ 

.'ollnsteiner, Die Spruchpraxis der Rota in Eheniditig- 
K Gtsprozessen. 1934. — Decisiones S. Rotae. 1912 ff. 
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einen Prozeß nicht aufnehmen. Vgl. die Instruktion der 
Sakramentskongregation vom 7. 5. 1923. Ergibt sich bei 
einem Prozeß wegen Impotenz die inconsummatio, so sind 
die gesamten Akten an die Kongregation zu senden* 20 * 

b) Das Heilige Offizium entscheidet in den 
Fragen, die das Privilegium Paulinum betreffen, 

c) das vom Papst besonders delegierte Gericht 
(Kongregation, Kommission) in den Eheprozessen 
der Regenten eines Landes, ihrer Söhne und 
I öchter und der nächsten Thronfolger. 

4 * Sühneversuch. Der Richter soll, falls die Ehe 
ex defectu Consensus angefochten wird, 
vor allem sich bemühen, daß der Ehekonsens er¬ 
neuert wird. 

Handelt es sich um den Mangel der Ehe- 
s c h ließungsform oder um ein treu n e n des 
Hindernis, von dem Dispens gegeben zu wer¬ 
den pflegt, so soll der Richter darauf hinarbeiten» 
daß die Parteien die gesetzliche Trauungsform 
nachholen bzw. Dispens von dem Hindernis ein- 
holen. 

Nur wenn diese Bemühungen aussichtslos oder 
fruchtlos sind, soll er den Prozeß aufnehmen. 

§ 162. Die Zusammensetzung des Ehegerichts. 

(can. 1966—1969) 

1. Die Richter. Bei Prozessen um das E h c ' 
band selbst muß das Gericht mit drei Richtern 
besetzt sein. 

Die Voruntersuchung betr. Dispens super matri- 
monio rato et non consummato führt der Einzelrichter 
(iudex instructor). 

2. Der Ehebandsverteidiger. Ein solcher ist be J 
allen Prozessen, bei denen es um die Nichtigl< eit 
der Ehe oder um die Dispens wegen NichtvolP 
zugs der gültigen Ehe handelt, zu laden. 
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Zu seiner Pflicht gehört: 

dem Verhör der Parteien, Zeugen und Sach- 
verständigen bei zu wohnen; 

die Fragen an die Parteien oder Zeugen ver¬ 
schlossen und versiegelt dem Richter zu über¬ 
leben, der sic erst bei der Vernehmung öffnet und 
den Parteien oder Zeugen vorlegt. Fernet kann er 
neue, aus der Vernehmung sich ergebende F iagcn 
durch den Richter vorlegen; 

die von den Parteien vorgebrachten Artikel zu 
prüfen, ihnen nötigenfalls zu widersprechen und 
die vorgewiesenen Dokumente auf ihre Echtheit 
2 u untersuchen; 

die Ein wände gegen die Nichtigkeit dei Ehe 
Und die Beweise für ihre Gültigkeit oder ihren 
Vollzug schriftlich darzulegen und überhaupt 
alles vorzubringen, was ihm zum Schutz der Ehe 
uützlich erscheint. 

Das Recht des defensor vinculi ist: 
jederzeit und in jedem Stadium des Prozesses 
die Prozeßakten einzusehen, neue Termine zu ver¬ 
langen ; 

von allen Beweisen rechtzeitig verständigt zu 
Werden, um Widerspruch einlegen zu können; 

die Vernehmung weiterer Zeugen oder die noch¬ 
malige Vernehmung der Zeugen zu verlangen, 
auch noch nach der Veröffentlichung des Pro¬ 
zesses, und neue Einwände zu erheben; 

zu fordern, daß noch andere von ihm bezeich¬ 
nte Gerichtshandlungen vorgenommen werden 
(Verhör von Sachverständigen oder weiteren 
Sachverständigen usw.). Allerdings kann der Ge¬ 
richtshof mit einstimmigem Beschluß dies ab- 
Klmcn. Vgl. §§ 137 IE ^5 f- 

3. Prokuratoren und Advokaten der Parteien be¬ 
dürfen der Bestätigung des Ordinarius. EP Art.48. 
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§ 163. Legitimation zur Eheklage und zum Dispens¬ 
gesuch beim matrimonium tantum raturn. 

(can. 1970—1973) 

1 • Voraussetzung. O h n e r e g e 1 r e c li t c 
Klage (Gesuch) kann das Gericht in keiner 
Ehesache erkennen und entscheiden. 

2. Klageberechtigung, 
a) Klageberechtigt sind: 

a) die Ehegatten, wenn es sich um die 
ocheidung der Gatten (separatio) und die Nich¬ 
tigkeit der Ehe handelt, vorausgesetzt, daß 
sie nicht selbst die Schuld (culpa) am 
J-l mdernis trag e n ; 

ß) der Amtsanwalt bei den ihrer Natur nach 
öffentlichen Ehehindernissen * 21 . 

S o ns t hat nie in a nd ein Klagerecht. 

b) Nicht klage berechtigt sind: 

«) der Ehegatte, der die „causa impe- 
dimcnti“ ist. der an der behaupteten Ungültig¬ 
keit der Ehe selbst schuld ist (causa culpa- 
Olli s). 

Die AK hat am 12. 3. 1929 entschieden, daß hier 
unter impedimentum nicht bloß die eigentlichen Ehc- 
hindernisse (can. 1067—1080), sondern auch die un- 
eigentlichen (can. 1091—1103) zu verstehen sind. 

So kann z. 13 . der Gatte nicht klagen, der den andern 
Gatten durch ungerechte Einflößung schwerer Furcht 
zur Ehe nötigte, wohl aber der Gatte, der diese Be¬ 
drohung erlitten hat. 

Der Gatte, der die Ungültigkeit der Ehe durch eine 
causa inhonesta et illicita verschuldet hat, kann nicht 
klagen, wohh aber der Gatte, der eine causa honesta ct 
ncita (z. B. die Bedingung katholischer Kindererziehung 
als conditio sine qua non) gesetzt hat (AK 17. 7. 1933). 

ß) die Akatholiken, Getaufte und Ungc- 
tauftc (Entscheidung des Heiligen Offiziums vom 
2/. I. I928). 
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Mit Erlaubnis des Heiligen Offiziums können ihre 
Ehen vom ordentlichen Gericht verhandelt werden. 

3 * Anzeigeberechtigung. Zur Anzeige berechtigt 
sind gegenüber dem Ordinarius oder dem Amts¬ 
anwalt alle übrigen: Blutsverwandte, der schul¬ 
dige Ehegatte (AK 17. 2. 1930). die Akatholiken 
usw. 

4- Dispensgesuch. Das Dispensgesuch (kein 
Magerecht) um Lösung des matrimonium rat um 

non consummatum können nur die Eheleute 
s clhst (beide oder ein Teil) hei der S a k r a m ents- 
kongrciration stellen, sei es direkt oder unter 

\ j O # 

V ermittlung des Ordinarius. 

Ülu*r die Behandlung des Gesuches vgl. das Dekret 
( k*r Sakramentskongregation vom 7. 5. I 9 2 3 - 

§ 164. Das Bevveisverfahren. 

(can. 1974— *982) 

t. Zeugen. 

a) Im Gegensatz zum gewöhnlichen Recht kön¬ 
nen im Eheprozeß Blutsverwandte und 
Verschwägerte Zeugen sein. Sic sind ja viel¬ 
fach die einzigen um die Sache wissenden Per¬ 
sonen. 

1 >) Eine besondere, aus dem germanischen 
^eclit stammende Eigentümlichkeit ist der 
Siebenhändereid (iuramentum septimae nia- 
nus). 

Er kommt in Betracht in den Fällen der Impo¬ 
tenz oder des Nichtvollzugs der Ehe, falls 
( hese Tatsachen nicht sonstwie erwiesen sind. 

Jeder Gatte muß sieben Blutsverwandte oder Ver¬ 
schwägerte oder gut beleumundete, um die Sache wis¬ 
sende Nachbarn einführen, die die Rechtschaffenheit 
der Ehegatten, besonders ihre Wahrhaftigkeit in der 
Streitsache beschwören können. Ihre Aussage ist ein 
Argumentum credibilitatis, das für sich allein nicht ge- 
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nügt, sondern noch durch andere Beweise und Indizien 
ergänzt werden muß. 

Der Richter kann ex officio weitere Zeugen verlangen» 

c) Alle bedürfen testimonia religiositatis, pro- 
bitatis et credibilitatis und sind wie die Parteien 
'°r und nach dem Verhör zu vereidigen. EP 
Art. 90, 104, 138. 

2. Körperliche Untersuchung. Diese muß in den 
Fallen der Impotenz und des X i c h t v o 11 z u gs 
der Ehc bei beiden oder nur einem Ehegatten 
durch Sachverständige stattfinden. 

Bei Männern sind für die Untersuchung (regelmäßig)^ 
zwei erfahrene Ärzte, bei Frauen zwei tüchtige Hebammen' 
ex officio zu bestimmen. Der Untersuchung von Frauen 
muß noch eine „matrona honesta“ beiwohnen. 

3. Gutachten vom Psychiater. Dieses muß cin- 
gcholt werden, wenn die Ehe wegen Geistes¬ 
krankheit angcfochten ist. 

_ Außerdem sind die Sachverständigen, die den 
Kranken behandelt haben, als Zeugen zu hören» 

§ 165 . Abschluß des Verfahrens. 

(can. 1983—1985) 

1. Die Parteien können auch nach Ver¬ 
öffentlichung des Prozesses neue Zeugen 
einführen. 

2. Der Amtsverteidiger hat in allem, was vor- 
gebracht wird, das Recht auf das Schlußwort» 
Das Urteil darf nicht gefällt werden, bevor er auf 
Anfrage nicht auf weiteres Vorbringen verzich¬ 
tet hat. 

3. In dem Verfahren wegen des Gesuchs um 
Dispensation beim Nicht Vollzug der 
Ehe ist der Richter nur Untersuchungsrichter 
(iudex instructor). 
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Er hat deshalb weder den Prozeß zu publizieren 

noch das Urteil zu fällen. erhrift- 

Vielmehr sind alle Akten, zugleich nut dem schnft 
liehen Votum des Bischofs (Episcopi) und des Amts 
Verteidigers, an den Apostolischen tu 1 z s 

§ 166 . Die Berufung. 

(can. 198b—1989) 

Der Amtsverteidiger ist stets vei pflichtet, vom 
ersten auf Ehenichtigkeit lautenden Urte.! 
an die höhere Instanz zu appellieren. 

Zur Appellation gegen das zweite, die Elie- 
nichtigkcit bestätigende Urteil ist er nur ver¬ 
pflichtet, wenn sein Gewissen ihm dies belieb . 

Appelliert er nicht mehr, dann sind die Ehe¬ 
leute nach Ablau f von zehn Tagen nach 

der Urteilsverkündung zum neuen 

Eheabschluß berechtigt. 

Das Urteil gilt also als rechtskräftig, o )\no 1 es 
bei der Ebe keine res iudicata gibt. Mit neuen 
Gründen kann die Ehe später wieder angetoe i en 
werden. 

Die Ungültigkeitserklärung ist im '^ au *‘ “ n f ^Jr he u 

buch der Pfarrei, wo der Eintrag der Ehe stattfand, zu 
vermerken , , n 

NB. ln der Praxis ist wohl zu beachten daß die 

Trauung erst nach dem zweiten, die ‘mh, T acc 

Ehe bestätigenden Urteil, und zwar erst zehn l agc 
nach der Urteilsverkündung (Erist für d.e Berufung. 

stattfinden darf. 

§ 167 . Das summarische Verfahren. 

(can. 1990— 199 2 ) 

ln den Fällen, in denen ex certo et au tlien- 
t i c o documento feststeht, daß das Hindcrnib 

der .Religionsverschieden beit, 

der Weihe, 

des feierlichen Gelübdes der keusch- 
heit, 
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des Ehebandes. 

der ß I u t s v e r w andtschaft und S c li w ä- 
Kersch a f t oder 

der geistlichen Vcr \v andtschaft 
vorliegt und 

wenn ebenso sicher Dispens davon nicht gegeben 
wurde, wird das gerichtliche Verfahren nicht ange¬ 
wendet, sondern der Ordinarius k a n n n a c h 
' orladu ng der Parteien und im Be¬ 
nehmen mit dem Amtsvertcidiger die 
E li e für ungültig erklär e n. 

Der Amtsvertcidiger muß hiergegen, wenn er he- 
rcchtigte Zweifel an dem Hindernis selbst hat oder 
begrundetcrwcisc meint, es sei Dispens gegeben wor- 
Icgen Cnn R ' Chter der zweiten Instanz Berufung ein- 

Dieser entscheidet auch auf summarischem Wege. 

a™, a , ZU *?? T stäti Sen ist oder ob die causa auf 
lern ordentlichen Weg zu entscheiden ist. Im letzten 
a verweist er die Sache an den Gerichtshof der 
ersten Instanz zurück 

Bnter den oben genannten Hindernissen ist ein 
mt vorliegender Mangel nicht erwähnt, der Mangel der 

k. 7\ U i U ngS J f orm ( coram parocho et duobus lesti- 
nus;. Liegt dieser Mangel vor, so bedarf es nicht des 
summarischen Vorgehens wie oben, nicht einmal der 
»Mitwirkung des Defensors vinculi. Es genügt die Ent¬ 
scheidung des Ordinarius oder des Pfarrers consulto 
Ordinario (EP Art. 231). 


Dritter Abschnitt. 

§ 168 . Der Weiheprozeß. 

(can. 1993—1098) 

t. Ungültige Weihe. Nur diese kann angefoeb- 
ten werden (defectus substantialis sacri ritus. 
rlefectus consensus tisw.). 

2 Gültige Weihe. Sie ist nicht anfechtbar; aber 
cs kann die Aufhebung der mit ihr verbundenen 
dichten (Zölibat, Brevier) beantragt werden, 
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wenn der Geweihte durch ungerecht cingeflößle 
Furcht zur Weihe bestimmt worden ist. 

3. Zuständigkeit. Zuständig für die Be- 
Handlung der Weiheprozesse ist: 

a) das Heilig e O f f i /- i u m , wenn die Gültig¬ 
keit der Weihe wegen eines wesentlichen Mange > 
des Ritus angefochten wird; 

b) die S a k r a ui entsko n g r e g a t i o n in den 
übrigen Fällen (Mangel des Konsenses, sciweie 
Furcht usw.). 


Die Kongregation entscheidet zunächst, ob die Sache 
auf dem ordentlichen gerichtlichen Weg oder auf dem 
Verwaltungsweg zu behandeln ist. 

Im ersten Falle weist sie die Angelegenheit an das 
Gericht der Diözese zurück, der der Geistliche zurzeit 
der Weihespendung angchört hat bzw. in der c P 
Weiht wurde, falls es sich um defectus sacri ritus 

hn 'im zweiten Falle entscheidet die Kongregation selbst 
nach vorausgegangenem Informativprozeß vor 

S t n /I « K • r» \ f 1 1 P ll O TI f* T" 1 C ll t • 


4. Berechtigung. Berechtigt zur A n f ec h t u n g 
der Weihegültigkeit ist der Geistliche, sein 
Ordinarius oder der Ordinarius der Diözese, in 
der die Weihe erteilt wurde. 

Berechtigt zum Antrag auf Aufhebung der 
mit der Weihe verbundenen Pflichte n 


ist der betreffende Geistliche allein. 

5. Verfahren. Für den Weiheprozeß gelten mu- 
tatis mutandis die allgemeinen Vorschriften des 
Prozeßrechtes und die besonder n des Ehe- 
Prozesses. 

Der Amtsverteidiger hat beim Weiheprozeß 
dieselben Rechte und Pflichten wie beim Ehc- 
prozeß, namentlich auch hinsichtlich dei Ap¬ 
pellation. 


Wenn die Weihe nicht selbst angefochten, son¬ 
dern nur die Aufhebung der Verpflichtungen beantragt 
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Ä, S V St , dcm . Geist, ichen ad cautclam (nicht als 
f‘ r :. V d ' e Ausübung der Weihegewalt zu verbieten, 
weuZweifel an ,hrcr Gültigkeit obwalten. 

«ÄÄTu’Sdiä n ^: i ' ,, “ n ,ri " z ” c " 

n ' on der Sakrainentenkongregation am 

9- o. 1931 erlassenen und einzuhaltenden Regeln. 

Vierter Abschnitt: Der Ordensprozeß. 

ist D “L^ ht /? r , dic Ent, assung von Ordenslcutcn 
ist schon beim Ordensrecht behandelt (S. 149 (.). 

Dritter Teil. Das Verwaltungsverfahren. 

§ 169. Allgemeine Vorschriften. 

(can. 2142—2146) 

Das Verwaltungsverfahren ist ein abgekürz¬ 
tes (summarisches) Verfahren („cs wird kurzer 
rozeß gemacht“) und findet vor allem Anwen¬ 
dung, wenn das Heil der Seelen eine schnelle Er- 
edigung der Angelegenheit erfordert. Meistens 
iat es nicht den Charakter eines Strafverfahrens, 
hat ihn aber in bestimmten Fällen (verwaltungs¬ 
gerichtliches Verfahren gegen die clerici non resi¬ 
dentes, clerici concubinarii, parochus in adimplen- 
chs paroecialibus officiis negligens, — Suspen¬ 
dierung ex informata conscientia). 

Für die verschiedenen Fälle des Verfahrens be¬ 
stehen besondere Regeln. 

Allgemeine Regeln sind folgende: 

1. Richter ist allein der Ordinarius (Bischof. 
Jbere). Die Mitwirkenden (examinatores, con- 

sultores) haben stets nur beratende Stimme. 

2. Ein Notar ist zu jedem Verwaltungsver¬ 
fahren beizuziehen. Er nimmt ein Protokoll auf 
und unterzeichnet die Akten. Die Akten sind im 
Archiv aufzubewahren. 
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3 - Die M a h 11 u 11 gen (monitiones), die bei ein¬ 
zelnen Verfahren vorgeschrieben sind, müssen 
vom Ordinarius an den betreffenden Geistlichen 
entweder 111 ii n d I i c h vor einem Beamten der 
Kurie (Kanzler) oder vor zwei Zeugen oder durch 
eingeschriebenen Brief gemacht werden. 

4 - Die Möglichkeit der Rechtferti¬ 
gung u n d V erteidigung muß dem vom Ver¬ 
ehren betroffenen Geistlichen belassen werden. 
Deshalb darf ihm auch die notwendige Beweis¬ 
führung nicht vorenthalten werden. 

Es können zwei bis drei von den Betroffenen ein- 
ßeführte oder amtlich bestellte zu vereidigende Zeugen 
(Sachverständige) gehört werden. 

Der Ordinarius kann sie — nach Anhören der Pfarr- 
konsultoren oder der Examinatoren — abweisen, wenn 
dadurch nach seinem Ermessen eine Verzögerung des 
Verfahrens bezweckt wird. 

5 - Die beigezogenen Examinatoren und 
Konsultoren sind wie der Notar unter 
Strafe zum Amtsgeheimnis verpflichtet. 

6 . Einziges Rechtsmittel gegen das 
e udgültige Dekret ist der Rekurs an den 
Apostolischen Stuhl (Konzilskongregation). 

Er ist innerhalb zehn Tagen nach der Zustel¬ 
lung des Dekrets in Rom einzulegen. Die Einle¬ 
gung ist dem Ordinarius mitzuteilen (AK 
I 2. 1. 1924). 

Vor der Entscheidung des Apostolischen Stuhles 
kann der Ordinarius das entzogene Benefizium nicht 
Weiterverleihen. 

§ 170. Die Enthebung der Pfarrer. 

(can. 2147—2161) 

I. Die unwiderruflichen Pfarrer. 

Es handelt sich hier nicht um die Enthebung 
Wegen eines Deliktes, wegen dessen die unwider¬ 
ruflichen Pfarrer auf dem Wege des Strafpro- 
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zesses ihres Amtes entsetzt werden können (anio- 
tio pocnalis), sondern um die E n t h c I) u n £ 
„citra grave m culpa in“, ohne daß eine 
schwere Verschuldung des Pfarrers vorliegt 
(amotio oeconomica oder administrativa), seine 
Entfernung jedoch im Interesse der Seelsorge ge¬ 
boten ist. 

i. Voraussetzungen der Enthebung. Der CK- 
zahlt die hauptsächlichen (also nicht alle) 
( ie amotio rechtfertigenden Gründe auf Diese 
sind: 

a) d a u e r » d e geistige oder körper- 
liehe Schwäche, die den Pfarrer zur rieh- 
l!.^ n ^ Nichterfüllung in dieser seiner Pfarrei un¬ 
fähig machen; 

Genügt zur Abstellung des Mißstandes die Bestel¬ 
lung eines Hilfspnesters (vicarius adiutor, vgl. oben 
,* !° 4) » ? °, ,st dieser Weg zu beschreiten. Das Urteil 
darüber steht dem Ordinarius zu. 

b) der Haß des Volkes gegen die Person 
des Pfarrers (odium plebis), mag er gerechtfertigt 
sein oder nicht, allgemein oder nicht allgemein 
sein, wenn er nur einen solchen Grad erreicht, 
daß die ersprießliche Wirksamkeit des Pfarrers 
gehindert ist, und wenn er voraussichtlich nicht 
in kurzer Zeit sich legen wird; 

c) der Verlust der Achtung bei den ern* 
sten und rechtschaffenen Leuten; 

Hierbei ist gleichgültig, ob der Verlust des guten 
Rufes auf einen leichtfertigen Lebenswandel oder ein 
früher begangenes, jetzt erst ans Tageslicht gekom¬ 
menes und wegen Verjährung nicht mehr strafbares 
Verbrechen des Pfarrers selbst oder auf eine Tat seiner 
Hausgenossen oder mit ihm zusammen lebender Bluts¬ 
verwandten zurückzuführen ist. 

Der letzte Grund fällt fort, wenn durch die Ent¬ 
fernung der Hausgenossen bzw. Blutsverwandten der 
gute Ruf des Pfarrers genügend hergestellt ist. 
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d) ein noch geheimes, vom Pfarrer 
wa hr s c h ein 1 i c h begangenes und ih m 
zur Last gelegtes Verbrechen, aus dem 
nach der klugen Voraussicht des Ordinarius spä¬ 
ter ein großes Ärgernis für die Gläubigen entste¬ 
hen kann. 

e) Schlechte V e r m ögensver w a 11 u n g , 
mit der für die Kirche oder die Pfründe ein großei 
Schaden verbunden ist, obwohl der 1 farrer sein 
geistliches Amt ersprießlich ausübt. 

Dieser Grund fällt fort, wenn dem Mißstand durch 
die Entziehung der Vermögensverwaltung oder aut 
ändere Weise abgeholfcn werden kann. 

2. Form des Verfahrens. 

a) Einladung z u m Verzieh t. Ljegt einci 
Ner ebengenannten Fälle vor, so „hört der Or¬ 
dinarius zwei Examinatoren; nach Beratung des 
Palles fordert er den Pfarrer (sofern dieser nicht 
geisteskrank ist) — unter Angabe der Gründe 
zum freiwilligen Verzicht auf die Pfarrei inner¬ 
halb einer bestimmten Frist auf. 

Dadurch soll dem Pfarrer ein ehrenhafter Abgang 
z ugcsichert und das Unruhe bringende Verfahren ver¬ 
mieden werden. 

b) Verzicht. Verzichtet der Pfarrer, so er¬ 
klärt der Ordinarius die Pfarrei als vakant. 

Der verzichtende Pfarrer darf an Stelle des vom 
Ordinarius vorgebrachten Grundes einen andern, ihm 
Weniger peinlichen, jedoch wahren und ehrenhaften 
Grund des Verzichtes, z. B. „um dem Wunsche des 
Bischofs zu entsprechen“, angeben. 

Ferner kann er (vom Ordinarius annehmbare) Be¬ 
dingungen stellen. 

Bei Verleihung einer Pfründe ist er dem zwangs¬ 
weise Entfernten vorzuziehen. 

Vgl. betr. Verzicht oben § 14 

c) Widerspruch gegen die Amotion. 
Verzichtet der Pfarrer nicht, sondern will er sich 

Hetzbach, Hecht der kathol. Kirche 30 
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gegen die Amotion zur Wehr setzen, so kann er 
sich zwecks Erbringung der Beweise gegen die 
vom Ordinarius vorgebrachten Gründe die erfor- 
erliche Zeit erbitten, die ihm ohne Schaden für 
die Seelsorge gewährt werden soll. 

Über die vom Pfarrer vorgebrachten Gründe 
m . der Ordinarius, um gültig zu handeln, die 
gleichen schon gehörten zwei Examinatoren wie- 
er loren. Seine Entscheidung (negative oder 
positive) ist dem Pfarrer durch Dekret zur 
Kenntnis zu bringen. 

ÄS ?. farrcr ab =r rechtzeitig weder verzichtet 
tion v.n l i! Ben r R beantragt und die für die Arao- 
ZmÄ ht .l n G . r . unde nicht bekämpft, obwohl cr- 
Verzirhf ßc " j 1 ] 1 ", (l,e gesetzmäßige Einladung ztini 

rechtmäß,v r ^ ,Cht M ha - t ?, nd , cr a " d " Antwort nicht 

SO c/-»11 st? • J y an ^ ,lcl . t ’Verkchrsspcrre) verhindert war, 
enthehL I der ..° rdlna rius sofort von der Pfarrei 
„ S ohne die weitere Versorgung des Amovierten 
m Lruagung ziehen zu müssen. 

tatsächlich *"» 1 fest u d ‘? ß dic gesetzmäßige Einladung ihn 
v a ac " ch erre'cht hat: oder daß er nicht verhindert 
u a ’ *? s ° n d 'e Einladung zum Verzicht wiederholt 
ie trist für die Antwort verlängert werden. 


3. Rechtsmittel gegen die Amotion. Gegen das 
• motionsdekret kann der Pfarrer innerhalb zehn 
lagen von der Zustellung des Dekretes an Re¬ 
kurs beim gleichen Ordinarius (der 
schnellen Erledigung wegen nicht heim höheren 
Richter) einlegen. Derselbe ist innerhalb neuer 
zehn Tage weiter zu betreiben (neue Beweise, 
neue Zeugen). 

Der Ordinarius muß jetzt, um gültig zu han¬ 
deln, zwei Pf arrkon su ltoren (nicht Exami¬ 
natoren) in der Sache hören, die neuen Beweise 
zugleich mit den früher vom Pfarrer vorgebrach- 
ten prüfen, sie anerkennen oder verwerfen. Die 
Entscheidung ist dem Pfarrer durch Dekret be¬ 
kannt zu geben. 
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Gegen dieses zweite Dekret steht dem Pfarrer 
der Rekurs a 11 d en Heiligen St u h 1 offen. 

4- Wirkungen der Amotion. Die Pfarrei ist 
vakant. Der amovierte Pfarrer muß möglichst 
bald das Pfarrhaus verlassen und alles der Pfarrei 
Gehörige (Pfarrbüchcr usw.) dem neuen Pfarrer 
(Pfarr verweser) übergeben. 

Dem kranken amovierten Pfarrer, der nicht gut 
Anderswohin gebracht werden kann, soll der Ordinarius 
den Gebrauch des Pfarrhauses teilweise oder ganz, so¬ 
lange als nötig, überlassen. 

5. Versorgung des Amovierten. Unter Beizug 
der Examinatoren bzw. der Konsultoren soll der 
Ordinarius nach Kräften besorgt sein, je nach 
Gage des Falles dem enthobenen Pfarrer eine 
acue Stelle (andere Pfarrei, anderes Amt) zu ge¬ 
ben oder ihn zu pensionieren. 

N B. Dic bepfriindeten Vikare von P f a r- 
r e i e n (vicarii cooperatorcs) können aus denselben 
pründen und in der gleichen Weise wie die Pfarrer 
ihres Amtes enthoben werden (vgl. noch oben S. 106). 

II. Die widerruflichen Pfarrer. 

Zu den widerruflichen Pfarrern gehören u. a. 
die Vorstände aller Quasipfarreien (in den Gebie¬ 
ten der Apostolischen Vikare und Präfekten) 
s owie die Pfarrer aus dem Ordensstand. 

1. Die Pfarrer aus dem Ordensstande 
stehen immer ad nutum des Ortsordinarius oder 
^res Superiors. 

2. Die übrigen widerruflichen Pfar¬ 
rer können von der Pfarrei aus den gleichen 
Gründen wie die unwiderruflichen Pfarrer ent¬ 
fernt werden. 

Das dabei einzuschlagende Verfahren ist noch 
ttiehr als dort vereinfacht. 


30 * 
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Der Ordinarius soll zunächst unter Angabe des 
Grundes den Pfarrer „väterlich ermahnen“, auf die 
Pfarrei zu verzichten. Examinatoren sind in diesem 
Vorstadium nicht beizuziehen. 

Falls der Pfarrer nicht verzichtet und rechtzeitig 
seine Einwände schriftlich einreicht, so muß der Ordi¬ 
narius die Sache in Verbindung mit zwei Examinatoren 
prüfen. Ergibt sich hierbei die Berechtigung der Ent¬ 
hebung, so sind die „väterlichen Ermahnungen“ mit der 
Drohung der Amotion zu wiederholen, falls der Ver¬ 
zicht nicht innerhalb der festzusetzenden Zeit £ c * 
schehen ist. 

Nach ungenütztem Ablauf dieser Frist erläßt der 
Ordinarius das Amotionsdekret. 

3. Betr. Wirkung der Amotion und Ver- 
sorgung gilt das gleiche wie hei den unwider¬ 
ruflichen Pfarrern. 

§ 171. Die Versetzung der Pfarrer. 

(can. 2162—2167) 

1. Den unwiderruflichen Pfarrer, der seine Ge¬ 
meinde gut leitet, kann der Ordinarius ohne 
dessen Willen nicht versetzen. 

Falls das Heil der Seelen die Versetzung aut 
eine andere Pfarrei erwünscht erscheinen läßt» 
so kann er ihm vorschlagen und raten, aus Liebe 
zu Gott und den Seelen in die Versetzung einzu- 
willigcn. Zu einer zwangsweisen Versetzung be- 
dürfte er einer besondern apostolischen Voll' 
macht. 

2. Den widerruflichen Pfarrer kann der Ordi¬ 
narius auch gegen seinen Willen auf eine gleich¬ 
wertige oder fast gleichwertige Pfarrei (si par- 
oecia ad quajn non sit ordinis nimio inferioris) 
versetzen. Dabei sind folgende Vorschriften ein' 
zuhalten: 

Zunächst mahnt der Ordinarius den Pfarrer zum 
Verzicht. Willigt er nicht ein, so hat er seine Gründe 
schriftlich darzulegen. 
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Falls der Ordinarius bei seinem Vorhaben bleiben zu 
müssen glaubt, so muß er zwei Konsultorcn bei¬ 
ziehen und mit ihnen die Sachlage erwägen. Bleibt der 
Ordinarius bei seinem Entschluß, so sind die „väter¬ 
lichen Ermahnungen“ zu wiederholen. 

Falls sie wieder kein Gehör finden, befiehlt der Ordi¬ 
narius dem Pfarrer den Antritt der neuen Pfarrei inner¬ 
halb bestimmter Zeit, mit dem Hinweis, daß nach Ab¬ 
lauf der Frist seine bisherige Pfarrei co ipso vakant ist. 

Nach ungenütztem Ablauf der Frist erklärt der Ordi¬ 
narius die Pfarrei als vakant. 

§ 172 . Das Verfahren bei Vergehen gegen 
die Residenzpflicht. 

(can. 2168—2175) 

Das Verfahren gegen die clerici non residentes 
(parochi, canonici und alii clerici") hat, wie die 
weiteren noch zu behandelnden Verfahren, im 
Gegensatz zu den schon behandelten Verfahren 
Strafcharakter und setzt deshalb eine Schuld 
v oraus: die schuldhafte A b wese 11 heit 
vom Amtssitze seitens eines zur Residenz ver¬ 
pflichteten Benefiziaten (vgl. can. 465 und oben 
S. 31). Dabei gelten folgende Regeln: 

Liegt eine Vernachlässigung der Residenz¬ 
pflicht vor, so richtet der Ordinarius zunächst 
(ohne Mitwirkung der Examinatoren) eine moni- 
tio an den Benefiziaten. Mit dem Hinweis auf die 
straf- und zivilrechtlichen Folgen des Ungehor¬ 
sams (stillschweigender Verzicht auf das Bcnc- 
ficium, can. 188, Nr. 8) setzt er die Frist für die 
Rückkehr fest. 

1. Bei rechtzeitiger Rückkehr büßt der Benefiziat 
den Früchtegenuß für die Zeit der Abwesenheit 
ein und kann je nach dem Falle noch mit einer 
angemessenen Strafe belegt werden. 

2. Kehrt er nicht rechtzeitig zurück, ohne seine 
Abwesenheit zu begründen, so soll der Ordina¬ 
rius das Benefizium für vakant erklären, falls 
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feststeht, daß die monitio ihm tatsächlich zur 
Kenntnis gekommen und er an der Beantwortung 
nicht rechtmäßig verhindert war. 

3 - Kehrt der Bencfiziat nicht rechtzeitig zurück. 
Jringt aber Gründe für seine Abwesenheit vor, 
so hat der Ordinarius zwei Examinatoren zur 
l rufung der vorgebrachten Gründe beizuziehen. 
Anerkennt der Ordinarius die Gründe nicht, so 
wird dem Benefiziaten nochmal eine bestimmte 

rist zur Rückkehr bezeichnet. 

Das weitere Verfahren ist verschieden, je nach¬ 
dem es sich um einen widerruflichen „Pfarrer“ 
oder um einen unwiderruflichen „Benefiziaten“ 
handelt. 

a) Der nicht zurückkehrende widerruflich e 
Pfarrer wird sofort seines Amtes entsetzt; 

dem zurückkehrenden wird unter der Strafe 
des ipso facto eintretenden Verlustes der Pfarrei 
der Befehl gegeben, die Pfarrei nicht mehr ohne 
Erlaubnis zu verlassen. 

Einwände kann der Pfarrer nicht mehr Vor¬ 
bringen. 

b) Die nicht zurückkehrenden u n w i d e r r u f- 
liehen Benefiziaten können von neuem ihre Ab¬ 
wesenheit begründen. Der Ordinarius prüft noch¬ 
mals im Benehmen mit den Examinatoren die 
Sachlage. Hält er die Begründung für ungenü¬ 
gend, so befiehlt er dem Benefiziaten unter der 
Strafe des ipso facto eintretenden Verlustes des 
Benefiziums die Rückkehr innerhalb der zu be¬ 
stimmenden Prist. Kehrt er jetzt zurück, wird 
ihm der gleiche Befehl erteilt wie dem Wider¬ 
ruflichen Pfarrer. Kehrt er nicht zurück, so er¬ 
klärt der Ordinarius die Pfründe für vakant. 

In beiden Fällen (widerruflicher Pfarrer, unwider- 
rufheher Benefiziat) darf der Ordinarius das Benefizium 
erst für vakant erklären, wenn feststeht, daß der Geist¬ 
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liehe die Erlaubnis zu seiner Abwesenheit hätte ein¬ 
holen können, also schuldhafterweise den Amtssitz \er¬ 
lassen hat. 

§ 173 . Das Verfahren gegen die Konkubitiarier. 

(can. 2176—2181) 

Nach can. 133 dürfen die Geistlichen mit ver¬ 
dächtigen Frauen nicht zusammenwohnen und 
solche nicht besuchen. Das Urteil darüber, ob 
das Zusammen wohnen mit einer brau oder deren 
Besuch im Einzelfall zum Ärgernis gereicht oder 
dem Geistlichen selbst gefährlich ist, steht dem 
Ortsordinarius zu. 

Gegebenenfalls hat der Ortsordinarius den 
Geistlichen zunächst unter Androhung der kano¬ 
nischen Strafe (can. 2359) zu mahnen, die Frau 
zu entlassen bzw. deren Bestich einzustellen. 

1. Falls er nicht Folge leistet und ohne recht¬ 
mäßige Verhinderung sich nicht rechtfertigt, so 
gilt er rechtlich als Konkubinarier (can. 133, § 4). 
Er ist 

a) a divinis zu suspendieren; 

b) falls er Pfarrer ist, sofort zu entsetzen; 

c) falls er ein Benefizium ohne Seelsorge inne 
hat und sich innerhalb eines Jahres nicht bessert, 
mit Entzug der Hälfte des Pfründeeinkommens, 
nach weiteren drei Monaten mit Entzug des ge¬ 
samten Pfründeeinkommens und nach weiteren 
drei Monaten mit Entzug des Benefiziums selbst 
zu bestrafen. 

2. Falls der Geistliche dem behördlichen Befehl 
zwar nicht gehorcht, aber sich rechtfertigt und 
seine Unschuld zu beweisen sucht, so muß der 
Ordinarius darüber zwei Examinatoren hören. 
Falls der Beweis der Unschuld als nicht erbracht 
erscheint, ist dies dem Geistlichen möglichst bald 
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kundzutun und ihm der „förmliche Befehl“ zu er- 
teikn, stell in kurzer Frist dem Mandat zu fügen. 

, n 11 »gehorsam en widerruflichen P f a r- 
rer kann der Ordinarius sofort entsetzen. 

er u n \\ i d e r r u f I i c h e u n d ungehor¬ 
same enefiziat kann nochmals Rechtferti¬ 
gungsgrunde Vorbringen, die vom Ordinarius im 
Benehmen mit den zwei Examinatoren geprüft 
uerren. ird die Rechtfertigung wieder nicht 
als gelungen angesehen, so ist dem Geistlichen 
noc nna s der Beiehl zu geben, innerhalb geeig- 
neter Frist dem Mandat Folge zu leisten. Läßt 
er die Zeit ungenützt verstreichen, so wendet der 
Ordinarius die unter i. bezeichneten Strafen an. 

cin L£ s 8 o Reku . rs bcini Apostolischen Stuhl 

ziehuntr f w b R dle Suspension in K raft; nur die Ent¬ 
ziehung des Benefiziums bleibt in Schwebe 


§ 174 . Das Verfahren gegen die Pfarrer 
wegen Dienstvernachlässigung. 

(can. 2182—2185) 

Wenn ein Pfarrer seine pfarrlichen Pflichten 
(allgemeine Seelsorge, Unterricht, Krankenseel¬ 
sorge, f flege des Gotteshauses, Christenlehre, 
redigt; vgl. can. 467, § 1, 468, § 1, 1178, 1330 
» 1S 1332 , 1344) schwer verletzt, soll ihn der 
Bischof (episcopus) unter Erinnerung an die ka¬ 
nonischen Strafen zur Pflichterfüllung mahnen. 

Ist die nionitio fruchtlos, so soll ihm der Bi¬ 
schof einen Verweis geben und ihn mit einer der 
Schwere der Schuld entsprechenden Strafe be¬ 
legen. 


Anwendung dieser Maßnahme ist dem Pfarrer 
die Möglichkeit der Verteidigung zu geben. 
x_ f r j Beratung mit zwei Examinatoren 

tr^lfr fi u de v ? b d ie Pfa rrpflichten wiederholt eine be¬ 
trächtliche Zeit hindurch in schwerer Weise verletzt 
worden sind und dafür kein gerechter Grund vorliegt. 
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Erweist sich die Rüge und Strafe als erfolglos, 
so kann der Ordinarius im Benehmen mit den 
Examinatoren dem widerruflichen Pfarrer 
sofort die Pfarrei entziehen. 

Dem u n w iderruflichen Pfarrer soll er zu¬ 
nächst nach der Schwere des Falles ganz oder 
teilweise das Pfründeeinkommen entziehen und 
üen Armen zu wenden. Bei fortgesetzter Vernach¬ 
lässigung der Pfarrpflichten kann er ihn schließ¬ 
lich im Benehmen mit den Examinatoren amo- 
vieren. 

§ 175. Die Suspension ex informata conscientia. 

(can. 2186—2194) 

1. Die Suspension ex informata conscientia 
(Suspension ab oflicio, nicht beneficio) ist ein 
»remedium extraordinarium“, das nur angewendet 
Werden kann, wenn das normale Verfahren nicht 
k r ut möglich ist. 

Das Vorgehen weicht in verschiedener Hin¬ 
sicht von dem normalen Verfahren ab. Es bedarf 
hierbei keiner gerichtlichen Formen (Anklage, 
Vorladung), keiner kanonischen Mahnungen und 
keines Beizugs der Examinatoren oder Konsul¬ 
toren. Es genügt, daß der Ordinarius mit einem 
einfachen Dekret den Geistlichen suspendiert. 

2. Diese Maßnahme kann der Ordinarius nur 
über seine Untergebenen, nicht über Fremde, 
Namentlich nicht über Exemte, verhängen. 

Sie kann nur unter folgenden Voraussetzungen 
*Ur Anwendung kommen: 

a) Der Ordinarius muß aus Beweisen die 
Sicherheit haben, daß der Geistliche ein 
schweres, diese Strafe verdienendes Verbrechen 
'virklich begangen hat. Eine Vermutung oder 
Wahrscheinlichkeit genügt nicht. 
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b) Das Delikt muß geheim sein. Bei einem 
wendbar* 0 ' 1 Ist ^' c Maßnahme niemals an- 

einern^c' f'u® 1 " 1 C 1 ' C 4 11 "1 p U i) 1 i C u m . d. h. bei 
ThlTnUrl uu das Schon bckan,,t ist ocler walir- 
unter fnf 1 ^ an ^ ,'y ird ’ Ist (be Maßnahme nur 
gen den Bedingungen anwendbar: 

dem Orf| Cn " Cf Cr die Sbaubwiirdigen, das Delikt 
falls J; rdlna !' , «s anzeigenden Zeugen sich keines- 
und auf ^ ei . lc Ziehen Aussage bereit linden lassen 
wlrl p rC We,Se das Verbrechen auf dem 
wenn | Pr °r eSS r nicht erwi esen werden kann; 
j c cr . ^ e jsthche selbst durch Drohungen 

r sonstwie die Beschreitung des gerichtlichen 
Weges oder dessen Beendigung verhin 1c 

fflCÄ ri f ichcn Pr ° ZCß der Urteils- 
ng weltliche Gesetze entgegenstehen • 
wenn aus ihm schweres Ä?gfrnis droht. 

häng? werder^'wemf Inforrnata conscicntia kann ver- 
geheim ist. ’ 0,1 mcl,reren Verbrechen eines 

Re^el D c aS i d ’f,.^ us P ensio11 aussprechende, in der 

Äti2!t^' zu,cilendc D ^>-■« 

oenLo d : e et USd f rÜCk,iche Erwähnu ng. daß die Sus- 
P k\ °i- e ?• »nformata conscientia erfolgt; 
b) die Dauer der Strafe (in der Regel soll sic 
i auf bestimmte Zeit gegeben werden); 

InnLnr f. enaue c An g ab e der verbotenen Hand- 
gen, falls die Suspension nur eine teilweise ist. 

Es^an^ihm If 3em . Suspendierten nicht zu benennen- 
i-s kann ihm aber mitgeteilt werden. 

tretu™?™ A U1 ? h d ' e Suspension eine Stellvcr- 

sm k ° sk " 

Maß e fes ^ntei^^des^tell^rtrefers^m^frü^deeiifkoiri 1 - 
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^en kann der Suspendierte eine Herabsetzung bei dem 
Vorgesetzten beantragen, der beim gerichtlichen Pro¬ 
zeß Berufungsrichter wäre. 

5 * Bei Rekurs an den Apostolischen 
Stuhl bleibt die Suspension einstweilen in Kraft. 

Vierter Teil. 

§ 176. Der Selig- und Heiligsprechungsprozeß. 

(can. 1999—2141) 

1. Wegen der Wichtigkeit der Angelegenheit 
zählt die Selig- und Heiligsprechung zu den 
causae maiorcs und ist dem Heiligen Stuhl 
a ussch ließlich Vorbehalten (jene seit 
*634, diese seit 1171), und zwar ist die Riten- 
Kongregation allein kompetent. 

Hie Ordinarien haben bei den Bcatifikations- 
Und Kanonisationsprozessen nur vorbereitende 

Aufgaben. 

2. Zur Selig- oder Heiligsprechung eines Die¬ 
ners Gottes ist erforderlich, daß cr sich durch ein 
heroisches Tugendleben ausgezeichnet 
oder den Martyrertod erlitten hat und daß 
auf seine Fürbitte hin Wunder geschehen sind. 
Beides ist also notwendig: heroische Tugend und 
Wunder. 

Bei Märtyrern, bei denen keine Wunder nachgewiesen 
sind, kann die Kongregation den Papst um Dispens 
angehen. 

Für die Seligsprechung werden zwei Wunder 
\erlangt, wenn die heroische Tugend beim Informa¬ 
tions- und beim Apostolischen Prozeß mindestens durch 
beugen ex auditu a videntibus bewiesen wird; dagegen 
drei bzvv. vier Wunder, wenn beim Informationsprozeß 
Augenzeugen und beim Apostolischen Prozeß nur Zeu¬ 
gen vom Hörensagen (ex auditu auditus) bzw. bei 
beiden Prozessen nur Traditionszeugen und Dokumente 
den heroischen Tugendgrad erweisen. 








4/6 Viertes Buch. Das Prozeßrecht. 

Der Heiligsprechungsprozeß setzt die 
tormelle Seligsprechung (formaliter beatificati) 
oder die kirchliche Anerkennung der tatsächlich 
geübten öffentlichen Verehrung als Seliger vor¬ 
aus (aequipollenter beatificati). 

Für die Heiligsprechung sind zwei nach der for¬ 
mellen Seligsprechung geschehene Wunder erforderlich, 
st die Verehrung des Seligen nachträglich von der 
ivirche anerkannt worden, so sind drei nach der An¬ 
erkennung bewirkte Wunder erforderlich. 

An das Beweisverfahren sind der Wichtigkeit 
der Sache entsprechend besonders strenge An¬ 
forderungen gestellt (probationes debent esse 
omnino plenae). 

3 - Das Prozeßverfahren ist in der Form dein 
gerichtlichen Verfahren nachgebildet (statt Kläger 
ein postulator [Antragsteller], statt promotor 
iustitiae promotor fidei [defensor diaboli]) und 
durch zahlreiche besondere Bestimmungen g c ' 
regelt, von denen hier nur die großen Linien auf- 
gezeigt werden können. 

Man unterscheidet einen doppelten Weg des 
Prozesses: 

via ordinaria non cultus und via extraordinaria 
casus excepti seu cultus. 

Gewöhnlich wird einem Verstorbenen vor der kirch¬ 
lichen Selig- oder Heiligsprechung keine öffentliche 
Verehrung erwiesen. Ausnahmsweise kommt dies je¬ 
doch vor. 

. Wird der Prozeß im ersten Falle geführt und der 
Nachweis angetreten, daß dem Diener Gottes keine 
öffentliche Verehrung zuteil geworden ist (processus 
non cultus), so vollzieht er sich auf dem ordentlichen 
Weg. 

Wird der Beweis angestrebt, daß ohne formelle 
Seligsprechung ein Diener Gottes bereits öffentliche 
kirchliche Verehrung genießt, so daß es sich nur um 
die formelle Anerkennung dieser Tatsache durch den 
Heiligen Stuhl handelt, so vollzieht sich der Prozeß 
auf dem außerordentlichen Weg (processus cultus).. 
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Die päpstliche Approbation kann indes nur für die 
zwischen ..8. und .625 als Selige ex tolerant.a Ver- 
ehrten beantragt werden (Alexander HI., T » ‘ 

die öffentliche Verehrung als Heiliger ° mc y 
Heiligsprcchung, Urban VIII. am 13 - • 3 - 1 “f. 
ehrung als Seliger ohne formelle Seligsprechung 
boten). 

4. Dem eigentlichen ordentlichen Seli t p 
sprechu ngsprozeß geht ein ^ 0 j > c r a 1 
ren, der sog. Informativprozeß, voraus. 
Er ist Sache des Ordinarius des Sterbeortes des 
Dieners Gottes oder seiner Wunder (Sammlung 
der Schriften des Dieners Gottes, Erhebungen 
»her den Ruf der Heiligkeit, die Wunder). Eine 
Entscheidung in der Sache hat der Ordinarius 
nicht zu treffen, sondern die Akten an die Ri cn- 
Kongregation zur Weiterbehandlung zu sencen. 

Auf Vorschlag der Kongregation wird hierauf 
durch die litterae rcmissionalcs des Papstes er 
eigentliche Prozeß (processus apostoheus) 
begonnen und vor einem d c 1 e g i e 1 t c n er* c 1 
(gewöhnlich in der Heimatdiözese des Dieners 
Gottes) in zwei getrennten Verfahren verbände! . 
das eine über den Ruf der Heiligkeit der Wunder 
oder des Martyriums, das andere über die lu¬ 
genden im besonder.! oder über das Martyrium 
u nd dessen Ursache. 

Nach Überprüfung des Prozesses vor dem dele¬ 
gierten Gericht durch die Ritenkongregation ergeht 
nach Einholung der päpstlichen Bestätigung das 
Dekret über die Gültigkeit des Prozesses. 

Über den heroischen Grad der Tugenden 
im einzelnen sowie über das Martyrium und 
dessen Ursache finden Spezialprozesse statt. 

Die (ohne besondere Erlaubnis) erst 50 Jahre 
nach dem Tode des Dieners Gottes zu beginnende 
Prüfung seiner Tugend und des Mar¬ 
tyriums muß in drei Zusammenkünften der 
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Ritenkongregation erfolgen (congregatio antc- 
praeparatoria, praeparatoria, generalis). 

Die letzte wird in Gegenwart des 
Papstes abge halten, dem allein tl i e 
Entscheidung in der Sache z u s t e h t. 
Die Kardinale der Kongregation, die Offiziale und 
Konsultoren haben nur beratende Stimme. Ent¬ 
scheidet der Papst, daß der heroische Tugendgrad 
oder das Martyrium erwiesen ist, wird das ent¬ 
sprechende Dekret erlassen und veröffentlicht. 

Der Diener Gottes heißt jetzt ,,venerabilis* t 
ohne daß damit schon seine öffentliche Verehrung 
erlaubt ist. 

Ebenso sind in dem Spezialprozeß über die 
\\ under drei Sitzungen der Ritenkongregation 
erforderlich. Auch hier hat in der letzten 
Sitzung der Papst allein die E n t s c h e i- 
d u n g. 

Erfolgt seitens des Papstes die Anerkennung 
der Wunder, so ist vor ihm die Frage zu erörtern* 
an tuto procedi possit ad beatificationem servi 
Dei? Bejahendenfalls spricht der Papst die Selig' 
sprechung aus. 

5. Der Heiligsprechungsprozeß voll¬ 
zieht sich mutatis mutandis in denselben Formen 
wie der Seligsprcchungsprozeß, besonders hin¬ 
sichtlich der Prüfung der neuen Wunder. 

Schließlich entscheidet der Papst 
allein durch ein Dekret, daß sicher zur feier¬ 
lichen Kanonisation des Seligen, d. h. zur Auf¬ 
nahme in den Kanon (Verzeichnis) der Heiligen 
geschritten werden kann, und spricht sie feierlich 
im Konsistorium aus. 

Nach der offiziellen Selig-odet Heiligsprechung findet 
eine religiöse Feier in St. Peter statt. Bei der Selig' 
sprechungsfeierlichkeit wird das Hochamt von einem 
Bischof, bei der Heiligsprechungsfeierlichkeit vom 
Papst selbst unter prunkvollem Zeremoniell gehalten- 


Fünftes Buch. 

Das Strafrecht 1 * * . 

(can. 2195—2414) 


Erster Teil. Die Delikte. 

§ 177. Begriff und Arten. 

(can. 2195—2198) 

>. Begriff. Das Kirchenrecht versteht unter 
Delikt eine äußere, zurechenbare Gesetzesver¬ 
letzung, die mit einer mindestens unbestimmten 
kanonischen Strafe bedroht ist. 

Auch die Übertretungen der mit Strafandrohung 
'ersehenen Befehle gelten als Delikte. 

Die Kirche bestraft wie der Staat nicht alle, sondern 
n ur der Gemeinschaft schädliche Gesetzesverletzungen, 
»nd unter diesen nur die bedeutsameren, die: ein Straf- 
v °rgehen erfordern. Gegen die Verletzung des l nyat 
Wohles kann sich der Verletzte selbst auf dem \\ ege 
( 'cr Zivilklage wehren. ,. 

Das Delikt setzt eine durch Gesetz (Befehl) mit 
Strafe bedrohte Tat oder eine Unterlassung voraus. 

Die Verletzung eines nicht durch Strafandrohung 
sanktionierten Gesetzes (Befehls) ist kein Delikt um 
deshalb nicht strafbar, z B. die Unterlassung der o 
Beschriebenen Priesterexerzitien, der Wirtshausbesuch 
tt. a. m. Ausnahmen s. S. 489. 

Das Delikt setzt eine äußere Handlung voraus. 
Böse Gesinnung wird erst Straftat, wenn sie sich durch 
^ort, Schrift usw. äußert. 

Das Delikt liegt nur bei einer zurechenbaren Lat 
(Unterlassung) vor (moralitcr imputabilis legis vio- 
latint • wnnn den Täter keine Schuld trifft, wenn es 


1 Literatur- Eichmann, Das Strafrecht des C1C (1920). 

Dhelodi, Ins poenale et ordo procedendi in ludiciis 

Cr irninalibus iuxta CIC 4 Ü935)- 
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ihm an der Willensfreiheit fehlt, ließt kein Delikt vor. 
So ist also jedes Delikt wohl Sünde; aber nicht jede 
Sunde ist Delikt. 

2. Qualität. Die Qualität oder Art des Delikts 
eigibt sich aus dem Objekt des verletzten Gc- 
setzes, aus der Art der vom Gesetz geschützten 
Güter (Glaubensdelikte, Sittlichkeitsdelikte usw.)* 

3 - Quantität. Die Quantität oder Schwere der 
Delikte ergibt sich zunächst: 

aus der objektiven Wichtigkeit des ver¬ 
letzten Gesetzes (Beleidigung, Mord): sodann 

aus subjektiven Momenten, aus der größe¬ 
ren oder geringeren Schuld (reifes Alter, junge 
Leute, Mutwille, Nachlässigkeit usw.), und 

aus dem angerichteten Schaden (materieller 
Schaden, Ärgernis). 

Das kanonische Recht kennt die Einteilung unseres 
deutschen Strafrechts in Verbrechen, Vergehen und 
Übertretungen nicht. 

4 - Arten. Die Delikte sind: 

a) öffentliche, wenn sie einem größeren 
Kreis schon bekannt sind oder unter solchen Uni" 
ständen begangen wurden oder die Verhältnisse 
so liegen, daß man klugerweise ihre leichte Ver' 
breitung fürchten kann oder muß; 

b) notorische, und zwar 
gerichtsbekannte (notorietate i ll " 

ris), wenn der zuständige Richter ein rechts" 
kräftig gewordenes Urteil gefällt oder der Delin¬ 
quent ein gerichtliches Geständnis abgelegt hat 
(can. 1750); 

tatsächlich notorische (notorietate 
facti), wenn sie öffentlich bekannt sind und unter 

solchen Umständen begangen wurden, daß 
keinesfalls geleugnet oder rechtlich entschuldigt 
werden können; 
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c) geheime, wenn sic nicht publik (öffentlich 
oder notorisch) sind. 

Sie können matcrialiter geheim sein, wenn das 
Delikt selbst unbekannt ist; sie können es formaliter 
sein, wenn die Zurechnungsfähigkeit nicht bekannt ist 
(Absicht oder Zufall). 

Die Delikte sind ferner: 

a) rein kirchliche, wenn sic bloß das 
Kirchengesetz verletzen; 

b) rein weltliche, wenn sic nur das welt¬ 
liche Gesetz verletzen; 

c) gemischte, wenn sic die Gesetze beider 
Gewalten verletzen. 

Die Kirche beansprucht für sich ausschließlich die 
Bestrafung der Übertretung kirchlicher Gesetze. 

In die rein weltlichen mischt sie sich unter grund¬ 
sätzlicher Wahrung des privilegium fori und ihres Ein¬ 
mischungsrechts ratione peccati nicht cin.^ 

Gemischte Delikte können von beiden Gewalten ge¬ 
straft werden; doch läßt die Kirche in der Regel die 
Prävention gelten. Wenn der Staat das Delikt eines 
Laien bereits vor sein Gericht gezogen hat und so 
für das Gemeinwohl gesorgt ist, greift die Kirche nicht 
mehr ein. 

Bei Geistlichen greift sie auch in diesem Fall ein. 

§ 178. Die Schuld. 

(can 2199—2209) 

Ein Delikt liegt nur vor, wenn der Delinquent 
für seine Tat im Gewissen verantwortlich ist. Die 
Verantwortlichkeit oder Schuld hat verschiedene 
Grade. 

i. Arten der Schuld. Der CIC unterscheidet 
z w ei For m c n de r V erant w o r t ung: dolus 
Und culpa. 

a) Dolus (Absicht) liegt vor, wenn der Delin¬ 
quent mit ,,Wissen und Willen“ das Gesetz (Be¬ 
fehl) Übertritt (dcliberata voluntas violandi le- 

Hotzbach, Hecht der kathol. Kirche 31 
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gern); er liegt nicht vor, wenn die Erkenntnis 
oder der freie Wille fehlt. 

Der dolus hat die Kenntnis des übertretenen Ge¬ 
setzes (nicht dessen Strafe) zur Voraussetzung. 

Nach begangener Tat wird in foro externo der dolus 
bis zum Beweis des Gegenteils präsumiert. 

b) Culpa (Fahrlässigkeit) ist gegeben, wenn 
der Delinquent das Gesetz zwar nicht mit Wissen 
und Willen, aber doch infolge verschuldeter Un¬ 
kenntnis des Gesetzes oder infolge Unterlassung 
der nötigen Sorgfalt Übertritt (culpa in ignorantia 
legis violatae aut in omissione debitae diligentiae). 

2. Schuldaufhebende oder -mindernde Gründe. 
Solche sind: 

a) Mangel des Vernunftgebrauchs. 

• ^?* e , !. m Augenblick der Tat Geistesgestörten 
sind deliktsunfähig. 

Die dauernd Geisteskranken (habitualiter 
amentes) gelten, auch wenn sie bisweilen lichte Augen¬ 
blicke haben oder bei gewissen Handlungen als gesund 
erscheinen, bis zum Beweis des Gegenteils als dclikts- 
unfahig. 

Geistesschwäche (debilitas mentis) hebt die 
Verantwortung nicht auf, mindert sie aber. 

Die freiwillige Trunk c n heit hebt die Schuld nicht 
auf, mindert sie jedoch; die unfreiwillige Trunkenheit 
hebt die Schuld ganz auf, wenn sie den Vernunft- 
gebrauch gänzlich aufhebt; sonst mindert sie die Schuld. 

Von ähnlichen Störungen des Geistes 
gilt das gleiche. 

b) Unkenntnis des Gesetzes. 

Ist die Unkenntnis eine schuldlose, so wird die 
Übertretung des unbekannten Gesetzes nicht angerech¬ 
net; ist die Unkenntnis verschuldet, so mindert sie die 
Verantwortung im Verhältnis der Schuld fiir die Un¬ 
kenntnis. 

Das Nichtkennen der Strafe allein hebt die Schuld 
nicht auf, mindert sie jedoch einigermaßen. 

c) Unaufmerksamkeit und Irrtum- 
Hier gelten die gleichen Regeln wie bei der Un¬ 
kenntnis des Gesetzes. 
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d) Unterlassung der nötigen S o r g- 
falt. Es steht dem Richter zu, im Einzelfall den 
Grad der Minderung nach den jeweiligen Um¬ 
ständen zu bestimmen. 

Wenn der Delinquent die Übertretung voraussah und 
trotzdem dagegen keine Vorsichtsmaßregeln traf, ist 
die culpa dolo proxima. 

e) Zufall. Der nicht vorherzusehende oder 
»icht zu verhindernde Zufall befreit von jeglicher 

Schuld. 

f) U n m ü n d i g k e i t mindert die V erantwort- 
Hchkeit um so mehr, je näher der Delinquent dem 
Kindesalter steht. 

g) Physische Gewalt, die die Plandlungs- 
freiheit nimmt, schließt das Delikt ganz aus. 

h) Sch w cre F urch t (absolute oder rela- 
tive), Not und großer Nachteil schließen 
in der Regel das Delikt aus, wenn cs sich um 
r cin kirchliche Gesetze handelt. 

Handelt es sicli tun eine in sich schlechte Handlung 
oder um ein Vergelten auf Ivostcn des Glaubens, der 
kirchlichen Autorität oder des Seelenheils, so heben 
diese Momente die Schuld nicht auf, mindern sie aber. 

' i) Notwehr. Die gegen den „ungerechten 
Angreifer“ mit der geforderten Mäßigung unter¬ 
nommene Notwehr schließt das Delikt aus. Bei 
Nichteinhaltung des debitum moderamen mindert 
die Notwehr die Schuld. 

Das letztere gilt auch, wenn man provoziert 
Worden ist. 

k) Leidenschaft. Die nicht freiwillig und 
überlegt erregte oder genährte Leidenschaft min¬ 
dert, ja hebt unter Umständen die Zurechenbar¬ 
beit ganz auf. 

3. Schuldmehrende Umstände. Dahin zählen 
M. a.: 


31 * 
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a) höhere Würde der Person, die sich 
vergeht oder gegen die man sich vergeht ; 

b) M i ß b r a u c h de r A u t o r i t ä t o d e r d e s 
Amtes zum Delikt; 

c) freiwillige und überlegt erregte oder ge¬ 
nährte Leidenschaft ; 

d) Rückfall ; 

Rückfällig ist im juristischen Sinn nur derjenige» 
der nach der Verurteilung wieder ein Verbrechen der 
gleichen Art und unter solchen Umständen, besonders 
in Hinsicht auf die Zeit, begeht, daß man klugerweise 
auf sein hartnäckiges Festhalten am bösen Willen 
(pertinacia in mala voluntate) schließen muß. 

e) Verbrechenshäufigkeit, d. h. mehr¬ 
fache Verfehlungen in ein und derselben Art oder 
in verschiedener Art. 

4 - Die Mitschuld (Verbrecherkonkurrenz). Die 
Mitwirkung zu einem Verbrechen hat verschiedene 
Formen und Grade. Man unterscheidet 

Mittäterschaft und Teilnahme. 

a) Mittäterschaft liegt vor, wenn jemand 
mit einem andern nach gemeinsamem Plan phy~ 
sisch zu einem Delikt zusammenwirkt, z. B. wenn 
zwei Personen eine dritte gemeinsam töten. 

b) T e i 1 n a h m e ist entweder 

eine notwendige (bei Verbrechen, die ihrer 
Natur nach einen Komplizen voraussetzen, wie 
Ehebruch, Duell usw.), oder 

Einfluß auf die Begehung des Delikts in ver¬ 
schiedener Art (Auftrag, Verleitung, sonstige posi¬ 
tive Beihilfe, Pflichtvernachlässigung), 

Begünstigung des schon begangenen 
Delikts (Billigung, Teilnahme an den Früchten» 
Kauf des gestohlenen Gutes, Gewährung von 
Unterschlupf usw.). 
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Den Mitwirkenden wird das Verbrechen so 
wie den Tätern angerechnet, jedoch mit folgenden 
Ausnah m e n : 

Hat die Mitwirkung das Verbrechen, das sowieso 
Beschehen wäre, nur erleichtert, so trifft sic C1, je ge¬ 
ringere Schuld (und Strafe) als den eigentlichen later. 

Hat jemand seinen Einfluß auf das Delikt vor der 
fat ganz oder teilweise zurückgenomnien, so ist seine 
Schuld behoben bzw. gemindert. 

Bestand die Mitwirkung nur in der Pflichtvernach¬ 
lässigung, so richtet sich die Schuld nach dem Urad 
der Verpflichtung zur Verhinderung des Verbrechens. 
(Beispiel- Der Mesner schließt aus Leichtsinn oder aus 
Vergeßlichkeit nachts die Kirche nicht ab. Die l'o ge 
'st ein Diebstahl in der Kirche; der Pfarrer verwahrt 
den Tabernakclschlüssel nicht sorgfältig, so daß eine 
Verunehrung der heiligen Hostien die l'olgc ist.) 

Die Begünstigung des Verbrechens nach 
der Tat bringt die Schuld am Verbrechen 
11 u r dann mit sich, wenn sie vor d c 1 l <1 * 
m i t de m V e r b reeller abgemacht w 11 r u e. 
Sonst ist sic geringer. 

Bisweilen bildet die Begünstigung ein eigenes c- 
Hkt, nämlich dann, wenn sie im Gesetz als solche mit 
einer Strafe belegt ist (vgl. Duell). 


§ 179. Der Versuch. 

(can. 2212—2213) 

1. Das Delikt des Versuchs (delictum conalus) 
ist gegeben, wenn jemand zwar alles tut bzw. 
Unterläßt, was seiner Natur nach zu einem Delikt 
führt, es aber nicht ganz ausführt, sei es infolge 
seiner Willensänderung, sei cs wegen des Un- 
genügens der I-Cräfte oder Mittel. 

Ist die Vollendung des Delikts ohne den Willen des 
Delinquenten aus einer andern Ursache unterblieben, 
so heißt der Versuch „delictum frustratum' - , 
v ereiteltes oder fehlgcscldagenes Verbrechen. 

Das Delikt des Versuchs liegt auch vor, wenn je¬ 
mand einen andern zur Begehung eines Delikts ver¬ 
gebens zu verleiten bestrebt ist. 
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2. Der Versuch kann als solcher ein eigenes, 
besonderes Delikt bilden. Dies ist der Fall, wenn 
er als solcher im Gesetz mit einer besondern 
Strafe belegt ist. 

3. Für den Versuch, der kein besonderes Delikt 
bildet, gelten folgende Regeln: 

a) Von jeder Verantwortung ist befreit, wer 
freiwillig von der Vollendung des begonnenen 
Verbrechens absteht, falls aus dem Versuch kein 
Schaden oder Ärgernis entstand. 

b) Der vereitelte Versuch ist schuldhafter 
der einfache Versuch. 

c) Die Schuld des einfachen Versuchs ist uni so 
größer, je näher er an die Vollendung des Ver¬ 
brechens geführt hat, ist aber jedenfalls geringer 
als beim vollendeten Verbrechen. 


Zweiter Teil. Die Strafen. 

Erster Abschnitt: Die Strafen überhaupt. 

§ 180. Recht der Kirche. Begriff und Arten. 

(can. 2214—2219) 

1. Grundsatz. Die Kirche beansprucht als voll' 
kommene Gesellschaft das eigene angeborene und 
von jeder menschlichen Autorität unabhängig 0 
Strafrecht gegen die ihr untergebenen Verbrecher 
(can. 2214, §1). 

Sie mahnt zugleich mit dem Tridentinum di c 
Bischöfe und andere Ordinarien (Sess. XIII, cap. 0 ’ 
wenn Bestrafung erfolgen muß, zum ,,rigor cun 1 
mansuetudine, iudicium cum misericordia, scveri- 
tas cum lenitate“. 

2. Begriff. Die Kirchenstrafe besteht in eine* 
von der rechtmäßigen Obrigkeit gegen eine (phy~ 
sische oder moralische) Person verfügten Ent' 
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Ziehung eines Gutes zwecks Besserung und Be 
strafung des Verbrechers (can. 2215)- 

Die Strafe entzieht (vorenthält) entweder dn geistliches 

oder ein zeitliches Ciiit. Sie hat doppe e Verbrechers* 
An der Spitze steht die Besserung des Verlbrechcrs 

dazu kommt die Ahndung des V % b / r t .^ C " 4’ n 2 
als Warnung vor dem Bruch der ‘ . ^ald 

Bei den einzelnen Strafen trit a < 
das andere Moment in den Vorderg 

-5. Arten. Die Strafen zerfallen in drei Gruppen: 

a) Bcsserungsstrafen (poenae medicinales, cen- 

b) Vergeltungsstrafen (poenae vindicativae), 

c) Sicherungsstrafen und Bußen (remed.a poe- 
nalia — poenitentiae). 

Dic Strafen sind ferner: 

a) bestimmte und unbestimmte, 

Richter oder Vorgesetzten anheimgegebe . 

b) 1 a t a e sententiae oder f c r e 11 d a e s c 11- 

^Dil * ersten treten kraft des Gesetzes (Befehls) mit 

öd« 0 VorgeseLten'nach 

der Tat verhängt. : c t cind 

Wenn nichts anderes ausdrücklich gesagt ist, 
die Strafen stets ferendae sententiae. 

c) a iure und ab hominc. 

tv Qft - n : llrc i s t im Gesetz selbst ganz genau 
Die Strafe a 1 d ferendae sententiae sein. 

n st,, sr L nb honline wird durch einen besonder.! 
Strafbefehl oder das gerichtliche Urteil, wenn auch 
schon gesetzlich bestimmt, verhängt. Nach dem Urteil gilt 
die Strafe a iure nur als p. ab hominc. 

4. Strafbemessung. Zwischen der festzusetzen¬ 
den Strafe und dem Delikt muß eine „aequa pro- 
portio“ bestehen. Der Richter (Vorgesetzte) muß 
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«labei auf die Zurechenbarkeit des Verbrechens, 
f, f s gegebene Ärgernis und den angerichtcten 
Schaden Rücksicht nehmen, besonders aucli dar- 
auf, ob der Verbrecher seine Tat bereut hat und 
ihie schlimmen Folgen selbst abzuwehren bemüht 
"'tl. 0ccr nic ^ - Besonders zu beachten ist: 

ie von schwerer Schuld entlastenden Um¬ 
stande befreien von jeder Strafe (latae und feren- 
dae sententiac). 

Diese Entlastung von schwerer Schuld ist pro 
010 cxteino vom Beklagten zu beweisen. Sonst 
wird die schwere Schuld sogar bei Fahrlässigkeit 
vorausgesetzt (can. 2218, § 2). 

Gegenseitiges Unrecht (mutua iniuria) gleicht sich 
aus, wenn das Unrecht auf beiden Seiten gleich ist. 

5 - Auslegung. Bei der Auslegung der Straf¬ 
gesetze ist die dem Angeklagten günstigere Inter- 
pretation anzuwenden. 

ni=iRiL Z "oi fel Über r dic Gerechtigkeit der von recht¬ 
mäßigen Obern auferlegten Strafe ist sic in foro in- 
terno und externo vom Bestraften zu beachten, ab- 
von jenen Fällen der Berufung, bei denen die 
otrafc in Schwebe bleibt. 

Die Anwendung einer Strafe auf andere, analoge 
cf r lst , unstatthaft. Die für „Pfarrer" festgesetzten 
v rafen können z. B. nicht auf andere Priester beim 
gleichen Verbrechen angewendet werden. 

§ 181 . Die Inhaber der Strafgewalt. 

(can. 2220—2225) 

1. Die Inhaber der Gesetzesgewalt. Alle Inhaber 
der Gesetzesgewalt (Papst, allgemeines Konzil. 
Bischof, Kapitularvikar, Klosterobere) können Ge¬ 
setze (Befehle) durch Strafen sanktionieren. Wer 
keine Gesetzesgewalt hat (Kardinäle, Diözesan- 
synode, Generalvikar, Domkapitel, Pfarrer), kann 
keine Strafe verhängen. 
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Per Inhaber der bloßen Richtergewalt kann nur die 
Gesetze (Befehl) festgesetzten Strafen nach den 
Regeln des Rechts applizieren. 


Die Inhaber der gesetzgebenden Gewalt können 
innerhalb der Grenzen ihrer J u r i s d i k- 
Don sowohl 


ihre eigenen Gesetze und die ihrer Vorgänger 
a ls auch — unter besondern Umständen 
das göttliche und das von einer höheren In¬ 
stanz erlassene kirchliche Gesetz durch eine an¬ 
gemessene Strafe schützen oder die gesetzlich 
festgclcgtc verschärfen (nicht verringern). 
Besonderheiten. Im Gegensatz zu der allgemeinen 

Regel, daß die Übertretung eines durch Strafe nicht 

sanktionierten Gesetzes (Befehls) straffrei ausgeht, 
kann der rechtmäßige Obere sie» auch ohne vor¬ 
hergehende Strafandrohung, mit einer entspre¬ 
chenden Strafe vergelten, wenn dadurch Är¬ 
gernis gegeben wurde oder eine beson¬ 
dere Schwere der Übertretung vor- 
'iegt. 

Im übrigen kann eine solche Übertretung nur 
geahndet werden, wenn der Übertreter vorher 
Unter Androhung der Strafe (latae odei feiendac 
Se ntentiae) gewarnt worden ist (can. 2222, § 1). 


, Desgleichen hat der Obere, wenn jemand ein Ver- 
brechen nicht nachgewiesen werden kann, sondern nur 
die Wahrscheinlichkeit dafür spricht oder die knmi- 
«alklagc bei einem sicheren Verbrechen verjährt ist, 
das Recht bzw. dic Pflicht, dem Geistlichen zur Ver- 
ÜJeidung des Ärgernisses die Ausübung des heiligen 
Dienstes zu verbieten oder ihn des Amtes (officio) 
11 ach den Normen des Rechtes (Amotionsverfahren) zu 
Cr »theben. (Diese Maßnahmen haben indes nicht Straf- 
c baraktcr.) 


2. Der Richter. Der Richter kann die Strafe nur 
auf den einzelnen Fall applizieren und bei dci 
Strafzumessung, ohne daß besondere Umstände cs 
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gebieten, die gesetzlich bestimmte Strafe nicht 
erhöhen. 

Schreibt das Gesetz ausdrücklich eine be¬ 
stimmte Strafe vor, so ist sie in der Regel auch 
aufzuerlegen. 

Läßt das Gesetz Spielraum, so sind die Klugheit 
und das Gewissen des Richters maßgebend. 

Ein vollständig gebesserter Delinquent, 
der den angerichteten Schaden gutgemacht hat, soll 
nicht bestraft werden; 

ebenso nicht der Verbrecher (aus dem Laienstand)» 
der vom Staat schon genügend bestraft ist 
oder es voraussichtlich wird. 

Bei mehreren Verbrechen gilt die Regel: tot 
poenae quam delicta. Bei großer Zahl der 
Delikte steht jedoch einer entsprechenden ein' 
heitlichen Strafe nichts entgegen. 

3. Formalität. Diese ist verschieden, je nach¬ 
dem die Strafe durch Urteil oder Strafbefehl 
verhängt wird. 

Wird die Strafe durch ein Gericht verhängt, so giR 
das oben § 148 über die Urteilsverkündung Gesagte. 

Wird die Strafe (latae vel ferendae sententiae) 
mo dum praecepti particularis verhängt, so ist si c 
schriftlich oder vor zwei Zeugen aufzuerlegen, unter 
Angabe der Gründe. 

§ 182. Die der Strafgewalt Unterworfenen. 

(can. 2226—2235) 

1. Der kirchlichen Strafgewalt unterliegen di c 
Untergebenen der kirchlichen Obrigkeit. Di e 
kirchliche Strafe trifft demgemäß diejenigen, cR e 
dem durch die Strafe sanktionierten Gesetz (B e " 
fehl) eines kirchlichen Obern (Papst, Bischof, Su~ 
perior usw.) unterstehen, und nur diese. 

Von dieser Regel gibt es einige Ausnahmen* 

Besonders ist zu beachten, daß d i e 
Geschlechtsunreifen von den Strafen 


11 .Teil: Die Strafen. l.Abschn.: Die Strafen überhaupt. 491 


latae sententiae ausgenommen sind. 
Sie können jedoch für die betreffende Tat m an- 
derer Weise bestraft werden. 

Andere Ausnahmen bestehen: 
für die in can. 1557. § 1 genannten höchsten 
weltlichen Würdenträger (Staatsoberhäup¬ 
ter, deren Kinder, Thronfolger). Hier kann nur 
der Papst eine Strafe auferlegen oder erklären. 

für die Kardinale, die die im Gesetze fest¬ 
gelegte Strafe nicht trifft, wenn sie nicht aus¬ 
drücklich benannt werden; 

für die Risch öfe. Sie fallen nicht unter die 
Suspension und das Interdikt latae sententiae. 

2. Die im Gesetz festgelegtc Strafe wird nur 
dann inkurriert, wenn das Verbrechen in s-cmei 
Art gemäß dem besondern Wortlaut des Ge¬ 
setzes ganz vollendet ist, wenn also alle objek¬ 
tiven und subjektiven Merkmale des Deliktes ge¬ 
geben sind. 

Wenn das Gesetz für die Strafe dolus verlangt, 
wird sie nicht inkurriert, falls nur culpa vorlicgt. 

Besondere Ausnahmen bestehen für die Strafen 

latae sententiae. . 

Die Strafen latae sententiae treten, falls irgend 
eine Minderung der Verantwortlichkeit vorhegt, in den 
Fällen nicht ein, in denen das Gesetz Ausdrucke ver¬ 
wendet wie: wer sich herausnimmt praesumpsent, 
ausus fuerit), wer wissentlich, absichtlich venvegen 
(scicnter, studiose, lemerarie usw.) handelt, also Au 
drücke, die eine volle Erkenntnis und Überlegung be- 

lnhalte : ntia a f f e c t a t a betr. Gesetz oder 

Strafe schützt nicht vor der Strafe latae sententiae. 

Fehlen solche oben bczeichneten Ausdrucke im Ge¬ 
setz so tritt bei einer auf grober Nachlässigkeit be¬ 
ruhenden Unkenntnis (ignorantia crassa vel supina) d.c 
Strafe ein; bei einer auf leichterer Fallthissigkeit be¬ 
ruhenden Unkenntnis treten die vindikativen 
Strafen latae sententiae, nicht die Bcsserungs- 
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strafen (Zensuren) ein. Jedoch kann der Delinquent 
mn emer entsprechenden Strafe belegt werden. 

runkcnheit, Unterlassung der nötigen Sorgfalt, 
Geistesschwache, Sturm der Leidenschaft schützen 
rotzder Minderung der Verantwortlichkeit nicht vor 
i i l atae scnten tiae, wenn die Handlung graviter 
culpabihs (schwer sündhaft) bleibt. 

S' hwcr fl c (“"gerecht cingeflößte) Furcht schützt immer 

oder l C - r uv n u da ? Del . ik : t Verachtung des Glaubens 
srlvid*-.., T i ! rc ^ ,c hen Autorität oder öffentlichen Seelen- 
schaden bedeutet (AK 30. Dez. 1937). 


3. Die Mitschuldigen an einem Verbrc- 
eien tri t die gleiche Strafe wie die eigentlichen 
ater, und zwar auch dann, wenn sie im Gesetz 
mcht ausdrücklich genannt sind, vorausgesetzt, 

a as esc fz nicht ausdrücklich etwas anderes 
vorsieht. 


Ausgenommen sind folgende Mitschuldigen: 
bloß%rtich 7 er r t haben"’ ^ S ° WieS ° gcschehcn wäre ’ 
rückgezogen^habeif; ^ ^ Begehung des Ddikts zl " 
chen"mitgewirkt ^.‘^-^h'^sigung zum Verbre, 

die nach der Tat es begünstigt haben, falls die 
Begünstigung nicht vor der Tat mit dem Verbrecher 
vereinbart war. 

Straffrei sind diese Mitschuldigen indes nicht. Sie 
sind vielmehr vom kompetenten Superior mit einer ent¬ 
sprechenden Strafe zu belegen. Setzt das Gesetz für 
aiese Mitwirkung eine besondere Strafe fest, so ist 
diese zu verhängen (z. B. beim Duell, vgl. can 2351). 


4. Die verwirkte Strafe bindet den Verbrecher 
überall (nicht bloß in der eigenen Diözese) und 
auch dann, wenn der Obere, der sie verhängt hat, 
nachträglich seine Jurisdiktion eingebüßt hat, cs 
müßte denn ausdrücklich etwas anderes vorge¬ 
sehen sein (lokales Interdikt). 

5- Hebt ein späteres Gesetz ein Strafgesetz auf 
oder ändert es die Strafe, so ist der Verbrecher, 
der seine Tat unter dem früheren Gesetzeszu- 
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stand begangen bat, straffrei bzw. es ist die ihm 
günstigere Rechtslage anzuwenden. 

Schon zugezogene Zensuren bleiben von einem 
neuen, die Zensur aufhebenden Gesetz unberührt. 

6. Keine Strafe kann auferlegt wer- 
den, wenn nicht sicher feststeht, ^da. 

das Delikt begangen wurde und nicht 
verjährt i s t. 

Steht dies fest, und handelt es sich um die Auflegung 
der Zensur (ferendae scntentiae), so ist der Schuldige 
zuerst zur Besserung zu mahnen. Erst wenn diese i a - 
nung fruchtlos bleibt, darf die Zensur ausgesprochen 

Beim qualifizierten Befehl kann die angedrohte Zen¬ 
sur gleich nach der Übertretung ohne monitio verhängt 
werden (AK. 14. 7. 1922). 

7. Die Strafen latac scntentiae binden den 
ihrer bewußten Verbrecher ipso facto 111 foro in- 
terno und externo. 

Jedoch ist er daran vor der Fällung 

der sen tent ia dcclaratoria nic ! lt gebun¬ 
den , sooft er sie nur unter Infamie be¬ 
achten kann. In diesem Fall kann auch 
die Beachtung der Strafe in foro ex¬ 
terno vor dem erklärenden Urteil von 
dem Verbrecher nicht verlangt wer¬ 
den. Es kann jedoch geschehen, wenn das De- 
likt notorisch ist. 

8. Das vereitelte Delikt oder der Ver¬ 
such der im Gesetze nicht als besonderes Ver¬ 
brechen behandelt und mit besonderer Strafe be¬ 
legt ist, kann nach seiner Schwere entsprechend 
geahndet werden. 

Falls der Delinquent freiwillig den Versuch 
aufgegeben hat und Ärgernis oder sonstiger Scha¬ 
den nicht entstanden ist, so ist der Versuch straf¬ 
frei. 
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s t r a f h?r P u S 3 "1 , m e 11 1 r e f f c n mehrerer 
entsorechend H , a . ndlun g e " ist der Verbrecher 
kann ihn ' ? C . h ? rfer r zu bestrafen. Der Richter 
sicht stelle g CICl erforderlichenfalls unter Auf- 

dia poenalia) 0 auf^^en.^ 1 "^ 16 ™ 0 ^ 55 ^ 3 ^ 611 < reme ' 

§ 183 . Der Strafnachlaß. 

(can. 2236—2240) 

,J: y D,e Strafe kann durch Lossprechung 
(bei Zensuren) oder durch Begnad i J u n efbei 

ZustS d 6 ” Str ? fen) ^hgelaien ;frden g ( 

sie verhänif h / erZU der übliche Obere, der 

nachfoter n ’, ess , cn 0berer und dessen Amts- 
acntolger oder der dazu Delegierte. 

narius hiT'dii'sir^fen^H^ 11011 * U8tänd fe! der Ordi- 
verhängt hat imH cr oc ^ cr sein Vorgänger 

worden sind. VOn seinern Bericht ausgesprochen 

«i.»ota r ÄS K “ s S“ «r* a ? | i i|zi ' ,t '' *«• 

Recrel icf- . tZte Strafe nicht zurucknehmen. 

kann kann ä„?h i en,ßC ’-u dcr von cincm Gesetz befreien 
also der P-m'st in iT "V-mJ 11 CI ’ t baltenc Strafe nachlassen, 

. l,,," ™P st 111 allen Fallen, der Ordinarius bei den Par- 

B M SC ‘f"’J" 1 Notfa " auch bei andern Siehe S iö 
Beichtvater betr. s. S.499, 511. 

2. Der Ordinarius kann neben den von seinem 
.encht verhängten gemeinrechtlichen Strafen 

ton«»» it " r ‘ 3C ’ 497 nr - 3) solche latae sen- 
tcntiae nachlassen: 

fen \a*t a*/*<s> n 11 icben Fällen kann er die Stra¬ 
fen latae sententiae nachlassen. 

Hiervon sind ausgenommen: 

«) die schon vor dem kirchlichen Zivilgericht 
anhängigen Fälle; s 

die dem Apostolischen Stuhl vor- 
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( Hc Strafen der Unfähigkeit zu kirchlichen Bc- 
nefizien, Ämtern, Würden und Diensten, zum 
aktiven und passiven Stimmrecht und deren Ent- 
ziehu ng; 

y) die Strafen der dauernden S u s p e n- 
s, °n, der infamia iuris, der Entziehung des 
Batronatsrechtes und eines vom Apostolischen 
Stuhl gewährten Privilegs oder einer von ihm 
gewährten Gnade. 

b) T 11 geheimen Fällen kann er alle Strafen 
latae sententiae (selbst oder durch einen 
Delegaten) nachlassen, mit Ausnahme der 
f l e m Apostolischen Stuhl specialis- 
s 1 ni o v e 1 s p e c i a 1 i modo reservierten 
Strafen (vgl. dazu can. 2254 und 2290). 

3 * Die Nachlassung kann absolut oder bedingt, 
111 foro externo oder bloß in foro interno gegeben 
'verden. 

Wenn auch die mündliche Nachlassung genügt, so 
er npfiehlt sich doch die schriftliche, mindestens dann, 
' v enn die Strafe schriftlich gegeben worden ist. 

Zweiter Abschnitt: Die Strafarten. 

Erstes Kapitel. Zensuren. 

§ 184. Die Zensuren überhaupt. 

(can. 2241—2254) 

1. Begriff. Unter Zensur versteht der CIC die 
Bestrafung eines hartnäckigen, getauften Ver¬ 
brechers (nicht einer moralischen Person) mit 
Entziehung geistlicher oder Geistlichem annexer 
Güter bis zu der nach erfolgter Besserung des 
Verbrechers von ihr erteilten Lossprechung. 

2. Voraussetzungen. Zensuren treffen äußere, 
Schwer sündhafte, in allen Teilen vollen- 
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dete (nicht bloß versuchte) und mit Hart¬ 
näckig k c i t (contumacia) verbundene Delikte. 

Als Bcsserungsstrafe trifft die Zensur den Verbrecher 
erst, wenn er trotz der Warnung des Obern das Ver¬ 
brechen begangen hat oder darin beharrt. 

Dabei ist ein Unterschied zwischen den Zensuren 
ferendae und latae sententiae gemacht. 

Handelt es sich um eine Zensur ferendae sen¬ 
tentiae, so liegt contumacia erst vor, wenn der 
. erbrecher vorher vom Obern gewarnt und ermahnt 
ist und trotzdem vom Delikt nicht abläßt oder sich 
weigert, für das Delikt Buße zu tun und den angerich¬ 
teten Schaden (Ärgernis) gut zu machen. 

Falls es sich um die Zensuren latae sententiae 
handelt, ist die contumacia schon gegeben, wenn das 
Gesetz (Befehl), das selbst Warnung genug ist, über¬ 
treten wird, falls der Schuldige durch keinen rechtlichen 
Grund (z. B. unverschuldete Unkenntnis) entschuldig* 
ist. 

Die contumacia hört in beiden Fällen auf, wenn der 
Verbrecher seine Tat wahrhaft bereut hat und zugleich 
die genügende Genugtuung schon geleistet oder wenig' 
stens ihre Leistung ernstlich versprochen hat. Das Ur¬ 
teil darüber steht dem Obern zu, von dem der Schul¬ 
dige Absolution erbittet. 

Wenn auch die contumacia aufhört, so hört doch die 
Zensur nie von selbst, sondern nur durch die Los¬ 
sprechung auf. Deshalb ist sie nicht auf bestimmte 
Zeit oder für immer zu verhängen. 

Der gebesserte Verbrecher hat ein Recht auf die 
Lossprechung. Es kann ihm aber eine entsprechende 
V ergeltungsstrafe oder Buße auferlegt werden- 

Die Zensur entzieht geistliche Güter (Empfang und 
Spendung der heiligen Sakramente usw.) und dem 
Geistlichen annexe Güter (Ausübung des Wahl-, Klage-» 
Präsentationsrechtes usw.). Das Recht selbst wird 
nicht entzogen. Nach der Absolution kann es wieder 
ausgeübt werden. 

Der Empfang der heiligen Sakramente ist also nicht 
durch jede Zensur ausgeschlossen, so daß gegebenen' 
falls die disponierten Zensurierten bei Fortbestand d ef 
Strafe von ihren Sünden losgesprochen werden kön' 
nen. 

Ist durch die Zensur der Sakraments- 
empfang ausgeschlossen, so ist dadurch 
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z u L' I ci c h die Sünde, auf der die Strafe 

ruht reserviert. Sie kann nicht nachgelassen wer¬ 
den, bevor die Absolution von der Strafe gege en is . 

Die Reservation der Sünde fällt ' %e ß> a .® ( ( ; cs 
brcchcr von der Strafe absolviert ist oder sie trotz des 
Deliktes aus rechtlichen Gründen nicht inkurriert hat, 
weil sic nur rationc censurae bestellt. 

3. Arten. Man unterscheidet: 

a) Exkommunikation, Interdikt und Suspen¬ 
sion ; „ 

b) reservierte und nicht reservierte Lensuien. 

Nur die Zensuren sind reserviert, die ausdrücklich 
als solche bezeichnet sind. 

Bei den reservierten Zensuren besteht ein Untcrschw 
zwischen denen ab homine und denen 

Die Zensuren ab homine, d. h. l p C ’ fehWerhäng- 
durch Urteil oder vom Oberen durch Befehl verhäng ( 

ten, sind dem reserviert, der sie verha ß Nachfolger 

gefällt hat, seinem kompetenten Oberen, seinci 

oder Delegierten. _ , , , ._ 

Die Zensuren aiure d. h,die RecM festgesetz- 

ten, sind teils dem Ordinarius^ Vorbehalten 
li sehen Stuhl (Pömtcntiarie) Vorbehalten. 

Die" dem A postolischen Stuhl Vorbehalt.™ 

Zensuren sind: 

einfach (simpliciter), 

in besonderer Weise (speciali modo) oder 
S; g“” bejo,.derer Weise (speeialtsstrto modo) 

"atm sich mehrere Weiche oder verschiedene) 
Zensuren zugleich zuziehen. 

4 Rechtsmittel. Gegen die vom Richter auf¬ 
erlegte Zensur gibt es nur eine Appellation in 
devolutivo, d. h. der Strafvollzug wird nicht 
hinausgeschoben; nur die endgültige Entschei¬ 
dung fällt an die- höhere Gerichts-Instanz. 

Ebenso gibt es bei der ad modum praecepti auf¬ 
erlegten Zensur nur ein Rekursrecht in devo¬ 
lutivo an die höhere Vcnvaltungsinstanz (CG). 

Retihnch, Beeilt der katliol. Kirche 3- 
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5. Absolution. Lossprechen kann: 

a) von den nie htreser vierten Zeus 11 r c n: 

bei der Beicht jeder Beichtvater; 
außerhalb der Beicht der Inhaber der 

Jurisdiktionsgewalt über den Zensurier¬ 
ten; 

b) von den ab ho m in e reservierten Zen¬ 
suren: 

jene Stelle, der sie reserviert sind (vgl. unter 3)* 

Diese Stelle kann die Absolution auch geben, wenn 
der Bestrafte sein Domizil (Quasidomizil) verlegt hat. 

c) von den a iure reservierten Zensu¬ 
ren: 

derjenige, der sie aufgestellt hat oder dem sie 
reserviert sind, dessen Nachfolger oder recht¬ 
mäßige Obere oder Beauftragte. 

Deshalb kann von einer dem Bischof oder Ordi¬ 
narius vorbehaltenen Zensur jeder Ordinarius seine 
Untergebenen, der Ortsordinarius auch die in seinem 
Gebiet weilenden Fremden lossprechen; 

von der dem Apostolischen Stuhl reservierten Zensur 
der Apostolische Stuhl und alle andern, die von ihm die 
Absolutionsvollmacht erhalten haben, sei es eine all" 
gemeine Vollmacht im Falle der einfachen Reservation, 
sei es eine besondere oder ganz besondere Vollmacht 
im Falle der Reservation speciali bzw. specialissimo 
modo. 

d) Bei Todesgefahr des Zensurierten kann 
jedei^P riest er? von allen Zensuren, von eini¬ 
gen bestimmten jedoch nur provisorisch, losspre- 
chen. 

Ist nämlich jemand in Todesgefahr durch einen Prie¬ 
ster ohne besondere Vollmacht von einer Zensur ab 
homine oder von einer dem Papst specialissimo modo 
reservierten absolviert worden, so ist er nacji seine r 
Genesung unter Strafe des Rückfalls in die Zensur zum 
Rekurs innerhalb eines Monats verpflichtet, und zwar 
bei einer Zensur ab homine zum Rekurs bei der Stelle» 
die die Zensur verhängt hat, bei einer Zensur a iure bei 
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der Pönitentiarie, dem vom Recht oder Apostolischen 
Stuhl bevollmächtigten Bischof oder einem andern mit 
der Absolutionsvollmacht Ausgestatteten, und hat ihren 
Anordnungen sich zu fügen. 

Im Falle anderer Zensuren ist die Absolution end¬ 
gültig. 

e) Ii^d ringenden Fallern, wenn eine Zen¬ 
sur 1 a t a c se n tentiae nicht ohne Gefaln eines 
groben Ärgernisses oder der Infamie nach außen 
beobachtet werden kann, oder wenn es für den 
Pönitenten zu hart ist, in der für die Losspie- 
chung durch den kompetenten Obern notwen¬ 
digen Zeit im Stande der Todsünde zu bleiben, 
kann / j eder Beichtvate r/ in der Beicht von jeder 
Zensur provisorisch lössprechen. Ausnahme s. • 

Er muß indes in allen Fällen dem Pönitenten 
auflegen, unter Strafe des Rückfalls in die Zen¬ 
sur, mindestens innerhalb eines Monats sich 
schriftlich durch den Beichtvater — unter \ er- 
schweigung des Namens — an die Pomten- 
tiaric usw. wie bei d) zu wenden und ihren An¬ 
ordnungen Folge zu leisten. 

Ist der Rekurs in einem besonder.! Fall moralisch 
unmöglich, so kann der Beichtvater c c " . . 

ohne die Auflage des Rekurses von der Zensur absol¬ 
vieren, muß ihm aber statt dessen eine entsprechende , 
in bestimmter l'rist zu lei stende Buße und c 'Cnugtuu g , 
auflegen, und zwar so, (faßTiT^ne ihre rechtze.t.ge 
Leistung in die Zensur wieder ver .1 ' , v ] 

A m c n V o . d. c » 0 r > e , o <1« r V„ 

Rü n st Igung ist die aur air 

s M W Um ' ■«:, i isiitti , b , *.v 

7o°l ge S U n kenn tVi s (verschuldeter oder unverschul- 

Zensur und der s «nde 'osgesp Alisnahmc der Fä i le , 
solution von der Strafe gültig, ine oder eine 

d n em C ASoskf4 C che7 Stuhrspecialissi.no modo reser¬ 
vierte Zensur handelt. 


32 * 
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Die Reservation einer Zensur in einem speziellen 
Territorium gilt nicht außerhalb desselben, auch dann 
nicht, wenn der Zensurierte zwecks Absolution sich 
dahin begibt. 

Die Zensur ab hominc ist überall reserviert, so daß 
der Zensurierte nirgends ohne die erforderlichen Voll¬ 
machten absolviert werden kann. 

Die in foro externo erteilte Lossprechung gilt 
auch für das forum internum. 

Die in foro interno erteilte Lossprechung gilt 
nicht für das forum externum. Jedoch darf der 
Absolvierte, wenn kein Ärgernis droht, sich auch 
in Bezug auf die Handlungen des forum exter¬ 
num wie ein Absolvierter benehmen (z. B. kom¬ 
munizieren, zelebrieren). Der Obere des forum 
externum (Bischof, Pfarrer) kann, falls die Ge¬ 
währung der Absolution in foro externo nicht 
bewiesen oder wenigstens präsumiert wird (z. B. 
weil die Gemeinde weiß, daß er gebeichtet hat), 
auf der Beobachtung der Zensur bestehen, bis die 
Lossprechung auch in foro externo geschehen ist. 

6. Gesuch um Absolution. Im Absolutions¬ 
gesuch hat der Zensurierte, falls er sich mehrere 
Zensuren zuzog, alle Fälle anzugeben. Sonst gib 
die Absolution nur für den erwähnten Fall. 

Jedoch gilt sie für die bona fide, nicht für die 
mala fide verschwiegenen Fälle, wenn sic trotz der 
Benennung eines besondern Falles allgemein war, 
ausgenommen bei dem Apostolischen Stuhl spe- 
cialissimo modo vorbehaltenen Zensuren. 

7. Form der Absolution. Die Form der Abso¬ 
lution ist 

für das forum sacra mentale die bei der 
Sündennachlassung übliche (ego te absolvo ab 
omni vinculo excommunicationis, suspensionis et 
interdicti); 

für das forum non sacra mentale besteht 
keine vorgeschriebene Form; die Absolution kam 1 
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auf beliebige Weise erteilt werden; jedoch ge¬ 
ziemt sich bei der Absolution von der Exkom¬ 
munikation die Verwendung des in den litur¬ 
gischen Büchern befindlichen Formulars. 

Die Absolution ist der einzige Weg zur Befreiung 
von einer zugezogenen Zensur. Deshalb dar sie un c 
öen nötigen Voraussetzungen nicht verweigert werden. 
Allerdings kann eventuell eine entsprechende in t' 
tivstrafe oder Buße aufcrlcgt werden. 

§ 185. Die Exkommunikation. 

(can. 2257—226") 

1. Begriff. Die Exkommunikation (Anathcm. 
Kirchenbann) ist der mit bestimmten und 
unzertrennlichen Wirkungen verbun¬ 
dene Ausschluß aus dem V erkc h r d c r 
.Gläubigen (ex communione fidelium). 

Sie ist nicht Ausschluß aus der Kirche selbst son¬ 
dern nur die zwecks Besserung des Bestra en 8 

nominelle vorläufige Absonderung von den g 

Gläubigen. Deshalb bleibt der Exkommunizierte den 
kirchlichen Obern untergeordnet und an die Kirchen- 

8 e BSe® eb eT d sk n h ( so bedarf es also keiner Neuauf¬ 
nahme Tn die Kirche, sondern nur der Lossprechung 

Dic C Txkoni inumkation kann Laien und Geistliche 

tre Si| n trifft nur physische, nicht moralische Personen, 
mul nur Personen, nicht Orte. p i 

(Das Interdikt kann auch moralische Personen 
Orte, die Suspension nur Geistliche treffen.) 

Die Exkommunikation ist s t e t s Z.e n s.t?r (InterdiKt 
und Suspension können auch vindikativen Charakter 
tragen).. 

2. Arten von Exkommunizierten. Nach der 
Strenge des Verkchrsvcrbotes unterscheidet man 

Excommunicati vitandi und tolerati. 

a) Mit dem excommunicatus vt tan aus ist 
von den Gläubigen jeder Verkehr, der religiöse 
wie der profane, grundsätzlich zu meiden. 
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Von dieser Art Exkommunikation gibt es nur einen 
vom Recht selbst festgesetzten Fall: Der gegen die 
rr?°f n . Papstes gewalttätig gewordene Christ ist 
ipso tacto excommunicatus vitandus (can. 2343 , § 1). 

t ußerdem ist nur noch excommunicatus vitandus der 
^_ nl ‘ P°stolischen Stuhl namentlich Exkommunizierte, 
nn zugleich diese Strafe öffentlich (in den Acta Apo- 
stoiicae Sedis) verkündet und in dem betreffenden De- 
're oc er Erteil ausdrücklich die Meidung des Zen- 
sunerten vorgeschrieben wird. Dieser Fall kommt 
außerordentlich selten vor. 

Ki!nL Pr 3 fa n' Verkehr ist dem Gatten, den Eltern, 
r.L • ’ .® r P len crschaft, den Untergebenen und im 

statn-w ,- 11114 ei l le F 1 vernünftigen Grund allgemein ge- 
Kehpn 4 / k 2267) - D . as Verbot ist demnach im bürger¬ 
lichen Leben von keiner praktischen Bedeutung. 


I>) Mit dem excommunicatus toleratus ist 
der profane Verkehr ohne Beschränkung gestattet. 
3- Wirkungen für das geistliche Gebiet. 
a ) J-Ier Exkommunizierte verliert das Recht 
der Teilnahme am Gottesdienst (officium 
divinum), die Predigt ausgenommen. 


bic passive Assistenz des excommunicatus toic- 
ratus kann geduldet werden. 

r Y° n ä Cr j f ktiv . en Mitwirkung an einer gottesdienst- 
nenen Handlung ist der excommunicatus toleratus erst 
iiach dem kondemnatorischen oder deklaratorischen Ur¬ 
teil oder bei sonstiger notorischer Exkommunikation 
fernzuhalten. 


I)) Der Exkommunizierte ist vom Empfang 
der heiligen Sakramente ausgeschlos¬ 
sen, nach der Fällung des Urteils auch von den 
Sakramentalien (Aussegnung der Wöchnerin, 
Brautsegen usw.) und dem kirchlichen Begräbnis. 

c) Der Vollzug und die Spendung der h eili¬ 
ge n S a k r a m e n t e und Sakramentalien 
(heilige Messe, Beichthören, Benediktion und 
Konsekration usw.) ist dem Exkommunizierten 
verboten. 
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Die G 1 ä u b i g e n können aus irgend einem gerechten 
Grund von einem Exkommunizierten die Spendung der 
Sakramente und Sakramentalien, besonders wenn andere 
Spender fehlen, verlangen. In diesen Fallen ist dem 
Exkommunizierten die Spendung erlaubt. Die sakra¬ 
mentale Absolution kann jedoch vom Exkom¬ 
munizierten nach der Fällung des Urteils nur bei 
Todesgefahr erbeten werden; die übrigen Sakra¬ 
mente und Sakramentalen nur, wenn andere Spender 
fehlen. 

d) Der Exkommunizierte hat keinen Anteil an 
den Ablässen, Fürbitten und öffent¬ 
lichen Gebeten der Kirche. 

Das private Gebet für ihn ist erlaubt; auch die hei¬ 
lige Messe kann für ihn privatim — Ärgernis aus- 
geschlossen — appliziert werden. 

e) Auf dem rechtlichen Gebiete treten 
folgende Wirkungen ein: 

Der Exkommunizierte darf zu den actus 
legi tim i nicht zugelassen werden. Er darf also 
nicht 

Verwalter von Kirchengut; 

Richter, Auditor, Amtsverteidiger. Amts¬ 
anwalt, Promotor fidei, Notar, Kanzler, Geiichts- 
bote, Gerichtsvollzieher, Anwalt oder Stellveitre- 
ter bei kirchlichen Prozessen; 

Pate bei der Taufe und Firmung sein und 

bei kirchlichen Wahlen a b s t i m m e n und das 
Patronatsrecht ausüben 1 . 

Insbesondere verliert er noch folgende Rechte: 

das Klagerecht vor dem kirchlichen Gericht 
nach der Fällung des Urteils; 

die Ausübung seines kirchlichen Amtes 


1 Damit sind die kirchlichen gesetzlichen Handlungen 
erschöpfend aufgezählt. Ihre Entziehung ist ein Seiten¬ 
stück zur Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
im staatlichen Strafrecht. 
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und der Genuß der früher von der Kirche bewil¬ 
ligten Privilegien; 

die Jurisdiktion. Seine diesbezüglichen 
Akte sind für Gewissens- und Rechtsbereich un¬ 
erlaubt, nach dem gefällten Urteil auch ungültig 
(Ausnahmen siehe oben unter 3 c); 

die Ausübung des W ahl-, Präsentation s- 
und Nominationsrechts (erst ungültig 
nach der Urteilsfällung); 

die Beförderung auf Dignitäten, Ä ni- 
ter, Benefizien, irgend einen andern kirch¬ 
lichen Dienst oder die Erlangung kirchlicher 
Pensionen (Beförderung usw. erst ungültig 
nach der Urteilsfällung); 

die Zulassung zu den W e i h e n ; 
auf jedes kirchliche Einkommen nach der Fäl¬ 
lung des Urteils und auf 

^ Erlangung jeder päpstlichen Gnade (nach der 
Urteilsfällung, wenn die Strafe im Reskript nicht 
erwähnt ist). 


§ 186 . Das Interdikt. 

(can. 2268—2277) 

1. Begriff. Das Interdikt verbietet als Zensur 
den Gläubigen ohne Ausschluß aus der kirchlichen 
Gemeinschaft gewisse vom Recht bestimmte hei¬ 
lige Handlungen. 

2. Arten. Das Interdikt ist: 

a) Personal- oder Lokalinterdikt. 

Durch das erste wird den Personen (einer oder 
mehreren, einem Kapitel, Orden, Angehörigen einer 
Pfarrei, Diözese) selbst direkt und überall der Ge¬ 
brauch heiliger Güter entzogen. 

Durch das andere werden bestimmte Orte direkt und 
die Personen nur indirekt betroffen, so daß allen, auch 
den Exemten, in diesem Gebiet die Spendung und der 
Empfang heiliger Güter verboten ist, während die glei- 
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dien Personen an nicht interdizierten Orten 
ügen Handlungen vornehmen dürfen. 

b) General- und Pa rtiku lar-Interdikt. 

Das Gcneralinterdikt trifit das ganze 9 Vj!^ t ( |j c j uin 
Diözese, eines Staates oder e.ncr Pfarre, 
generale locale) oder das ganze Volk dieser UeDiete 

(Interdictum generale personale). nersonales) 

Das Partikularinterdikt (loka c . s . ° d 'Kirche^ Fried¬ 
trifft nur einen bestimmten Ort ( > > ’ 

hof) bzw. bestimmte Einzelpersonen. 

Ist eine Stadt interniert, so ^„d es auch die 

orte; ist eine Kirche intcrdizier , - Tr r ; e dhof‘ ist eine 
zugehörigen Kapellen, r l ic lt . a , k f r l c cin ze Kirche inter- 

Kapelle interdiziert, so , st nicht d e ganze mr 

diziert; ist der Friedhof interdiziert so sind nur 

auf ihm errichteten Kapellen interdiziert, 
gehörige Kirche. 

3 . Zuständigkeit. 

a) Das lokale und personale Ge n eia in 
dikt für eine Diözese oder einen Staa t bzw. 

für deren Volk kann nu F v °™ verhängt werden. 
Stuhl oder in dessen Auftrag vetnangi 

b) Das lokale und personale G en er ah nt er 

d i k t für eine Pfarre i oder deren Angebot tg^, 

sowie das Partikularin ei 1 n/e i oe rsonen 
stimmten Ort oder bestimmte t.nz P c ™°” en 
kann - neben dem Apostolischen Stuhl - dei 
Bischof (Episcopus) verhangen. 

t Kein U Interdikt v e r b i e t ci. den Sjerbenden 
Ä&o und Sakramentalien z« spenden 
"Tjy'DerTpe rTonTTc li Interdizierten .st verbo 

tC «) die Feier des Gottesdienstes und die Betei¬ 
ligung daran; ausgenommen die Predig . 

Die passive Assistenz kann geduldet werden. 
Nach der Fällung des Urteils oder bei sonstig« 
tw^.-criiPr Interdizierung sind die Interdizierten 
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Äf"' MMwiH.ua« an, GoHcsdiens. 

faiS Her h V M llzug ’c die S P endu "g und der Emp- 
lun f öligen Sakramente und nach der Fäl- 
lung des Urteils auch der Sakramentalien. 

chfalÜ" . d ’ C G ' a “ b,gen um die Spendung, so gilt 

obe„ 8 S 503!;'° dC " 

i echt« e „f “ S “ b -“" t g • 8e ”' isser Redl,c (des Wahl- 
s. 504) V Wie bei dcr Exkomniunik ' at >on; Vgl. 

nie?. ur T l e u n ^ h der Fäll ung des Urteils 
nicht kirchlich beerdigt werden. 

sJkein "m K °, m munität interdiziert, so kann 
iiben ^ zukommendes geistliches Recht atis- 

dikS e i«t be f nd r re Art dcs Persönlichen Tnter- 

d i e K t aS " / n , terdikt ” v 0 m Eintritt in 
tet ri■ p C . 1C ( a ö ingressu ecclcsiae); cs verbic- 

surh ^ C ! er 0 CS Gotte s d ienstes oder dessen Be¬ 
such und che Beerdigung in der Kirche. 

tprrV, 1 oka,e . Interdikt untersagt am in- 
Ritu's 1Crten ° lte Jeden Gottesdicnst und heiligen 


Jedoch sind verschiedene Ausnahmen 
gesehen: 


vor- 


er) An Weihnachten, Ostern, Pfingsten, Fron¬ 
leichnam und Mariä Himmelfahrt ist es suspen¬ 
diert (Weihen und feierlicher Brautsegen bleiben 
verboten). b 

ß) Für Generalinterdikte gelten, wenn 
nichts anderes ausdrücklich durch das Dekret be¬ 
stimmt ist, ferner folgende Regeln: 

aa) Die nicht auch persönlich interdizierten 
Geistlichen dürfen privatim, bei verschlosse¬ 
nen Türen und ohne Glockengeläute in jeder 
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Kirche (Kapelle) Gottesdienst halten und die hei¬ 
ligen Funktionen vornehmen. 

ßß) In der Domkirche, in den Pfarrkirchen oder 
in der einzigen Kirche einer Stadt, und nur in die¬ 
sen Kirchen sind die Feier einer heiligen Messe, 
die Aufbewahrung des Allcrheiligsten, die Spen¬ 
dung der Taufe, Eucharistie und Buße, die Ehe¬ 
assistenz (ohne Brautsegen), die Exequien für 
die Verstorbenen (ohne jede Sollennität), die 
Weihe des Taufwassers und der heiligen öle so¬ 
wie die Predigt gestattet. 

Bei diesen Funktionen ist Gesang, Geläute der 
Glocken, das Spielen der Orgel oder anderer musi¬ 
kalischer Instrumente und jeder Pomp bei Para¬ 
menten usw. verboten. 

y) Beim P a r t i k u 1 a r i n t e r d i k t ist Folgen¬ 
des zu beachten: 

aa) Bezieht cs sich auf einen Altar oder 
eine Kapelle einer Kirche, so darf daselbst 
(wohl aber an den andern Altären und in den 
andern Kapellen der Kirche) kein Gottesdienst ab¬ 
gehalten und kein heiliger Ritus vorgenommen 
werden. 

ßß) Ist der Friedhof interdiziert, so können 
die Beerdigungen daselbst nur ohne kirchlichen 
Ritus vorgenommen werden. 

yy) Ist eine bestimmte Kirche (Kapelle) in¬ 
terdiziert, so besteht ein Unterschied zwischen 
Pfarr- und Stiftskirchen. 

Betr. Stiftskirchen gilt hinsichtlich der privaten 
Verrichtung der heiligen Funktionen das gleiche vv ic 
beim lokalen Generalinterdikt, falls das Dekret nicht 
eine andere Kirche für die Feier der Konventualmesse 
Und die Rezitation des Breviers vorschreibt. 

Betr Pfarrkirchen gilt hinsichtlich des Gottesdienstes, 
der Spendung der Sakramente und Sakramentalen das 
gleiche wie beim Generalinterdikt, wenn keine andere 
Kirche durch das Dekret als Ersatz der Pfarrkirche 
bestimmt ist. 
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NB. Die von einem lokalen oder von 
einem über eine Kommunität (Kollegium) 
verhängten Interdikt Betroffenen, die 
veine Schuld an dem die Strafe veran- 
a s s e n de n Delikt haben, können bei rieh- 
1 g e r Disposition die Sakramente emp- 
angen, ohne daß es einer Absolution von 
aerb träfe oder einer andern Satisfaktion 
bedarf. 


§ 187. Die Suspension. 

(can. 2278—2285) 

1. Begriff. Die Suspension (als Zensur) verbie¬ 
tet dem Geistlichen die Ausübung seines Amtes 
oder den Bezug der Einkünfte seines Benefiziunis 
oc er beides zugleich. Amt und Benefiziutn selbst 
werden nicht entzogen. 

1 D t 7 Wirkungen der Suspension sind nicht wie bei 
oer Exkommunikation unzertrennlich, sondern können 
voneinander getrennt werden Demzufolge gibt es 
mehrere Arten und Grade von Suspension. 

2. Arten. Man unterscheidet: 

a) suspensio generalis und specialis; 

Die suspensio generalis bedeutet die Suspension 
von Amt und Benefizium in vollkommener Weise. 

Die suspensio specialis ist entweder auf das Amt 
oder auf die Pfründe beschränkt. 

b) suspensio ab officio und a beneficio. 

u) Die Suspension von dem Offizium verbietet, 
wenn keine Beschränkung hinzugefügt ist, sowohl jede 
Weihe- und Jurisdiktionshandlung als auch jede mit 
dem Amt verbundene Verwaltungstätigkeit, die Ver¬ 
waltung der Güter des eigenen Benefiziunis ausge¬ 
nommen. 

Vielfach ist sie abgestuft. Die hauptsächlich¬ 
sten Abstufungen sind: 

suspensio a iurisdictione, durch die alle Juris¬ 
diktionsakte (die ordentlichen wie die delegierten) im 
äußern wie im Gewissensforum verboten werden; 

suspensio a divinis.(ab ordinibus), durch die jede 
Ausübung der erhaltenen Weihegcwalt verboten wird; 
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suspensio a certo ct defmito ministerio vel officio, 
wodurch nur einzelne bestimmte Handlungen 
Beichthören) verboten werden. . . . . 

ß) Die Suspension vom Benefizium entzieht 
dem Bestraften den Genuß seiner Einkunite. 

Die Bewohnung des Pfründehauses ist damit nicht 
entzogen und die Verwaltung der Benefizialguter nur 
dann, wenn das Dekret oder das Urteil die \ erwaltung 
der Güter sic ausdrücklich entzieht und eine andere 
Person mit der Verwaltung beauftragt. . 

Bezogene Einkünfte hat der Bcnefiziat zu restituieren. 

3. Wirkungen. 

a) Die Wirkungen sind größtenteils schon bet 
der Darstellung der Arten der Suspension aufge¬ 
zeigt worden. Dazu kommt noch Folgendes: 

Bctr. Wahl-, Präsentationsrecht, Er¬ 
langung von Benefizien usw. gelten die Bestim¬ 
mungen für die Exkommunizierten (can. 2205, 
vgl. oben S. 504). 

b) Bctr. der GültigkeitderHandl ungen 
ist Folgendes zu beachten: 

Ist mit der Zensur die Verwaltung der hei¬ 
ligen Sakramente und Sak r am ental.en 
verboten, so gilt für den Fall, daß die Gläubigen 
die Spendung verlangen, das gl CIC 1C " IC 301 c C1 
Exkommunikation (vgl. oben S. 503). 

Wenn die Zensur eine J u r 1 sd 1 k 11 o n sha 11 d- 
1 u n g im äußern oder innern Bereich verbietet 
ist die Handlung (z. B. Absolution in der Beicht) 

erst nach der Fällung des deklaratoii- 

schenoderkondemnato ns c h e n U r teil s 

oder wenn der Obere ausdrücklich die Jurisdik- 
tionsgewalt selbst zurückgezogen hat, ungültig. 
Sonst ist der Akt nur unerlaubt und 
nicht einmal dies, wenn die Gläubigen im Rahmen 
des can. 2261, §'2 darum ersuchen (vgl. oben 

S. 503). 

F'ills eine Kommunität (oder ein Kollegium) a 1 s 
solche suspendiert wird, so verliert sie die Ausübung 
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Zweites Kapitel. Die Vergeltungsstrafen. 

§ 188. Allgemeine Regeln. 

(can. 2286—2290) 

T - Begriff. Die Vergeltungsstrafen sind „jene 
otrafen, die unmittelbar auf die Sühne des Ver¬ 
brechens abzielen, so daß ihre Nachlassung vom 
Aufgeben der Hartnäckigkeit des Verbrechers 
nicht abhängt“; sic findet vielmehr ihr Ende nur 
durch Abbüßung oder Nachlassung. 

2. Rechtsmittel. Gegen Urteile ist Berufung 
(Ubergericht), gegen Befehle Rekurs (CC) zu- 
lassig; es bleibt bei Einlegung dieser Rechtsmittel 
r Strafe (im Gegensatz zu den Zensuren) in 

c nvebe, wenn im Sonderfall nichts anderes im 
Kecht selbst vorgesehen ist. 

3 « Strafaufschub. Der Richter darf, wenn der 
Verbrecher nach einem rechtschaffenen Lebens- 
wandel zum ersten Mal sich vergangen 
hat, die Durchführung der durch konde m nato- 
risches (nicht deklaratorisches) Urteil ver¬ 
hängten ordentlichen Strafe mit der Bedingung 
aufschieben, daß der Bestrafte nach einem neuen, 
innerhalb der nächsten drei Jahre begangenen De¬ 
likt der gleichen oder anderer Art die Strafe für 
beide Verbrechen zu büßen hat. 

Strafaufschub ist nicht zulässig, wenn es sicli uin 
die Strafe der Degradation, Deposition und des Ent¬ 
zugs des Amtes oder der Pfründe handelt, sowie in allen 
andern Fällen, in denen die Notwendigkeit, ein Ärger¬ 
nis gutzumachen, besteht. 
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4. Strafnachlaß (Amnestie) kann durch die zu¬ 
ständige Stelle geschehen (s. oben S. 494 )- 

5. Vollmachten des Beichtvaters. Jeder Beicht¬ 
vater kann in der Beicht hei dringenden gehei¬ 
men Fällen, in denen die Beobachtung der Strafe 
latac sententiae für den Schuldigen Infamie 
oder für die Öffentlichkeit Ärgernis mit sich 
brächte, die Strafe aufschieben; 

er muß aber dem Pönitenten den Rekurs an die 
Pönitentiarie bzw. den bevollmächtigten Bischof 
und den Gehorsam gegen deren W cisungen auf- 
legen. 

Der Rekurs hat brieflich und durch den Beichtvater 
unter Verwendung eines Decknamens zu ges 

Im außerordentlichen Fall, in dem der 
Rekurs (physisch oder moralisch) unmöglich ist, 
kann der Beichtvater die Dispensation von der 
Strafe geben wie bei den Zensuren ( V S • ° )en 
s. 499). 

§ 189. Geistlichen und Laien gemeinsame 

Vergeltungsstrafen. 

(can. 2291—2297) • 

Ein Teil der Vergeltungsstrafen kann alle Gläu¬ 
bigen, ein Teil kann nur die Geistlichen treffen. 

t. Strafarten überhaupt. Von gemeinsamen 
Strafen nennt der CIC die „hauptsächli¬ 
chen“ (zwölf). Dazu geboren u. a.: 

a) das lokale Interdikt, das Interdikt gegen 
eine Kommunität oder ein Kollegium, und das 
Interdikt ab ingressu ecclesiae; 

b) die infam ia iuris: 

c) die Verweigerung des kirchlichen Be¬ 
gräbnisses ; 

d) die Entziehung der Pension oder eines son¬ 
stigen kirchlichen Rechtes oder Privilegs; 
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c) das Verbot, kirchliche g c s e I z I i c h c 
nand 1 u ngen auszuüben; 

0 Geldstrafen (nur für gute Zwecke). 

2. Infamie im besondern. 

a) Die Infamie (Ehrverlust) ist entweder 
infamia iuris, d. i. diejenige, die in den vom 

gemeinen Recht genannten Fällen eintritt 
bzw. verhängt wird, oder 

infamia facti, d. i. diejenige, die sich jemand 
tatsächlich bei rechtschaffenen und ernsten 
Deuten durch eine verbrecherische Tat oder durch 
schlechte Sitten zuzieht. 

, tp ? t as . , Urt * n drüber, ob sie im Einzelfall vorliegt, 

steht dem Ordinarius zu. 

b) Die Wirkungen der infamia iuris sind 
folgende: 

a) sie macht irregulär; 
ß) sie macht u n f ä h i g 

zur Erlangung von kirchlichen Bencfizien, Pen¬ 
sionen, Ämtern und Würden; 

zur Ausübung kirchlicher gesetzlicher Hand¬ 
lungen und 

zur Ausübung eines kirchlichen Rechtes oder 
Dienstes. 

Schon erworbene Rechte gehen als solche nicht 
verloren, wenn ihr Entzug nicht als Strafe bei- 
gefügt ist. 

y) Der Infame ist von der Aus ii b u n g d c r 
heiligen Funktionen fernzu halten. 

c) Die tatsächliche Infamie bewirkt den 
zu verhängenden Ausschluß: 

a) vom Empfang der Weihen; 

ß) vom Empfang von Benefizien und Ämtern» 

7 ) von der Ausübung des heiligen Dienstes und 
der kirchlichen gesetzlichen Handlungen. 
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d) Das Ende findet die infamia iuris nur duich 
die vom Apostolischen Stuhl gewährte 
Dispensation. 

Die tatsächliche Infamie hört auf, wenn 
nach dem Ermessen des Ordinarius bei den icc 1t- 
schaffenen und ernsten Leuten in Anbetracht 
aller Verhältnisse, im besondern angesichts der 
dauernden Besserung, der gute Ruf wieder ge- 
Wonnen ist. 


§ 190 . Die besondern Strafen für den Klerus. 

(can. 2298—2305) 

Die besondern Vergeltungsstrafen für die Geist- 
liehen sind folgende zwölf: 

1. Die Beschränkung der Ausübung des 
heiligen Dienstes auf eine bestimmte Kirche. 

2. Die Suspension auf immer, auf bestimmte 
Zeit oder nach Belieben des Obern. 

3. Die Strafversetzung von einem Amt 
oder Benefizium auf ein geringeres Amt oder De- 
nefizium. 

4. Der Entzug eines mit einem Amt (Beneh- 
zium) verbundenen Rechtes (nicht bloß der 
Ausübung des Rechtes), z. B. I rcdigt, Beiclit- 

hören usw. . . 

5. Die Unfähigkeit zu allen oder einigen 
Würden, Ämtern, Benefizien und andern geist¬ 
lichen Diensten. 

6. Entzug der Pfründe oder des Am¬ 
tes mit oder ohne Pension. 

Hat der Geistliche ein unwiderrufliches Bene¬ 
fizium, so kann cs ihm strafweise nur in den vom Recht 
ausdrücklich bczcichneten Fällen entzogen werden. 

Widerrufliche Benefizien können auch aus an¬ 
dern vernünftigen Gründen entzogen werden. 

Ein Benefizium (Pension), auf das der Geistliche ge¬ 
weiht wurde, darf nicht entzogen werden, wenn nicht 
Ro+vtinM. ilpr katliol. Kirclie 33 
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auf andere Weise für die standesgemäße Lebenshaltung 
des Geistlichen gesorgt ist (Ausnahmen siehe unter 
ii und 12). 

7 - Verbot des Aufenthaltes an einem be¬ 
stimmten Ort oder in einem bestimmten Territo¬ 
rium. 

8. Die Vorschrift des Aufe 111 h a 11 e s an 
einem bestimmten Ort oder in einem bestimmten 
Territorium. 

Die Strafen unter 7 und 8, namentlich die Verwei¬ 
sung in eine Bußanstalt oder in ein Kloster, sollen, be¬ 
sonders wenn es sich um längere Dauer handelt, nur 
in schweren Fällen verhängt werden, die nach dem Er¬ 
messen des Ordinarius eine solche Strafe zur Besse¬ 
rung des Verbrechers oder zur Gutmachung eines 
Ärgernisses erfordern. 

9. Der zeitweise Entzug der geistlichen Tracht. 

10. Der dauernde Entzug der geistlichen 

Tracht. 

Die Strafe unter 9 und 10 bringt während ihrer Dauer 
1 Yr Crbot (ler Aus übung des heiligen Dienstes und 
den Verlust der Privilegien des geistlichen Standes 
mit sich. 

11. Die Absetzung (depositio). 

Sie schließt in sich die Suspension vom A ni t, 
die Unfähigkeit zu jeglichem Amt, jeglicher Würde, 
zu Benefizien, Pensionen und kirchlichen Diensten so¬ 
wie den Verlust der innegehabten Pfründe (Pen¬ 
sion), auch wenn der Geistliche auf diesen Titel ge¬ 
weiht ist, Würden und Dienste. 

Falls der Abgesetzte bedürftig ist, soll der Ordi¬ 
narius ex caritate, so gut es geht, um seinen Unter¬ 
halt besorgt sein. Einen Anspruch auf Unterstützung 
hat der abgesetzte Geistliche nicht.. 

Die sich aus der Weihe ergebenden Verpflichtungen 
(Zölibat, Brevier, geistliche Tracht) bleiben; ebenso die 
Privilegien des geistlichen Standes. 

Die Deposition kann nur in den vom Recht aus¬ 
drücklich vorgesehenen Fällen verhängt werden. 

Wenn der Abgesetzte sich nicht bessert, und beson¬ 
ders wenn er fortfährt, Ärgernis zu geben, kann ihni 
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der Ordinarius nach vergeblicher Mahnung dauernd die 
geistliche Tracht verbieten, womit der Verlust der 
geistlichen Standesrechtc gegeben ist. Die Diebespflicht, 
für seinen Unterhalt zu sorgen, besteht nun ür 
Ordinarius nicht mehr. 

12. Die Degradation. 

Sic schließt in sich die Absetzung, den ^uernden 
Entzug der geistlichen 1 rächt und c' 

Setzung des Geistlichen in den Laienstana. 

Sic kann nur wegen der im Recht ausc ruckl eh ge¬ 
nannten Delikte verhängt werden, oder ''«""“cht bc- 
abgesetzter und mit Entzug der gcist schweres 

strafter Geistlicher ein Jahr hindurch fortfahrt, schweres 

Ärgernis zu geben. , . 

Sic ist ««weder eine aÄÄ 

di? 7 „devrrcr^ r h R Ä — 

vorgesehenen Förmlichkeiten ange\\< . bleiben 

Die Verpflichtungen des geistlichen Standes bleiben 

von der Strafe unberührt. 

Drittes Kapitel. Die Sicherungsstrafen und Bußen. 

§ 191. Die Sicherungsstrafen. 

(can. 2306—2311) 

Zu den Sicherungsstrafen (remedia poenalia) 

gehören: 

die Verwarnung (monitio), 

der Verweis (correptio), 

der Befehl (praeceptum) und 

die Stellung unter Aufsicht (vigilantia). 

, Die Verwarnung. Sie ist am Platze, wenn 

ciiXso «m 

Straftat schweb^oder zufolge^ emer^ angesteUte» 
Untersuchung im dringenden \ et dacht steht, 

solche begangen zu haben. 

1 1 ,i 0 n Ordinarius oder eine von 

ihmbeÄgtfperson (Generalvikar, Dekan, PfarreD. 
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2. Der Verweis. Er ist am Platze, wenn aus 
dem Lebenswandel einer Person ein Ärgernis oder 
eine grobe Störung der Ordnung hervorgeht. 

Zuständig für die (mündliche oder schriftliche) Er¬ 
teilung der Rüge ist der Ordinarius oder die von ihm 
beauftragte Person. 

Verwarnung und Verweis sind entweder geheim 
oder öffentlich. 

Die öffentliche Verwarnung oder Rüge hat vor dem 
Notar oder vor zwei Zeugen oder mittels ein¬ 
geschriebenen Briefes zu geschehen. 

Der öffentliche Verweis ist nur zulässig gegen eine 
eines Deliktes überführte oder geständige Person. 

Eine besondere Art des öffentlichen Verweises ist 
der „gerichtliche Verweis“ (correptio iudicialis). 
Er wird von dem zu Gericht sitzenden Richter oder 
vom Ordinarius vor Aufnahme eines Kriminalprozesses 
erteilt und ist entweder Ersatz der Strafe oder tritt zur 
Strafe verschärfend hinzu (besonders bei Rückfälligen). 

Verwarnung oder Verweis können wiederholt 
erteilt werden. 

Uber geheime Verwarnungen und Verweise ist im 
Geheimarchiv der Behörde ein entsprechendes Doku¬ 
ment zu hinterlegen. 

3. Der Befehl. Er findet Anwendung, wenn er¬ 
teilte Verwarnungen und Verweise fruchtlos blie¬ 
ben oder von ihnen kein Erfolg zu erwarten ist. 

Er besteht darin, daß der Ordinarius jemand 
genau vorschreibt, was er zu tun und zu unter¬ 
lassen hat, und zugleich für den Fall der 
Nichtbefolgung eine Strafe androht. 

4. Die Stellung unter Aufsicht. Sie kommt in 
Betracht bei schweren Fällen und besonders dann, 
wenn der Rückfall eines Verbrechers in dasselbe 
Delikt droht. 

Sie erfolgt durch den Ordinarius und kann auch zur 
Verschärfung einer andern Strafe, besonders bei Rück¬ 
fälligen, Anwendung finden. 

Sie stellt ein Seitenstück zu der im weltlichen Straf¬ 
recht vorgesehenen Polizeiaufsicht dar. 
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§ 192. Die Bußen. 

(can. 2312—2313) 

1. Die Bußen — cs handelt sich um die a u ß c r- 
h a 1 b des B u ß Sakraments — verfolgen den 
Zweck, den Delinquenten vor der eigentlichen Be¬ 
strafung zu schützen oder die Lossprechung von 
der zugezogenen Strafe oder deren Nachlassung 

zu erhalten. „, x .. . •_ 

Sic können geheim oder öffentlich se . 

Bei geheimen Delikten oder Übertretungen darf 
die Buße nie öffentlich sein. 

- Die Bußen sind sowohl nach der Größe der 

Delikte als auch nach der größeren oder gennge^ 

Bußgesinnung, der persönlichen VcrhaKnisse so 
wie nach den besondern Umstanden t es 
bemessen. . . 

3. Die hauptsächlichsten Bußarten sind 

folgende: 

die Verrichtung bestimmter Gebete; 

Wallfahrt oder andere fromme Werke, 
besonderes Fasten; 

Almosen zu frommen Zwecken; 
geistliche Übungen für mehrere Tage m 
frommen Haus oder Kloster. 

De, Bußen kann der Ordinarius die Sicherung- 
Strafen der Verwarnung oder des Verweises 
zufügen. 

Dritter Teil. Die einzelnen Delikte 
und deren Bestrafung. 

Der CIC gliedert die neun Abschnitte (can. 2314 
bis 2414) über die einzelnen Delikte und deren 
Bestrafung nicht nach der Strafart sondern wie 
das deutsche StGB) nach den durch die Delikte 
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verletzten Rechtsgütern (Delikte gegen den Glau¬ 
ben, gegen die Religion usw.) *. 

§ 193. Die Delikte gegen den Glauben und 
die Einheit der Kirche. 

(can. 2314—2319) 

1. Apostasie, Häresie und Schisma. Diese kom¬ 
men hier in erster Linie in Betracht. 

Die Apostasie ist der völlige Abfall eines Ge¬ 
tauften vom christlichen Glauben. 

Die Häresie liegt vor, wenn jemand nach der 
raufe zwar nicht vom Christentum abfallt, aber hart¬ 
näckig eine von den geoffenbarten und von der Kirche 
vorgelegten (fide divina et catholica zu glaubenden) 
Wahrheiten leugnet oder bezweifelt. 

Das Schisma ist dann gegeben, wenn jemand die 
Unterordnung unter den Papst oder die Gemeinschaft 
mit den ihm unterstellten Gliedern der Kirche (Bi¬ 
schöfe) grundsätzlich ablehnt (vgl. can. 1325, § 2). * 

Die Strafen sind : 

a) Die Exkommunikation 1 a t a e sen- 
t e n t i a e. 

b) Nach vergeblicher Verwarnung sind die Ver¬ 
brecher ferner folgendermaßen zu bestrafen: 

mit Entziehung des Benefiziums, der Würden, 
Pension, des Amtes und etwaiger anderer Dienste, 

für infam zu erklären, 

abzusetzen, falls cs sich um Geistliche handelt, 
die nach erneuter Verwarnung sich nicht bessern. 

c) Der Beitritt zu einer aka t hol i sch cn 
Sekte oder das öffentliche Bekenntnis 
zu einer solchen macht ipso facto in¬ 
fam. 


1 Um auch die wichtigsten Strafen im Text hervor¬ 
zuheben, sind alle reservierten Strafen gesperrt ge¬ 
druckt. Außerdem ist im § 202 eine Zusammenstellung 
derselben gegeben. 
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Zu den akatholischen Sekten gehören auch die athe¬ 
istischen Sekten (Gottlosenbunde usw.). 

Verfehlen sich Geistliche in dieser 
so verlieren sie ipso facto >l ire 1 " „ 

188, Nr. 4) und sind nach fruchtloser Verwarnung 

"Ätion von der Exk = ikaUon 

in foro conscientiae ist dem Apostolischen 
Stuhl (Pönitcntiarie) special 1 modo 

'Tst aber das Delikt irgendwie vor das forum 

extern um des Ortsordinarius ge'om 

zeige, Gerücht, Geständnis), so is Abso- 

ralvikar nur mit besonderem / u ia^ Schul- 
lution in foro externo kompeten , w ei 
dicc vor dem Ordinarius (Delegat) und minae 
Ss zwei Zeugen den Irrtum abgesclmor^n hat 

(vgl. Pontificale Romanuni III r haereticum). 
andum apostatam, schismaticum \ * . 

Der ,0 

Beichtvater in der ücicu 

1 °n4 c dU 5^/wÄ'tBaf & 

Apostasie, Häresie “". d o,ae. Es ist nicht 

mehferfoS ab'die geheime Absehtvöruns vor dem 

Bischöfe Dentschiands haben die Be, eh,, 
väter delegiert. . ; c( . 

wer freiwillig und b nivinis verbotene Ge- 

sirÄS-"-“ 
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die vorsätzliche Überlassung der Kinder zur Taufe 
durch einen akatholischen Geistlichen; 

die Überlassung der Kinder und Mündel zur Er¬ 
ziehung und Unterrichtung in einer akatholischen Reli¬ 
gion (can. 2319, § 2); 

die Entehrung geweihter Hostien (can. 2320); 

die Appellation von päpstlichen Gesetzen, Dekreten 
und Befehlen an ein allgemeines Konzil (can. 2332); 

das Verharren in der Zensur der Exkommunikation 
ein Jahr lang (can. 2340, §1); 

die simonistische Spendung und der simonistische 
Empfang von Weihen und andern Sakramenten (can. 
237 i). 

Die Häresieverdächtigen sind als solche noch 
nicht strafbar; sie werden es erst, wenn sie trotz 
Verwarnung den Grund des Verdachtes nicht aus¬ 
räumen. 

Folgende Strafen sind zu verhängen: 

a) Verbot der kirchlichen gesetzlichen Hand¬ 
lungen 1 ; dazu 

b) Suspension der Geistlichen a divinis nach er¬ 
neuter Verwarnung; 

c) Geistliche und Laien gelten als Häretiker und 
unterliegen deren Strafen, wenn sie sich innerhalb 
sechs Monaten nach Verhängung der Strafe nicht 
bessern. 

3. Andere Delikte. Der Apostasie, Häresie und 
dem Schisma nahestehende Delikte, die den Glau¬ 
ben gefährden oder die Häresie unterstützen, sind: 

a) Die hartnäckige (um die Unkirchlichkeit 
wissende) Lehre oder Verteidigung der vom 
Apostolischen Stuhl oder einem allgemeinen Kon¬ 
zil verworfenen, aber formell nicht als häretisch 
bezeichnetcn Sätze. 

Als Strafe ist vorgesehen: 

Ausschluß vom Predigtamt, vom Beichthören 
und jeglichem Lehrdienst (außer den etwa in der 


1 Über diesen Begriff vgl. oben S. 503. 
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Verwerfungssentenz festgesetzten und den vom 
Bischof zur Gutmachung des Ärgernisses — nach 
einer Verwarnung — etwa für notwendig befun¬ 
denen sonstigen Strafen). 

b) Die öffentliche Herausgabe von 
Büchern (libri, nicht Broschüren, Zeitungen, 
Flugblätter, Manuskripte) der A p o s t a t e n, 
Häretiker und Schismatiker, die den Irr¬ 
tum nicht bloß darlegcn oder gelegentlich ent¬ 
halten. sondern bewußt und systematisch die Apo- 
stasie usw. verteidigen. 

Das Delikt begehen nicht die Setzer, Korrektoren 
oder Drucker, sondern die Verleger (editores). 

c) Die V e r t e i d i g u n g der unter b) genannten 
Und sonstiger durch ,,Apostolische Bi le c natnen 
lieh verbotener Bücher. 

Zu den durch ..Apostolische Briefe“ namentlich jer- 

botenen Büchern gehören die durc verbotenen 

zium oder die frühere Indexkongregation verbotenen 

Bücher als solche nicht. 

d) Die vorsätzliche* Lesung oder p ~ ? 
beWährung der unter c) genannten Buche 

ohne Erlaubnis. . , . 

Die Strafe für die Delikte unter b) bis d): 

die d e m A p o s t o 1 i s c h e n S t u h 1 s p eciali 

niodo reservierte Exkommunikation 
latae sententiae. 

e) Die Verfasser und Herausgeber, die 

ohne Erlaubnis des Ordinarius die Bü cher d er 

^Wätzlich" wird hier und im Folgenden der 
KürzeWegen nur der qualifizierte dolus bezeichnet, 

ISCS bei dem S de Minderung der Zureche». 

barkeit aufseiten des Intellekts oder des W.Uens^ai* 

Benommen die ignorantia « „Lp,.»;™ entschuldigt 

Poenae, von der Strafe latae sententiae entschuldigt 

(can. 2229, § 1 und 2). 
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Heiligen Schrift oder Anmerkungen und 
Kommentare dazu drucken lassen. 

Strafe: die niemand reservierte Exkommuni¬ 
kation latae sententiae. 

0 Die T rauung v or de m a k a l h o 1 i s c h e n 
Geistlichen. 

Die Verweisung des CIC in can. 2319, § 1 auf den 
can. 1063, § 1 wird von einigen Kanonisten so auf- 
gefaßt, daß die Exkommunikation nur die Katholiken 
trifft, die sich neben der katholischenTrauuiiß 
noch von einem akatholischen Geistlichen trauen lassen 
(Doppeltrauung). Indes spricht die Praxis des Hei¬ 
ligen Stuhles dagegen. In den Quinquennalfakultätcn 
ist z. B. hinsichtlich der Dispensation von den Hinder¬ 
nissen mixtae religionis und disparitatis cultus der Fall 
vorgesehen, daß die Nupturienten im Konkubinat leben, 
weil sie nur von einem akatholischen Geistlichen getraut 
worden sind. Dort ist ausdrücklich auf die Notwendig¬ 
keit der Absolution von der durch diese Trauung zu- 
gezogenen Exkommunikation hingewiesen. (S. Beilage 
facultates additionales SCS. Officii Nr. 1.) 

Gegen diese Auslegung des can. 2319, § 1 spricht 
nicht can. 2319, § 2, der die im § 1, Nr. 1 Genannten, 
d. h. die von dem akatholischen Geistlichen Getrauten, 
nur scheinbar vom Verdacht der Häresie ausschlicßt* 
Sie sind eben sowieso durch ihre communicatio in 
divinis cum haereticis häresieverdächtig (can. 2316). 

Die Strafe tritt auch ein, wenn die Nupturienten ge-’ 
mäß can 1063, § 2 noch vom katholischen Pfarrer ge¬ 
traut werden. Das Recht gestattet ja nicht den Braut¬ 
leuten, sich akatholisch trauen zu lassen, sondern dem 
Pfarrer, der Ehe zu assistieren. Die akatholischc 
Trauung bleibt eine ,,violatio legis“ (can. 1063, § 2) und 
demzufolge strafbar. 

g) Die V ereinbarungeines Katholiken 
beim Eheabschluß, alle oder einen Teil der 
Kinder außerhalb der katholischen 
Kirche erziehen zu lassen, 

die vorsätzliche Überlassung der Kinder 
zur Taufe durch den akatholischen Geistlichen, 
sowie 
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die bewußte Überlassung der Kinder ( Mu " d ®^ 
zur Erziehung und Unterric 1 11 S 
einer akatholischen Religion. 

Strafe für die Vergehen unter f) und g): 
die dem Ordinarius reservier e - 
k o ni m u 11 i 1 < a t i o 11 latae s e n c ti 

trifft nur die Katholiken. 

§ 194 . Die Delikte gegen die Religion. 

(can 2320—2329) 

1 . Delikte gegen das Allerheiligste. Dah,n 

Za “ e D,c V e r« n X 

luröckbehaltung derselbe, schlechten Zwecken 

Strafe: die den, A p o s t o I, s >c:t en ( S t » h 1 

s p e c i a I i s s i ,„ o modo 1 c Ä , a c 

k ^"n^^D^hh -fe-rdheh- 

•^tr^s^rirÄemab. 

zu setzen. f . , .u r hoi- 

,. b > Unerlaubte Ze ^ a Hge Zelebration 
ligcn Messe, d. t. C|1C alle emeine Recht 

(WeihnTclite^, 0 'Allerseelen) oder eine besondere 

M i H c r‘n a n c S h?'a n.' Das Delikt seUt qualifiaier- 

Mratc. vic 1 , Feier der heiligen 

auf bestimmte Zeit von ciei 

DfeSrn-He^ng der Zelebration der bei- 
ligen Messe oder 




524 Fünftes Buch. Das Strafrecht. 

Abnahme der sakramentalen Beicht 
durch Nichtpriester. 

Strafe: die dem Apostolischen Stuhl 
s p e c i a 1 i modo reservierte Exkommuni¬ 
kation. 

Handelt es sich um einen Laien, so ist ihm außer¬ 
dem die etwaige Pension oder sein kirchlicher Dienst 
zu entziehen und je nach dem Falle noch eine andere 
Strafe aufzulegcn. 

Handelt es sich um einen Geistlichen (Sub¬ 
diakon, Diakon usw.), so ist er abzusetzen. 

d) Die Anmaßung anderer priester lieh er 
Funktionen. 

Strafe: Der Ordinarius hat den Delinquenten 
in angemessener Weise zu bestrafen. 

2. Gotteslästerung (Blasphemie). Sie kann durch 
Wort, Schrift und Handlungen begangen werden. 
Da sie in der \\ irk 1 ichkeit sehr verschieden ist, 
überläßt der CIC die Art der Strafe dem Ermessen 
des Ordinarius. 

Geistliche sind strenger zu bestrafen als Laien. 

3. Meineid (Periurium). Der CIC handelt hier 
nur von dem „außergerichtlichen Meineid“, d. h. 
vor allem von den Verbrechen, die bei Ablegung 
des vom kanonischen Recht bei Übernahme ver¬ 
schiedener kirchlicher Ämter vorgeschriebenen 
Eides oder gegen diesen Eid begangen werden. 

Zum kirchlichen „außergerichtlichen Meineid“ ge¬ 
hört auch der vor dem weltlichen Gericht geleistete 
Meineid. 

Auf den gerichtlichen Meineid bezieht sich 
can. 1743, § 1. Wenn eine vereidigte Partei vor Ge¬ 
richt wissentlich die Unwahrheit gesagt hat, so ist vom 
Richter über Laien das persönliche Interdikt, über 
Geistliche die Suspension zu verhängen. 

Das gleiche gilt von den Zeugen (can. 1755, § 3). 

Strittig ist, ob nur der mit Wissen und Willen be¬ 
gangene Meineid oder auch der aus Fahrlässigkeit be¬ 
gangene Falscheid strafbar ist Da nach dem früheren 
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Recht nur der wissentliche Meineid strafbar war kann 
man auf Grund des can. 6, Nr. 4 an der Straffreiheit 
des fahrlässigen Falscheides festhaltcn. Wahr- 

Unter Meineid fällt sowohl die 
heit wie der Bruch eines eidlichen \ c l 

Strafe: Die Bestrafung ist in ihrer Art dem 
Ordinär ins überlassen. Geistliche sind stien^cr a s 
Laien zu behandeln. _ 

4. Der Mißbrauch mit Meßstipendien. a/u 
rrehort * • 

der Stipendienhandel, wenn für die Zclebration 
Waren geschäftsmäßig gegeben werden, 

nomm^ten Cr ZaW U von^Sti^n^^n ‘(tot missae quot 

■'EtScaUon eines Tciis de^P— 
bei Weitergeben der Intentionen (ohne die 
kannten Ausnahmen, vgl. oben • 1 [ 77 h 

Strafe: Die Delikte sied vom Ordmanus nach 
der Schwere des 1*alles zu ahncen. 

Dabei ist eventuelli bei Geis^ J er £ 
bd^Latn ^rixko^ntunikation nicht aus- 
geschlossen. 

5. Die übrigen Delikte sind. .. 

a \ Der Aberglaube und das Sa kn l g- 
kl sind vom Ordinarius nach Maßf-abe der 
Schwere des Falles zu bestrafen. 

Auf einigen Verfehlungen dieser rt s c GeistHche 

(can. 2358, 2359). her Reliquien, 

b) Herstellung falsch oder 

ihr wissentlicher Verba , Vpr ehrune 

Ausstellung zur öffentlichen Verehtung. 

Stofe-die dem Ordinarius reservierte 

nikationlataesententtae. 
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c) Der Ablaßhandel. 

Stiafc: die dem Apostolischen St u h 1 
einfach reservierte Exkom niuni k a- 
tion. 

^1) Die Leichen- und Grahschän d u n g. 

Strafe: die infamia iuris ipso facto. Der Vcr- 
b rech er ist noch mit persönlichem Interdikt, der 
Geistliche außerdem mit Absetzung zu bestrafen. 

e) Die Verletzung einer Kirche 
(1* riedhof). 

Strafe: Das Delikt ist vom Ordinarius mit dein 
Interdikt ab ingressu ecclesiae und mit andern an¬ 
gemessenen Strafen zu ahnden. 

§ 195. Vergehen gegen kirchliche Behörden, 
Personen und Sachen. 

(can. 2330—2349) 

I. Delikte gegen die Behörden . 

1. Papstwahl. Bei der Papstwahl können ver¬ 
schiedene Delikte begangen werden: Simonie, 
Verhandlungen über die Wahl bei Lebzeiten des 
Papstes ohne dessen Wissen, die Einlegung des 
Vetos, Verletzung des Wahlgeheimnisses usw. 
(vgl. die Konstitution Pius’ X. „Vacante Sede 
Apostolica“ vom 25. 12. 1904). 

Strafe: die dem Papst persönlich (nicht dem 
Apostolischen Stuhl oder der Pönitentiarie) 
reservierte Exkommunikation 1 a t a e 
sen teilt iae, d. h. der Papst allein kann davon 
absolvieren; niemand anders, nicht einmal • der 
Großpönitentiar hat, von der Todesgefahr abge¬ 
sehen, diese Vollmacht (vgl. Vacante Sede Nr. 51). 

Einige Vergehen sind nicht mit dieser, sondern mit 
andern Strafen belegt. 

2. Gehorsamsverweigerung. Das Delikt liegt 
vor, wenn jemand hartnäckig einem recht- 
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mäßigen Befehl (Verbot) des Papstes oder 
d e s c i g c n e 11 Ordinarius nicht gehorcht. 

Die Strafe richtet sich nach der Schwere c er 
Schuld (auch Zensuren). 

3. Verschwörung und Aufwiegelung. ^mi 

mehrere Personen gegen die Autorität des p 
stes, seines Legaten oder des eigenen c , 

od G ; deren rechtmäßige Befehle konspirieren oder 
•hrc Untergebenen zum Ungehorsam a 

so sind sie mit Zensuren und ancern 
belegen. 

.Sind die Verbrecher 

die Würden, Bcncfizien und an • Stimmrecht 

Ordensleuten wird das aktive und passive M.mi 

und das Amt entzogen. 

4. Berufung an ein allgemeines Konzil von Ge¬ 
setzen, Dekreten oder Befehlen des e e ‘ 

V- "«■<* Käre^ie verdac .,,g und ha, d,, 

dem Apostolischen Stuhl spec,. 

reservierte Exkommunikation latac 

sen tentiae zur Folge. 

Geht die Appellation von «norahschcn i ^ s ° r 'F ercn sic 

versitäten, Kapiteln, Kolleg ) '■ » c j a 1 i modo 

das dem Apostolischen St«>'l speC 
reservierte Interdik . 

5. Ausübung des P 13 «*- ^ a e s ^Apostolischen 

bezweckt bekanntlich, E * Vef- 

Stuhles (Legaten) zu «rtand«™ Verbieten, be- 

offcntlichiingoderDmchf I | hr des Heiligen 
hindert also den treten riänhiVen 

Stuhles mit den Bischöfen und Glau g . 

Wer die weltliche “ fi nde , 

zet in der angegebenen W kirch ii c l ien Er- 

oder wer die Personen (Ver- 

lasse gerichtet smd od Ve “ hinder der Ans- 
lübnn!g d der EHa-e an Leib nnd Leben, Ehre 
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oder Vermögen verletzt oder einsclniclitert, macht 
sich eines Deliktes schuldig. 

Strafe: die dem ApostolischenStuhlspe- 
ciah modo reservierte Exkommunika- 
tion latae sententiae. 

Das Plazet besteht in Deutschland nicht mehr. 

0 . Verletzung der kirchlichen Freiheit findet auf 
doppelte Weise statt: 

a) durch Erlaß von Gesetzen, Verordnungen 
und Verfügungen gegen Freiheit oder Rechte der 
Kirche (Unterbindung des freien Verkehrs der 
Gläubigen mit dem Apostolischen Stuhl, des freien 
ei mogenserwerbs, der freien Vermögensverwal¬ 
tung, der Ordenstätigkeit usw.). 

fallGn das Staa tsobcrhaupt, die Minister, 
Abgeordneten usw. 


b) Durch Verhinderung der Ausübung der 
'irchlichen Jurisdiktion im Gewissens- und Rechts¬ 
bereich vermittels der Anrufung der weltlichen 
Macht (Staatsoberhaupt, Gerichtshof, Verwal¬ 
tungsbehörde usw.), sog. recursus ab abusu- 
Strafe: in beiden Fällen die dem Apostoli- 
sc i en Stuhl speciali modo reservierte 
Exkommunikation latae sententiae. 


Haben Geistliche die weltliche Macht zur Ver¬ 
hinderung der Ausübung der Jurisdiktion mit Erfolg 
angerufen oder zu einem Gesetz usw. gegen die kirch¬ 
liche Freiheit mitgewirkt, so sind sic außerdem zu sus¬ 
pendieren oder des Benefiziums, Amtes, der Würde, 
1 ension oder des kirchlichen Dienstes zu entheben. 

Die Strafe setzt den Erfolg voraus. Es kann aber die 
erfolglose Tat als Versuch gemäß can. 2235 bestraft 
werden (AK 25. 7. 1926). 


7. Mitgliedschaft bei der Loge. Die Zugehörig¬ 
keit zur Freimaurergesellschaft und ähnlichen 
Vereinigungen, die gegen die Kirche oder die 
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rechtmäßige bürgerliche Macht schüren, ist streng 
verboten. 

Strafe: die dem Apostolischen Stuhl 
einfach reservierte Exkommunikation 
latae sententiae. 

Handelt es sich um geistliche Mitglieder 
solcher Gesellschaften, so sind sie außerdem so zu be¬ 
strafen, wie unter Nr. 6 angegeben ferner sind sie dem 
Heiligen Offizium anzuzeigen. 

8. Pfarrer. Pfarrer, die zur Verhinderung der 
Ausübung der kirchlichen Jurisdiktion (\ ei- 
setzung, Absetzung usw.) es wagen, das ^ olk auf- 
zuwiegeI11 (durch öffentliche Sammlung von n 
terschriftcn, Reden, Flugblätter usw.), sind nach 
der Schwere der Schuld (Suspension nicht aus¬ 
geschlossen) vom Ordinarius zu bestrafen. 

8a. Priester. Priester, die die Menge aufwiegeln, 
um den rechtmäßig ernannten Pfarrer oder 1 farr- 
verwescr an seinem Amtsantritt zu nn ern, sine 
wie unter Nr. 8 angegeben zu bestrafen. 

9. Mißachtung der Zensuren. Dahin zahlen meh- 
rere Fälle: 

a) Die vorsätzliche Absolution von einer dem 
Apostolischen Stuhl speciali oder speciahssimo 
modo reservierten Exkommunikation latae senten¬ 
tiae ohne die erforderliche Vollmacht. 

Strafe: die dem Apostolischen Stuhl 
einfach reservierte Exkommunikation 
latae sententiae. 

b) Die Begünstigung des excommumcatus vi- 

tandus in seinem Verbrechen (nach der Exkom¬ 
munikation). c- ^ 1 1 

Strafe: die dem Apostolischen Stuhl 

einfach reservierte Exkommunikation 
latae sententiae. 

Retzbach, Recht der kathol Kirche 
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c) Der gottesdienstliche Verkehr der 
Geistlichen mit dem vitandus und seine Zulassung 
zum Gottesdienst. Verkehr und Zulassung muß 
wissentlich und freiwillig geschehen sein. 

Strafe: wie bei b). 

d) Die wissentliche Feier des Gottesdienstes 
or ei dessen Veranlassung an intcrdizierten Orten. 

Strafe: Interdikt ab ingressu ecclesiae bis zur 
Genugtuung. 

e) Die wissentliche Zulassung von zensurierten 
(exkommunizierten, intcrdizierten und suspen- 
f lerten) Geistlichen zu den ihnen verbotenen 
Gottesdiensten (nach der Fällung des deklaratori¬ 
schen oder kondemnatorischen Urteils). 

Strafe: wie bei d). 

f) Die vorsätzliche Anordnung oder Er- 
zwingung der nach can. 1240, § i, verbotenen 
kirchlichen Beerdigung. 

Strafe: die niemand reservierte Ex¬ 
kommunikation 1 a t a e sententiae. 

g) Die freiwillige Gewährung des kirch- 
liehen verbotenen Begräbnisses. 

Strafe: das dem Ordinarius reservierte Inter¬ 
dikt ab ingressu ecclesiae. 

h) Das trotzige Verharren in der Zensur der 
Exkommunikation über ein ganzes Talir. 

Strafe: Häresieverdacht. 

i) Das Verharren eines Geistlichen in der Zen¬ 
sur -der Suspension über ein halbes Jahr (nicht 
bei der Suspension als Vindikativstrafe). 

Strafe: Der Geistliche ist zunächst ernstlich zu 
verwarnen; bessert er sich nicht innerhalb eines 
Monats, so sind ihm Benefizium und sonstige 
Ämter zu entziehen. 
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II. Delikte gegen kirchliche Personen. 

1. Verletzung des Privilegium fori, d. i. die \ei- 
botene Belangung von Geistlichen vor dem welt¬ 
lichen Gericht. 

Die Strafe ist nach dem Rang der Geistlichen 
abgestuft. 

Handelt cs sich z. B. um einen Kardinal, Legate n 
des Apostolischen Stuhles oder den eigenen V r a 1- 
narius, so tritt ipso facto die dem Aposto¬ 
lischen Stuhl speciali modo reser\icrte 
Exkommunikation ein. . lirll 

Handelt cs sich um einen andern Bischof (auch 
Titularbischof, Äbte und Prälaten nullius) oder einen 
Gencralobern der Orden iuris pontificn, so • . 

Strafe in der dem Apostolischen ^ 

fach reservierten Exkommuni ' «1 

sententiae. _ rrv/ctlirhr 

Handelt cs sich um andere Personen (Gostlicl , 

Ordensleute), so ist die Strafe: 

für den (ohne Erlaubnis des Ordinarius loc») oe^ 

langenden Geistlichen die dem s e n t c n t i a e 
reservierte Suspension latac 

V °für ^en' gelangenden Laion dl; vom 0-«.,. 
nach der Schwere des Falles zu verhängende btraie. 

2. Verletzung des Privilegium canonis, d. 1. Ge¬ 

walttätigkeit gegen Geistliche (qm violentes ma¬ 
nu s inieccrit), wodurch Leih und Le ten, . 1 

und Würde einer geistlichen 1 ersoii ( eis 1 , 

Ordensleute) verletzt werden. Verbalinjurien sin 

nicht inbegriffen. _ . ... ,, 

Die Strafe ist nach dem Rang der Geistlichkeit 

abgestuft. 

a) Bei Gewalttätigkeiten gegen den P a p s^ die dem 

i er“ Ix kö mm A?* • <J ° » ,J*‘„Vc ^ 

tentiae. Der Verbrecher ist exco mm u n ic a tu s 
vitandus und ipso iure infam. 

Ist er Geistlicher, so ist er zu degradieren. 

b) Bei Gewalttätigkeiten gegen einen kardina 
und päpstlichen Legaten: die dem Aposto- 
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p * t h c 11 S 11 ! J ’ 1 s p c c i a I i modo rescrvi e r t c 

VcrWh mUnlkation '»'»« scntcntiac. Der 
Verbrecher ist ipso iure infam. 

kirchlicb^Ifrv ^ mter ’. ^ ürden, Pensionen und alle 
Kirchlichem Dienste sind ihm zu nehmen. 

F rz hU ?t' V f t,a i lgkC n n «egen einen Patriarchc n, 
lischen g°/ u, der Bi «hof: die dem Aposto- 
'ischen Stuhl speciali modo reservierte 

df °p ln V U " ’ k at V 0 " 1 a * a e sentc n t' i a e. 

I i c h e L Ge 'w^ttatigkeiten gegen andere Geist- 
schaftfar M " glleder religiöser Genossen- 
Ordinn " ^ Manncr od . er Frauen): die dem eigenen 

I ~ t ri us reservierte Exkommunikation 

andere vom nV'** U " d je nach der La ^‘ d ^ Falles 

n Ordinarius zu verhängende Strafen. 
j_P* e ^ utorcn sind nicht darüber einig ob die Strafe 

"srrrir ,d r«*• 

schon dio rZ, ) Vortl , a ' ,t dcs CIC spricht dafür, daß 
Schlä d pi Fahrlässigkeit genügt, wenn z. B. bei einer 
hafter Fihrl^* 1 ^ ? 1 ! le -’^^sicJit, aber mit schwer sünd- 
wird Fahrlässigkeit auch ein Geistlicher geschlagen 


3 - Beleidigung hoher Persönlichkeiten, Die Be¬ 
leidigung 

des Papstes, der Kardinale, der päpstlichen Le¬ 
gaten, 1 

der römischen Kongregationen, der Gerichts¬ 
höfe des Apostolischen Stuhles und ihrer höheren 
Beamten und 

des eigenen Ordinarius 

in öffentlichen Blättern. Reden, Broschüren 
oder durch Erregung von Hetzereien und Haß 

gegen ihre Maßnahmen, Erlasse. Entscheidungen 
und Urteile. 

Das Delikt ist ex officio vom Ordinarius zu 
verfolgen. 

Die Strafe ist ferendae sententiae und nach der 
Lage des Falles zu bemessen. Die Verhängung 
ton Zensuren ist nicht ausgeschlossen. 
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4. Die Verletzung der Klausur der Ordensleute. 
In dreifacher Weise kann liier ein Delikt vor¬ 
liegen : 

a) Das unberechtigte Eindringen von Leuten 
jedes Geschlechtes oder Standes in die Klausur¬ 
räum c eines Nonnenklosters sowie die unbe¬ 
rechtigte Einführung oder Zulassung solclict 
Personen. 

Strafe: die dem Apostolischen Stuhl 

einfach reservierte Exkommunikation 
I a t a e sententiae. 

Geistliche sind außerdem vom Ordinarius auf 
bestimmte Zeit zu suspendieren. 

b) Der Eintritt von Mädchen und Frauen 
und die Einführung oder Zulassung solcher in die 
Klausurräume eines Männerklosters. 

Strafe: die dem Apostolischen Stuhl 

einfach reservierte Exkoinmunikatio 11 

latac sententiae. 

Führen Ordensleute Mädchen und Frauen ein 
oder lassen sic solche zu, so sind sic ihres / m es 
zu entheben, und das aktive und passive Stimm¬ 
recht ist ihnen zu entziehen. 

c) Das unrechtmäßige Verlassen der Klausur 
durch N o n 11 e n. 

Strafe: die dem Apostolischen Stuhl 

einfach reservierte Exkommunikation 
latac sententiae. 

III. Delikte gegen kirchliche Sachen. 

1. Verletzung von kirchlichen Gütern und Rech- 
ten. Sie geschieht: 

ä) Durch die Anmaßung (usurpantes) und die 
Innehabung (detinentes) von Gütern und Rechten 
der ganzen Kirche (Ecclesia Romana). 
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Strafe: die dem Apostolischen Stuhl 
s p e c i a 1 i modo reservierte Exkommu¬ 
nikation 1 a t a c sententiae. 

Geistliche sind außerdem mit Entzug der Wür¬ 
den, Benefizien, Ämter und Pensionen zu be¬ 
strafen und zu deren Erlangung für inhabil zu 
erklären. 

b) durch vorsätzliche Anmaßung von Kirchen* 
gut jeglicher Art, verbunden mit Verwendung zu 
eigenem Nutzen (Säkularisation) oder 

. c ^ urc b vorsätzliche Verhinderung des Berech¬ 
tigten am Früchtegenuß (Gehaltssperre). 

Anmaßung (usurpare) bedeutet nicht jede wider¬ 
rechtliche Aneignung, sondern nur die Aneignung unter 
Berufung oder unter dem Vorwand eines Rechtstitels, 
z. B. wenn der Staat die Verwaltung kirchlicher Stif- 
ungen an sich reißt, weil dazu nicht die Kirche, son¬ 
dern er zuständig sei. Diebstahl und Raub usw. sind 
keine usurpatio; sic sind Sakrilegicn mit besonderer 
Strafe (vgl. § i 94 ). 

Strafe: die dem Apostolischen Stuhl 
reservierte Exkommunikation. 

Voraussetzung der Absolution ist die volle 
Restitution bzw. Beseitigung der Verhinderung- 

Hat der Patron das Delikt begangen, so verliert er 
außerdem eo ipso das Patronatsrecht. 

Begeht ein Geistlicher das Delikt oder stimmt 
er zu, so sind ihm die Benefizien zu entziehen, er ist 
für die Erlangung anderer für unfähig zu erklären und 
wach dem Ermessen des Ordinarius von der Ausübung 
seines Ordo, selbst nach erfolgter Genugtuung und 
Absolution, zu suspendieren. 

Die Konzilskongregation bzw. die Pönitentiaric kann 
die Zurückerstattung erlassen und hat cs wiederholt 
getan (Konkordate). 

c) Durch Zurückbehaltung eines Legates 
oder einer Schenkung zu frommen 
Zwecke n. 
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Der Ordinarius soll den nachlässigen Empfänger 
zur Erfüllung der Pflicht, gegebenenfalls duich 
eine Zensur, zwingen. 

d) Durch Verweigerung der rechtmäßigen Ge¬ 
bühren an den Pfarrer, der Stolgebühren us\v. 

Die Strafe ist dem klugen Ermessen des Ordi¬ 


narius anheimgcstellt. 

2. Die widerrechtliche Veräußerung von Kir¬ 
chengut. Das Delikt wird sowohl von demjenigen 
begangen, der bewußt im Gegensatz zu den kano- 
nonischen Vorschriften Kirchengut verau ei 
(d. h. verkauft, verschenkt oder vertauscht 
wahrscheinlich auch Verpachten, ernne,5 n ’ . 
lasten) als auch von demjenigen, der die Zustim¬ 
mung dazu gegen die Vorschriften gi • 


abgestuft. 

Übersteigt der Wert nicht 1000 frs.‘, so soll der zu¬ 
stande Obere eine passende Strafe verhangen. 

Liegt der Wert zwischen 1000 und 30000 frs., so ist. 
dem Patron das Patronatsrecht 

h V ' V”! 'a . ?h „VabVn Doppelt. 

zu entrichten; haben sic kein Amt, so suul sie am 
stimmte Zeit vom Ordinarius zu ^ P* Schul- 

Übersteigt der Wert 30 ««^Ä.^feht ein- 

digen, wenn die genannten Strafen noch die 

geholt wurde, neben den g Exkomm unikation 

niemand reservicru 

Das gleiche gilt ^ei Veräußerung von res pretiosae. 
Schufdige sitfd eventuell Geber, Empfänger und Zu- 

■«Ä.« 

ungültig sind und der Erwemer 

geben hat. _______ 

’ * Der W^T b ein ißt sich nach der }£> In ’ 
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§ 196. Die Delikte gegen Leben, Freiheit, Eigentum, 
guten Namen und gute Sitten. 

(can. 2350—2359) 

I. Verbrechen gegen das Leben. 

1. Abtreibung (procuratio abortus). Die an¬ 
gestrebte und wirklich erfolgte Abtreibung der 
lebenden, außerhalb des Mutterschoßes noch nicht 
lebensfähigen menschlichen Leibesfrucht ist ein 
sehr schweres Delikt, mag sie von der Mutter, 
dem Arzt, der Hebamme oder sonst jemand her¬ 
beigeführt sein. 

Der bloße oder der vereitelte Versuch ist kein 
Delikt. 

Strafe: die dem Ordinarius reservierte 
Exkommunikation 1 a t a e sententiae. 

Für Geistliche außerdem noch die Absetzung- 

2. Selbstmord. Der Selbstmord ist ein Delikt, 
wenn er mit Überlegung ausgeführt wird. 

Strafe: Verweigerung der kirchlichen Beerdi¬ 
gung, wenn der Verbrecher ohne Zeichen der 
Reue gestorben ist. 

3. Selbstmordversuch. 

Strafe: Ausschluß von den kirchlichen gesetz¬ 
lichen Handlungen. 

Geistliche sind außerdem vom Ordinarius auf 
bestimmte Zeit zu suspendieren und von den mit 
Seelsorge verbundenen Benefizien oder Ämtern 
zu entfernen. 

4. Duell. Das Delikt des Zweikampfes wird be¬ 
gangen : 

von den eigentlichen Duellanten, 

von denen, die nur zum Zweikampf heraus¬ 
fordern (auch wenn er nicht angenommen wird), 

von denen, die ihn annehmen, 
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die irgendwie dabei mithelfen oder ihn begun- 
stigen, 

die geflissentlich zuschauen, „ 

die ihn gestatten oder nicht, so gut s.e können, 

verhindern. . 

Die M c n su r zählt zum Duell, und zwar 
»venn die Gefahr einer schweren er sc h e idung der 
steht. („Bestimmt!ngsmensur , vgl. Entscheinung 

Konzilskongregation vom 13- ui 

Strafe: die dem Apostolischen St uh, 

. • 4 . ^ 1? -v- Lr n m m u n 1 K a 110 11 

einfach reservierte L^-k 

latae sententiae. /notrini) 

Die Duellanten und ihre Sekundanten (p 
sind außerdem ipso facto infam. 

Die im Duell selbst oder an emer durch es « 
halterten Wunde Gestorbenen " CIC ’ | en j ia . 

vor dem Tod kein Zeichen der Reue gegeben 

ben, nicht kirchlich beerdigt y 

5. KörperverletzungI und ^ ^ 

»egen solcher Verbreche" vom S,aa. best« ^ 

Laien die kirchliche Strafe „„ T-T-mdlunn-en und 

von den kirchlichen geseU .chen Handlungen " 

den kirchlichen Diensten aller Art besch, ^ 
Geistliche sind jedoch tveßej^ nac[) dcr Laee 
1 e tzu ng vom kirchlichen ■ D egra dntion zu be- 

des Falles, wegen Mordes 
strafen. . 

II. Verbrechen gegen die Freiheit. 

Zu den Verbrechen gegen die 
1. Der Zwang zur Ergre»« S * jeglicher 

Standes, zum Eintritt "i eu pro f ess j 0 retigiosa 
Art und zur ^'jf^^^oder zeitliche). 
( “ Ex - 
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2. Der Frauenraub, d. i. die gewaltsame oder 

,n j erhst f Entführung einer Frau gegen ihren 

,^ 7 °der einer minderjährigen Frau auch mit 
Zustimmung, al)er ohne Wissen oder unter 

i er Spruch ihrer Eltern oder Vormünder, zum 
Zwecke der Eheschließung oder der Unzucht. 

Strafe. Ausschluß von den kirchlichen gesetz¬ 
lichen Handlungen ipso iure und außerdem nach 
der Schwere der Schuld andere Strafen. 

3. Der Raub von Minderjährigen, der Verkauf 
eines Menschen in die Sklaverei oder zu einem 
andern schlechten Zweck (Mädchenhandel) wer- 
den als gemischte Delikte wie Körperverletzung 
und Mord behandelt. Vgl. oben unter I, Nr. 5. 

III. Delikte gegen das Eigentum. 

Wucher, Raub, Diebstahl, Einbruch, Brandstif- 
tung, schwere böswillige Sachzerstörung werden 
als gemischte Delikte wie die unter I, Nr. 5 ge¬ 
nannten Verbrechen behandelt. 

In allen Fällen besteht die Pflicht der Schadens¬ 
vergütung. 

IV. Delikte gegen den guten Namen. 

Die mündlich oder schriftlich oder sonstwie 
(durch Gebärden, Bilder) einer (physischen oder 
moralischen) Person zugefügte Beleidigung 
(iniuria) oder 

Verletzung des guten Rufes 
berechtigt nicht nur zur streitigen Klage auf Ge¬ 
nugtuung und Schadenersatz, sondern kann auch 
mit entsprechenden Strafen geahndet werden. 

Bei Geistlichen kann in schweren Fällen Sus¬ 
pension oder Entzug des Amtes und der Pfründe als 
Strafe verhängt werden. 

Die Klage wird gewöhnlich nur auf Antrag erhoben. 
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V. Verbrechen gegen die guten Sitten. 

1. Bigamie. Sic ist der bewußte Versuch zur 
Eheschließung (auch bloß Zivilehe), obwohl das 
Band einer gültigen Ehe entgegensteh • 

Strafe: für den ledigen und den verheirateten 

Teil ipso facto Infamie. in 

Bleiben die Verbrecher trotz Mahnung des O - 
dinarius beim unerlaubten Zusammen ’ 
sind sic je nach der Lage des Falles z« exkommu¬ 
nizieren oder mit dem persönlichen Interdikt zt 

bestrafen. . ~ . 

2. Qualifizierte Verbrechen von Laien. Dahin 

a) Unsittlichkeit mit Minderjährigen unt<-> 
16 Jahren. Notzucht (stuprum), Sodomie, Blu 

SCh F a ! e L n aie K n P vom weltlichen Gericht .wegen 

solcher Delikte J"„m Ordinarius nach 

facto infam und können nuc 

seinem Ermessen bestraft wer en. ,, 

b) Die "unxucht«: 

Strafe: Ausschluß von den kirchlichen gesetz 

liehen Handlungen bis zu lhrer esse "J. ' . 

Wenn Minoristen 

3. Delikte von Keuschheit schuldig 

eines Verbrechens g | der Schuld entspre- 

chencf'untcr SmsSnden auch mit der Entlassung 
aus dem geistlichen Stand au 

si„d Ci ,Sen“f,ä C, die d r. genannten Strafen au. 

TTnsittlichkeit der Majoristen (Weltgeisthche 
un 4 d S“"“ Es -ad drei Fälle au unter- 

scheiden: 
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. a ) ^ le c ^ es Konkubinats Schuldigen oder 
cn acitigen sind nacli vorausgegangener frucht¬ 
loser Verwarnung zum Aufgeben des verbotenen 
Zusammenlebens und zur Wiedergutmachung des 
Ärgernisses durch die Suspension vom Gottes- 
lcnst urch Entzug des Amtseinkommens, der 
1 frunde und der Würde zu zwingen. 

Über das besondere Verfahren vgl. oben S. 471 f. 

b) Haben Majoristen ein qualifiziertes 
\ erbrechen gegen die Keuschheit (mit Min- 
derjahngen unter 16 Jahren, Ehebruch. Notzucht, 
ßestialitat, Sodomie, Kuppelei, Blutschande mit 

blutsverwandten oder Verschwägerten im ersten 
rac) Jegangen, so sind sic zu suspendieren, für 
intam zu erklären, jedes Amtes, Benefiziums und 
lenstes zu entheben und in den schlimmeren 
Fallen abzusetzen. 

c) Haben sie sich in anderer Weise gegen das 
sechste Gebot Gottes verfehlt (Berührungen, Re- 
oen, Schriften, fornicatio usw.), so sind sie ent¬ 
sprechend zu bestrafen; dabei ist der Entzug des 
Amtes oder der Pfründe nicht ausgeschlossen, be¬ 
sonders dann nicht, wenn cs sich um Seelsorgs¬ 
geistliche handelt. 

§ 197. Fälschungsdelikte (crimen falsi). 

(ran. 2360—2363) 

1. Falsche Bezichtigung des Beichtvaters wegen 
Sollicitatio stellt den schwersten Fall des „crimen 
falsi“ dar (vgl. oben § 61, S. 187). Die Anzeige kann 
in eigener Person oder durch andere bei den 
kirchlichen Vorgesetzten (Ordinarius, Heiliges 
Offizium, nicht zivile Stelle) gemacht sein. Der 
Tatbestand des Deliktes liegt nur vor, wenn sie vor 
genannten Stellen schriftlich und eidlich erfolgt. 
Strafe: die dem Apostolischen Stuhl 
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s p e c i a 1 i modo reservierte E x k o m m u- 
n i k a t i o n 1 a t a e sententiae. 

Von ihr kann nur dann absolviert werden, wenn 
der Verbrecher die falsche Anzeige förmlich zu- 
rückgenommen und den daraus entstan enen 
Schaden nach Kräften gutgemacht hat. eiL !r r 
Lossprechung ist eine schwere und dauern e u.e 
aufzulegen. 

Falsche Anzeige ist die einzige Sünde, die als 
solche dem Apostolischen Stuhl reservieit lat. 
Vgl. oben S. 187 f. 

2. Andere Fälschungsvergehen sind: 

a) Die Herstellung falscher und die halschung 

v„„ eeluen Se„r.f.s.«c^es Apo ; .o ^ hen 

Stuhles sowie die wissemutnc 
solcher. . , 

Strafe: die dem Apostolischen - 
s p e c i a 1 i modo reservierte x 
nikation latae sententiae. 

Geistliche sind außerdem mit andern Stra- 
fen zu belegen, die Enthebung von 
Amt und Pension nicht ausgeschlossen. 

Ordensleuten sind ihre Ordensamtcr 
das aktive und passive Wahlrecht zu nehmen, 
von den besondern in ihren Konstitutionen xor 
gesehenen Strafen abgesehen. . 

b ) Die Erschleichung päpstlicher 

, 1 i.Äfiirher Reskripte durch ab- 

oder bi sc ho gemachte falsche An- 

“dc°r‘' VeÄgun/der Wahrheit in den 

'^c^Die Herstellung falscher und Fälschung ech¬ 
teren.,icher oder Printer htrehlt^r AU 
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eien Pfarrbüchern, Auszüge aus denselben. Ver¬ 
trage, Testamente usw. Vgl. can. 1813). 

1 D £ ^f ra ^ e ' st ‘ m Einzelfall nach der Schwere 
des Deliktes zu bemessen. 

Ist die Fälschung zugleich Amtsvergehen, so ist 

ie Strafe schärfer. Vgl. unten § 201. 

§ 198. Ver brechen bei der Spendung und beim Empfang 
der Weihen und der andern Sakramente. 

(can. 2364—2375) 

I. Delikte bei Spendung und Empfang der Weihen. 

Vgl. can. 2370—2374. 

II. Delikte bei Spendung und Empfang 
der andern Sakramente. 

1. Spendung an unberechtigte Empfänger, seien 
sie am Empfang der Sakramente durch göttliches 

e 30t oder durch das reine Kirchenrecht verhin- 
^ert ( ichtgetaufte, Häretiker, Apostaten und 
Schismatiker — Exkommunizierte und Interdi- 
zierte usw.). 

Strafe: Suspension durch den Ordinarius auf 
bestimmte Zeit; dazu noch andere Strafen nach 
der Schwere des Deliktes. 

Für einzelne Fälle gelten besondere Strafen. 

2. Spendung der Firmung durch einen gewöhn¬ 
lichen Priester ohne päpstliche Vollmacht. 

Strafe: Suspension. 

3. Vorsätzliches „Beichthören“ ohne notwen¬ 
dige Jurisdiktion. Das Delikt liegt auch vor, 
wenn die Absolution nicht gegeben wird. 

Strafe: die Suspension latae sententiae a divinis. 

4 - Absolution von reservierten Sünden. Das 
Verbrechen wird begangen, wenn man ohne Voll¬ 
macht von Sünden absolviert, die durch das ge¬ 
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meine Recht oder den Ordinarius als solche oder 
ratione censurae reserviert sind. 

Strafe: Suspension latae sententiae vom Beichl- 
liören. 

5. Absolutio complicis. Der Beichtvater dai l 
seinen Komplizen einer unkeuschen un e ' OI ' 
dieser Sünde nicht absolvieren; nicht einmal 
in der Todesgefahr, falls ein anderer, auch ein 
zum Beichthören nicht bevollmächtigter Pnester, 
ohne Gefahr schwerer Bloßstellung unc SC p' 
Ärgernisses die Beicht der bet re en cn 
abnehmen kann. Nur wenn der ■vomp iz - 
weigert, einem andern Priester zu beichten, ist 
dessen Absolution durch den Komp lzen 1 
gefalir gestattet. Vgl. S. 1^5. 

Der Tatbestand liegt vor, wenn man gtge ^ 
Vorschriften den Komplizen wirklich oder zui 

Schein absolviert c ~ 

a) von der gemeinsamen unkeuschen Sun , 

. ( , ö c;;nrir,i falls die gemeinsame, 

b) von andern Sunden, c;; nf i 0 

verschwiegen wird. 

, «lörp 7 B die Überredung in 

Indirekte Veranlassung \\a ■ • . * n turp ia seien keine, 

oder «außer der Beicht, die bea ) £ 

jedenfalls keine schwere Sunde. SO i6.*ov.i 9 34 

. • cp-ehört ebenfalls zu den 

° b ^e;^pen Si on Ä; ^-£ 

Erklärung der Unfähigkeit zum Beichthoren, 

Entzug aller Benefeie». Würden, des aktiven 
und passiven Stimmrechtes, 
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Unfähigkeitserklärung zu ihrer Erlangung, 

in den schlimmeren Fällen Degradation. 

Richter ist der Bischof oder das Heilige Offizium. 

7. Versäumung der Anzeige der Sollizitation. 
Das Delikt begeht das Beichtkind, das die Pflicht 
der Anzeige innerhalb eines Monats be¬ 
wußt versäumt. 

Strafe: die niemand reservierte Ex¬ 
kommunikation 1 a t a e sententiae. 

Hiervon kann erst nach Erfüllung der Pflicht 
oder nach ernstem Versprechen, sie zu erfüllen, 
absolviert werden. Vgl. oben S. 189 f. 

8. Verletzung des Beichtgeheimnisses. Es ist 
zwischen absichtlicher direkter und indirekter 
Verletzung zu unterscheiden. 

Die Strafe für den Beichtvater: 

a) Im ersten Falle die dem Apostolischen 
Stuhl s p e c i a 1 i s s i m o modo reservierte 
Exkommunikation 1 a t a e sententiae. 

b) Im zweiten Falle Suspension von der 
heiligen Messe und vom Beichthören oder auch je 
nach der Schwere des Deliktes 

Erklärung der Unfähigkeit zum Beichthören, 
Entzug des Benefiziums, des aktiven und passiven 
Wahlrechtes, 

Unfähigkeit zu diesen Ämtern und Handlungen 
und unter Umständen sogar 

Degradation. 

Alle Strafen unter b) sind solche ferendae sententiae. 

Der Dolmetsch und alle, die von der 
Beicht Kenntnis bekommen haben und das 
Geheimnis verwegen verletzen, sind nach der Lage 
des einzelnen Falles zu bestrafen, die Exkommuni¬ 
kation nicht ausgeschlossen. 

9. Simonistische Spendung oder der simoni¬ 
stische Empfang von Sakramenten macht häresie¬ 
verdächtig. 
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Geistliche ziehen sich außerdem die dem 
Apostolischen Stuhl reservierte Su > 
Pension zu. 

Betr Empfang der Weihen von einem Exhommuni- 
zierten usw oder entgegen andern \ orschriftcn (• » 

litterae testimonialcs, dimissoriae) vgl. can. - 3 /- 111 

~ 3/ betr. Spendung der Weihen gegen die Vorschriften 

can. 2373 f 

10. Schließung einer Mischehe (auch einer gul- 
tigen) ohne kirchliche Dispens. Das Dehn lCw, 
auch vor, wenn die Trauung vor dem katholi¬ 
schen Pfarrer stattfindet. 

Strafe: Ausschluß des katholischen lcils von 
den kirchlichen gesetzlichen Handlungen und 
Sakramentalien (z. B. Aussegnung der Wöchnerin) 
ipso facto bis zur Begnadigung durch den 11 
narius. 

S 199 . Vergehen der Geistlichen und Ordensleute 
gegen ihre speziellen Standespfhchten. 

(can. 2376—2389) 

] yergehen dev Geistlichen. 

1. Geistliche aller Grade. Sie werden auf zwei- 
fache Weise Delinquenten: . 

a) durch Ablegung der geistlichen 
Tracht (Kleid und Tonsur). 

Die Strafe ist nach dem Weihegrad abgestuft. 
Die Geistlichen, die eigenmächtig das j S^thchc Kleid 
»*•**» di t^rn«r.“wbSr“v2nv“n».n 5 

° h Die I« a j o r i s t e n verachte^oWcnn sg 

Verwarnung innerhalb e . j auf ihre 

Tracht nicht wieder aufnehm«. «" 1 u g „ d 5 c r e 

Ämter und sind von ihr ^ W ]ichcn Stand fremd e 

Lebens weise^so sind sie nochmals zu verwarnen. Falls 
Retzbnch, Recht der katliol. Kirche 
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sie sich aber nicht innerhalb dreier Monate bessern, 
sind sie ab zu setzen. 

b) durch Betrieb eines Handels oder 
Geschäftes. 

Die Strafbemessung ist dein Ermessen des Or¬ 
dinarius überlassen. 

2. Majoristen. Die Majoristen, die beim heili¬ 
gen Dienst die vorgeschriebenen Riten und Zere¬ 
monien schwer verletzen, sind zu verwarnen und, 
falls sie sich nicht bessern, nach der Schwere der 
Schuld zu suspendieren. 

3. Priester. Sie verfehlen sich auf doppelte 
Weise gegen ihre Standespflichten: 

a) durch die unrechtmäßige Weigc- 
rung, die vorgeschriebenen Examina 
zu machen. 

Der Ordinarius soll sie durch entsprechende Strafen 
zur Pflichterfüllung zwingen. 

b) durch Versäumung der v o r ge¬ 
schriebenen Pastoralkonferenzen. 

Fahren sie trotz Verwarnung in ihrem Verhalten 
fort, so soll sie der Ordinarius gebührend strafen. 

Handelt es sich um Ordenspriester, die bcicht- 
hören, aber sonst keine Seelsorge haben, so sind sic 
vom Beichthören der W e 111 e u t e zu suspendieren. 

4. Zur Residenz Verpflichtete. Diese machen 
sich strafbar, wenn sie unerlaubt von ihrem 
Amtssitz abwesend sind. 

Sie büßen eo ipso alle Früchte ihres Benefiziuins 
oder Amtes für die Zeit der Abwesenheit ein. Diese 
sind dem Ordinarius zur Verwendung für die Kirche, 
eine fromme Anstalt oder die Armen zu übergeben. 

Ferner kann ihnen das Amt, das Benefizium und die 
Würde entzogen werden, und zwar durch das in den can. 
2168 ff. vorgesehene besondere Verfahren. Vgl. oben § 172. 

5. Pfarrer. Die Pfarrer machen sich strafbar: 

a) durch schwere Vernachlässigung 
der Seelsorge (Spendung der Sakramente, Be¬ 
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such der Kranken, Unterricht der Kinder und des 
Volkes, Predigt an Sonntagen und gebotenen 
Feiertagen); 

b) durch schwere Vernachlässigung 

der Sorge um die Pfarrkirc e, öle* 

lige Eucharistie und die hei 

c) durch nachlässige Führung oder 

Verwahrung der Pfarr u c i e • 

ä 2; 

eigenen Ordinarius nach der Schwere 
zu ahnden. .. „ 

Betr. Canonicus theologus und p o c n 1 
t i a r i u s vgl. can. 2384 * 

II. Delikte der Ordensleute. 

, . Ordensapostasie. Vgl e oben Sh <44 ^ b e f „ 

Strafe: ipso mie d , Aufenthalts- 

(b I w.Ort.ord...r.u.jd« mun . kat . on . 

ortes) reservier kirchlichen 

außerdem Ausschluß ,, er Ordens- 

gesetzlichen Handlungen, Verlust 

Privilegien. Aoostat dauernd 

Trotz Rückkehr er Wahlrecht ausg eschlos- 

l°n md”" voti Superior entsprechend su be- 
strafen. 

2. Ordensflucht. Vgl. oben S. t 4 S- 

, , i• verliert ipso facto sein 

Strafe: Der Flüchtling. P.^ wenn er 

etwaiges Amt im « . nen höheren 

Majorist ist, d * de u s ? e n s i o n zu. 
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Bei Rückkehr ist er nach den Konstitutionen, 
und wenn diese nichts bestimmen, vom höheren 
Obern gebührend zu bestrafen. 

3 * Verfehlung gegen das gemeinsame Leben, 
erfeli 11 sich ein Mitglied eines Ordens (Kongre¬ 
gation und Sozietäten) gegen die vorgeschriebenc 
gemeinsame Lebensweise in erheblicher 
eise (in re notabili), so ist cs zunächst zu 
\erwainen und, wenn es sich trotzdem nicht 
Dessert, mit Verlust des aktiven und passiven 
Stimmrechtes zu bestrafen; Obern ist das Amt 
zu entziehen. 

III. Das Geistlichen und Ordensleuten 
gemeinsame Verbrechen der Eheschließung. 

1. Die Geistlichen, Mönche und Non¬ 
nen, die nach Empfang des Subdiakonats bzw. 
nach Ablegung der feierlichen Profeß eine 
Ehe (wenn auch nur Zivilehe) eingehen, sowie 

alle, die mit einem der bezeichneten Art die 
Ehe (Zivilehe) trotz der Kenntnis des Hinder¬ 
nisses eingehen, verfallen der dem Apostoli¬ 
schen Stuhl einfach reservierten Ex- 
k omm unikat ion 1 a t a c sententia e. 

Geistliche sind außerdem nach vergeblicher 
Verwarnung zu degradieren. Ihre Ä m tcr 
sind ipso facto vakant* 22 . 

2. Gehen Ordensleute (Orden oder Kongrega¬ 
tionen) mit einfachen, ewigen Gelübden 
die Ehe ein, so verfallen sie selbst und diejenigen, 
die sich mit ihnen trotz des Wissens um das Hin¬ 
dernis verheiraten, der dem Ordinarius reser¬ 
vierten Exkommunikation 1 a t a e sen- 
t e ri t i a e. 
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$ 200. Vergehen bei Verleihung, Annahme und Nieder- 
legung kirchlicher Würden, Ämter und Pfründen. 

(can. 239°—2403) 

Es handelt sich hierbei z. B.: . 

um die Verhinderung der Freiheit kir chhcher 
Waiden, um die Belästigung der Wähler oder des 
Gewählten, um die unrechtmäßige Emmiscliun^ 
von Laien oder der weltlichen Gewalt in die kirch¬ 
lichen Wahlen, um die Annahme einer auf so c 
verbotene Weise zustandegekommenen W ahl, 

um die Wahl, Präsentation oder Noimnatu^ 

unwürdiger Personen, um die ,n S c j T-innd- 

stätigungsreebtes der Autorität bei diesen Hand 

' U "nT die Annahme eines nicht vakanten Amtes 

oder Benefiziums; p • 

Verbleiben in. Amt trotz erfolgter Privat.«. 

oder Amotion. . , 

Die Strafen treten teils ipso facto c , 
sie vom Ordinarius zu verfügen. 

Hier dürfte Folgendes genügen: 

Simonie. Die Simonie ’j?*. ^Ämter Be^e- 
nalinie und Niederlegung jeglicher Amte., Be 

tiaien „nd Wnrden^V^. oben S 6 , 

e i n'fa^h r e's e r vTe rt^E k k ... 

la ';:i:m«r^r,ns, des wabb, Fräsen- 

' a Gl S tliche SS - -spendieren. 

•• i T\riederlegen eines Dienstes. 

2. Eigenmächtig • n Ordinarius irgend 

Wenn jemand von dem e *« und bcne . 

ein Dienst (munus also nich ^ f ^ nuf 

Ordinarius nieder,egen. 
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Majori sten, die dem zuwiderhandeln, ma¬ 
chen sich strafbar. 

Sie sind vom Ordinarius auf bestimmte Zeit zu 
suspendieren. 

3. Vernachlässigung der vorgeschriebenen Ab- 
des Glaubensbekenntnisses. Vgl. oben 

s. 350 f. 

Strafe: zuerst ist der Nachlässige zu verwar¬ 
nen, bleibt er nach einer festzusetzenden Zeit 
contumax, so ist er zu bestrafen, eventuell mit 
\ erlust des Amtes, Benefiziums, der Würde, des 

lenstes. Unterdessen büßt er die Einkünfte 
aus seinen Stellungen ein. 

§201. Mißbrauch der Gewalt und des Amtes. 

(can. 2404—2414) 

I. Mißbrauch der kirchlichen Gewalt . 

Jeder Mißbrauch der Weihe- oder Jurisdiktions¬ 
gewalt (Priester-, Lehr- und Hirtenamt) ist ein 
Delikt. Hierdurch werden alle Vergehen des 
Mißbrauchs der Gewalt geahndet, die nicht schon 
mit besondern Strafen belegt sind. 

Die Strafe ist dem Ermessen des zuständigen 
Obern anheimgegeben und nach der Schwere der 
Schuld im Einzelfalle zu bemessen. 

Mit besonderer Strafe ist z. B. die Sollicitatio durch 
den Beichtvater belegt (vgl. oben S. 543). Andere Bei¬ 
spiele bietet can. 2391 (Wahl, Präsentation oder Nomi¬ 
nation eines Unwürdigen zu einem kirchlichen Amt). 

II. Mißbrauch des Amtes. 

1. Die Be s e i t i g u n g oder Fälschung 
von Schriftstücken. Plier sind zwei Fälle 
zu unterscheiden: 

a) die Beseitigung oder Fälschung von Doku¬ 
menten der bischöflichen Kurie. Als 
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Delinquenten kommen der Kapitularvikar, die T’ 

noniker und andere Personen (extrane.) .n Be¬ 
tracht. Es ist gleichgültig, ob das Delikt» S 
ner Person oder durch Mittelspersonen ausgefuhrt 

Strafe: die dem Apostolischen Stuhl 
einfach reservierte Exkommunikation 
lataesententiae. v er _ 

Außerdem kann der Ordinarius so ' cl e X ^. 
brechen mit Entziehung des Amtes oder Bene 

fiziums ahnden. 

b) Die vorsätzliche Fälschung und Besaupmg 
von A k t e n , D o k u m e n t e n d e r k, r c h 1, c I. e n 
Kurien sowie <ler Pfarrbucher AUD>«_ 

r "Sfrrrd^ÄÄHt,|ver^ 
Amtsenthebung, verbunden mit andern anger 
senen schweren Strafen. . 

, Die 

menten'tmd mich/rn sowie d « Aus H ..•; «« 
,1er Akten, Dokumente und Bücher an^ 
berechtigten Personen 1, . $ s . „ „ g durch 

dic'unter^b) 'bezeichneten Amtsinhaber. 

Beispiele: Prozeßakten der ersten In- 

Dcr Richter liefert dl .® J ons instanz ab. Der Pfarrer 
stanz nicht an die APP® he r bzw. deren Abschriften 

Ä'ÄJSS» , 

Strafe: Enthebung oder• S u |P«^" n ^ Qrdi _ 
und andere Strafen nach cie 

narius. hu ngsversuch gegenüber 

. 3-^.,!' Beamten, Richtern, Anwälten und 
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1 rokuratoren zwecks Verleitung zu einer pflicht 
" irrigen Handlung oder Unterlassung. 

Strafe: Neben der Verpflichtung zum etwaigen 
Schadenersatz ist eine angemessene Strafe zu ver¬ 
hangen. 

4. Die Überforderung bei kirchlichen 
faxen (Stolgebiihren usw.). 

Strafe: Neben der Rückgabe der zu Unrecht 
empfangenen Summe ist auf eine schwere Geld¬ 
strafe zu erkennen. Rückfällige sind vom Amt zu 
suspendieren, unter Umständen zu amovieren. 

5 - Delikte der Ordensobern. 

a) Die Oberinnen von Frauengenossen¬ 
schaften einschließlich der exemten. In Be- 
tracht kommen: 

a) die vorsätzliche Verwendung der Mitgift in 
verbotener Weise; 

ß) die Unterlassung der Benachrichtigung des 

rtsordinarius von der nächsten Zulassung einer 
i erson zum Noviziat oder zur Profeß; 

7) die Beeinträchtigung der Gewissensfreiheit 
der Ordensfrauen bei der Beicht. 

Die Strafe ist in den beiden ersten Fällen 
(a und ß) in das Ermessen des Ortsordinarius ge¬ 
stellt. Bei besonders schwerer Schuld kann die 
Fnthebung vom Amt verhängt werden. 

Im dritten Fall ( y ) ist die Oberin zunächst vom 
Ortsordinarius zu verwarnen. Bei einem Rückfall 
ist sie des Amtes zu entheben und dieReligioscn- 
kongregation davon in Kenntnis zu setzen. 

b) Die Obern männlicher und w e i b- 
1 ich er Genossenschaften machen sich 
eines Deliktes schuldig, wenn sie den Zweck der 
angesagten Visitation durch Verschickung einer 
Ordensperson in eine andere Niederlassung ver¬ 
eiteln, oder wenn sie selbst oder durch andere, 


III. Teil: Die einzelnen Delikte und deren Bestrafung. 5 5 3 

direkt oder indirekt, Ordensmitglieder dazuver- 
lciten, auf die Fragen des Visitators ^ schwei¬ 
gen. die Wahrheit zu verheimlichen oder nieH 
aufrichtig darzulegen, oder wenn sic Ortosnii ^ 
glieder wegen der dem Visitator gegebenen An 
Worten belästigen. 

Strafe: Amtsenthebung durch den \ lsitatoi. 

Wenn Untergebene in % «“Ämtern, "mit 

verfehlen, so hat sie der ‘* d ist für unfähig 

denen die Leitung anderer verbunden 
zu erklären. , „ _ 0/1T1 

NB. Weitere Delikte betr. vgl. can. 2409—411. 

(§202. Zusammenstellung der wichtigsten Delikte 

nach der Strafart. 

(A n h a n g.) 

I. Die dem Paps, rescr.vierte« Etkemmmikotioue,, 

latae sententiae. 

, Die einfach reservierte Exkommunikation 

Freimaurerei und 

ähnlichen Vereinen (can. 2355), speciali 

b) Absolution von der Werten Exkommu- 
oder specialissimo mo hng y 0 ii ma cht dazu 

nikation latae sententia 

<C c)' Brach ^«'Klausur der Nonnen (can. 2342 . 

^d)'Bruch der Klausur der Mönche (can. 2342. 

N el 2 A,,maOung kirchlicher Güter und ihre Ver¬ 
wendung au.n eigenen Nutten (can. -o 
f'i Verhinderung des J^eu-cu s 
bezug aus Kirchengut (can. 234 ). 

fean. 235O j 
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h) Eheabschluß der Majoristen und Ordens- 
leute mit feierlichen Gelübden sowie Eingehung 
der Ehe mit ihnen (can. 2388, §1); 

i) Simonie (can. 2392). 

2. Die speciali modo reservierte Exkom¬ 
munikation ruht auf folgenden Delikten: 

a ) Apostasie, Häresie und Schisma (can. 2314); 

b) Lesen (Aufbewahrung) häretischer usw. und 
durch ,,Apostolische Briefe“ verbotener Bücher 
(can. 2318, § 1); 

c) Rekurs von der päpstlichen an die weltliche 
Macht (can. 2333); 

d) Gesetzgebung gegen die kirchliche Freiheit 
und 

Ausübung oder Ausnützung des staatlichen 
Plazets (can. 2334); 

e ) falsche Anzeige des Beichtvaters wegen Sol- 
lizitation (can. 2363). 

3. Die specialissimo modo reservierte Ex¬ 
kommunikation ruht auf folgenden Delikten: 

a) Verunehrung der heiligen Species (can. 2320); 

b) Gewalttat gegen den Papst (can. 2342, § 1); 

c) Absolution des Komplizen in peccato turpi 
(can. 2367); 

d) direkter Bruch des Beichtgeheimnisses durch 
den Beichtvater (can. 2369, § 1). 

II. Die dem Ordinarius reservierte 
Exkommunikation latae sententiae, 

a) Trauung eines Katholiken durch den akatho- 
lischen Geistlichen; 

b) Vereinbarung eines Katholiken beim Ehe¬ 
abschluß, die Kinder außerhalb der katholischen 
Kirche zu erziehen; 
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c) Überlassung der Kinder durch K.Hjo'ike" 
zur Taufe durch den akatholischen Gest ichen, 

d) Überlassung der Kinder (Mündel) durch 
Katholiken zum Unterricht und zur Er 

in einer akatholischen Religion (can 2319), 

e) Gewalttätigkeit gegen Geistliche und Oi- 

densleute (can. 2343, § 4 )> e t \. 

f) Abtreibung der Leibesfrucht (can 235 

g) Eheabschluß der Ordensleute mrt 
ewigen Gelübden und die Ehe mit solchen (c . 

2388, § 2). 

11 ]. Die n i e in a 11 d reservierte Exkommuni¬ 
kation latae sententiae. 

. , , . Veräußerung von Kirchengut, 

a) unerlaubte \ erau & , Erlaubnis 

dessen Veräußerung die apostoliscne 

voraussetzt (can. 2347. > 3 )’ ^ Sollizitati on 

b) Versäumnis der Anzei ö 
(can. 2368, § 2). 

IV. Das Interdikt latae sententiae. 

a) Appellation mor ^^[ ier P usw. n des ( lebenden 

täten, Kapitel) (can . 2332); 

Papstes an das des kirchlichen Be- 

b) freiwillige Gewahru g fis)> Apostaten, 

grabnisscs an UnglauD g \ dere Exkommum- 
Häretiker, Schismatiker u»d«d« ab ingressu 
zierte oder Interdizierte (mteru 
ecclesiae; can. 2339 )- 

V. Die S«sfe«sion Wae sententiae. 

a) „Beichthören“ ohne Jurisdiktion (aus- 
pensio a divinis), 
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b) Absolviere n von reservierten Sünden 
ohne Vollmacht (suspensio ab audiendis contes- 
sionibus can. 2366); 

c) Orden sfl u ch t eines Majoristcn (dem Su¬ 
perior maior reserviert; can. 2386); 

dj Delicta minora eines Ordenspriesters (dem 
ledigen Stuhl Vorbehalten; vgl. can. 671 und 
oben S. 145 ff.). 


Beilage. 

Index facultatum quinquennalium 

(vom 30 . April I 93* > )* 


i. 


Ex Suprema S. Congregatione S. Officii: 

, Concedendi non ultra triennium, hcentiam 
legendi ac retinendi, sub custodia taiinen ^^ ° g 

aliorum manus pervemant, , p< .: ni vcl 

ct ephemerides, exccptis opcr.bus haerM.m.vcl 

Schisma esc ^.'''Xi^eSerc „ittntibus, nec 

Lus, singulis cbri.«*d.l,b». sM 

tarnen cum dclectu et gcnicet tantum, qui 

(cfr. can. 1402, § 2 idum lectione sive 

eorumdem libronuii ct 1 proprium legitimum 

ad ca impugnanda sin e P stu diorum curn- 

munus cxcrccndum, vcl lustum su. 

culum peragendum, veie 111c t, « . .. . 

NB. Die Vollmacht darf der Bischof nur personbeh 
ausüben, kann niemand delegier 

2 . 

• HUciolina Sacramen- 

Ex S. Congregatione de d s p 

l0rU ^- Ai iusta ct rationabili ex causa 

i- Dispensandi iusta c impe dimentis 

super m a t r 1 m o n 1 a 2 recense n- 

minoris * r * d “*^ ffpe <1 i m e n t is impedi- 
Sfir.rVÄ taV - 58 . ad effectutn 
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2. Dispensandi ex gravi urgentique causa, quo- 
tics periculum sit in mora et matrimonium ne- 
queat differri usque dum dispensatio a Sancta 
Sedeobtineatur, super impedimentis infra recensitis: 

a ) consanguinitatis in secundo aut in tertio 
gradu cum primo mixtis, dummodo nullum ex- 
inde scandalum aut admiratio exoriatur; 

b) consanguinitatis in secundo lineae collatera- 
Hs gradu; 

c) affinitatis in primo lineae collateralis gradu 
aequali vel mixto cum secundo; 

d) publicae honcstatis in primo gradu, dum- 
modo nullum subsit dubium quod coniux esse 
possit proles ab altero contrahentium genita. 

3. Dispensandi tempore et in actu Sacrae Pasto- 
ialis Visitationis aut Sacrarum Missionum, et non 
ultra, super omnibus matrimonialibus impedimen¬ 
tis supra memoratis cum iis qui in concubinatu 
vivere reperiuntur. 

4. Sanandi in radice matrimonia nulliter con- 
tracta ob aliquod ex impedimentis iuris ecclesia- 
stici maioris vel minoris gradus, exceptis iis pro- 
venientibus ex sacro presbyteratus ordine et 
affinitate in linea recta, matrimonio consummato, 
si magnum adsit incommodum renuirendi a parte, 
ignara nullitatis matrimonii, renovationem Con¬ 
sensus, dummodo tarnen prior maritalis consensus 
perseveret et absit periculum divortii; monita ta¬ 
rnen parte consciä impedimenti de effectu huius 
sanationis.... 

„Impedimenta“ unter 4. ist im strikten Sinn zu nehmen 
(CS 10. 3. 1937, nach Limburg). 

NB. Diese Vollmachten kann der Bischof geeigneten 
Geistlichen übertragen. 


Index facultatum quinquennalium. 
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3- 

Ex S. Congregatione Concilii: 

1. Reduccndi per quinquennium, ob diminut.o- 
nem redituum, pcrpe.ua ‘ ? ne ^ 

ad rationetn eleemosynae in dioecesi * t 

qentis quoties nemo sit qui de iure 

cogi queat ad eleemosynae augmentum, 

et sub lege ut de Missarum ita r « duc f 
factione a singulis celebrantibus Cuna dioecesana 
quovis anno legitime doceatur.... 

4- 

Ex S. Congregatione Religiosorum. 

Dispensandi, ad petitioncm Superiorum su- 
per illegitimitate natalinm ad iäst>- 

Religionem, quatenus a ■ oro j e sa . 

tut! requiratur. dummodo ne agatuM _p ^ 

crilego commercio 01 ta, e 1 . 

maiora ne eligantur iuxta praescrip 

a. Permittendi celebrationem tnnrn U I.s^rum 

de ritu in nocte Nativitatis • ■ g g , 

Religiosorum non co.nprel.ens,s .n . can 
cum facultate pro adstant.bus ad S.^ ^ ^ 
cedendi, ita tarnen ut dictae t 
eodemque Sacerdote cclebrentur. 

, Dispensandi super aetatis excessu pro admit- 
tendi^ad habitum religiosum, quatenusacons,- 
tutionilms instiiuti requira.nr, praev.o, rnjingnl.s 

polleant^caeteds” 1 qualitatibus requisitis. 

4. Dispensandi, etiam pro Religiosis exemptis^ 
super defectu aetatis canon.cae ad S. Ordinei 
presbyteratus, scilicet. 


Beilage. 
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. SU P C1 ciusdem defectu ad duodecim mcnses. 

diint^ 10 ,° orcbnan di a suis Superioribus litteras 
nrnssonales accepennt et ceteras habeant quaii- 

rnrrt a . SaCr ‘1 ca , nonibus requisitas ac praescrtim 
cumculimi theologicum expleverint ad normam 
canoms 976, § 2 CIC; 

menl« sup ? r codcm defectu etiam ultra duodecim 
es . a n0n llPra . sexdecim, dummodo alunini 
. ^ aiIccant indigeant alia apostolica dispen- 
satione, servat.sque ceteris conditionibus, ut sub 

_i-l’ ^ispensandi super dotis defectu cum Moni- 
us e ororibus in toto vel in parte, dummodo 
Status oeconomicus Institut! detrimentum ne pa- 
,’ aur e * P°stulantes talibus sint praeditae quali- 
tatinus ut easmagnaeutilitati Instituto forc certa 
spes habeatur. 

6 C° fi rmandi Confessarium ad quartum ct 
• Urn 1 ienn iiim, dummodo maioris partis Reli- 
r*- SaiUni ’ conv ocatis etiam iis, cjuae in aliis nego- 
ranitnf n -? n ia )ent ^ erer| di suffragium, consensus 
f ari ac P cr # secreta suffragia praestandus 
I s accedat, proviso pro dissentientibus, si quae 
sint ac vehnt. 

r J: Permittendi celebrationem SS. Missae Sacri- 
M . . C1 * a ln Coena Domini, facta liccntia per- 
111s 1a ltualiter in Communitate commorantibus 
ese re'ciendi S. Synaxi, etiam ad adimplendum 
praeceptum paschale. 

8. Permittendi Monialibus descensum in Eccle- 
siam, ut ipsae eam maiori sollertia mundare et de- 
corare possint, exeuntibus prius ab Ecclesia ex- 
Omnibus, non exceptis ipsis Confessario 
et Monasterio inservientibus et extra Claustra 
degentibus; portae illius claudantur et claves Su- 
penorissae tradantur, Moniales vero semper binae 
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sint et porta per quam aditus interior ad Eccle- 
siam patet, duplici clavi claudatur, quarum una 
a Supcriorissa, altera *a Sanctimoniali ab Ordi* 
nario deputanda custodiatur ct non aperiatur nisi 
in casibus cnunciatis ct cum pracscriptis cautclis. 

9. Permittendi Monialibus egressum c claustris 
urgente casu operationis chirurgicae subeundac, 
quamvis non sccumferat periculum mortis immi- 
nentis aut gravissimi mali, per tempus stricte 
neccssarium, pracscriptis debitis cautclis. 

5- 

Ex S. Congregatione Rituum: 

1. Deputandi Vicarium Generalem vel aliuni 
saccrdotcm, in aliqua ecclesiastica dignitate con¬ 
stitutum, ad altaria fixa ct portatilia consccranda, 
servato ritu et forma Pontificalis Romani. 

2. Deputandi saccrdotes, si ficri potest, in ali- 
(jua ecclesiastica dignitate constitutos, ad altaria 
fixa et portatilia cxsccrata consccranda, adhibita 
breviori formula B pro casibus can. 1200, § 2 CIC; 
dum in casu can. 1200, § 1, iam indulta fuit per 
ipsum canonem facultas et adhibenda est for¬ 
mula 4. 

Tf. Deputandi Vicarium Generalem vel aliuni 
sacerdotem, in aliqua ecclesiastica dignitate con¬ 
stitutum, ad consccrandos calices ct patenas, ser¬ 
vato ritu et forma Pontificalis Romani. 

4. Quando in Missa Hebdomadae Maioris dici- 
tur Passio, pro saccrdotibus qui, prachabita facti 1 - 
tatc, binas Missas rite cclebrant, legendi in una 
Missa tantuni ex Passione postremam partem (al¬ 
tera autem die, etc.) praemissis: Munda cor 
nieum, etc. — Sequentia sancti evangelii secun- 
dum (Matthaeuin).... 

Retzbach, Recht der kathol. Kirche 
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6 . 

Ex S. Poenitentiaria: 

h ‘•* bSO, r mdi 9 uoscum( J ue poenitcntes (exceptis 
eZfA f eS ‘ m .| nter fideles e Proposito dis- 
S ! US f quibusvis censuris et poenis ec- 
aI)vi!f IC , IS ° b haereses tam nemine audiente vcl 
t r Cn e quam coram aliis externatas incursis, 
L? J, tamen Poenitens magistros ex professo 
errlpc' IC ^ IS oc ^ rinae > S1 quos noverit, ac personas 
i- ias lcas ct religiosas, si quas hac in re com- 
, S a^uerit, prout de iure, denunciaverit; et 
, 1 J JS 3 ^Listas causas huiusniodi denunciatio 
<nte absolutionem peragi nequeat, facta ab eo 
na promissione denunciationem ipsam pera- 
gendi cum primum et quo meliori modo fieri potc- 
C P°^ quam i' 1 singulis casibus liaerescs co- 
ram absolvente secreto abiuraverit; iniuncta pro 
r ° c * cessuum gravi poenitentia salutari cum 
fn ^ ieil .! a saciamentorum, et obligatione sc rc- 
tractandi apud personas coram quibus haereses 
amfestavit, atque illata scandala reparandi. 

2. Absolvendi a censuris et poenis ecclesiasticis 
cos qui ^ libros apostatarum, haereticorum aut 
sc ismaticorum, apostasiam, haeresim aut schisma 
propugnantes, aliosve per Apostolicas Litteras 
nominatim prohibitos defenderint aut scienter sine 
(ejita licentia legerint vel retinuerint; iniuncta 
congrua poenitentia salutari ac firma obligatione 
supradictos libros, quantum fieri poterit, ante ab¬ 
solutionem, destruendi vel Ordinario aut confes- 
sario tradendi. 


3 * Absolvendi a censuris eos qui impediverint 
directe vel indirecte exercitium iurisdictionis ec- 
clesiasticae sive interni sive externi fori, ad hoc 
recurrentes ad quamlibet laicalem potestatem. 
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4. Absolvendi a censuris et a poenis ecclesiasti¬ 
cis circa duellum statutis, in casibus dumtaxat acl 
forum externum non deductis; iniuncta gravi 
poenitentia salutari et aliis iniunctis, quae fuerint 
de iure iniungenda. 

5. Absolvendi a censuris et poenis ecclesiasticis 
eos qui nomen dederint sectae massonicae aliisque 
eiusdem generis associationibus, quae contra Ec- 
clesiam vel legitimas civiles potestates machinan- 
tur; ita tarnen ut a respectiva secta vel associa- 
tione omnino se separent eamque abiurent; de- 
nuncient, iuxta can. 2336, § 2, personas ccclesia- 
sticas et religiosas, si quas eidein adscriptas 110ve- 
rint; libros, manuscripta ac signa eadem respicien- 
tia, si qua retineant, in inanus absolventis tradant, 
ad S. Officium quamprimum caute transmittenda 
aut saltem, si iustac gravesque causae id postu- 
lent, destruenda; iniuncta pro modo culparum 
gravi poenitentia salutari cum frequentatione sa- 
cramentalis confessionis et obligatione illata scan¬ 
dala reparandi. 

6 . Absolvendi a censuris et poenis ecclesiasticis 
cos qui clausuram Regularium utriusque sexus sine 
legitima licentia ingressi fuerint, neenon qui eos 
introduxerint vel admiserint; dummo o tarnen ic 
factum non fuerit ad finem utcumque graviter 
criminosum, etiam efifectu non secuto, nec ac ex¬ 
ternum forum deductum; congrua pio mo o cu 
pae poenitentia salutari iniuncta. 

7. Dispfensandi ad petendum debitum comugale 
cum transgressore voti castitatis perfectae et per- 
petuae, privatim post completum XVIII aetatis an- 
num emissi, qui matrimonium cum chcto voto con- 
traxerit huiusniodi poenitentem monendo ipsum 
ad klein votum servandum teneri tarn extra licitum 
matrimonii usum quam si coniugi supervixerit. 

36 * 
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b. Dispensandi super occulto criiniuis impcdi- 
mento, dummodo sit absque ulla machinatione, et. 
agatur de matrimonio iam contracto; monitis pu- 
tatis coniugibus de necessaria Consensus secreta 
renovatione, ac iniuncta gravi et diuturna pocni- 
tentia salutari. 

Item dispensandi super eodem occulto inipcdi- 
inento, dummodo pariter sit absque ulla maclii- 
nationc, etiam in matrimoniis contrahendis, in¬ 
iuncta gravi et diuturna poenitentia salutari. 

9 * Dispensandi ab irregularitate ex bomicidio 
voluntario aut abortu, de qua in can. 985, § 4, sed 
ad hoc dumtaxat ut poenitens ordines iam sus- 
ceptos sine infamiac vel scandali periculo cxcr- 
cerc queat; iniuncto cidem poenitenti onere intra 
menscm, saltem per epistolam, per alium vel per 
sc, reticito nomine, doccndo de Omnibus casus 
circumstantiis, et praesertim quoties patraverit, 
ad S. 1 J . recurrendi et standi cius mandatis.... 

Adnotanda. 1. Ordinarius rccensitis tacultati- 
bus, tum absolvendi a censuris tum dispensandi, 
pro foro conscientiac, etiam extra sacramentalem 
confessionem cum suis subditis, et extra diocce- 
sim fuerint, neenon cum non subditis intra limites 
proprii territorii, ex speciali Sedis Apostolicac 
auctoritate ipsi concessa, uti valebit, easque intra 
fincs dioecesis tantum Canonico Poenitentiario 
neenon Vicariis Foraneis, pro foro pariter con- 
scientiae et in actu sacramentalis confessionis 
dumtaxat, etiam habitualiter, si ipsi placuerit, 
aliis vero confessariis cum ad ipsum Ordinarium 
in casibus particularibus poenitentium recursum 
habuerint, pro exposito casu impertiri poterit, nisi 
ob peculiares causas confessariis specialiter depu- 
tandis per tempus, arbitrio suo statuendus, illas 
communicare iudicabit.... 
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Facultates additionales S. Congregationis S. Of- 
ficii: 

1. Dispensandi. iustis gravibusque causis acce- 
dentibus. cum subditis etiam extra territomun aut 
non subditis intra limites proprii territoiii, super 
impedimento tnixtac religionis, et, si causas eia , 
etiam super disparitate cultus. ad cautelam; quoties 
prudens dubium oriatur de collatione baptisnn pai 
tis acatliolicae; quatenus ante nuptias parsacatlio- 
lica ad veram rcligioncm adduci aut cat 10 lea <i > 
ipsis nuptiis absterreri nequiverit, dummodo pnus 
regulariter ad praescriptum CIC c f n - I0 1 ÜI ’. ^ 
cautum omnino sit conditionibus ab £cc csia 
quisitis, et Ipse RPD Ordinarius moraliter certus 
sit easdem impletuni iri, scilicet. ex P a ' ^ ” 
turientis acatholici de amovendo a pai e ca 1 < 

perversionis periculo, et ab utroque con 1a v 
de universa prolc utriusque sexus m ca < 
religionis sanctitatc omnino bap lzanca 
canda; dcclarata insuper parti catholicac o jb 
tionc, qua tenetur, prudenter curandi conversio 
nem coniugis ad fideni catholicam. . t 

matr inonium coram Ecclcsiam muu , 

quoque acat iiolicum ad —^n ^ 

sum praestandutn vel r sub poena 

possc, ad mentem CIC ca • 3 • 0rdinario re . 

excommunicatioms latac bc • can 

servatae a partc catholica .„currendae uxta cam 
„ IO s , „ I stricte caeteroqum servatis quae cic 
^ Si caa„ agedi ra.ionc BtaU,«a san. m can. 

1063. § 2. concubinatu vivant, pro- 

Ouod si partes actu 1 scanda i um , si adsit, 

vidcatur opporturas a u| , iam Dci reci- 

removeatui et pars ca . • absolutionc 

piendam .itc d.spon un, P J^ ^ maW . 
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1?« «w“““”” fuerit coram acatho- 

ribus ,mpOS 't' s “"e r, " s poenitentiis saluta- 

nm nfZ™? *- n A adlce matr ‘ m °nia attentata co- 
subditic r ' C1VI ' Vel ministro acatholico a suis 
i-ntra Ibn ~ territori U'n, aut non subditis. 

mivtTP V 68 - ^°P rn terr *torii, cum impedimento 
cöninJ ?1 ° n,S aut dis P aritatis cultus, duminodo 
lep-ifim S In Utr ° que coniu f? e perseveret, isque 
tholira C fl renov an non possit, sive quia pars aca- 
c : . e \ nva ldlt . ate matrimonii moneri nequeat 

fi U P ncu .° S rav, s dainni aut incommodi a ca- 
ü coniu & e subeundi; sive quia pars acatlio- 
n • I renovandum coram Ecclesiam matrimo- 

ä In n COnseasum - aut ad cautiones praestandas, 
ad praescnptum CIC can. 1061, § 2 , ullo modo 

^t h ir neqU ; at * exce P tls casibus: i. in c|uo pars 
acathohca adversatur baptismo vel catbolicae edu- 
catiom probs utnusque sexus natae vel nasciturae; 
2. in quo ante attentatum matrimonium, sive pri¬ 
vatim sive per publicum actum, partes sc obstrin- 
xerunt educationi non catbolicae prolis, uti supra, 
l um, ”°do aliud non obstet canonicum impedimen- 
um dirimens, super quo ipse dispensandi aut sa- 
nandi facultate non pollcat.... 
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** Austritt aus der Kirche ist also dogmatisch und recht¬ 
lich unmöglich, daher auch vom kanonischen Recht nicht 
geregelt. Der Austritt aus der Kirche nach der staatlichen 
Regelung ist dem Abfall vom Glauben gleich zu achten 
und straffällig; er hebt, selbst beim Anschluß an eine an¬ 
dere Religionsgemeinschaft, die Zugehörigkeit zur "at i°- 
lischcn Kirche nicht auf. Der Abgefallene bleibt daher 
grundsätzlich ihrer Autorität und ihren Gesetzen un er 
worfen. So sind auch alle Häretiker und Schismatiker in¬ 
folge ihrer Taufe Glieder der einen Kirche Jesu Christi 
und grundsätzlich deren Obrigkeit und ihren Gesetze 
unterworfen, soweit das Kirchenrecht nic * lt . asna 11 
vorsieht (z. B. bezüglich der Trauungsform bei Ehen 
nichtkatholischen Christen). . 

So wenig es möglich ist. aus de, K.rche aoszut cKn. 
ebensowenig ist der Ausschluß aus ihr c urc i i , 

möglich Die Exkommunikation wird zwar oft als sol¬ 
che? angesehen, ist aber in Wirklichkeit nur Ausschluß aus 
der Gemeinschaft der Gläubigen (exeommum > 
dem Verkehr „dt denselben, ken.eswegs »ber A^ eblnB 

such der kirchlichen s ““ ,as 1 (Icr „„Beendigen 

der Exkommunizierte, nach Er U aufgenommen, 

Bedingungen, nicht wieder um die 

sondern nur von der Strafe d, ^ erlangen . Ebenso 

commumo mit den UlatiDigeu w yur 

werden nichtkatholische Christen, welche den VVeg^zur 

katholischen Kirche finden, nie 1 im 1 Ablegung des 
die Kirche angenommen v„“ 

Glaubensbekenntnisses und A . q c _ 

der E^—ikationhgjj*« ^urch ^ 

meinschaft mit ' le ^au g Teilnahnlc am Gottes- 
Sakraijientc und Sakrament P. kirchlich en Gericht) 

f-Tftv'vriH"SDie kirchliche Mitgliedschaft. 1938. 

Der Bischof bedarf bisweilen zur Gültigkeit seiner 
uer i-usciiui 7 iictimniung oder des Rates 

rechtlichen Handlungen d Z en Zustimmung 

anderer, besonders des DomKapneis. 
ist erforderlich: 
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für die Erlaubnisertcilung zur Veräußerung (Verpach¬ 
tung und Belastung) der Güter im Werte von 1000 bi* 
30000 frs., 

bei Prozessen des Domes oder der mensa episcopalis 
um W erte von solcher Höhe (cnn. 1532 $ 2, 1653 § 0 und 

zur Wiederherstellung eingegangener Dignitäten und 
Lrrichtung^ neuer Pfründen für Kapitulare und Benefiziatcn 
der Dom- und Stiftskirchen (can. 304 $ 2). — Der Hat 
des Domkapitels ist einzuholen bei: 

Verleihung der Benefizien und Kanonikate an den Dom* 
und Stiftskirchen (can. 403), 

Ernennung von Ehrendomherrn (can. 406 1). von 

Seminar- und DiözesanVermögensräten (can. 1359 vj 2. 
'D- () £ 1). Berufung und Abberufung der Pfarrexaminatoren 
und -Konsultoren sowie der Richter außerhalb der Svnode 
(can. 386 § 1, 388, 1574 § 2), 

allen Änderungen von Pfründen (can. 1428 $ 1) und 

Prozessen des Domes oder der mensa episcopalis um 
geringe Werte (can. 1653 § r). 

** Abgeschaffte Festtage sind: 

Ostermontag u. -Dienstag, Pfingstmontag u. -Dienstag. 
Mariä Lichtmeß, Mariä Verkündigung, Mariä Geburt, 
Sankt Joseph, Kreuzauffindung, Fest des heiligen Johannes 
des I äufers, neun Aposteltage, Fest des heiligen Erzengel 
Michael, der heiligen Mutter Anna, der heiligen Laurentius, 
Stephanus und Silvester, der Unschuldigen Kinder sowie 
eventuell des Orts- und Landespatrons (CC 28. Dez. 1919). 

In vielen Diözesen i>t durch CC gestattet worden, daß 
die Pfarrer an diesen Tagen ein Stipendium persolvieren, 
wenn <_*s der Behörde für gute Zwecke (Theologiestudium) 
überlassen wird. 

Die Titularprotonotare bilden unter den vier Klassen 
der Protonotare (De numero participantium [an den Ge¬ 
bühren], d. i. wirkliche Protonotare — supranumerarii — 
ad instar participantium) die unterste. Während die andern 
zu der Päpstlichen Familie zählen und das Recht auf 
bischöfliche Jnsignjen (Mitra, Pektorale, Ring) und Funk¬ 
tionen (Amt, Vesper etc.) in verschiedenem Umfange ge¬ 
nießen. sind diese „Praelati extra urbem“, gehören nicht 
zur päpstlichen Familie (schwarze Prälatenkleidung) und 
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entbehren des ins pontificalium. Vgl. Motuproprio Pius’ X. 
vom ji.Febr.njo5 und Konstitution Pius XI- vom i 3 .Aur. 

Zur Pfarrei gehört im eigentlichen Sinn noch eine 
Pfründe Die ..vicaria Perpetua“ ohne Pfründe (Kuraüe. 
Rektorat) ersetzt eine Pfarrei, wenn ihr Bezirk %on der 

ÄÄ'IÄyÄK 

sä 

ÄÄ'SäS 

sie nicht a's ^onimeml i Pflicht zur Seelsorge 

sondern auch mit dem Recht unu uci . w ird. 

,1er Pfarrkinder, und zwar SuTones 

s„ daß der Pfarrer eine ™ ™ besitzt und 

entzieh- oder verkurzbare po es^.is ^ ^ Strafprozesses 

gegen seinen Willen nur auf \,vi Hageu, 

oder Amotionsverfahrens entfernbar ist Vgl. 

Pfarrei und Pfarrer ^1» ^ ^ M bk)B . 

*° Der Beichtort ist „rcchtma g itn Einzelfall zum 
wenn er dauernd, sondern ^ , () § d. h. wegen 

Beichten bestimmt ^ ^"^r Not, obwohl kein Beicht- 
Krankheit »der sonstiger < gewählt worden 

Stuhl daselbst vorhanden ist. zur Hcicm g 

ist (AK 12. Febr. 1935 )- . , , dcr Kirche oder 

Die Beicht in der Sakristei als Adnex 

des Oratoriums ist gültig- rchliche j m weiteren Sinn 

* 7 Diese Vereine <- ir uia Zusammenschlüsse der 

nennen, sind sie ^ och '^ h sond crn setzen sich auch 
treuen Glieder der Kir " ; . sclbst für ihre profanen 
religiös-sittliche Ziele m • christl)s zu erneuern“. Die 
Zwecke »die Devise, „all ützt s ; c (Eingliederung in 

Kirche selbst empfiehlt un ^ gebieten katholischer 

die katholische Aktion). namentlich den großen 

, leist wie gedeihliches Wirke« ihnen, n.^, ^ ^ 

Verbänden, stete 1-uhlung nn A ge j ege nheiten (Besetzung 
bchörde auch in ^ÄÄmungen) zu halten. 

des Vorstandes Finanzlage, eines Indults der 

*h Manche Bischöfe können fc Hcrz _ Jesu . Fest) 
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bei einem concursus populi nötigenfalls Binationsvollmacht 
geben. 

* ü Weitere Befreiungen stehen einzelnen Bischöfen kraft 
Indults der CS zu. Danach können sie gestatten, daß 
„fideles aetate provecti et morbo vel debilitate laborantes 
nec non mulieres praegnantes vel lactantes“ nach dem 
Rat des Beichtvaters wöchentlich zwei- oder dreimal vor 
der Kommunion etwas „per modum potus vel medicinae* 4 
nehmen, falls sic das ieiunium nicht beobachten können. 

* 10 Nach der Verfügung des CS vom 27. Dez. 1930 
müssen die Kandidaten jeweils vor den niederen Weihen 
und vor jeder einzelnen höheren Weihe eidliche, schrift¬ 
liche Lrklärung über ihre freie Standeswahl, Kenntnis der 
Standespflichten, besonders des Zölibats, und den Willen 
zu ihrer treuen Erfüllung abgeben. Ihre Pfarrer haben 
einen ausführlichen Fragebogen über sie auszufüllen. 

Für die Orden und Kongregationen hat die Religiösen - 
kongregation am 1. Dez. 1931 entsprechende Vorschriften 
erlassen. 

* u Nach dem Wortlaut des can. 1044 hat neben dem 
Pfarrer diese Dispensvollmacht eigentümlicher Weise nur 
der bei der Notehe anwesende Priester ohne Trauvollmacht, 
so daß der zur Trauung delegierte Priester an sich nicht 
dispensieren kann. Indeß lehren angesehene Kanonistcn, 
es sei bei Erteilung der Trauvollmacht die der Dispens¬ 
vollmacht zu präsumieren. Jedenfalls ist es für den Pfarrer 
ratsam, den Kooperator ausdrücklich und allgemein zur 
Dispensation zu delegieren. 

* 12 Bei Militärpersonen bleibt in Deutschland nach dem 
Breve vom 19. Sept 1935 neben dem Militärgeistlichen der 
parochus loci zuständig und kann andere Priester dele¬ 
gieren. Jedoch ist cs immer ratsam, die betr. Personen 
an den zuständigen Militärgeistlichen zu weisen. 

* 13 Vielfach haben Bischöfe die Vollmacht, Priestern 
das Recht der Hauskapelle zu erteilen, z. B. wegen an¬ 
dauernder Krankheit. Andere dürfen ohne besondere Er¬ 
laubnis daselbst nicht celebrieren. 

Zu den „hohen Feiertagen“ zählen: Weihnacht, Epi¬ 
phanie, Ostern, Christi Himmelfahrt, Pfingsten, Fron¬ 
leichnam, Mariä Himmelfahrt und Unbefleckte Empfäng- 
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porum). . , so i c hc Personen 

*» Unter „öffentlichen bekannt ist. 

zu verstehen, von denen in -indhaftes Ärgernis er- 

daß sie fortgesetzt ein *^''’ e ^- hlen z . ß. Konkubinarier, 
regendes Leben fuhren. D ‘ mente (nicht schon Vcr- 
Verächter der heiligen S* * . ^ Religionsspötter, 

säutnung der öpferpfheht o nc ^ Religion 

Katholiken, welche ihre Kinder m 

erziehen lassen usw. „-„vetrstationen } n eigener 

*ir. Der Bischof kann die Krc Rit „Herrichten, aber nic- 
Pcrson nach dein gewöhnlichen 2IO ). Priester bc- 

mand dazu delegieren (can- 349 dcr Delegation des 

dürfen eines Apostol. Indu ‘ oropr ius‘' die Kreuzweg- 

Franziskanerordens, dessen ,, Ortsordinarius von die- 

errichtung ist. Gewohnlic t i Delegation betraut, falls 
sein Orden mit dem Hecht der (Rituale Romanum, 
kein Franziskaner Ste le i • ^ Vüllmacht tun- 

Appcndix.) ln allen ’a sc j 10 f s einzuholen. Bisherige 
liehst die Erlaubnis des B ^ ^ 

Mängel sind saniert ( Wallfahren nichts, ob- 

*.« Der CIC bestimmt über das ^ ^ ^ den 
wohl es „mit Recht seit dc " ^„^rten katholischer 
öffentlichen und allgemeine A einnimmt ." Jedoch 

Frömmigkeit einen hervor * 5 Verkehrswesens gestei- 

hat bei dem infolge des '“/““Heiligtümern die CC den 

gerten Wallfahren zu den | r °? C bestimmt e Richtlinien zu 
Ordinarien in jüngster - Rebr ,(, 36 ). 
dessen Regelung gcgcbei ( • ihren religiösen Charakter 

Die Wallfahrten muss« dem Schein der Religion zu 

wahren und dürfen »> dlt un ^c Veranstaltung und Leitung 

Vergnügungsreisen ausar n- hi . che Autorität a n. Die notigen 

geht nur die zuständige bestellen oder müssen wenig 
Komitees sind von ihr - und ihre Vorschriften be¬ 
stens ihre Bestätigung hab dcr Leitu „g ausgewahlter 

folgen. Jede Wallfahrt soll un^ GeistUchen als „moderater 
Männer stehen und vo p re ise sind so niedrig zt 

spiritualis“ begleitet Jjministratio“ gestattet. Jeder 

halten als die »P^fLt fernzuhalten. Es sollen auch 
Schein eines Gewinns ist 
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Leute mit geringen Einkommen sich beteiligen können. 

ic Geistlichen dürfen sich um den „technischen Apparat“ 
nicht annehmen; er ist erprobten Laien zu übertragen, 
die unter der Aufsicht der Autorität alles dem religiösen 

.. '' Verstrebende vermeiden und darauf bedacht sein 

müssen, aß alles mit der christlichen Frömmigkeit über¬ 
einstimmt und sie fördert. 

,1 a ^ie* Kongregation der Universitäten hat angeordnet, 
daß an kathohschen theologischen Hochschulen nichtkatho- 
lsche Textausgaben des Neuen Testaments nicht gebraucht 
werden (i5.Sept. 1933). 

* ’ S Be j s P iele der praesumptio iuris bieten z. B. can. 
L 33 s L demzufolge vergebens gewarnte Geistliche wegen 
Verkehrs oder Zusammenwohnens mit verdächtigen Frauen 
als Konkubinarier gelten und strafbar sind, oder can. 1014. 
demzufolge jede Ehe bis zum Beweis ihrer Nichtigkeit 
als gültig zu behandeln ist. 

Praesumptiones hominis kommen u. a. bei Eheprozcs- 
sen sehr häufig in Anwendung (Indizienbeweis). Die Um¬ 
stände, auf welche sie sich stützen, müssen sein „ccrta 
acta , d. h. nach den gewöhnlichen Beweisregcln sicher 
erwiesen, ferner „facta determinata“, konkrete Tatsachen, 
nicht bloß Meinungen. Eindrücke, Mutmaßungen von Zeu¬ 
gen, und Tatsachen, die mit der Streitfrage in direktem 
Zusammenhang stehen (can. 1828). ln der Regel genügt 
ein Umstand nicht zum Beweis, sondern es bedarf ihrer 
mehrerer. 

Beispiele: Der Richter präsumiert mangelnden Ehe- 
uillen, wenn die Gatten erwiesenermaßen vom Beginn der 
Ehe an ständig in sündhafter Weise die Empfängnis ver¬ 
hütet haben. Daraus folgert man, daß der Wille zur Über¬ 
tragung des ehelichen Rechts (voluntas se obligandi), 
nicht bloß der Wille, die übernommene Pflicht zu erfüllen 
(voluntas implendi) gefehlt hat. 

\\ enn die Braut vor der Hochzeit erwiesenermaßen 
starke und anhaltende Abneigung gegen den Bräutigam an 
den Tag gelegt oder am Hochzeitstage deutliche Zeichen 
von Traurigkeit gegeben hat, so darf man schwere Dro¬ 
hung präsumieren. 

* 19 Zu den causae incidentes gehört z. B. das insbeson- 
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dere bei Strafprozessen häufig verkommende Verfahren 
betr. Ablehnung von Zeugen (can. i/ 8 <>). . h 

Die Zwischenklage weicht von der gewöhnlichen durd 
Kinfachheit ab. Sie kann schriftlich oder mundheh vor¬ 
gebracht werden. Für ihre Behandlung gelten neben den all¬ 
gemeinen Kegeln (vgl. can. 1700 >/-a l,l ’ < °j ' j 

besondere (Zurückweisen, wenn sie grundk« .st ocler de 
1 ’rozeB verschleppen soll). Sie kann nach. *™ 
des Kichters ((Berichts) entweder durch Dekret mrt ' 

'<>' 

forma iudicii (kurze Fristen.) u n diirunß des 

werden. Urteile und Dekrete künuen vor B^nd.gu g 
Haupt Verfahrens vom Richter (Gcnch \> nit dem 

auf Antrag der Karteien, eventuell ™**%Z*ff oder 
promotor mstitiac h/.\\. dt uisor Zwischenurteile 

zurückgezogen werden. Appc • ' zulässig, wenn 

und Dekrete an das höhere Gericht .st nur ^ 

sie von entscheidender 1 ^ dc “[ l | " 1 J. u '^ cines Hauptzeugen 
z. B. bei Ablehnung bzw. - % Bischof bzw. 

(can. iffSn n.h); im fibripcn kann ma • |( . Tag( , nac h 

(V Rekurs einleben. I nst in ’A Klehmmtl der Zwischen- 

M itteilunir lies Entscheids. GcftcnAMchnunR^^ ^ ^ 

Srf™ dÄTcEK«.«-.. — 

5 KP ba, hierbei —IZSTSZ 

Dispensation heim Heilige; v0 n e n Beweis, so soll 

das vorliegende Material nie * Prozesses ergänzen 

es Her Vorsitzende 0 I:«“« c ^ sd , ob „nd den, Gut- 
und die Akten mit dem \ otui Der Defensor hat 

achten des Defensors an die ^ ; Konsumma- 

sich dabei unbedingt auf d.e 

tion der Ehe zu beschranken - c j nem aussichts- 

Ähnlich ist zu verfahren.^ “^„Hindernisses gute 
losen Prozeß wegen irgend ei consu mmatimi ergeben 

(iründe* für ein matrimonium 

(lUÄ Art. 206 ). öffentliche Hindernisse sind z. B. 

* -1 Der Natur n: acl L . d , professio sollemnis. 

Taufe, höhere Weihe, - ‘ ß) ’ bci ji lrer Natur nach nicht 

Der Amtsanwalt kann ( vorheriger Anzeige 
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durch dazu berechtigte Personen und nur unter gewissen 
V °*oi 1SSCtZUngCn Klagen (a. a. O. Art. 38 ff.). 

‘- Diese Exkommunikation ist neuerdings bei „Prie- 
Ull n , ( ™ r b ei diesen!) der Pönitentiarie so streng rescr- 
uiid in'wp- Cn ’ r- au ^ t:r der Todesgefahr gar niemand 
eist urLnt Cm i Fa i C l 0SSprechen kann - also B - nicht in 

asuurgentioderkraft eines Privilegs (P 18.4. 193b und 

h'J Z.. f on,tentiarie gibt keine Dispens von Zöli- 
at, gestattet höchstens unter entsprechenden Voraus- 
, Bedingungen bei weiterem Zusammenleben 

n t der „Frau die heilige Kommunion „more laicorum". 

, iescm -^ecke ist sie auch anzugehen, wenn nach Ab¬ 
solution in Todesgefahr die Krankheit gewichen ist. 
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Konsens s ; Ehckonse«^an 


lungen 291 Konsensmangel 
bei der Eheschließung 

247 ff- . 

Konsistorium 63. 
Konvalidation der Ehe -68. 
Konzil, allgemeines (öku¬ 
menisches) 61 f.; Plenar- 
737; Provinzial- 747 - 
Kooperatoren 104 f. 
Körperverletzung 5371 von 

Geistlichen 33 - __ , 

Korrespondenz der Ordens¬ 
leute 138- 
Krankenöl 180. 

Kreuzweg 3 ° 7 - 

Kriminalprozeß 401. 

Kunst, christliche -74 3 ° 4 * 

Sf’lÄÄ: rö,»i. 
sehe 63 f. 

Laienrecht 1 53 - 

te£t r Apostolischer (legati 
L a 69 ^egatusa,atere 69 e 

Klage 419 - 
liehen Kinder 264. 

Leichenreden 291 *• 
Leichenschändung 5 - 6 - 
Leichenverbrennung 5 - 

r esen verbotener Bücher 5-1. 
teUtwilligeVerfügungen, Än¬ 
derung 385 *• 

Licht, ewiges 304- 

Lichte Augenblicke -48- 
Liebestätigkeit 375 - 
Litterae dimissonae 99 ’ 

cardinationis 3 t f -. > ncar 

dinationis 32- , 

Liturgie, Gesetzgebung der 

Liturgische Bücher 281 299. 
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Lohn 388. 

Lustbarkeiten und Geistliche 

37 - 

Mädchenhandel 538. 
Majoristen 39. 

Mandat, politisches, und 
Geistliche 38. 
Manualstipendien 175. 
Matrinionium conscientiae 
261; legitimum 215; puta- 
tivum 216; ratum 216; ra- 
tum et consummatum 216. 
Medizin, Ausübung durch 
Geistliche 38. 

Meineid 319 524. 
Mendikantenprivileg 141. 
Mensa des Altars 282 ff; 

episcopalis 80. 

Mensur 537. 

Messe, hl., Pflicht des Prie¬ 
sters, sie zu lesen 40; Meß¬ 
feier außerhalb der Kirche 
174 f. 

Meßstipendien 175 f.; Miß. 

brauch mit 525. 
Metropoliten 70 f. 

Metus reverentialis 252. 
Ministranten 174. 

Minoristen 41. 

Missa anniversaria 293; exse- 
quialis 293. 

Mißbrauch des Amtes 550 f. 
Missio canonica 30; für die 
Verkündung des Wortes 
Gottes 323. 

Missionen 327. 

Mitgift 552; bei Frauenorden 
127. 

Mitschuld 484; Mitschuldige 
und Strafe 492. 
Mittäterschaft 484 f. 

Moniales 110. 

Monitio 515. 

Mord 537. 

Musik in der Kirche 301. 


Ne temere, Dekret 255. 

Nichtigkeit der Urteile 442. 
Nichtigkeitsbeschwerde 441 f. 

Niederlassungen der Ordcns- 
leute 112 f. 

Nonnen 110. 

Notare 86 f. 410. 

Notorisch s. öffentlich. 

Nottrauung 260. 

Notwehr 483. 

Novizenmeister 12S. 

Noviziat 125 ff. 

Nüchternheit, Befreiung vom 
Gebot der N. bei der Kom¬ 
munion 178; hl. Messe 173. 

Nuntien 69. 

Obere, höhere, der Klöster 

I IO. 

Offizial 407 f. 

Öffentlich 224 227 480. 

Ölung, Letzte 180; Spendung 
der 117. 

Oratorien 272 280 ff. 

Orden 109 ff.; exemte 110; 
iuris dioecesani 109 f.; iuris 
pontificii 109L; klerikale 
109; laikale 109. 

Ordensähnliche Genossen¬ 
schaften i5of. 

Ordensapostasie 547; Ordens¬ 
flucht 547. 

Ordensgerichte 149. 

Ordensrecht 108 ff. 

Ordinarien 52. 

Orientalen und Trauung 256. 

Ort der Beicht 190; der hei¬ 
ligen Messe 174; der Taufe 
167; der Trauung 258 ; der 
heiligen Weihen 212 f. 

Ortsordinarien 52. 

Osterkommunion 179. 

Pacht 394. 

Pallium 71. 

Papsttum 57 ff.; Papstwahl 60. 


Register. 
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Parochus: actualis 104; amovi- 
bilis 99; habitualis 104» in * 
amovibilis 99: proprius 25. 

Parteifähigkeit 418. 

Pastoralkonferenzen 4 * 54 b. 

Paten : Firmpaten 17 1 ** Tauf¬ 
paten 168 f. 

Patriarchalkirchen 273. 

Patriarchen 70. 

Patronatsrecht 366 ff. 

Pensionen 362. 

Personen: moralische oder 
juristische 26 f.; Willens- 
bildung bei 27. 

Pfarrbücher 103. 

Pfarreien 97 f.; Besetzung der 
99 f.; Teilung der 360 f.; va¬ 
kante, ihre Besetzung 100. 

Pfarrcchte 101. .. 

Pfarrer: Delikte gegen die 
Amtspflichten 547 • Khe ' 
assistenz 256; Enthebung 
der 463 ff-: Recht des Pfar¬ 
rers auf die Beerdigung der 
Pfarrkinder 290; unwider¬ 
rufliche und widerrufliche 
Pf. 99; Versetzung der 11 . 
468 f.; Verfahren gegen 1 (• 

wegen Dienstvernachlassi 

gung 47 2 f- 

Pfarrexamen 100. 

Pfarrkonkurs 100. 

Pfarrkonsultoren 87 '• 

Pf SÄ,^,ünd.Ä 373 . 

Pifgerzüge 312 57 1 - , 

Plätze in der Kirche j 

Pönitentiarie 67. 

Pontificalia 80 82 . di . 

Portio paroecialis bei 1 
gungen 292. 

Postulat 124 »• . irjrcäen- 

Postulation für ein 1 
amt zl8. 


Potestas: delegata 54 ff 1 ordl ‘ 
naria 52 ff. 

Praeceptum (Strafe) 510. 
Präfekten, Apostolische 7 * * ; 
Prälaten: die hohen 70 ff-» 
die niederen 72 f.; Ehren¬ 
prälaten 70; Prälaten nul¬ 
lius 72 f.; zählen zu den 
Ordinarien 52. 

Präsentation: auf Pfarreien 
durch das Volk 368; auf 
eine Pfründe 368. 

Präskription 381 ff.^ 
Praesumptionen 433 - 
Predigt 325 f *. r 

Presbyter assistens 1 /j «• 
Presbyterat i 97 - 

Priesterweihe 190 
Primarvereine 162. 

Privileg” t 4 °ff* Altarprivileg 
1 o' P. des altare porta- 
tile ' 1741 Privilegien der 
4btei42; des geistl. Stan- 

des 33 ff und d J; n orSe U ns g 

derselben 34 ; der S".* 

irs- 

num 265 f- und Zuständig¬ 
keit des Hl- Offiziums 64. 

Procuratio abortus 53 b- 
Professio religiosa 129 ff-» be¬ 
wirkt Exkardination 32, 
einfache 130 f.I feierliche 
r n f. und ihre Wirkung 
auf das matrinionium ra- 
tum 264. 

Prokuratoren bei Pr0 * essc " 

A20. beim Eheprozeß 455 - 

Promulgation : derGesetze des 
Apost. Stuhles 6 ; der bi¬ 
schöflichen Gesetze 6 . 
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Propräfekt 72. 

Protonotar 568. 

Provida, Konstitution 255. 
Provikar 72* 

Prozeßfähigkeit 418; Prozeß¬ 
führung durch Verwalter 

389. 

Prozessionen 310ff.; an Fron¬ 
leichnam 311. 

Publikation des Prozesses 436. 

Quasi-Domizil 24 f. 
Quasi-Pfarreien 98. 

Rat anderer, bisweilen zu 
rechtlichen Handlungen er¬ 
forderlich 29. 

Rat für das Seminar 329. 
Räte der Ordensobern 114. 
Rechtsfähigkeit in der Kirche 
23. 

Rechtsmittel s. Berufung, Re¬ 
kurs. 

Rechtsvermutung 433. 
Reduktion: letztwilliger Ver¬ 
fügungen 385 f.; von hei* 
hgen Messen 386; von 
onera perpetua missarum 
559 der Stiltungsverpflich- 
tungen 399. 

Regularen iio. 

Rekonzdiation d. Kirchen 279. 
Rektorate 106 f.; Rektorats¬ 
kirchen 107 f. 

Rekurs gegen Strafbefehl 497 
510; Verwaltungsmaßnah¬ 
men (Dekrete) 414 463; 
Zwischenurteile(=Dekrete) 

440 . 

Religiöse iiq. 

Reliquien 308 ff.; im Altar- 
sepulcrum 283 f. 
Reparationen am Haus des 
Benefiziaten 373; von Bil¬ 
dern 307. 

Res iudicata 433 f. 

Reservatio in pectore 63. 


Reservation der Sünden 187 ff. 
kesidenzpflicht: Strafe für 
Vernachlässigung der 546; 
Verfahren bei Verletzung 
der 469 f.; ihre Verletzung 
bewirkt unter Umständen 
ipso facto Verlust des Am¬ 
tes 50. 

Reskript 12 ff.; Reskripte des 
Apostol. Stuhles 12; der 
Bischöfe 12; Erschleichung 
solcher durch falsche An¬ 
gaben 541. 

Restitutio in integrum 444 f. 
Revers bei gemischten Ehen 
234 - 

Richter, Absetzbarkeit der 
4°7 . 

Ring, Tragen eines 36. 

Rota, römische 413 f. 
Rückfall 484. 

Rückversetzung der Geist¬ 
lichen in den Laienstand 41. 
Rüge 516. 

Sachverständige bei Prozes¬ 
sen 432. 

Sacrarium 313. 
Sakramentalien 180 ff. 
Sakramente 165 ff; dürfen 
Häretikern und Schisma¬ 
tikern nicht gespendet wer¬ 
den 165 f. 

Sakramentshäuschen 303. 
Sakrileg 525. 

Sammlungen 380. 

Sanatio in radice 270 f 506. 
Schauspiele 37. 

Scheinehe 216. 

Schenkung 383; von Kirchen- 
393 - 

Schiedsgericht 447. 

Schisma 518; Schismatiker 
322. 

Schizophrenie 248. 
Schlußverhandlung 437. 
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Schuld 481; Mitschuld 484* 
Schule 335 f.; und Orden 152. 
Schwägerschaft 26; als Ehe¬ 
hindernis 242 f. 

Sedisvakanz 94 f 
Segen, päpstlicher 19 1 - 
Sekte: akatholische 5 lb « 

atheistische 233 5 1 9 - 
Selbstmord 536. 
Scligsprechungsprozeß 475 
Seminarien 327 ff 
Sendung, kanonische 30. 
Sepulcrum, bei Altären 203. 
Sicherheitshaft 45 2 - 
Siebenhändereid 457 - 
Signalura Apostolica 414 • 
Simonie 163 3^9 544 549 * 
simonia iuris divim 163 t., 
iuris ecclesiastici 164 »• 
Simulierung der Beichtab¬ 
nahme 524; der heiligen 
Messe 523. 

Simultangottesdienst 17 5 • 
Skrutinien vorder Weihe -10. 

Sodalitäten 1 59 - .. 

Sollizitation 190, Versäumung 
der Anzeige 544 - 
Soziale Vorschriften 308. 
Speisekelch 304. 

Spolienrecht 3 ' 4 - 

Staatssckretariat 6b. 

Stände in der Kirche 3 °- 

Standespflichten der Geis 

liehen 35 ff- ^ 

Sterbesakramente, l ire S P , 

düng in Häusern klerikaler 
Orden 117: > n H ? U ^”J re . 

££Ä: U Sf&- 

Sterilität * 1 236^.; künstliche 

Steuer für das Seminar 328 f. 
Stiftungen, ; 39 Stif- 

Stiftungsbuch 399 • 
tungsrat 277- • 


Stipendia ad instar manuali- 
um 175; fundata 175 > nla ' 
nualia 1 75 * ,, . . 

Stolgebührcn 101 166; oei 

der Trauung 25S. 
Strafaufschub 510. 
Strafbarkeit der nicht sank¬ 
tionierten Gesetze (Befehle. 

4S9. 

Strafbefehl 44 8 497 5 10 -. 
Strafen 486 ff.: ab homine 
und a iure 487: ferendae 
sententiae 487; J a,ae sen ' 

tentiae 487 49 * 493 * 

Strafgewalt 488 ff. 
Strafnachlaß 494 f 
Strafprozeß 447 f 

Studienordnung in geistlichen 

Genossenschaften ijj »• 

Subdelegieren 54 - _ 

Subdiakonieren durch Tonsu 
risten und Minoristen 207. 
Sühneversuch bei Eheklagen 

Summarisches Verfa ' ,r ^ bel 

Ehehindernissen 459 *• 
Sünden, reservierte H >7 tt. 
Supellex sacra 312 ff- 

Siss?* 

der Jurisdiktion 55 ^ 
Suspension 5° 8 ’j? or ' 

mata conscientia 47 j *• 
Symbola fidei 35 °- , 

Synodalexaminatoren 87 . 

Synodalrichter 408. 

Tabernakel 304. 
Tametsi-Dekret 255. 

Tänze 37 - 

Taufbuch I 7 °- . • 

Taufe, feierliche 166 ff, pri¬ 
vate (Nottaufe) 167. 
Tausch, Pfründetausch 374 - 
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Taxen 381; bei Beerdigungen 
292; bei Ehedispensen 231; 
Überforderung bei T. 552. 

Teilnahme an Verbrechen 
484 f- [20 f. 

Tempus continuum 21; utile 

Termine 416 f. 

Testament 383; der Geist¬ 
lichen 314. 

Testimonium laudis m. 

Theater und Geistliche 37. 

Tischtitel 205. 

Titel, der kanonische 205 f. 

Titularbischöfe 82. 

Tonsur 31 36 200 203. 

Totenbuch 291. 

Totentafeln in Kirchen 287. 

Toterklärung 229 239. 

Tracht, Ablegung der geistl. 
545 f- 

Tragaltar 282. 

Trauung 254 fT; akatholische 
234; Doppeltrauung 234; 
bei Nichtigkeitserklärung 
der Ehe 459; vor dem aka- 
tholischen Geistlichen 522. 

Trauungsform der Katholiken 
256; der Nichtkatholiken 
261 f. 

Treibjagd 37. 

Tributum seminaristicum 
328 f. 

Überlistung 287. 

Üble Nachrede 538. 

Union der Pfründen 359. 

Universität, katholische 336. 

Unsittlichkeit der Majoristen 
540. 

Untersuchungsrichter 450. 

Urlaub der Pfarrer 102. 

Urteil 437 ff; rechtskräftiges 
443 - 

Vacante sede und Aufgabe 
der Kardinäle 63. 


Vagi und Kirchengesetz 8. 

Veräußerung von Kirchengut 
39 1 535 * kostbarer Bilder 
307; von Reliquien 309. 

Verbotene Bücher 345 ff. 521; 

Fakultät zur Leseerlaubnis 
. 557 - 

V erbrechen, Begünstigung 
des 484 f.; als Ehehinder¬ 
nis 245; von Laien 539. 

Verehrung der Bilder 307; 
der Engel, Heiligen und 
Seligen 299 306 f.; der Re¬ 
liquien 308 f. 

Vereidigung der Zeugen 430. 

Vereine, fromme 159 f.; ka¬ 
tholische 154 f.; kirchliche 
154 fr.; politische 155; ver¬ 
botene 157; Zulassung zu 
Beerdigungen 291; zwi- 
schenpfarrliche i6of. 

Vereinsabzeichen 276. 

Vereinsrecht 154 f. 

Vcrgeltungsstrafen 510 fr. 

Vergleich 446. 

Verjährung 301 ff.; der Klage 
422 ff. 

Verkündung der Ehe 220 ff.; 
der Weihekandidaten 211. 

Verletzung einer Kirche 526. 

Verlöbnis 217. 

Vermächtnisse 384. 

Verpachtung 394; von Pfrün¬ 
degütern 373. 

Verpfändung 393. 

Versäumnis 435. 

Verschollenheit 229. 

Verschwörung 527. 

Versetzung 50 f.; der Pfarrer 
5i- 

Versuch 485 f. 

Verteidigung 436. 

Verträge 389 f. 

Vertragsrecht 390. 

Verunehrung des Allerheilig¬ 
sten 523» 
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Verwaltung des Kirchenguts 
3S6; Verwalter von Kir- 
chengütern 3^7 

Verwaltungsverfahren 4 o1 

462 ff. 

Verwarnung 5 1 4 - . . . 

Verwandtschaft: geistliche 

243; bewirkt durch die 
Taufe 169 und Firmung 
1 7 1; gesetzliche 232 f. 243 - 
Verweis 5 < 6 ; gerichtlicher 

Verlieht auf ein Kirchenamt 
48 f.; auf eine Pfründe 374 » 
auf Privilegien des geist¬ 
lichen Standes nicht ge¬ 
stattet 34: des Papstes 60, 

stillschweigender 49 - 
Veto bei der Papstwahl 6 o. 
Viatikum 178; > n Hausern 
der Klcrikalordcn " 7 - 
Vicarius adiutor 104. C 0 °P? 

rator 104 f.; ceconomus 106 ■ 
paroecialis 103 f.. P cr P® 
tuus 360; substitutus 105. 
supplens 105. , 

Vierstündiges Gebet 306. 

Vigilantia (Strafe) 5 10. 
Vikare, Apostolische 7 1 *• 

nisse 251 ff- o.-nasto- 

S'ÄÄU 

Vita communis 548; der Geist- 
vörbehaUc' bei der Ehe- 
Vorbildung*' d®*^' Theologen 

33 ° t 

Vorladung 425 *• 


Vormundschaft, Ausübung 
durch Geistliche 38. 
Voruntersuchung 45 °- 
Votivgeschenke 39 * • 

Waffentragen 37 - 
Wahl des Bischofs 77 - des 
Kapitularvikars 94 ; der 
Obern in den Klöstern 115. 
des Papstes 60. 

Wahlen durch moralische I er- 
sonen 27; zu einem kirch¬ 
lichen Amt 46 ff- ,n 
wählen bei Pfarreien j68. 
Wallfahrten 312 57 1 -. ... 

Weihbischof s. Hilfsbischofe. 
Weihegewalt und Delegation 

Weihehindernisse 2oSf. 

Weihen, höhere 197 •£ ,s , 

hindernis 244; niedere 97 - 
Weiheprozeß 460 fi. 
Wiedereinsetzung in den vori¬ 
gen Stand 422 444 »- 

Willensbildung bei mora¬ 
lischen Personen 27. 
Wohlfahrtspflege 375 - 
Wohnsitz 24 f. 

Zeit geschlossene259; öster¬ 
liche . 79 : der Weiheertei- 
lung 212. 

Kirche 174 ; Zelebrat.ons. 
gebühr 3 ! 5 * 

Zelebret I 7 2 - 

Zensoren 344 - homin e 

z “;;rVK 497; «~ 

Zeugerh Ss.Uehe «» ■ j*j 
der Nottrauung 260 f., bei 
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der ordentlichen Trauung 
258; bei Prozessen 429 fr.; 
beim Verlöbnis 217 f. 

Zeugnisse der Ordinanden 
210. 

Zins 397. 

Zivilehe 262 ; und kirchliche 
Trauung nach dem Kon¬ 
kordat 262. 


Zivilprozeß 401. 

Zölibat 39. 

Zustimmung anderer bei 
Handlungen der Vorgesetz¬ 
ten 29. 

Zwang und Furcht als Ehe- 
hindernis 251 f.; bei der 
Eheassistenz 257; bei der 
Weihe 42 210. 
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